3. Sondersitzung des Sozial- und
Kulturausschusses
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Kothen (Anhalt), 31.01.2017

- Bekanntmachung -

zur 3. Sondersitzung des Sozial- und Kulturausschusses
am Donnerstag, dem 09.02.2017 um 18:30 Uhr

Grol3er Sitzungsraum 217, Wallstral3e 1-5

06366 Kéthen(Anhalt)

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich lade Sie zu der oben benannten Sitzung recht herzlich ein.

Vorgesehene Tagesordnung:

TOP

1

11

21
2.2
2.3
2.4

2.5

2.6
2.7

3
3.1
3.2

3.3
3.4

Thema
Eroffnung

Feststellung der Beschlussféhigkeit und der OrdnungsmaRigkeit der
Ladung

Behandlung der 6ffentlichen TOPs

Bestétigung der Niederschrift der letzten Sitzung (6ffentlicher Teil)
Informationen der Verwaltung (6ffentlicher Teil)

Bestatigung der Tagesordnung (6ffentlicher Teil)

Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Uber die Aufnahme und Betreuung von
Kindern in den kommunalen Tageseinrichtungen

Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) tber die Erhebung von
Kostenbeitragen fur die Inanspruchnahme von Angeboten der Férderung
und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Tagespflege
(Elternbeitragssatzung)

Gesellschaftsvertrag der Kéthen Kultur und Marketing GmbH (KKM)
Anfragen und Anregungen (6ffentlicher Teil)

Behandlung der nichtéffentlichen TOPs

Bestétigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtoffentlicher
Teil)

Informationen der Verwaltung (nichtéffentlicher Teil)

Bestatigung der Tagesordnung (nichtoffentlicher Teil)

Anfragen und Anregungen (nichtoffentlicher Teil)

Mit freundlichen GriRen

Christina Buchheim
Ausschussvorsitzende

Vorl.

2017011/1

2017010/1

2017024/1



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum : 09.02.2017

Sitzung . 3. Sondersitzung des Sozial- und Kulturausschusses

Vorlage-Nr. : 2017010/1

TOP 2.5 . Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Gber die Erhebung von
Kostenbeitragen fir die Inanspruchnahme von Angeboten der
Forderung

und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in
Tagespflege
(Elternbeitragssatzung)

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Sozial- und SOLL Stimmberechtigte 11
Kulturausschuss
Sitzung am 09.02.2017 IST Stimmberechtigte 11
TOP 2.5 Befangen 0
Ja-Stimmen 11
Nein-Stimmen 0
Beschluss zuriickgestellt Enthaltungen 0

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Kéthen (Anhalt), 10.02.2017

Alexander Frolow
Dezernent



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum : 09.02.2017

Sitzung . 3. Sondersitzung des Sozial- und Kulturausschusses
Vorlage-Nr. : 2017011/1

TOP 2.4 . Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Gber die Aufnahme und

Betreuung von
Kindern in den kommunalen Tageseinrichtungen

Protokolltext

Abstimmungsergebnis:

Gremium Sozial- und SOLL Stimmberechtigte 11
Kulturausschuss
Sitzung am 09.02.2017 IST Stimmberechtigte 11
TOP 2.4 Befangen 0
Ja-Stimmen 11
Nein-Stimmen 0
Beschluss zuriickgestellt Enthaltungen 0

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Koéthen (Anhalt), 10.02.2017

Alexander Frolow
Dezernent



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Protokollauszug

Datum : 09.02.2017

Sitzung . 3. Sondersitzung des Sozial- und Kulturausschusses

Vorlage-Nr. : 2017024/1

TOP 2.6 . Gesellschaftsvertrag der Kéthen Kultur und Marketing GmbH
(KKM)

Protokolltext
Abstimmung zum Antrag von StR Reisbach, die KKM an den Landkreis zu lGbertragen
und die Stadt von allen Pflichten zu entbinden.

Abstimmung: 1 Ja 10 Nein 0 Enthaltungen

Abstimmungsergebnis:

Gremium Sozial- und SOLL Stimmberechtigte 11
Kulturausschuss
Sitzung am 09.02.2017 IST Stimmberechtigte 11
TOP 2.6 Befangen 0
Ja-Stimmen 3
Nein-Stimmen 1
Beschluss laut BV Enthaltungen 7

Die Ubereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Koéthen (Anhalt), 10.02.2017

Alexander Frolow
Dezernent



Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2017010/1

Dezernat: Dezernat 3 aktuelles Gremium Sitzung am: 09.02.2017
Sozial- und TOP: 25
Kulturausschuss

Amt: Amt 40 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2017010/1
Az.: erstellt am: 16.01.2017

Betreff

Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Gber die Erhebung von
Kostenbeitragen fur die Inanspruchnahme von Angeboten der Férderung
und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Tagespflege
(Elternbeitragssatzung)

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin | Ergebnis
1]09.02.2017: Sozial- und Kulturausschuss 09.02.2017 | zuriickgestellt
2(14.02.2017: Hauptausschuss 14.02.2017 |entspr. prot. And.
3128.02.2017: Stadtrat 28.02.2017 |entspr. prot. And.

Mitzeichnungspflicht

Person Unterschrift Datum

Alexander Frolow 31.01.2017

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlie3t die anliegende Satzung der Stadt Kéthen
(Anhalt) Gber die Erhebung von Kostenbeitragen fir die Inanspruchnahme von Angeboten
der Férderung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und Tagespflegestellen
(Elternbeitragssatzung)

Gesetzliche Grundlagen:
8§ 90 SGB VI
88 5,8 und 45 Abs. 2 Nr. 1 KVG LSA; § 13 KiF6G LSA






Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Entsprechend dem Gesetz zur Anderung des Kinderforderungsgesetzes und anderer
Gesetze vom 23.Januar 2013 ist es erforderlich, die derzeit glltige Satzung Uber die
Erhebung von Kostenbeitragen fiir die Inanspruchnahme von Angeboten der Férderung und
Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Tagespflege (Elternbeitragssatzung)
vom 01.08.2013 aulRer Kraft zu setzen und eine neue Elternbeitragssatzung fir die Stadt
Kdthen (Anhalt) zu erlassen.

Das 0. g. Gesetz regelt ab 01.08.2013 den § 3 Abs. 1 in folgender Fassung: ,(1) Jedes Kind
mit gewohnlichem Aufenthalt im Land Sachsen-Anhalt hat bis zur Versetzung in den 7.
Schuljahrgang einen Anspruch auf einen ganztagigen Platz in einer Tageseinrichtung “ und
nach Abs. 3 gilt: ,(3) Ein ganztagiger Platz umfasst fur Kinder bis zum Beginn der
Schulpflicht ein Férderungs- und Betreuungsangebot bis zu 10 Stunden je Betreuungstag
oder bis zu 50 Wochenstunden. Fur Schulkinder umfasst ein ganztagiger Platz ein
Forderungs- und Betreuungsangebot von 6 Stunden je Schultag; wahrend der Schulferien
gilt Satz 1 entsprechend.

Der ortliche Trager der Jugendhilfe vertritt daher die Auffassung, dass am Mal3stab des
Gesetzes die bisherige Staffelung flr die Betreuungszeiten zu eng bemessen ist. Nach der
Intension des Gesetzgebers ist den Eltern eine flexiblere Gestaltung in der Auswabhl der
Betreuungszeiten zu ermdglichen. Entsprechend § 3 Abs. 6 des KiF6G haben die Eltern das
Recht, den taglichen Betreuungsbedarf geman ihren individuellen Bedurfnissen zu wahlen.
Zu diesem Zweck soll eine neue Stundenstaffelung eingefiihrt werden. Der Vorschlag ist, die
Staffelung ab 5 Stunden bis 10 Stunden stiindlich zu erméglichen. Das heil3t, dass die
Auswahl zwischen 5, 6, 7, 8, 9 und 10 Stunden taglich erfolgen kann. Das gilt fiir die Kinder
in den Altersgruppen bis und tber 3 Jahre. Fur Kinder die den Hort besuchen, erfolgt die
Staffelung in 4 und 6 Stunden, jeweils ohne und mit Ferienbetreuung.

In der bisherigen Elternbeitragssatzung sind die Betreuungszeiten nach 5, 7 und 10 Stunden
gestaffelt. Das gilt fur den Bereich unter drei Jahren und fiir den Bereich Uber drei Jahren.
Fur die Hortbetreuung gibt es nur eine Betreuungszeit von 6 Stunden mit Ferienbetreuung.
Die neue Elternbeitragssatzung soll den individuellen Bedurfnissen der Eltern Rechnung
tragen.

Die Elternbeitragssatzung wird fur alle Einrichtungen der Stadt Kéthen (Anhalt) erlassen.

8 12 b KiFOG besagt, soweit der Finanzbedarf eines in Anspruch genommenen Platzes in
einer Tageseinrichtung oder einer Tagespflegestelle nicht vom Land und dem jeweiligen
ortlichen Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe gedeckt wird, hat die Gemeinde, in deren
Gebiet das Kind seinen gewdhnlichen Aufenthalt hat, den verbleibenden Finanzbedarf in
Hohe von mindestens 50 v. H. zu tragen.

Die Elternbeitrdge wurden in der Gebuhrenkalkulation ermittelt. Naheres hierzu ist der
anliegenden Kalkulation und den Erlauterungen zur Kalkulation zu entnehmen. Im Ergebnis
wird die Kostenverteilung Eltern und Gemeinde mit jeweils 50 % dargestellt. Eine
abweichende Festlegung ist mdglich. Vor dem Hintergrund der angespannten
Haushaltssituation wurde daher in der Anlage 4 eine Variante dargestellt, welche den
maximalen Kostendeckungsbeitrag zu Lasten der Stadt im Krippenbereich auf 59,89 %, im
Kinderbereich auf 50,63 % und im Hortbereich auf 54,89 % festschreibt. Die hieraus
resultierenden Elternbeitrage sind der Anlage zu entnehmen.

Der § 13 Abs. 2 KiF6G—Kostenbeitrage - regelt unter anderem Folgendes: ,Der
Kostenbeitrag wird durch die Gemeinde, Verbandsgemeinde oder
Verwaltungsgemeinschaft, in deren Gebiet das Kind seinen gewohnlichen Aufenthalt hat,



nach Anhorung der Trager von Tageseinrichtungen und der Gemeindeelternvertretung,
festgelegt. Die Festlegungen bedirfen der Zustimmung des 6rtlichen Tragers der
offentlichen Jugendhilfe”.

Beginnend am 17.01.2017 finden die Anhérungen der Trager der Tageseinrichtungen der
Stadt Kéthen (Anhalt) sowie der Elternkuratorien gemaf 819 Abs.4 Nr. 5 der kommunalen
Tageseinrichtungen der Stadt Kéthen (Anhalt) statt. AuRerdem wird in dieser Zeit die
Gemeindeelternvertretung angehort.

Zeitgleich wird dem ortlichen Trager der offentlichen Jugendhilfe (Jugendamt des
Landkreises Anhalt-Bitterfeld) die Elternbeitragssatzung vorgelegt. Das Inkrafttreten der
Satzung ist von der vorherigen Zustimmung des ortlichen Tragers der Jugendhilfe zu der
beschlossenen Satzung abhangig.

Die Elternbeitragssatzung wird zudem an das Kommunalaufsichtsamt, Sachgebiet
Allgemeine Kommunalaufsicht mit der Bitte um Stellungnahme bzw. die Erteilung von
Hinweisen Ubergeben.

Zukunftig, mit Wirkung ab dem 01.01.2018, soll die Erhebung des Kostenbeitrages durch die
Trager der Tageseinrichtungen erfolgen. Es soll somit von der Befugnis aus § 13 Abs. 3
Satz 2 KiF6G Gebrauch gemacht werden.

Da die Trager der Tageseinrichtungen die dafir notwendigen Voraussetzungen erst
schaffen miissen, ist eine Ubergangsfrist vorzusehen. Da das Gesetz nur die
Tageseinrichtungen und nicht auch die Tagespflegestellen erwdhnt, werden die
Kostenbeitrage fir diese weiterhin durch die Stadt erhoben.



py o
Anlage 1 - Entwurf der Elternbeitragssatzung.pdf
y o
Anlage 2 - ERternbeitragssatzung vom 21.06.2013.pdf
"X "X
Anlage 3 - Erlduterung Gebiihrenkalkulation.pdf Anlage 3 - Tabelle 1.pdf
X X "X
Anlage 3 - Tabelle 2.pdf Anlage 3 - Tabelle 3.pdf Anlage 3 - Tabelle 4.pdf
X X
Anlage 3 - Tabelle b.pdf Anlage 3 - Tabelle 6.pdf
y

Anlage 4 - Gebiihrenvergleich mit Yorschlag.pdf



Satzung der Stadt Kothen (Anhalt) Gber die Erhebung von Kostenbeitragen fiur die In-
anspruchnahme von Angeboten der Férderung und Betreuung von Kindern in Tages-

einrichtung und in Tagespflege (Elternbeitragssatzung)

Aufgrund der 88 5, 8 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) in Verbindung mit 8 13 des
Gesetzes zur Forderung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Tages-
pflege des Landes Sachsen-Anhalt (KiF6G) vom 05.03.2003 (GVBI. LSA S 48), zuletzt ge-
andert durch Gesetz vom 22.09.2016 (GVBI. LSA S. 246), hat der Stadtrat der Stadt Kdthen
(Anhalt) nach Anhorung der Trager von Tageseinrichtungen und der Gemeindeelternvertre-
tung sowie mit Zustimmung des ortlichen Tragers der offentlichen Jugendhilfe in seiner Sit-

zung am 28.02.2017 folgende Elternbeitragssatzung beschlossen:

§1
Gegenstand, Entstehung und Falligkeit des Kostenbeitrages

D) 1Fur die Inanspruchnahme von Angeboten der Férderung und Betreuung von Kindern
in Tageseinrichtungen und in Tagespflegestellen (Kinderbetreuung) werden nach MaRgabe
dieser Satzung Kostenbeitrage erhoben. 2Satz 1 gilt auch fir Kinder, die Angebote der Kin-
derbetreuung von Tragern gemal § 9 Abs. 1 Nrn. 2 und 3 KiF6G im Stadtgebiet in Anspruch
nehmen. 3Satz 1 gilt ferner fur Kinder, die ihren gewohnlichen Aufenthalt in der Stadt Kéthen
(Anhalt) haben und aufRerhalb des Stadtgebietes im Land Sachsen-Anhalt Angebote der

Kinderbetreuung in Anspruch nehmen.
(2) Der Kostenbeitrag entsteht unabhéngig von der tatsachlichen Inanspruchnahme der
Kinderbetreuung mit Beginn eines Betreuungsvertrages oder der entsprechenden Zuteilung

eines Betreuungsplatzes durch Verwaltungsakt.

3) Der Kostenbeitrag wird jeweils zum 25. eines jeden Monats fallig, wenn nicht ein spa-

terer Zeitpunkt bestimmt oder vereinbart ist.

§2
Kostenbeitragsschuldner

!Kostenbeitragsschuldner sind die Eltern oder die sonst Personensorgeberechtigten.

2Mehrere Kostenschuldner haften als Gesamtschuldner.
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§3
Hohe des Kostenbeitrages

(2) !Die Hohe des kalendermonatlichen Kostenbeitrages fir die Inanspruchnahme von
Angeboten der Forderung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Tages-

pflegestellen richtet sich nach der Art der Betreuung und der Betreuungsdauer.

(2) Der Kostenbeitrag fur Kinder unter 3 Jahren betragt fuir eine Betreuungsdauer von bis

Zu:
a 5 Stunden taglich 190,00 Euro/monatlich
b. 6 Stunden taglich 202,00 Euro/monatlich
C. 7 Stunden taglich 214,00 Euro/monatlich
d 8 Stunden taglich 226,00 Euro/monatlich
e 9 Stunden taglich 238,00 Euro/monatlich
f 10 Stunden taglich oder 50 Wochenstunden 250,00 Euro/monatlich

3) Der Kostenbeitrag fir Kinder von 3 Jahren bis zum Schuleintritt betragt fir eine Be-

treuungsdauer von bis zu:

a 5 Stunden taglich 106,00 Euro/monatlich
b 6 Stunden taglich 126,00 Euro/monatlich
C. 7 Stunden taglich 146,00 Euro/monatlich
d 8 Stunden taglich 166,00 Euro/monatlich
e 9 Stunden taglich 186,00 Euro/monatlich
f. 10 Stunden taglich oder 50 Wochenstunden 206,00 Euro/monatlich

(4) Der Kostenbeitrag fir Schulkinder betragt fur eine Betreuung wahrend der Schulzeit

von bis zu:

a 4 Stunden taglich, ohne Ferienbetreuung 69,00 Euro/monatlich
b. 6 Stunden taglich, ohne Ferienbetreuung 79,00 Euro/monatlich
c 4 Stunden taglich; mit Ferienbetreuung 99,00 Euro/monatlich
d 6 Stunden taglich; mit Ferienbetreuung 111,00 Euro/monatlich

(5) Fur Familien mit einem Kindergeldanspruch fir zwei oder mehr Kinder, die gleichzei-
tig in Tageseinrichtungen oder Tagespflegestellen geférdert und betreut werden, ist der ge-
samte Kostenbeitrag gemal Absatz 1 ab dem 01.01.2014 auf 160 v. H. des Kostenbeitra-
ges, der fir das alteste Kind zu entrichten ist, begrenzt. 2Schulkinder bleiben bei der Festset-

zung der Hohe des Kostenbeitrages nach Satz 1 unbertcksichtigt.
(6) Bei einem Wechsel der Betreuungsart (Kinderkrippe, Kindergarten, Hort) oder der

Betreuungswochenstunden innerhalb eines laufenden Kalendermonats ist fir diesen Kalen-

dermonat der jeweils héhere Kostenbeitrag festzusetzen.
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) Kosten, die durch Leistungen der Tageseinrichtungen entstehen, die Gber die gesetz-

liche Verpflichtung nach dem KiF6G hinausgehen, werden je Einzelfall erhoben.

84
Erhebung

(2) !Der Kostenbeitrag wird bis zum 31.12.2017 durch die Stadt Kéthen (Anhalt) fir alle
Kinder erhoben, die in Kéthen (Anhalt) ihren gewohnlichen Aufenthalt haben. 2Mit Wirkung
ab dem 01.01.2018 erfolgt die Erhebung des Kostenbeitrages durch den Trager der Tages-

einrichtung.

2 Die Stadt Kéthen (Anhalt) kann den Kostenbeitrag durch Verwaltungsakt festsetzen.

§5
Mitwirkungspflichten der Trager von Tageseinrichtungen und Tagespflege

Die Trager von Tageseinrichtungen und Tagespflege haben der Stadt Kéthen (Anhalt) un-
verzuglich jede Begriindung, Beendigung oder Anderung eines Betreuungsverhaltnisses

schriftlich anzuzeigen.

§6
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in weiblicher und méannlicher Form.

87
Inkrafttreten

D) Diese Satzung tritt am 01.04.2017 in Kraft.
2) Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Uber die Erhebung von Kos-
tenbeitrdgen fir die Inanspruchnahme von Angeboten der Férderung und Betreuung von

Kindern in Tageseinrichtungen und in Tagespflege (Elternbeitragssatzung) vom 21.06.2013

aulRer Kraft.
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Kdthen (Anhalt), 01.03.2017

Bernd Hauschild
Oberburgermeister (Siegel)
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1 - Entwurf der Elternbeitragssatzung.pdf


EltBeitrS 40-020

SATZUNG DER STADT KOTHEN (ANHALT) UBER DIE ERHEBUNG VON KOSTENBEITRA-
GEN FUR DIE INANSPRUCHNAHME VON ANGEBOTEN DER FORDERUNG UND BETREU-
UNG VON KINDERN IN TAGESEINRICHTUNG UND IN TAGESPFLEGE (ELTERNBEITRAGS-
SATZUNG)

vom 21.06.2013 (AmtsBI. 07/2013)

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

8 8
Gegenstand, Entstehung und Félligkeit des 1 Mitwirkungspflichten der Trager von Ta- 5
Kostenbeitrages geseinrichtungen und Tagespflege
Kostenbeitragsschuldner 2 Sprachliche Gleichstellung 6
Hohe des Kostenbeitrages, Kappungsgrenze 3 Inkrafttreten 7
Erhebung 4

Aufgrund der 88 4, 5, 6, 8 und 44 der Gemeindeordnung fir das Land Sachsen-Anhalt (GO LSA)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 10.08.2009 (GVBI. LSA S. 383), zuletzt gedndert
durch Gesetz vom 30.11.2011 (GVBI. LSA S. 814), in Verbindung mit 8§ 13 des Gesetzes zur For-
derung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Tagespflege des Landes Sach-
sen-Anhalt vom 05.03.2003 (GVBI. LSA S. 48) zuletzt geéndert durch Gesetz vom 13.12.2012
(GVBI. LSA S. 38) hat der Stadtrat der Stadt Kothen (Anhalt) nach Anhdrung der Trager von
Tageseinrichtungen und des Stadtelternbeirates sowie mit Zustimmung des ortlichen Tragers
der offentlichen Jugendhilfe in seiner Sitzung am 20.06.2013 folgende Satzung beschlossen:

8 1. Gegenstand, Entstehung und Falligkeit des Kostenbeitrages. (1) Fur die Inan-
spruchnahme von Angeboten der Férderung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen
und in Tagespflege eines Tragers gemalk § 9 KiF6G (Kinderbetreuung) werden nach Maligabe
dieser Satzung Kostenbeitrage erhoben.

(2) Der Kostenbeitrag entsteht unabhéngig von der tatséachlichen Inanspruchnahme der Kin-
derbetreuung mit Beginn eines Betreuungsvertrages oder der entsprechenden Zuteilung eines
Betreuungsplatzes durch Verwaltungsakt.

(3) Der Kostenbeitrag wird jeweils zum 25. eines jeden Monats fallig, wenn in dem Kostenbei-
tragsbescheid kein anderer Zeitpunkt festgesetzt ist.

§ 2. Kostenbeitragsschuldner. !Kostenbeitragsschuldner sind die Eltern. 2Sie haften als Ge-
samtschuldner.
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40-020 EltBeitrS

§ 3. Hohe des Kostenbeitrages, Kappungsgrenze. (1) Die Hohe des Kostenbeitrages fur
die Inanspruchnahme von Angeboten der Férderung und Betreuung von Kindern in Tagesein-
richtung und in Tagespflege wird wie folgt festgesetzt:

Betreuungsart Betreuungsumfang Kostenbeitrag pro Kind und ange-
in Stunden fangenem Kalendermonat
bis 10 198,00 €
unter 3 Jahre (Kinderkrippe) bis 7 167,00 €
bis 5 131,00 €
. ) bis 10 157,00 €

von 3 Jahren bis zum Beginn .
. . bis 7 135,00 €

der Schulpflicht (Kindergarten) .
bis 5 110,00 €
Schulkind (Hort) 63,00 €

(2) 'Fuar Familien mit einem Kindergeldanspruch fiir zwei oder mehr Kinder, die gleichzeitig in
Tageseinrichtungen oder Tagespflegestellen geférdert und betreut werden, ist der gesamte Kos-
tenbeitrag gemal Absatz 1 ab dem 01.01.2014 auf 160 v. H. des Kostenbeitrages, der fur das al-
teste Kind zu entrichten ist, begrenzt. 2Schulkinder bleiben bei der Festsetzung der Hohe des
Kostenbeitrages nach Satz 1 unberticksichtigt.

(3) Bei einem Wechsel der Betreuungsart oder des Betreuungsumfanges innerhalb eines laufen-
den Kalendermonats ist flr diesen Kalendermonat der jeweils hohere Kostenbeitrag festzuset-
zen.

8§ 4. Erhebung. Der Kostenbeitrag wird durch die Stadt Kéthen (Anhalt) fur die Kinder erho-
ben, die in Kéthen (Anhalt) ihren gewohnlichen Aufenthalt haben. 2Die Erhebung kann im Ein-
vernehmen mit dem Tréager von Tageseinrichtungen auf diesen Gbertragen werden.

8 5. Mitwirkungspflichten der Trager von Tageseinrichtungen und Tagespflege. Die
Trager von Tageseinrichtungen und Tagespflege haben der Stadt Kothen (Anhalt) unverziglich
jede Begriindung, Beendigung oder Anderung eines Betreuungsverhaltnisses schriftlich anzu-
zeigen.

§ 6. Sprachliche Gleichstellung. Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in
weiblicher und mannlicher Form.

§ 7. Inkrafttreten. Diese Satzung tritt am 01.08.2013 in Kraft.

2 Stand: 06.10.2014





Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 2 - Elternbeitragssatzung vom 21.06.2013.pdf


1 Grundlage zur Gebuhrenkalkulation
1.1 Auftrag

Das Schul-, Sport- und Jugendamt der Stadt Koéthen (Anhalt) wurde beauftragt eine
Gebuhrenkalkulation fur alle Tageseinrichtungen und Tagespflegestellen der Stadt Kdthen
(Anhalt) zu erarbeiten.

Die entsprechenden Arbeiten wurden im Zeitraum von Oktober bis Dezember 2016 unter
kommunalabgabenrechtlichen Gesichtspunkten durchgefiihrt. Mit Unterstitzung eines
Mitarbeiters der Kdmmerei wurden die Kalkulationsgrundlagen erdrtert sowie weitere
Absprachen zur Kalkulation getroffen.

1.2 Datengrundlagen

Zur Durchfuhrung der vorliegenden Berechnung wurden folgende Datengrundlagen
herangezogen:

o Ubersicht der Elternbeitrage fir die Kindertagesstatten

e Daten aus Ergebnishaushalt und investiven Haushalt 2017

e Ubersicht der betreuten Kinder entsprechend der Betreuungszeiten und
Altersgruppen in Verbindung mit dem Betreuungsschlissel

¢ Anlagenachweise aus Anlagenbuchhaltung 31.12.2016

e Bedarfsplanung 2017 (Personal, zu erwartende Kinderzahlen)

e Zuweisungen aus Landes- und Landkreismittel

e Zuweisung Bundesmittel (Betreuungsgeld fur unter Drei)

1.3 Kalkulationsumfang

Die kommunalen Tageseinrichtungen der Stadt Kéthen (Anhalt) umfassen insgesamt 10
Tageseinrichtungen. Gegenstand dieser Kalkulation ist die Berechnung der Geblhren fir
folgende Tageseinrichtungen:

— KiTa Léwenzahn

— KiTa Spielkiste

— KiTa Erlebnisbaum

— KiTa Buratino

— KiTa Max & Moritz

— KiTa Pinocchio

— Hort Naumannschule

— Hort Kastanienschule

— Hort Ratkeschule

— Hort Regenbogenschule

Im Rahmen ihres gebihrenrechtlichen Beurteilungsspielraums kénnen die Kommunen
einheitlichen Gebuhren fir alle Tageseinrichtungen ihres Gemeindegebietes festsetzen. So
wurden die Gebuhren fir alle Tageseinrichtungen und Tagespflegestellen der Stadt Kéthen
(Anhalt) in einer einheitlichen Gebihrenkalkulation ermittelt, in die die Kosten und
Bemessungseinheiten séamtlicher kalkulationsrelevanter Tageseinrichtungen einbezogen
wurden. Dazu gehéren weiterhin die Einrichtungen der Freien Trager sowie die beiden
Tagespflegestellen.

— KiTa Angelika Hartmann
— KiTa Waldfrieden

— KiTa Spatzennest

— KiTa St. Anna

— KiTa Guter Hirte





— Hort evangelische Grundschule
— Tagespflege Pfiffikus
— Tagespflege Kinderstube

1.4 Betrachtungszeitraum

Die nachfolgenden Berechnungen wurden fur das Kalenderjahr 2017 durchgefihrt.
2 Allgemeine Erlauterungen
2.1 Kindertageseinrichtungen als 6ffentliche kostenrechnende Einrichtung

8§ 90 Abs. 1 SGB VIl bildet die bundesrechtliche Grundlage zur Erhebung von
Kostenbeitragen fur die Inanspruchnahme von Tageseinrichtungen fur Kinder. Dabei wird
dem Landesrecht ein erheblicher Gestaltungsspielraum bei der Festlegung der
Elternbeitrage eingeraumt, andererseits sind bestimmte Grundstrukturen einzuhalten.

Das Landesrecht Sachsen-Anhalt sieht vor, dass fur die Erhebung von
Benutzungsgebihren durch kommunale Trager die Regelungen des
Kommunalabgabengesetzes anzuwenden sind.

2.2 ,Elternbeitrage” als Gebiihren

Elternbeitrdge entziehen sich einer eindeutigen Zuordnung zu den klassischen
Abgabenarten.

Bei den als ,,Elternbeitragen” bezeichneten KiTa Gebihren handelt es sich nicht um
Beitrage im klassischen abgabenrechtlichen Sinne. Beitr&dge dienen dem Vorteilsausgleich
fur die Moglichkeit der Inanspruchnahme einer Einrichtung. Die Entstehung einer
Beitragspflicht setzt allerdings den Tatbestand der Teilnahme in Form der
Inanspruchnahme, d.h. den tatsachlichen Besuch einer Tageseinrichtung voraus. Demnach
waren die Elternbeitrage als Benutzungsgebihren einzuordnen.

Benutzungsgebihren wiederum unterstellen das gebihrentypische Kostendeckungsprinzip
sowie den Grundsatz der speziellen Entgeltlichkeit (Prinzip der Leistungsproportionalitat).
Diese Prinzipien sind den Elternbeitragen jedoch nicht typisch (immanent). Dennoch bleibt
die Qualifizierung der Elternbeitrage als offentlich-rechtliche Abgabe (eigener Art) aufgrund
dieser Madifizierungen unberthrt.

2.3 Gebuhrenkalkulationen in Tageseinrichtungen

Sofern eine Gemeinde die Benutzung fiur die von ihr betriebenen
Kindertageseinrichtungen 6ffentlich-rechtlich geregelt hat, kann sie nach § 5 KAG LSA
Benutzungsgebihren erheben. Es ist davon auszugehen, dass samtliche
Tageseinrichtungen einer Gemeinde als einheitliche Einrichtung der Gemeinde
anzusehen und entsprechend zu kalkulieren sind. Lediglich bei Unterschieden in den von
den Einrichtungen gebotenen Leistungen kénnten entsprechende Gebiuhrenabstufungen
erfolgen.

Nach 8 90 Abs. 1 S. 2 SGB VIl kénnen Kostenbeitrage festgesetzt werden. Soweit
Landesrecht nichts anderes bestimmt, sind Kostenbeitrage, die fir die Inanspruchnahme
von Tageseinrichtungen und von Tagespflege zu entrichten sind, zu staffeln. Als Kriterien
kénnen insbesondere das Einkommen, die Anzahl der kindergeldberechtigten Kinder in der
Familie und die tagliche Betreuungszeit beriicksichtigt werden. Fur die Betrachtungen der
Stadt Kéthen (Anhalt) finden die tgliche Betreuungszeit Beriicksichtigung.

Der Umfang der Inanspruchnahme ist fur die Entstehung der Gebuhren/Elternbeitragspflicht
grundsatzlich unbeachtlich. So entsteht bspw. die Pflicht zur Zahlung bereits dann, wenn die
Betreuungszeit mit 7 Stunden gewahlt wurde, jedoch nur einmal in der Woche in Anspruch
genommen wird, auch wenn diese an funf Tagen mdéglich ist.

Der festgesetzte hochste Gebilhrensatz ist dann zu beanstanden, wenn daran ein
offentliches Interesse besteht und dieser bei einer Staffelung der Geblhrensétze nach
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sozialen Gesichtspunkten zu beurteilen ist.
3.Kostenrechnung
3.1 Vorbemerkungen

Eine wesentliche Aufgabe der Kostenrechnung besteht in der Ermittlung der
kostendeckenden Kita Geblhren. Zu diesem Zweck muissen alle Kosten mdglichst
verursachungsgerecht den verschiedenen Geblihren zugeordnet werden.
Fir die Kalkulation der Elternbeitrage wurde sich der Kosten- und Leistungsrechnung
bedient. Diese wurde entsprechend der drei Stufen

e Kostenartenrechnung

o Kostenstellenrechnung

o Kostentragerrechnung
durchgefihrt.

3.2 Kostenartenrechnung

Die Kostenartenrechnung hat als erste Stufe die Aufgabe, alle leistungsbezogenen
Aufwendungen und Ertrdge des Kalkulationszeitraumes zu erfassen und zu gliedern.
Letztlich wird hier beantwortet: ,Welche Kosten fallen an?"

Dazu wurden zunéchst die Ansatze des Haushalts 2017 herangezogen. Dort sind alle
Kosten enthalten, wie:

Personalkosten (Lohne, Gehalter, Sozialaufwendungen ...)
Materialkosten (bspw. Spiel- und Beschéaftigungsmaterial, ...)
Bewirtschaftungskosten (bspw. Reinigungskosten, Beleuchtung ...)
Unterhaltungskosten (bspw. Ausstattung, Reparaturen, ...)
Kalkulatorische Kosten (Abschreibung, Verzinsung, ...)
Dienstleistungskosten (Verwaltung, EDV-Kosten, ...)

Das heil3t fur alle Einrichtungen der Stadt Kéthen (Anhalt) wurden alle
Sachkosten ermittelt die fur die Kalkulation relevant sind.

3.3 Kostenstellenrechnung
3.3.1 Bestimmung der Kostenstellen

Die zweite Stufe - die Kostenstellenrechnung - stellt die Verbindung zwischen Kostenarten-
und Kostentrdgerrechnung innerhalb der Kosten- und Leistungsrechnung dar. Die
Kostenstellen sind demzufolge jede einzelne Tageseinrichtung der Stadt Kéthen (Anhalt). In
der vorliegenden Kalkulation wurde als erstes jede einzelne Einrichtung betrachtet.

Um die Frage ,Wo fallen die Kosten an?" zu klaren, werden die Kosten auf Kostenbereiche
aufgeteilt.

Die Kostenstellen wurden vor allem in Hinblick auf die Kostentrager - also die
Gebuhrenbestandteile - gebildet. Zunachst sind die nicht geblihrenrelevanten Kosten des
Haushalts ausgesondert worden. Es wurde geprift, welche Kosten zum
Betreuungsaufwand gehéren.

Der Kern der vorliegenden Gebihrenkalkulation ist die zusatzliche Unterteilung der
Betreuungskosten in der Kostenstellenrechnung. Hier wurde unterteilt nach
Betreuungsschlisselabhdngigem Aufwand (Personalkosten) und nach
Betreuungsschlisselunabhdngigem Aufwand (Sachkosten):

Der Betreuungsaufwand wird au3erdem nach:
e altersabhangigen
e zeitabhéngigen





Betreuungsaufwendungen unterschieden, um somit einer verursachungsorientierten
Zurechnung auf die spateren Gebuhrentatbestéande gerecht werden zu kénnen.

3.3.2 Bestimmung der Verteilerschlissel

Fur die Kalkulationen wurden verschiedene Verteilerschlussel festgelegt. Die Bildung dieser
Schlissel erfolgt nach bestem Wissen und Gewissen. Durch die ermittelten
Verteilerschlissel wird der verursachungsgerechten Zuteilung der Kostenarten auf die
jeweiligen Kostenstellen genlige  getan. Die  Schlissel spiegeln  eine
verursachungsgerechte Verbindung zwischen den aufgewandten Kosten und den damit
verbundenen erbrachten Leistungen wider.

Betreute Kinder
Mit diesem Verteilerschlissel werden Fixkosten, welche unabhdngig von der gewaéhlten
Betreuungsform anfallen, verteilt.

Betreuungsstunden
Dieser Schlissel dient der direkten Zuordnung der anfallenden Kosten, bei welchen ein
Werteverzehr in Abhangigkeit von Inanspruchnahme auszumachen ist.

Personal
Fur die verursachungsgerechte Verteilung der Personalkosten wurden die
Betreuungsschlissel gemal KiFOG zu Grunde gelegt.

3.4 Kostentragerrechnung

Die Kostentragerrechnung steht als dritte Stufe am Ende der Kosten- und
Leistungsrechnung und soll Antwort geben auf: ,Wofur fallen die Kosten an?". Als einfache
Divisionskalkulation werden hier die gebuhrenféahigen Kosten der einzelnen Kostenstellen
durch die jeweilige Bemessungsgrundlage geteilt um einen Einzelverrechnungspreis - hier
Gebuhrenbestandteil - zu ermitteln. Das heil3t an dieser Stelle wird der Betreuungsaufwand
pro Platz ermittelt.

4. Ermittlung der Eingangsdaten

Grundlage fiir die Ermittlung der Kosten flr das Produkt Kinderbetreuung absichern ist der
Teilergebnisplan 2017. Weiterhin wurden die Kosten aus der innerbetrieblichen
Leistungsverrechnung ermittelt und in den Teilergebnisplan eingearbeitet. Uber
Verteilerschliissel wurden die ermittelten Kosten den Einrichtungen entsprechend zu
geordnet. Fur jede Tageseinrichtung der Stadt Kdthen (Anhalt) wurde ein Tabellenblatt
angelegt und alle ermittelten Daten aufbereitet. Das erfolgte fir die Einrichtungen in
Tragerschaft der Stadt Kothen (Anhalt) als auch fur alle Freien Trager, unterteilt nach
Kindertageseinrichtungen und Horte.

Fur alle Einrichtungen sind die Betreuungsform entsprechend der Altersbereiche(Krippe,
Kindergarten, Hort), die Betreuungszeitgruppen (BZG), die Betreuungsschlissel (BS) in
Verbindung mit den jeweiligen Kinderzahlen als BezugsgréfZen zu Grunde gelegt worden.
Bei den Einrichtungen in Tragerschaft der Stadt Kothen (Anhalt) wurde nach Ermittlung der
Kosten (Personalkosten und Sachkosten) die Zuweisungen durch Land und Landkreis
entsprechend der Betreuungsform als Einnahme eingerechnet. Die Personalkosten werden
betreuungsschlisselabhéngig den Betreuungsformen zugeordnet. Die Sachkosten hingegen
wurden betreuungsschlisselunabhéngig betrachtet. Die Horte in Tragerschaft der Stadt sind
in den Gebauden der Grundschulen untergebracht. Somit war es hier notwendig zu prufen,
welche Raumlichkeiten, also wieviel Quadratmeter Nutzung im Geb&ude, durch den Hort
erfolgt und wieviel Quadratmeter Nutzung den Schulen zu geordnet werden muss. Daraus
wurde fur die Horte eine prozentuale Nutzung des Gebaudes ermittelt. Dieser Prozentsatz
dient fur die Kostengruppen Bewirtschaftungskosten und kalkulatorische Kosten als
Berechnungsfaktor. Das wurde auch fur die Spielplatzbereiche berechnet.





Bei den Freien Tragern erfolgte das Anrechnen der Zuweisungen nicht, da bereits bei der
monatlichen Abrechnung auf der Grundlage der Entgeltvereinbarungen die Zuweisungen
gegen die Platzkosten verrechnet werden. Somit ergeben sich dort die tatséchlichen
Aufwendungen in den einzelne Betreuungsformen.

Hier wurde lediglich ein Verhaltnis von Personalkosten zu Sachkosten gebildet. Das
errechnet sich aus den in den Entgeltvereinbarungen verhandelten Personalkosten zu
Sachkosten. Dieses prozentuale Verhaltnis wurde auf die jeweiligen Defizitausgleiche der
einzelnen Einrichtungen angewandt. Die Anzahl der betreuten Kinder in den einzelnen
Betreuungsformen sind Grundlage, die Personalkosten auch hier
betreuungsschlisselabhéngig zuzuordnen. Den Freien Tragern wurden auf3erdem anteilig
Verwaltungs-und sog. Overheadkosten zugeordnet, da die Erhebung der Elternbeitrage, das
Mahnwesen und die Vollstreckung von nicht gezahlten Elternbeitrdgen durch die Stadt
Kdthen (Anhalt) erledigt wird.

Nach Ermittlung der Aufwendungen fir jede einzelne Einrichtung, wurden die Kosten zu
Mischkalkulationen zusammengefiihrt. Die Unterteilung erfolgte immer nach
Kindertageseinrichtungen und nach Horten.

Nach dem Zusammenfiihren zu den beiden Mischkalkulationen wurden fiir das Jahr 2017
zusatzlich fur alle Einrichtungen fir die Betreuungsform Kinderkrippe die Bundeserstattung
aus dem Betreuungsgeld angerechnet. Diese Mittel erhalten die Gemeinde fur alle
Einrichtungen.

Das errechnen der Elternbeitrdge pro Kind pro Monat erfolgte zuerst auf der Basis der
bisherigen Stundenverteilung von 5, 7 und 10 in den Kindertageseinrichtungen und fir 6
Stunden mit Ferienbetreuung fiir die Horte. Auf dieser Grundlage sind die Kinderzahlen in
den einzelnen Betreuungsformen und Betreuungszeitgruppen gesichert.

Im Anschluss wurden die Kinderzahlen in den einzelnen Betreuungsformen so verschoben
um eine kunftige realistische sttindliche Staffelung der Betreuungsstunden zu ermdglichen.
Die Stundenstafflung wird von 5 bis 10 Stunden sttindlich erfolgen fur die
Kindertageseinrichtungen und flr die Horte erfolgt die Staffelung 4 und 6 Stunden jeweils mit
und ohne Ferienbetreuung.

Gemal § 12 b KiF6G LSA hat die Gemeinde, soweit sie den Finanzbedarf eines in Anspruch
genommenen Platzes in einer Tageseinrichtung oder Tagespflegestelle nicht vom Land und
Landkreis gedeckt wird, hat die Gemeinde in deren Gebiet das Kind seinen gewdhnlichen
Aufenthalt den verbleibenden Finanzbedarf in Hohe von mindestens 50% zu tragen.

Auf Grund dieser rechtlichen Situation wurden die Elternbeitrédge entsprechend ermittelt.

Der Ausgangspunkt ist, dass die Stadt 50% der Kosten tragt und 50% der Kosten tragen die
Eltern.

4.1 Bedarfsermittlungen

Um eine gute Prognose der zukinftigen Auslastungen der Tageseinrichtungen der Stadt
Kdthen (Anhalt) zu erhalten, wurde die Zahl der durchschnittlich belegten Betreuungsplatze
der verschiedenen Altersgruppen und Betreuungsformen zu Grunde gelegt. Aus der
Personalbedarfsberechnung 2017 wurden dann die voraussichtlichen Kinderzahlen,
orientiert an der Geburtenentwicklung Ubernommen. Dies ist die Grundlage fir die
voraussichtliche Belegung in den jeweiligen Betreuungsarten und Betreuungszeiten in den
Einrichtungen der Stadt Kéthen (Anhalt).

4.2 Ansetzbare Kosten
4.2.1 Sachkosten

Fur die Kalkulation kunftiger Gebihren sind die Kosten, die in den kinftigen Jahren anfallen
werden, selbstverstandlich noch nicht bekannt. Dementsprechend muissen sie nach bestem
Wissen und Gewissen prognostiziert werden.

Eine Mdglichkeit der Prognose ist der Ansatz entsprechend der Planungen der
Haushaltsansatze oder auch der Mittelwert aus den letzten Jahren.





Fir die Ermittlung der jahrlichen Sachkosten wurde der Planansatz fur 2016 herangezogen
und auf 2017 fortgeschrieben. So das der Planansatz fur 2017 zu Grunde gelegt wurde. Der
Einfachheit halber wurde bei der Ermittlung der jahrlichen Sachkosten auf das Haushaltsjahr
abgestellt.

Die Sachkosten werden betreuungsschlisselunabhangig zu geordnet. Hier finden sich
Materialkosten (bspw. Spiel- und Beschéftigungsmaterial)

Bewirtschaftungskosten (bspw. Reinigungskosten, Beleuchtung)

Unterhaltungskosten (bspw. Ausstattung, Reparaturen)

Kalkulatorische Kosten (Abschreibung, Verzinsung)

Verwaltungs- und Fachbereichsoverheadkosten(Verwaltung, EDV-Kosten) wieder.

4.2.2 Investitionskosten

Geplante Investitionskosten  bleiben in  der vorliegenden  Gebuhrenkalkulation
unbertcksichtigt.

4.2.3 Kalkulatorische Kosten

Durch die Anlagenbuchhaltung wurde anhand der vorliegenden Unterlagen ein
Anlagespiegel erstellt.

Aus diesen Ubersichten wurden die kalkulatorischen Kosten entnommen. Dort werden die
Anlageguter zu bestimmten Kategorien zusammengefasst. Dies dient vor allem einer
einfacheren Zurechenbarkeit zu den einzelnen Kostentragern innerhalb der Kalkulation.
Wir unterscheiden zum Beispiel zwischen Abschreibungen auf Gebdude und
AulRenanlagen abzuglich Sonderposten und sonstigen Abschreibungen zum Beispiel fur
die Innenausstattung (Inventar).

Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Verzinsung sind Zuwendungen von den
Restbuchwerten der Anschaffungs- und Herstellungskosten abzusetzen, da die Stadt
Kothen (Anhalt) Zuwendungen und Zuschisse Dritter erhalten hat.

Das sich jeweils ergebende ansatzfahige ,Netto"- Anlagekapital wurde mit einem
angemessenen Kalkulationszinssatz in Hohe von 3,06 % verzinst.

5.1 Ermittlung der kostendeckenden Gebiihr
5.1 Kostendeckende Gebuhren fir die Betreuung
5.1.1 Vorbemerkung

Wie Dbereits unter 3.3 ausgefuihrt, erfolgt innerhalb der Kostenstelle eine
verursachungsgerechte Zuordnung der anfallenden Kosten. Eine Unterscheidung nach
altersabhangigen und zeitabhangigen Betreuungsaufwendungen wird vorgenommen.

Eine derartige Differenzierung stellt Gebihrengerechtigkeit innerhalb der angebotenen
Betreuungsformen her.

Die Ermittlung der relevanten Kostenbestandteile ist den Tabellenblattern zu entnehmen. Fir
die Ermittlung der relevanten Bemessungsgrundlagen wurden Schlissel gebildet.

5.1.2 Kostendeckender Gebiihrenbestandteil je Platz

In den Tageseinrichtungen besteht ein nicht unerheblicher Kostenanteil fur die
Vorhaltung. Wir gehen in der Kalkulation davon aus, dass Fixkosten wie bspw. die
Sachkosten vollkommen unabhé&ngig von der gewéhlten Betreuungsform anfallen. Ob
hier die Ganztagsbetreuung stattfindet und in welchen zeitlichen Staffelungen, ist fur
diese Aufwendungen nicht von Relevanz, weil diese Kostenentwicklung hier unabhangig
von der zeitlichen Inanspruchnahme erfolgt. Diese Sachkosten wurden als
betreuungsschlisselunabhéangige Aufwendungen eingeordnet.





5.1.3 Kostendeckender GeblUhrenbestandteil je Altersbereich

In diesem Gebihrenbestandteil werden vor allem die Personalkosten fir das
Betreuungspersonal veranschlagt. Entsprechend des KiF6G LSA sind fur die verschiedenen
Betreuungsformen Mindestpersonalbedarfe geregelt. Das heildt fir die Betreuungsformen
sind im Gesetz unterschiedliche Betreuungsschliissel geregelt. Damit werden die
Personalkosten als betreuungsschliisselabhdngige Aufwendungen eingeordnet.

5.1.4 Verpflegungsaufwand

Eine Kalkulation der Verpflegungskosten wurde nicht vorgenommen. Die
Verpflegungskosten werden direkt mit privatrechtlichem Vertag zwischen den Eltern und
dem Essenanbieter geregelt.

6. Gebuhrenibersichten

6.1 Elternbeitrage nach Betreuungsformen und Stundenstaffelung

In den Tabellenblattern fur Kindertageseinrichtungen und Horte werden abschlie3end
innerhalb der Betreuungsformen die kostendeckenden Gebiihrensatze ermittelt. Dabei
ist anzumerken, dass hier keine Vergunstigungen, bspw. aufgrund mehrerer Kinder in
einer Familie, bericksichtigt werden.

6.2 Ubersichten der Elternbeitrage

Elternbeitrage aktuell neu neu

0 bis3 bei gleichen BZG bei stindlicher BZG
5 Stunden 131 € 170 € 182 €

6 Stunden 219 €

7 Stunden 167 € 238 € 255 €

8 Stunden 292 €

9 Stunden 329 €

10 Stunden 198 € 340 € 365 €

Elternbeitrage aktuell neu neu

3 bis Schuleintritt bei gleichen BZG bei stindlicher BZG
5 Stunden 110 € 100 € 106 €

6 Stunden 128 €

7 Stunden 135 € 140 € 149 €

8 Stunden 170 €

9 Stunden 192 €

10 Stunden 157 € 200 € 213 €

Elternbeitrage aktuell neu neu

3 bis Schuleintritt bei gleichen BZG bei veranderten BZG
4 Stunden o. F. 59 €

6 Stunden o. F. 89 €

4 Stunden m. F. 109 €

6 Stunden m. F 63 € 111 € 138 €
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Stand: 23 122016
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Haushaltsjahr: 2017 (Planzahien)

Kostentrdger: 36.5.1

Kostandtello!

Kapazital (max ):

@ Plan-Belegung (Anzahl Kinder):

@ Auslastungsgrad:

%-Anleil an Kinder - gesamt - (Kitas)
%-Anteil an Kinder - gesaml - (Horte)

USK

Bezeichnung

01 - Steuern und &hnliche Abgaben

02 - Zuwendungen und allgemeine Umlagen

4643317000 Zuectiuss des Bundes zum Bundesprojekt
"Schwerpunkl-Kita Sprache und Integration” Kila
"Léwenzahn*

46400 17200 Zuschuss vom Landkreis fiir alle slédlischen

davon Zuweisungen gem. § 12 Abs 2
davon Zuweisungen gem, § 12 Abs 3

davon Zuweisungen gem. § 12a (53% v § 12 Abs
2)

von Lei ATZ "Er i "

46432.17400

46433 17400 Erstatlungen von Leistungen ATZ - Kila
“Lowenzahn®

03 - Sonstige Transferertrige

04 - offentlich-rechtliche Leistungsentgelte

/ Eltemn Kinder

4643111000 8

“Spielkisle™
46432 11000 i / Eltemn Ki
“Erlebnisbaum”
46433.11000 Benut: i / Eltern Ki
“Léwenzahn®
4643511000 B / Ellemn Ki
"Pinocchio”
46436 11000 Benutzungs / Eltem Ki
"Buratino”
46437 11000 Benut / Ellern Ki atte

“Max und Morilz"

46444 11000 Benulzungsgebiihren / Ellem Horl
“Naumannschule®

46445 11000 Benutzungsgebiihren / Ellern Horl
"Kastanienschule”

46447 11000 Benutzungsgebithren / Ellem Horl "Ralkeschule”

46448 11000 Benutzungsgebiihren / Ellern Horl
“Regenbogenschule®
48450 11000 Benulzungsgebihren / Ellern
fiir Kilas in Freier Tragerschaft (alles USK)
46460 11000 Benulzungsgebiihren / Eliern
fir Kindwtagespifoge (altes USK)

46470 11000 Benutzungsgebiihren / Eltern
fiir Kitas in Umlandgemeinden

U3-Dur
2017 It, Personalplanung
vom Bund {
Kosten fiir U3-Bereich)
A4G431 16110 Ausgleichszahlungen vom Land fir

Akigung Kinder

im Jahr

Eltern

A56400.16000

"Spielkiste"

46432 16110 Ausgleichszahiungen vom Land far
Geschwi aligung Kinder
"Erlebnisbaum”

48433 16110 Ausgleichszahlungen vom Land fir

eschwi Kinder

"Léwenzahn”
AG435 16110 Ausgleichszahlungen vom Land fir
@ _ iy

Kinder

"Pinocchio”
A6436.16110 Ausgleichszahlungen vom Land fiir
@ . b Ki

“Buralino*
46437 16110 Ausgleichszahlungen vom Land fiir
Gi i i Kii

und Morilz"
46450.16110 Ausgleichszahiungen vom Land fir
Geschwisterermaligung Kinderlagesstatien in
Freier Tragerschaft (altes USK)
AGABD. 16110 Ausgleichszahlungen vom Land fiir
@

eschwi maRigung Kinder (alles
USK)
40470 16110 Ausgleichszahlungen vom Land fiir
G i 40i Kinder in

Umlandgemeinden
46431 16200 Kostenerstatlung fir Nulzung durch andere
o ¥ i St

1.00 (Kinderbetreuung absichern)

05 - privatrechtliche Leistungsentgelte, Kostenerstatiungen und Kostenumlagen

Teil-E plan A K h ) Abgrenzung
(Dateneingabe) (TEP vs nichl

KoRe) gebilhren-relevant
1234,00
1 027,00
83,23%|
100,00%
100,00%

0,00

25.000,00

25.000,00 0,00 25.000,00 25.000,00
2.460.600,00 -87,79 | 2.460.687,79
1.005.086.76
738 451.56
717.149,47
3.900,00 0,00 3.900,00
5600,00 0,00 5.600,00

0,00

0,00
95.100,00 0,00 95.100,00
48.700,00 0,00 48.700,00
121 300,00 0,00 121 300,00
22.200,00 0,00 22.200,00
47 500,00 0,00 47.500,00
63 700,00 0,00 63.700,00
70,100,00 0,00 70.100,00
24 300,00 0,00 24 300,00
94 800,00 0,00 94 800,00
45.500,00 0,00 45.500,00
636.400,00 0.00| 636.400,00
5.200,00 0,00 5200,00
84.500,00 0,00 84 500,00

0,00
134
222.500,00 0,00 222 500,00
6 700,00 0,00 6.700,00
4.400,00 0,00 4.400,00
16.600,00 0.00 16.600,00
17.400,00 0,00 17 400,00
6.400,00 0,00 6 400,00
11.100,00 0,00 11.100,00
49.400,00 0,00 48 400,00
1.700,00 0,00 1.700,00
2.400,00 0,00 2.400,00
12 600,00 0,00 12.600,00

VWKP

- aligemein

0,00

0.00

VWKP
- Biiro-/PC-
arbeitsplélze-

0,00

0,00

0,00

VWKP

- Personal

gesamt -

0,00

0,00

0,00

0,00

VWKP
- Kinder /
Betreuungs-
verirdge -

0.00

0,00

0,00

0,00

88310011 88310013
Tages- Kita-Plalze
einrichlungen in Umland-
- aligemein - gemeinden
(FB-Overhead)
0,00 0,00
0,00 0,00
0,00
0,00 0,00
0,00 84.500,00
84.500,00
0,00 31.100,00
2,400,00

88310014 88310021 88310022 88310023 88310024 88310025 88310026 88310031 88310032 88310033 88310034
Belreuungs- Kila Kita Kila Kita Kiia Kita Hort Hort Hort Hort
plalze Er i ino” "l "Max & Moritz" Pil io" ielki: “"Kast.- "Ratke- “Regenb.-
n Kinder- schule” schule™ schule” schule™
tagespllege
75,00 100,00 152,00 110,00 100,00 74,00 160,00 98,00 215,00 150,00
67,00 75,00 143,00 86,00 63,00 63,00 134,00 98,00 185,00 113,00
89,33% 75,00% 94,08% 78,18% 63,00% 85,14% 83,75% 100,00% 86,05% 75,33%
13,48% 15,09% 28,77% 17,30% 12,68% 12,68%
25.28% 18,49% 34.91% 21.32%
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
0,00 255.464,24 274.194,77 534.753,65 355.281,84 202.534,07 253.826,86 154.783,98 100.014,26 215.506,93 123.827,18
0,00
: I
88.109,28 71.326,56 155.240,16 265312 62 935,20 96.500,64 101,166,00 85,368,680 140,854 .20 80.932.80
0472848  127.022,28 22820952 116 257,68 83,963,868 88.269,72 SRR SN,
68.726,48 75.845,93 145,703,97 96 371,04 55.634.99 69.056,50 53.617,98 34.645,46 74.652,73 42 894,38
3,900,00
5.600,00
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
5.200,00 48.700,00 47.500,00 121.300,00 63.700,00 22.200,00 95.100,00 70.100,00 24.300,00 94.800,00 45.500,00
95.100,00
48 700,00
121.300,00
22,200,00
47.500,00
63 700,00
70.100,00
24 300,00
94.800,00
45.500,00
5 200,00
10.900,00 122.928,96 118.160,27 203.650,67 149.320.54 139.821./2 73:851.85 46,400,00° 51.600,00 156.900,00 57.100,00
| znl (r 3 28 15 I 22 I ':i|'||
(]I
33.208,96 23.246,27 58.115,67 46.492,54 24.906,72 36.529,85
6 700,00
4.400,00
16.600,00
17.400,00
6.400,00
11.100,00
1.700,00
12.600,00

88310041
Einrichtungen
Freier Trager
(-summarisch-)

0,00

636.400,00

636 400,00

318.800,00°

49.400,00

Seite 1 von 9





Stand: 23.12.2016
Ausdruck: 11 01 2017

Haushaltsjahr: 2017 (Planzahlen)
Kostentrager: 36.5.101.00 (Kinderbelreuung absichern)

K
Moritz"

Kestenstolto. 88310011 88310013 88310014 88310021 88310022 88310023 88310024 88310025 88310026 88310031 88310032 88310033 88310034 88310041
Teil-El i ing Abgrenzung VWKP VWKP VWKP VWKP Tages- Kita-Plalze Betreuungs- Kita Kita Kila Kita Kila Kita Hort Hort Hort Hort Einrichiungen
(Dateneingabe) (TEP vs. nicht « allgemein « - Buro-/PC- - Personal - Kinder / einrichtungen in Umland- pldlze Er i i "Lb "Max & Moritz" i i - "'Kast.- "Ratke- “Regenb.- Freier Trager
KoRe) gebiihren-relevant arbeitsplélze- gesami - Belreuungs- - allgemein - gemeinden in Kinder- schule” schule* schute" schule” (-summarisch-)
verlrage - (FB-Overhead) tagespflege
4643116210 | f""“‘ i vom 24.100,00 0,00 24.100,00 24 100,00
is Kil atte ielkiste™
4643216200 Koslenerstallung fur Nutzung durch andere 9.400,00 0,00 9 400,00 9 400,00
Gemeinden Ki atte i *
46432 16210 y P i pom i 75,900,00 0,00 75.900,00 75.900,00
A6433.16210 et i Nom g 128.900,00 0,00 128.900,00 128.900,00
Landkreis Kindertagesstétte "Léwenzahn™
46435 16200 Koslenerstattung fir Nutzung durch andere 15.200,00 0,00 15,200,00 15.200,00
Gemeinden Kindertagesstatte "Pinocchio”
46435.16210 Benut i vom i 82.400,00 0,00 82,400,00 82.400,00
Landkreis Kindertagesstétie “Pinocchio®
AR4IN 16200 Koslenerslattung fir Nutzung durch andere 6 800‘00 0,00 6.800,00 6.800,00
Gemeinden Kindenagesstaite "Buralino”
4643616210 B ihren vom K 81:700,00 0,00 81 700,00 81 700,00
Landkreis Kindertagessiétte "Buralino®
AB437 16200 Kostenerstattung fur Nutzung durch andere 10 700,00 0,00 10 700,00 10.700,00
Gemeinden Kindertagessi4tie "Max und Morilz*
46437 16210 Benut i vorm i 81 000,00 0,00 81.000,00 81.000,00
Landkreis Kindertagesslatte "Max und Moritz™
A4f444 16200 Erslattung der Kosten durch die UmliiHigrmataden 5 400,00 0,00 5.400,00 5.400,00
Mot “Naumannschuls*
4444 16201 B i vom L 41,000,00 0,00 41.000,00 41.000,00
Horl “"Naumannschule™
46445:16200 Erstattung der Kosten durch die Uminndgemeinden 22.800,00 0,00 22 800,00 22.800,00
Hon *Hastof|oriuehioke*
4644516201 Benut vomL 38.800,00 0,00 38.800,00 38 800,00
Hon “Kasnnienmchole™
46447 16200 Erstatiung der Kosten durch die Umiundjgmiiidon 11.100,00 0,00 11.100,00 11.100,00
Horl "Ralkeschule™
46447 16201 vom L 45 800,00 0,00 45.800,00 45.800,00
Hort "Ratkeschute™
46448 16200 Erstatiung der Kosten durch die Umfandgamesdon 22 500,00 0,00 22.500,00 22.500,00
Hort “Regenbogenschule”
46448 16201 vom Laj 34.600,00 0,00 34 600,00 34.600,00
Horl “Regenbogenschule®
46450.16210 Erstallung Benul i vom = 269.400,00 0,00 268 400,00 269.400,00
Landkreis fiir Kinderiagesstétien in Freier
Tragerschafl (altes USK)
46460 16210 Erstutiung Banutzungsgobitunn vom Juguisdamt 9.200,00 0,00 9.200,00 9.200,00
Landkreis fiir Kinderiagespflege (altes USK}
46470 16210 Lel i vom K. 28.700,00 0,00 28.700,00 28,700,00
Landkreis fiir Kinderlagesstétten in
LA
06 - Sonstige ordentliche Ertrdge 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0.00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
99996 00121 Ertrége aus der Aufldsg Von SoPo aus
Zuwendungen
07 - Finanzertrdge 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0.00 0,00 0,00 0,00 0,00
08 - aktivierte Eigenleistungen, Bestandsveranderungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 U;QG 0,00
09 - Ordentliche Ertrage 25.000,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 115.600,00 16.100,00 427.093,19 439.855,03 859.704,33 568.302,38 364.655,79 428.878,71 271.283,98 185.914,26 367.206,93 226.427,18 955.200,00
10 - Personalaufwendungen 25.000,00 0,00 0,00 0,00 0,00 196.800,00 0,00 0,00 571.800,00 471.200,00 980.200,00 627.800,00 529.400,00 507.000,00 466.300,00 258.600,00 530.100,00 330.000,00 0,00
|G 41800 Tegusillichiaigin Hi Miindee - W alfgiin < 158 700.00 0.00 ] 158700.00 158,700,00
4643141400 Dienstbeziige > Kita "Spielkiste” 408 000.00 0.00| 408.000.00 408.000,00
46432 41400 Di tige > Kila “Er 459 700.00 0.00 459.700,00 459.700,00
46433 41400 Dienstbeziige > Kila "Lswenzahn” 782 200.00 0.00 782.200.00 782 200,00
46433 41401 Bun g P Kita "Sp u 25.000,00 0,00 25,000,00 25.000,00
Integration”
4643541400 Dienslbeziige > Kila "Pinocchio” 422 .300.00 0.00 422 300,00 422 300,00
46436.41400 Diensibeziige > Kila "Buratino” 379.000.00 0.00 379.000.00 379.000,00
46437 41400 Dienslbeziige > Kila "Max und Moritz" 505.300.00 0.00 505.300.00 505.300,00
46444 41400 Di ige > Hort le” 367 400,00 0.00 367.400.00 367 400,00
46445.41400 Di Gige > Horl "K i P 208 100.00 0.00 208.100.00 208,100,00
46447 41400 Di tge > Horl * P 426.900.00 0.00 426 .900.00 426 900,00
46448.41400 Oi > Horl "R 265.200,00 0,00 265.200,00 265.200,00
46431 41601 Koslen exlemer Fachberalung KiTa "Spielkiste” 500,00 0,00 500,00 500,00
46432 41601 Koslen extemer Fachberalung KiTa 1.000,00 0,00 1.000,00 1.000,00
“Erlebnisbaum*
46433 41601 Kosten exiemer Fachberalung Kila “"Léwenzahn” 1.000,00 0,00 1.000,00 1:000.00
46435 41601 Kosten extemer Fachberalung Kita "Pinocchio™ 500,00 0,00 500,00 500,00
46436.41601 Koslen extemer Fachberaltung Kita "Burating” 1.000,00 0,00 1.000.00 1.000.00
46437 41601 Kosten exiemer Fachberatung Kita “Max und 1.000,00 0,00 1.000,00 1,000,00
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Stand: 23.12 2016
Ausdruck: 11 01 2017

Kostentrager: 36.5.101.00 (Kinderbetreuung absichern)

Kostenstelle: 88310011 88310013 88310014 88310021 88310022 88310023 88310024 88310025 88310026 88310031 88310032 88310033 88310034 88310041
Teil-El i Abwei Ki Abgrenzung VWKP VWKP VWKP VWKP Tages- Kita-Plélze Betreuungs- Kila Kita Kita Kila Kita Kita Hort Hort Hort Hort Einrichlungen
(Dateneingabe) (TEP vs nichl - allgemein = - Biiro-/PC- Personal - Kinder / einrichlungen in Umland- platze i ino" “Lb "Max & Moritz" Pil i ielki: "Kast.- "Ratke- "Regenb.- Freier Trager
KoRe) gebiihren-relevanl arbeitsplétze- gesamt - g N in - ind: in Kinder- schule” schute” schule" schule” (-summarisch-)
verlrige - (FB-Overhead) tagespflege
46444 41601 Koslen extemer Fachberalung Hort 500.00 0,00 500,00 500,00
Naumannschule
46445 41601 Koslen extemer Fachberalung Hort 500,00 0,00 500,00 500,00
Kaslanienschule
46447.41601 Kosten extemer Fachberalung Hort Ratkeschule 500,00 0,00 500,00 500,00
46448.41601 Kosten extemer Fachberatung Horl 1.000,00 0,00 1.000,00 1000,00
Regenbogenschule
1MWNWIW T 630000 0,00 6 300,00 6.300,00
= Tagesnii R KMOe - VAL it =
46431.43400 Beilrage zu Verorgungskassen 16 400,00 0,00 16 400,00 16 400,00
> Kita “Spielkiste”
46432.43400 Beilrage 2u Verorgungskassen 18 500,00 0,00 18.500,00 18,500,00
> Kita "Erlebnisbaum™
46433.43400 Beilrdge 2u Verorgungskassen 32.700,00 0,00 32.700,00 32 700,00
> Kita "Léwenzahn”
46435 43400 Beilrdge 2u Verorgungskassen 17.700,00 0,00 17.700,00 17.700,00
> Kita "Pinocchio®
46436 43400 Beilrage zu Verorgungskassen 15 200,00 0,00 15 200,00 15,200,00
> Kita "Buratino™
46437 43400 Beitrége zu Verorgungskassen 20 200,00 0,00 20.200,00 20:200,00
> Kita "Max & Moritz"
AB444.43400 Beilrage 2u Verorgungskassen 16 400,00 0,00 16.400,00 16,400,00
> Horl "Naumannschule®
4344543400 Beilrage 2u Verorgungskassen 8.300,00 0,00 8.300,00 8300,00
= Hort "Kastaninmchubo®
AG447.43400 Beilrage zu Verorgungskassen 17.100,00 0,00 17 100,00 17.100,00
> Horl "Ratkeschule®
46448 43400 Beitrdge zu Verorgungskassen 10.600,00 0,00 10,600,00 10.600,00
g et
Fﬁﬂﬁﬁﬂmr' - 31.800,00 0,00| 3180000 31.800,00
.4&131 44400 Beitrage zu 82 100,00 0,00 82.100,00 82.100,00
> Kita "Spielkiste”
A6432.4440( Beilrage zur geselzlichen SozVers 92 600,00 0,00 92 600,00 92.600,00
> Ko “Eristiintoum”
46433 44400 Beitrage zur geselzlichen SozVers 164.300,00 0,00 164,300,00 164.300,00
> Kila "Léwenzahn®
4643544400 Beitrage zur gesetzlichen SozVers 88 900,00 0,00 88.800,00 88.900,00
> Kila "Pinocchio”
46436 44400 Beilrage 2ur gesetzlichen SozVers 76 000,00 0,00 76.000,00 76.000,00
> Kila "Buralino™
46437 44400 Beilrage zur geselzlichen SozVers 101.300,00 0,00 101.300,00 101 300,00
> Kila "Max & Moritz"
46444 44400 Beilrage zur geselzlichen SozVers 82.000,00 0,00 82.000,00 82.000,00
> Horl "Naumannschule*
4B3445.44400 Beilrdge zur geselzlichen SozVers. 41.700,00 0,00 41.700,00 41.700.,00
= Hon "Hastaiiemsahuie®
46447 44400 Beitrage zur geselzlichen SozVers 85.600,00 0,00 85 600,00 85.600,00
> Honl "Ratkeschule®
40448 24400 Beitrige zur geselztichen SozVers 53 200,00 0.00 53 200,00 53.200,00
> Horl "Regenbogenschule”
11 - Versorgungsaufwendungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
— ' = = = et —— — == =
12 - Aufwendungen fiir Sach- und Dienstleistungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 53.000,00 66.363,95 77.763,95 105.254,96 76.542,30 73.454,96 69.063,95 35.9@.00 46.800,00 55.000,00 52.700,00 1.896.000,00
A6430.50101 Unlerhallung der Grundsliicke und baul Anlagen 0,00 0,00 0,00
Kinderlagesstélle "Waldfrieden®™
48431 50101 Unlerhallung der Grundstiicke und baul Anlagen 23.900,00 0,00 23.900,00 23.900,00
Kinderiagesslatle “Spielkiste”
46431 50102 L ister Kinder 200,00 0,00 200,00 200,00
"Spielkisle™
46432 50101 Unterhallung der Grundstiicke und baul Anlagen 7 200,00 0,00 7.200,00 7.200,00
Kindertagesslétie "Erlebnisbaum”
46432 50102 ' ister King atie 200,00 0,00 200,00 200,00
“Erlebnisbaum™
46433 501071 Unterhallung der Grundstiicke und baul Anlagen 12 000,00 0,00 12.000,00 12 000,00
Rinmtigesstaite “Lowenzalir
4643350102 ! ister Ki 4 200,00 0,00 200,00 200,00
“Léwenzahn®
AB435. 50101 Unlerhaltung der Grundstucke und baul. Anlagen 9.800,00 0,00 9.800,00 9 800,00
Hintletngessiite “Pinacahi®™
46435.50102 L ister Ki statie 200,00 0,00 200,00 200,00
"Pinocchio”
AB436.50101 Unlerhaitung der Grundstiicke und baul Anlagen 6.900,00 0,00 6.900,00 6.900,00
Kinderlagesstétie "Buralino”™
484386 50102 L ister Ki atte 200,00 0,00 200,00 200,00
"Buratino™
46437.50101 Unterhallung der Grundsliicke und baul. Anlagen 9.300,00 0,00 9 300,00 9 300,00
Kindertagessidlle "Max und Morilz™
46437 50102 f ister Kinder "Max 200,00 0,00 200,00 200,00
und Morilz"
ABid44 50101 Unterhattung der Grundstiicke und baul Anfagen 6.500,00 0,00 6 500,00 6.500,00
Horl "Naumannschule®
46444 50102 t ister Hort 100,00 0,00 100,00 100,00
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Stand: 23.12.20186
Ausdruck: 11 .01 2017

Haushallsjahr: 2017 (Planzahlen)
Kostentriger: 36.5.101.00 (Kinderbetreuung absichern)

Kostenstelle: 88310011 88310013 88310014 88310021 88310022 88310023 88310024 88310025 88310026 88310031 88310032 88310033 88310034 88310041
Teil i Abweit Abgrenzung VWKP VWKP VWKP VWKP Tages- Kila-Plalze Belreuungs- Kita Kita Kita Kila Kila Kila Hort Hort Hort Hort Einrichtungen
(Daleneingabe) (TEP vs. nichl - allgemein « - Biiro-/PC- - Personal - Kinder / einrichlungen in Umland- pléalze Er i i "L "Max & Moritz" Pi i “Sptalkista™ "Kast.- “Ratke- "Regenb.- Freier Trager
KoRe) gebiihren-relevant arbeitsplétze- gesamt - B gs- - in - il in Kinder- schule” schule” schule” schule" {-summarisch-)
verirge - (FB-Overhead) tagespllege
46445 50101 Unterhaltung der Grundsticke und baul Anlagen 12 200,00 0,00 12.200,00 12 200,00
Horl "Kastanienschule™
46445 50102 L Horl K 100,00 0,00 100,00 100,00
46447 50101 Unterhaltung der Grundsticke und baul. Anfagen 7.600,00 0,00 7 600,00 7.600,00
Hort “Ratkeschule®
4£447.50102 L ister Horl 100.00 0.00 100.00 100,00
46448 50101 Unterhaltung der Grundstacke und baul. Anlagen 7 400,00 0,00 7.400,00 7 400,00
Horl “Regenbogenschule™
ABadB.50102 f Hon “Treg W El 100,00 0,00 100,00 100,00
46431 50620 Unlerhaltung der Spielpldtze Kindertagesstatte 800,00 0.00 800,00 800,00
“Spielkiste”
48432 50620 Unlerattung der Spielplatze Kindertagesstatte 1.000,00 0,00 1 000,00 1.000,00
“Erlebnisbaum”
4643350620 Unlerhattung der Spielplatze Kinderlagesstatte 1.600,00 0,00 1600,00 1.600,00
“Léwenzahn”
46435 50820 Unlerhaltung der Spielpldize Kindertagesstatie 1,900,00 0,00 1.900,00 1,900,00
“Pinocchio®
AG436,506720  Unlerhaitung der Spielplaize Kinderlagesstatle 1.000,00 0,00 1.000,00 1 000,00
"Buralino™
468437.50620 Unlerhaltung der Spielpidize Kinderlagessidtie 1.000,00 0,00 1.000,00 1.000,00
"Max und Moritz”
40444 50620 Unterhaitung der Spielpidtze Hort 1.700,00 0,00 1.700,00 1.700,00
“Naumannschule®
46445 50620 Unterhatiung der Spielpiatze Horl 4.000,00 0,00 4.000,00 4.000,00
§ : "Kastanienschule®
4644750620 Unterhatlung der Spielpiatze Honl "Ralkeschule® 5.600,00 0,00 5.600,00 5.600,00
A46446,50620 Unterhaltung der Spielpiatze Hort 8.600,00 0,00 8.600,00 8.600,00
"Regenbogenschule™
#B444 53001 Miete Betri Hort B00.00 0.00 800,00 800,00
4642053002 Leasing Kinderiagessiaiie “Waldfrieden® 800.00 800.00 0,00
46420 54101 Strom Kinderlagesstatien (altes USK) 30.000.00 0.00 30.000.00 3.500.00 3 500,00 11.700,00 3.500,00 3.500,00 4.300,00
46440 54101 Strom Horte (sites USK) 12.900.00 0.00 12.900,00 _4400,00 280000 2.900,00 ~2.800,00
46420) 54102 Wasser Kinderlagesstatien (altes USK) 10.000.00 0.00 10.000.00 _ 1.600,00 _ 160000 270000 _ _ 1.600,00 _  1.600,00, _ 900,00 _
46440 54102 Wasser Horte (altes USK) 2.400.00 0.00 2.400.00 300,00 500,00 700.00 900,00
A4f420 541003 Abwasser Kinderiagesstalien (aftes USK) 10.700.00 0.00 10.700.00 2.000,00 2.000,00 2.300,00 _ _ 1.600,00 160000 120000 _
46440 54103 -Abwassar Hore {aies USK) 2.000.00 0,00 2.000.00 400,00 400,00 500,00 700,00
A46420,54104 U'SK) Ki 6.800,00 0,00 6.800,00 1.000,00 1.000,00 2.000,00 1.000,00 1.000,00 800,00
46440.54104 Niederschiagswasser Horle (altes USK) 3.300,00 0,00 3.300,00 800,00 800,00 700,00 1.000,00
46420.54105 Gasf Ki (altes USK) 73 500,00 0,00 73.500,00 14,500,00 14,500,00 12.000,00 12 200,00 12.200,00 8.100,00
A6440,54105 GasFemwame Horte (altes USK) 37 700,00 0.00]  37700.00 6.200.00 . 8600,00 __12.800,00 _  10.100,00
46420 54106 A Ki (alles USK) 10.800,00 0,00 10.800,00 1000,00 3.000,00 2 600,00 1.400,00 1.300,00 1.500,00
4B440.54106 Abfallentsorgung Horts (altes USK) 2.100.00 0.00 2.100.00 600,00 400,00 600,00 500,00
ng420,54107 geinigung Kindertagesstatten (altes USK, akluelle 169.100,00 | -9.000,00 178.100,00 24 500,00 33.600,00 41.500,00 33.300,00 27 500,00 17.700,00
alen)
4644054107 Reinigung Horte (altes USK, akjuutla Daten) 60.400.00 ] -2 600.00 63.000.00 , 18.100.00 . 13.000,00 | 16.000.00 _ 15.800.00
46420 54108 StraBenreinigung Kindertagessiftten (altes USK) 900,00 0,00 900,00 300,00 400,00 100,00 100,00
46440.54108 StraBenreinigung Horte (attes USK) 300.00 0,00 300.00 100,00 100,00 100,00
4B8420.54150 USK)' i Ki (altes 21.300,00 0,00 21.300,00 2600,00 2.800,00 6.000,00 2.600,00 4.500,00 2.800,00
AG44(,54150 Sonstige Bewirschaflung Horte (altes USK) 1.700.00 0.00 1.700.00 200,00 200,00 1.100,00 200,00
A6431.54151 i g Ki 200,00 0,00 200,00 200,00
"Spielkiste”
46432 541571 Geba i Ki atte 400,00 0,00 400,00 400,00
“Erebnisbaum®
46433:54151 G i Ki dtte 500,00 0,00 500,00 500,00
“Léwenzahn®
4643554151 G i Ki gessidtte 300,00 0,00 300,00 300,00
“Pinocchio”
46436.54151 Gebd i Ki 400,00 0,00 400,00 400,00
46437 54151 Geba i Ki “Max und 300,00 0,00 300,00 300,00
Morilz*
46444 54151 i Hort 600,00 0,00 600.00 600,00
46445.54151 i Horl °K 500,00 0.00 500.00 500,00
4B447.54151 i Horl A00.00 0.00 400,00 400,00
A464408:54151 i Hort 500,00 0,00 500,00 500,00
4B6431.54152 Inhalls- und Elekironikversicherungen 300,00 0,00 300,00 300,00
Kinderlagesstitte “Spielkisie”
46442 54152 Inhalis- und Elektronikversicherungen 200,00 0,00 200,00 200,00
Ki dlle
AB8493,54152 Inhalls- und Elektronikversicherungen 500,00 0,00 500,00 500,00
Kinderlagesstétie "Léwenzahn*
A6435.54 152 Inhalls- und Elektronikversicherungen 400,00 0,00 400,00 400,00
Kinderlagesstatle "Pinocchio”
#8436.54152 Inhalls- und Elektronikversicherungen 200,00 0,00 200,00 200,00
Kinderlagesstétie "Buratino®
46437 .54152 Inhalis- und Elektronikversicherungen 400,00 0,00 400,00 400,00
Kindertagesstalle "Max und Morilz*
4444 541562 Inhalts- und Eleklronikversicherungen 500,00 0,00 500,00 500,00
o “hawmannschulo®
4644554152 Inhalts- und Elektronikversicherungen 300,00 0,00 300,00 300,00
Han “autipfensshile®
#6447 54152 Inhalts- und Eleklronikversicherungen 400,00 0,00 400,00 400,00
Hort “Ratkeschule®
4B448 54152 Inhalts- und Elekironikversicherungen 300,00 0,00 300,00 300,00
Hort *R: okt
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Stand: 23 12 2016
Ausdruck: 11.01 2017

Haushaltsjahr: 2017 [Planzahlen)

Kostentrager: 36.5.101.00 (Kinderbetreuung absichern)

Kostenstelle: 88310011 88310013 88310014 88310021 88310022 88310023 88310024 88310025 88310026 88310031 88310032 88310033 88310034 88310041
Teil- i A i K Abgrenzung VWKP VWKP VWKP VWKP Tages- Kita-Pldtze Belreuungs- Kita Kila Kita Kila Kila Kita Hort Hort Hort Hort Einrichlungen
(Daleneingabe) (TEP vs nicht - allgemein- - Biiro-/PC- « Personal - Kinder / einrichlungen in Umland- plitze Er i i LY “Max & Moritz" "Pi 0" ielki “Kast.- “Ratke- "Regenb.- Freier Trager
KoRe) gebiihren-relevant arbeilsplalze- gesamt - B li} - in - i in Kinder- schule” schule” schule” schule” {-summarisch-)
verlrige - (FB-Overhead) tagespflege
-16-"31 52001 E"'m"'“ﬂ der Bﬂﬁi‘?ﬁ““d i 1.400,00 0,00 1.400,00 1400,00
“Spielkiste” = g
46432.52001 Unterhallung der Betriebs- und 1.400,00 0,00 1.400,00 1400,00
o
“Erlebnisbaurn”
46433 52001 Unterhallung der Betriebs- und 2.900,00 0,00 2.900,00 2.900,00
“Lowenzahn™
4643552001 Unlerhaltung der Betriebs- und 1.700,00 0,00 1.700,00 1.700,00
s -
"Pinocchio®
46436.52001 Unterhaltung der Betriebs- und 1.600,00 0,00 1.600,00 1 600,00
oo P
46437 52001 Unterhallung der Betriebs- und 1.900,00 0,00 1.800,00 1.900,00
: Ki "Max und
Moritz™
AGd44:52001 Unterhallung der Betriebs- und 2 800,00 0,00 2 800,00 2.800,00
Geschéfisausstattung
Hot"Naumannschule”
4644552001 Unterhallung der Belriebs- und 1.700,00 0,00 1.700,00 1.700,00
Geschafisausstattung
Mo “Kastaniermse) e
46447 52001 Unterhallung der Betriebs- und 3.400,00 0,00 3400,00 3.400,00
Geschiftsausstatiung
Hort “Ratkeschule”
4644852001 - Unaitmiung dor Betrots- und 2.100,00 0,00 2.100,00 2.100,00
Geschaftsausstatiung
Hort "Regenbogenschule” L]
46431,52502 Gerale, Ausstatiungs- und 100.00 0,00 100,00 100,00
Ausnsingsgopenalinon, sankipe
G Kita "Spielkisie”
46432 52502 ?efﬂ!e- Ausslattungs- und . 100,00 0,00 100,00 100,00
-, Q0! .. Mﬂ - M p—
46433,52502 Gerdte, Ausstatiungs- und . 100,00 0,00 100,00 100,00
Kila "L&
48435 52502 ?em}e- Ausstaltungs- und . 100,00 0,00 100,00 100,00
Kita "Pi
46436.52502 GEféfev Ausstattungs- und ) 100,00 0,00 100,00 100,00
Kita -
46437 52502 Gerdte, Ausstatiungs- und 100,00 0,00 100,00 100,00

Ausristungsgegenstings. sonsive
Gebrauchsgegensténde Kita "Max und Moritz™

46444 52502 Gefﬁ"‘e- Ausstattungs- und . 100,00 0,00 100,00 100,00
Hort 2
46445.52502 Gerdle, Ausstattungs- und i 100,00 0,00 100,00 100,00
sl A-_' o A [5] i,
46447 52502 Gerdte, Ausstattungs- und ] 100,00 0,00 100,00 100,00
Hort
| 46448 52602 Gerdte, Ausstattungs-und 100,00 0,00 100,00 100,00
Hort
46444 58000 Spiel- und Beschafigungsmaterial Hort 1.400,00 0,00 1400,00 ' 1.400,00
"Naumannschule®
46444 63B00 \ Hon 200.00 0.00 200.00 200,00
A4B445 56000 Spiel- und BeschaRigungsmaterial Hort 800,00 0,00 800,00 800,00
“Kaslanlenschule”
AB445.63800 L i fon L 200,00 0.00 200.00 200,00
AB447 58000 Spiel- und Beschafigungsmaterial Hort 1.800,00 0,00 1.800,00 1.800.00
“Ratkeschule®
46447.63800 \ Hort 200.00 0.00 200.00 200,00
46448 58000 Spiel- und BeschaRigungsmaterial Horl 1.100,00 0,00 1.100,00 1.100,00
“Regenbogenschule®
45448 63800 Hort 200.00 0.00 200.00 200,00
46431,58500 Spiel- und Beschaftigungsmaterial 700,00 0,00 700,00 700,00
Kindertagesstatie "Spielkiste™
46431 63800 © Kinder ielkiste” 200,00 0,00 200,00 200,00
AB432.58500 Spiel- und Beschafligungsmaterial 700,00 0,00 700,00 700,00
Kinderlagessiétie "Erlebnisbaum”
48432 63800 Ki L i i 200,00 0,00 200,00 200,00
46433 58500 Spiel- und Beschaftigungsmaterial 1,500,00 0,00 1.500,00 1.500,00
Kinderagesslatte "Lowenzahn"
46:433,63800 Ki 'L 300,00 0,00 300,00 300,00
46435.58500 Spiel- und Beschafligungsmalerial 700,00 0,00 700,00 700,00
Klndutagosstitis “Plnoodio™
146435.63800 \ Ki 4tte “Pi io” 200,00 0,00 200,00 200,00
46438.58500 Spiel- und Beschafligungsmalerial 800,00 0,00 800,00 800,00
Kindertagesstatie "Buratino”
4643663800 © Ki atte “Buralino” 200.00 0.00 200.00 200,00
AG437 58500 Spiel- und Beschaftigungsmalerial 900,00 0,00 900,00 900,00
Kindertagesstatle "Max und Moritz"
AB437 63800 Veranstaltungen Kinderlagessidtte "Max und 200,00 0,00 200,00 200,00
Marite*
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Stand: 23,12 2016
Ausdruck: 11 01.2017

Haushaltsjahr: 2017 (Planzahlen)

Kostentriager: 36.5.101.00 (Kinderbetreuung absichern)

46420 54810 Vormille Kiidertagessitten (altes USK)

A6440,54510 Vorrale Horte (alies USK)

88310013 88310014
Kila-Plilze Betreuungs-
in Umland- plétze
i in Kinder-

tagespflege

88310033 88310034 88310041
Hort Hort Eipmeniyngan
"Ratke- "Regenb.- Freier Trager
schule” schule™ (-summarisch-)
100,00 100,00
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Stand: 23 12,2016
Ausdruck: 11 01,2017

Haushaltsjahr: 2017 (Planzahlen)
Kostentrager: 36.5.101.00 (K

erbetreuung absichern)

Kostenstelle: 88310011 88310013 88310014 88310021 88310022 88310023 88310024 88310025 88310026 88310031 88310032 88310033 88310034 88310041
Teil-El isplan i g Kostenr Abgrenzung VWKP VWKP VWKP VWKP Tages- Kita-Plélze Betreuungs- Kila Kila Kita Kita Kita Kita Hort Hort Hort Hort Einrichiungen
(Daleneingabe) (TEP vs nicht - allgemein - - Biro-/PC- Personal - Kinder / einrichlungen in Umtand- platze Er i i "Lb "Max & Moritz" "Pi jo" ielki: "Kast.- "Ratke- "Regenb.- Freier Trager
KoRe) gebiihren-relevant arbeilspléize- gesamt - Belreuungs- - allgemein - gemeinden n Kinder- schule” schule" schule™ schule” (-summarisch-)
verirage - (FB-Overhead) tagespflege
46420.65150 aiten 173.600,00 | 149 455,92 24 144,08 3,563,895 3563,95 4.454,96 4.542,30 4 454,96 3563,95
{nur noch Antell der
46450 71830 Geldleislungen an Freie Tréger von 1.896 000,00 0,00 | 1,896.000,00 1.896.000,00
Kindertageseinrichtungen (alles USK)
46460.71830 GSK) i an Ki llen (altes 53.000,00 0,00 53.000,00 53 000,00
13 - Transferaufwendungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0.00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
14 - Sonstige ordentliche Aufwendungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 240.000,00 0,00 1.300,00 1.300,00 1.300,00 1,300,00 1.300,00 1.300,00 1.400,00 1.200,00 1.400,00 1.200,00 0,00
46431 65001 BU hreib- und ial und 300,00 0,00 300,00 300,00
kleinere Arbeitsmittel) Kindertagesstitle
"Spielkiste”
46432 5001 BU u ib- und ial und 300,00 0,00 300,00 300,00
kleinere Arbeilsmitiel) Kindertagesstatie
"Erlebnisbaum”
4643365001 Ba ib- und ial und 300,00 0,00 300,00 300,00
kleinere Arbeitsmittel) Kindertagessiatie
“Loéwenzahn”
46435.65001 8 ! ib- und fal und 300,00 0,00 300,00 300,00
kleinere Arbeitsmitiel) Kindernagessiatie
“Pinocchio”
48436 85001 Burobedarf (Schreib- und Zeichenmaterial und 300,00 0,00 300,00 300,00
kleinere Arbeitsmif Ki a i
A§437.65001 B U ib- und 2l und 300,00 0,00 300,00 300,00
kleinere Arbeilsmittel) Kindertagessiatte *Max und
Moritz”
46444:65001 BO hreib- und ial und 500,00 0,00 500,00 500,00
kleinere itsmif Hor °I 2
46445 65001 BO ib- und ial und 500,00 0,00 500,00 500,00
kleinere Arbeilsmi Hort "Ki
#6447 65001 Burobedarf (Schreib- und Zeichenmaterial und 500,00 0,00 500,00 500,00
kleinere Arbeilsmil Horl R y
A4644P.65001 B ib- und 500,00 0,00 500,00 500,00
u kieinere Arbeitsmi Hort
ABA20 85203 P i ud Ki dtien (altes USK) 1.800,00 0,00 1.800,00 300,00 300,00 300,00 300,00 300,00 300,00
48440.65203 Postgebiihren u, Horte (aftes USK) 800.00 0,00 800.00 300,00 100,00 300,00 100,00
AB420.65204 Telefongebihren Kindertagessiatten (alles USK) 4.200,00 0,00 4.200,00 700,00 700,00 700,00 700,00 700,00 700,00
46440 352:&1 Telefongebhren Horte (altes USK) 2.400,00 0,00 2.400.00 600,00 600,00 600,00 600,00
46400 67201 Nutzung von Kindertagesstétten (Hort und Kila) in 240 000,00 0,00 240 000,00 240 000,00
Umilandgoemeingdon
15 - Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
16 - bilanzielle Abschreibungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 16.061,29 14.873,71 27.139,55 18.462,88 17.873,57 4.709,53 8.013,05 8.748,37 4.267,46 18.199,26 0,00
isch) 183,089,32 0,00 183.089,32 21.640,67 20 453,09 27 350,79 21.103,59 20 467,61 6 589,07 23 800,24 10 215,82 13 066,21 18 402,23
Ertrdge aus der Auflasung von Sonderposten -44 740,66 0,00 -44 740,66 -5.579,38 -5 679,38 -211,24 264072 -2 594,05 -1879,54 -15 787,19 -1467,45 -8,798.75 -202,97
(summarisch)
> hier mit negativem Vorzeichen
17 - Ordentliche Aufwendungen 25.000,00 0,00 0,00 0,00 0,00 196.800,00 240.000,00 53.000,00 655.525,24 565.137,66 1.113.894,51 724.105,18 622.028,52 582.073,49 521.613,05 315.348,37 590.767,46 402.099,26  1.896.000,00
18 - Ordentliches Ergebnis 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 -196.800,00 -124.400,00 -36.900,00 -228.432,05 -125.282,63 -254.190,18 -155.802,79 -257.372,74 -153.194,78 -250.329,07 -129.434,11 -223.560,53 -175.672,08 -940.800,00
19 - auBerordentliche Ertrage 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
20 - auBerordentliche Aufwendungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
21 - Auierordentliches Ergebnis 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
22 - Ergebnis vor Beriicksichtigung der ILV 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 -196.800,00 -124.400,00 -36.900,00 -228.432,05 -125.282,63 -254.190,18 -155.802,79 -257.372,74 -153.194,78 -250.329,07 -129.434,11 -223,560,53 -175.672,08 -940.800,00
24 - Aufwendungen aus ILV (VWKP, sILV, HM) 0,00 56.800,00 65.500,00 258.600,00 29.300,00 0,00 0,00 0,00 24.658,19 21.213,44 35.353,13 18.669,08 20.753,76 12.696,46 13.235,10 14.340,49 17.608,60 16.334,00 0,00
Ao Verwallungssteuerung Konlrakie vereinbaren 5.100,00 5.100,00 0,00 0,00
Offentlichkeilsarbeil
111102 politische Gremien beireuen 7.200.00 7.200.00 0.00 0,00 .
111202 Interessenveriretung der Milarbeiler 63 500.00 0.00 63.500,00 63.500,00 i
111203 Datenschulz u Organisalionsangelegenheiten 5.100.00 0,00 5.100.00 5 100,00
111,204 Personalangelegenheilen 156 800,00 0.00 156.800,00 156 800,00
111206 Rechisangelegenheilen 4 100.00 4.100.00 0.00 0,00
111301 ahlungsverkehr und Buc 10 800,00 0,00 10.800,00 10.600,00
111302 Zwangsweise Forderungen einziehen / 18.500,00 0.00 18.500,00 18.500,00
Forderungsvollsireckung
111303 Haushali, C: ing, ili 12 900.00 0,00 12 900,00 12.900,00
111401 JA ittt und Sondeyprifimgen 7 800.00 0.00 7.800,00 780000
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Stand: 23 12 2016
Ausdruck: 11 01 2017

Haushallsjahr: 2017 (Planzahlen)
Kostentriger: 36.5.101.00 (Kinderbetreuung absichern)

111504
111505
111506
111,507
111508
252,001

Kostenstelle:

Technik unterslitzie infomatanispeartoiomg
Logislik, Post und Botendienste

Arbeitsschutz

Virgubavortaiyen durchfihren
Versicherungsangelegenheilen bearbeiten
Vipwlungsarchiy

Teil- i

(Daleneingabe) (TEP vs

KoRe)
54.800.00 0,00 54 800,00
10.700.00 0,00 10 700.00
38.300.00 0.00 38.300.00
26.400,00 0.00 26.400.00
4.300.00 0,00 4.300.00
300.00 0.00 300.00
426.600,00  16.400,00 _ 410.200,00

Abyierzzutil) VNHP VWKP

nichl - allgemein - - Biiro-/PC-
gebiihren-relevant arbeilsplétze-
54.800,00
10 700,00

26 400,00

4 300,00

300.00

56.800,00 _65.500,00

VWKP
- Personal
gesamt -

38 300,00

258.600,00 _ _

88310011 88310013 88310014

VWKP Tages- Kita-Plalze Belreuungs-
- Kinder / einrichlungen in Umland- platze
B - in - il in Kinder-
verlrige - (FB-Overhead) tagespflege
_29.300,00 _

88310021
Kila

88310022
Kita

88310023
Kita

88310024
Kita
"Max & Moritz"

88310025 88310026 88310031
Kita Kila Hort
' schule”

88310032

Hort
"Kast.-
schule”

88310033

Hort
"Ratke-
schule”

88310034
Hort
“Raegenb.-
schule”

BB3100a1
Einrichtungen
Freier Trdger
(-summarisch-)
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Stand: 2312 2016
Ausdruck: 11.01 2017

Haushaltsjahr: 2017 (Planzahlen)

Kostentriger: 36.5.101.00 (Kinderbetreuung

Kostenstelle:

110603 Gewerbliche Diensle / Fuhrpark (nach

absichern)

L,

;W. '

Ao A
s g och goiosieenn

11.1.502 Immobilienmanagement /
Hausmeislerdiensileistungen (nach PK &

Einsalzplan)

23 - Ertrage aus ILV

25 - Ergebnis nach Beriicksichtigung der ILV

Personalkosten

Sach- und Sonslige Koslen
Bilanzielle Abschreibungen
Belastungen aus ILV

Zwischonsummae 01:
26 - Umlagen

VWKP in (nach festern A

Vereiler)

VWKP Biiro/PC-Arbeilsplatze (nach festem
Aufwands-Verleiler)

VWHKP Personal gesamt (nach VzA)

VWKP Kinder

gsvertrage (nach
Platz-|

Fachbereichs-Overhead (Kosten
Kindertageseinrichtung aligemein + deren VIWKP
Anteile)

Zwischensumme 02:

27 - kalkulatorische Zinsen
ische Zinsen des A

he Zisnen der

vorlsuliges Eraetnis!

Personalkosten

Sonslige Belriebskoslen

ILV aus direkler Leistungsbeanspruchung
FachbereichsOverhead
VerwaltungsOverhead (VwKp-Modell)
Saldo kalkulalorischer Zinsen

Betriebskosten

Bauliche Objeklunlerhaltung

Abschreibungen

Energie

(Strom, Gas, Wasser, Abwasser,
Niederschlagswasser)

Sonstige Objeklunterhallung

ifd Betrieb

Kiichennebenleistungen (nur noch Anteil Wsche)

SUMME
Kontrolle

VerwaltungsOverhead (als §% der
Personalkosten)

Ergebnis (5% Personalkosten als
VerwaltungsOverhead)

Teil-Ergebnisplan ~ Abweichung  Kostenrechnung Abgrenzung VWKP VWKP VWKP
(Daleneingabe) (TEP vs nichl - allgemein - - Biiro-/PC- - Personal
KoRe} gebiihren-relevanl arbeitsplétze- gesamt -
12.562,12 0.00] 12.562,12
51.668.00 0,00
|I “20.140,58 0,00 120.140,58,
91.268,70 0,00 91.268,70 0,00 0,00 0,00
128.389,80 | 24 796,26 103.593,54
0,00 0,00 0,00 0,00
0,00 -56.800,00 -65.500,00 -258.600,00
25.000,00 0,00 000 000
0.00 0,00 0,00 0,00
0,00 0,00 . 0,00

56.800,00 65.500,00  258.600,00
__25.000,00 56.800,00 65.500,00 256.600,00

100%
50, 800,00 —
_ 0,00
100%
-65 500,00
0,00
gesamt:

2936,70 .

12581

88310011 88310013 88310014 88310021 88310022 88310023 88310024 88310025 88310026 88310031 88310032 88310033 88310034 58310041
VWKP Tages- Kita-Plélze Betreuungs- Kila Kita Kita Kita Kita Kita Hort Hort Hort Hort Einrichlungen
- Kinder / einrichtungen in Umland- plitze i ino" L "Max & Moritz" P io” “Spinlkiste™ "Kast.- “Ratke- "Regenb.- Freier Trdger
Belreuungs- - allgemein - gemeinden in Kinder- schule” schule" schule” schule” {-summarisch-)
verirage - (FB-Overhead) tagespflege
763,50 1.018,00 1.547,36 1.119,80 1.018,00 753,32 1.628,80 997,64 2188,70 1527,00
15.016,05 4.937,25 12.547,43 406898 7 456,95 224730 2.315,40 2.826,15 4,086.00 3.064,50
749,10 434138 4767,00 1.634,40 1.362,00 1.566,30 0.00 1225,80 2.043,00 2.451,60
0.00
8.129,54 10.916,81 16 491,34 11.845,90 10.916,81 8129,54 9.290,90 9.290,90 9.290,90 9.290,90
0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0.00 0.00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
-29.300,00 -196.800,00 -124.400,00 -36.900,00  -253.090,24  -146.496,07 -280.543,30  -174.471,87  -278.126,50  -165.891,24  -263.564,17  -143.774,60  -241.169,13  -192.006,08  -940.800,00
000 196.800.00 000 000  571.800,00 471.200,00 980.200,00 627.800,00 529.400,00 507.000,00 466.300,00 258 600,00 530.100,00 330.000,00 0,00
0.00 0,00 240.000,00  53.000,00 663,95  79.063,95 106 554,96 7784230 74,754,968 70.363,95 47.300,00 48.000,00  56.400,00 53.900,00  1.896 000,00
0,00 0,00 0.00 0,00 16.061,29 14.873,11 27.139,55 18.462,88 17.873,57 470953 _ _ 801305 874837 4.267,46 18.199,26 0,00
20,300,00 0.00 0,00 0,00 24 658,19 21.213.44 35.353,13 18.669,08 2075376  12.696,46 13.235,10 14.340,49 17.608,60 16.334,00 0,00
29.300,00, 196.800,00 240.000,00 = 53.000,00 680.183,43__ _586.351,10 1.149.247,63 = 742.774,25 642.782,28  594.769,95  534.848,15 _ 329.688,86 __ 608.376,06 _ 418.43326  1.896.000,00
' % 1,44%| 1,1s°/.| B.66% a,s?v.l s,ﬁ%] a,s's%l s,ss%l u,sTxl a.ss%l B,56% s,s?/.l o,sT%l 11,73%]
w 0,00 817,92 670.24 4 862,08 4.862.08 445208 488208 4.862,08 4.870.12 4 862,08 4.862,08 486206 4.873 .44 6.662,64
196.800,00 , 240.817,92  53.670,24 __685.045,51 591,213,18 1.154.109,71  747.636,33  647.644,36  599.649,07 _ 539.710,23 _  334.550,94 613.238,14 423.306,70  1.902.662,64
I o%l 1.44=/.| 1.1:?"/.I B,sﬁ.l B,66% s,ssv/..l a,sw_%l B,56%] 8,59—%| s.'s'é'?'ﬁ.l s.se%l a.s's%l a,s'u*l 1,73%)
> 0,00 943,20 772,90 5.606,80 560680 5.606,80 5 606,60 5.606,80 5,626,45 5.606.,80 5.606,80 5.606,80 5.619,90 7.683,15
 196.800,00 24176112 5444314 _ 690.65231 59681998  1.150.71651 75324313 66325116 60527552  545317,03 _ 340.157,74.  618.84494  428.926,60  1.910.345,78
I 330 ] 500 ] 75,60 | 0,70 ] 7oz ] | 520 350 | 50| |
+ 1027852 —— > 2554635 23.502,41 46.047,46 3140801 2296793 25.951,62 18.483,58 1347358 25.161.01 1574952
._207.078,52 241.761,12 5444314 _ _716.198,67 620.322,39 1.205.763,97 _ 784.651,14 631,227,14 _ 563.800,62 ___353.631,32 ' 64403595  444.676,12  1.910.34579
l 0,00 8,00 7,00 [ 76,00 I 143,00 I 36,00 I 3,00 l 134,00 I 95,00 786,00 l 113,00 510,00
29.300,00 ———— > 103518 154,53 1.150,3% 1.287,75 2 455,31 1.476,62 1081,71 1.081,71 2.300,78 1682,66 3.176,45 1,940,21 10 473,70
_54.597,67 717.349,08 621.610,14 . 1.208.219,28 786.127,76 __ 677.300,80 .632.308,85 566.101,40 355.313,98 647.212,40 446.616,33  1.920.819,49
1.546,00 i | 9,00 67,00 75,00 143,00 86,00 63,00 63,00 134,00 98,00 185,00 113,00 610,00 |
207 078,52 000 113228 B8.424,93 9.435,75 ~17.990,83 10810 56 7 026,03 7.926.03 16.858,54 12.329.38 23274,85 14.216.63 76.744,10
0,00 242.799,30  55.729,96 725.773,59 631.04589  1.226.210,11  796.947,42 685.226,83 640.234,88 582.959,94 367.643,36 670.487,25 4B0.832.86 \NRIRREIRY
6.887.20 11.942,81  26.815,24 2421620  19.803,39 452243 24.190,26 7.205,34 14 657,66 22.100,26 SN \\:
000 000 23555  -1997.51 -1.4iB9,89 120779 1671938 -1222,15 -11.501,06 0.00
0,00 242.799,30  55.729,96 732.660,79 642.988,70  1.252.989,79 819.166,11 . 703.040,33 643.549,52 .590.430,82 373.626,55 673.643,85 482.937,12 2N
571 800,00 471 200,00 980.200,00 627.800,00 529.400,00 507.000.00 466.300,00 258.600,00 530.100,00 33000000  IST 2016
83.725,24 93 937,66 .133.694,51 96,305,18. _  92628,52 75.073,49 55.313.05 56.74837 6066746 _ 72.09926  nach LEQ
24 658,18 21213,44 35353,13  18,660,08 20.753,76 12.696,46 1323510 _ 14.340,49 17.608,60 16.334,00 Abrechnung
8.424,53 943575 17.990,83  7.926,03 7.926,03 16 858,54 12329,38 23.274.85 14.216,53
37.165,62 35.259.04 58.971,65 3451852 3753890 31253,25 25.625,12 38.836,34 28.183,07
5.857,20 11.942,81 26.779,69 17.813,50 3314,64 7.470,88 5.983,19 3 156,60 22 104,26
732 660,79 642 988,70 1252 989,79 819 166,11 703.040,33  643.549,52 590.430,82  373.626,55 673.643.85 482 937,12
8 400,00 8.100,00 13.800,00 10.500,00 11.900,00 24.900,00 9.100,00 16,300,00 | 13.200,00 16 100,00
16.061,29 1487371  27.139,55 18.462,88 17.873.57 4.709,53 8013,05 8.748,37 4.267.45 18.199,26
22.600,00 22 600,00 30.700,00 19,900,00 19.900,00 15.300,00 12 100,00 13.100,00 17.600,00 15.500,00
20.000,00 40.400,00 51,100,00 38.100,00 34.100,00 22 500,00 20.100,00 14.500,00 18.500,00 17.500,00
4100,00 4.400,00 6.500,00 4800,00  4.400,00 4.100,00 6 000,00 4.100,00 7.000,00 4.800,00
356395 3.563.05 4 454,96 4,542,30 4.454,96 3.563,95 0,00 0,00 0,00 0,00
83.725,24 93.937,66 133.694,51 96.305,18  92.628,52_ 75,073,49 55.313,05 56.748,37 60.667,46 72.099,26
0,00 0.00 0,00 0,00 0,00 0.00 0,00 0,00 0,00 0,00
28 590,00 23 560,00 49.010,00 31.390,00 26.470,00 25.350,00 23 315,00 12.930,00 26 505,00 16 500,00
724.085,16 631.289,66 1.243.028,15 807.202,61 694.991,81 631.360,62 582.492,57 360.931,43 661.312,51 471.254,05
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 3 - Tabelle 1.pdf


Stand: 23.12.2016
Ausdruck: 12.01.2017

Gebiihrenkalkulation (PLAN 2017) - Benutzungsgebiihren Kita's "Gesamt" 3 Betreuungszeitgruppen (Trager: Stadt Kéthen & freie Trdger zusammen)

Einrichtung Kindertagesstatte (KiTa) | |.||| WL I
Betreuungsform (BF) Krippe Kindergarten .
AltersBereich (AB) 0 < 3 Jahre 3 < Schule 5
BetreuungsZeitGruppen (BZG) 0 <5 Std, 5< 7 Std. 7 <10 Std. 0<5Std. 5< 7 Std. 7 <10 Std.
maximaler BetreuungsAnspruch in Std. pro Tag {BAax) 5 7 10 5 7 10 |
BetreuungsSchlissel (BS) It. KiF6G 0,180 0,180 0,180 0,080 0,080 0,080 (T
@ prospektive Anzahl der Kinder pro Tag nach Pe:.sonalplanung (nach BZG und AB)
.021 Kita "Erlebnisbaum” 3,00 L 5,00 12,00 2,00 9,00 36,00 67,00
022 Kita "Buratino” 5,00 4,00 5,00 12,00 1400 35,00 75,00
023 Kita "Léwenzahn” 1200 | 1000 [ 1300 | 13,00 3400 | 61,00 143,00
024 Kita "Max & Moritz" 7,00 . 800 13,00 4,00 1800 [ 3600 86,00
025 Kita "Pinocchio” 400 [ 400 8,00 | a00 [ a00 | 39,00 63,00
026 Kita "Spielkiste" 2,00 500 15,00 1,00 800 | 3400 63,00
[FT "ITE Kita Spatzennest” 3,00 13,17 | 26558 4,75 12,42 | 4950 109,42
FT "ITE Kita Waldfrieden" 1,83 250 | 767 | 150 ez =W liess 1,75
FT "Kita Angelika Hartmann" 4,42 16,17 | 22,08 2,42 2308 45.42 113,58
FT "Kath. Kita St. Anna" 4,08 | 808 | 20,75 3 747 10,08 | 43,50 ; 93,67
.FT "Evang. Kita Guter Hirte" 747 5,08 J8 o 17,75 | 5,67 | 27 | 40,6L 78,50
FT Kindertagespflege "Pfiffikus" 0,00 058 0,00 000 | 383 4,42
FT Kindertagespflege "Kinderstube” 0,17 042 008 | 000 0,67 3,25
------- — T i = = e T
Zwischensumme Kinder pro BZG - absolut - 81,17 161,83 57,58 134,42 451,17 941,59
Zwischensumme Kinder pro AB - absolut - 298,42 643,17 941,59
Prozentverteilung - Kinder pro BetreuungsZeitGruppe (BZG) und AltersBereich (AB) - informativ -
Zwischensumme Kinder pro BZG - in % - 5,9% 8,6% 17,2% 6,1% 14,3% 47,9% 100%
Zwischensumme Kinder pro AB - in % - 31,7% 68,3% 100%
Verteilerschliissels fiir Betreuungsschliissel abhange Positionen
Zwischensumme Kinder pro BZG - absolut - 49,88 | 102,27 I 291,29 23,03 | 75,28 360,94 902,69
Zwischensumme Kinder pro AB - absolut - 443,45 459,24 902,69
Prozentverteilung - KinderxZeitumfang+Betreuungsschlissel pro BetreuungsZeitGruppe (BZG) und AltersBereich (AB) - informativ -
Zwischensumme Kinder pro AB - in % - 49,1% 50,9% 100,0%
Zwischensumme Kinder pro BZG - in % - 5,5% I 11,3% l 32,3% 2,6% | 8,3% 40,0% 100,0%
Verteilerschliissels fiir nicht Betreuungsschliissel abhange Positionen
Anteil BZG (Kinder pro BZG x BA,,,.,) - absolut - 277,10 | 568,19 [ 1.618,30 287,90 [ 940,94 4.511,70 8.204,13
Anteil AB (Kinder pro BZG x BA,,.) - absolut - 2.463,59 5.740,54 8.204,13
Prozentverteilung - KinderxZeitumfang pro BetreuungsZeitGruppe (BZG) und AltersBereich (AB) - informativ -
Anteil AB (Kinder pro BZG x BA,,5) - in % - 30,0% 70,0% 100,0%
Anteil BZG (Kinder pro BZG x BA,,,) - in % - 3,4% | 6,9% | 19,7% 3,5% | 11,5% 55,0%

100,0%

Einrichtung

Kindertagesstatte (KiTa)
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Gebiihrenkalkulation (PLAN 2017) - Benutzungsgebiihren Kita's "Gesamt" 3 Betreuungszeitgruppen (Trager: Stadt Kéthen & freie Trdger zusammen)

Stand: 23.12.2016
Ausdruck: 12.01.2017

Sach- und Betriebskosten (sind nicht betreuungsschliisselabhédngig; bei freien Trdgern LQE-Abr

cl. 5% Prospektivaufschlag)

Einrichtung Kindertagesstatte (KiTa) -
Betreuungsform (BF) Krippe Kindergarten :
AltersBereich (AB) 0 <3 Jahre 3 < Schule il
BetreuungsZeitGruppen (BZG) 0 <5 Std. 5< 7 Std. 7 <10 Std. 0 <5 Std. 5< 7 Std. 7 <10 Std. . "M'
maximaler BetreuungsAnspruch in Std. pro Tag (BAax) 5 7 10 5 7 10
Betreuungsform (BF) Krippe Kindergarten
BetreuungsZeitGruppen (BZG) 0 <5 Std. 5< 7 Std. 7 < 10 Std. 0<5Std. 5< 7 Std. 7 <10 Std.
Personalkosten (betreuungsschiiisselabhéngig; bei freien Tragern Anteil an LEQ-Vereinbarung) GESAMT
.021 Kita "Erlebnisbaum™ 571.800,00 €
.022 Kita "Buratino" 471.200,00 €
.023 Kita "Léwenzahn" 980.200,00 €
.024 Kita "Max & Moritz" 627.800,00 €
.025 Kita "Pinocchio” 529.400,00 €
.026 Kita "Spielkiste” 507.000,00 €
.FT "ITE Kita Spatzennest” 465.153,25 €
.FT "ITE Kita Waldfrieden” 108.203,02 €
.FT "Kita Angelika Hartmann" 366.278,10 €
.FT "Kath. Kita St. Anna" 316.218,76 €
.FT "Evang. Kita Guter Hirte" 302.656,74 €
.FT Kindertagespflege "Pfiffikus™ 20.267,58 €
.FT Kindertagespflege "Kinderstube" 18.339,70 € - -
_— . . - — — T e
Summe der Personalkosten (PK) 5.284.517,15 € w5.284.51 7,15
Personalkosten entsprechend Altersgruppe (pro Jahr) 2.596.019,24 € 2.688.497,91 € 528451715 €
Personalkosten entsprechend BZG u. BS (pro Jahr) 291.995,39 € 598.732,81 € 1.705.291,03 € 134.833,75 € 440.675,48 € 2.112.988,68 € 5.284.517,15 €
Personalkosten entsprechend BZG u. BS und Kind (pro Jahr) 5.268,77 € 7.376,28 € 10.537,55 € 2.341,68 € 3.278,35 € 4.683,35 € H
il
L -
echnung 2016 in
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.021 Kita "Erlebnisbaum"” 92.322,14 €
.022 Kita "Buratino™ 100.277,39 €
.023 Kita "Lowenzahn" 141.908,08 €
,024 Kita "Max & Moritz" 96.511,38 €
.025 Kita "Pinocchio” 95.508,72 €
.026 Kita "Spielkiste" 83.060,41 €
FT "ITE Kita Spatzennest" 118.994,20 €

.FT "ITE Kita Waldfrieden" 57.154,43 €






Stand: 23.12.2016
Ausdruck: 12.01.2017

Gebiihrenkalkulation (PLAN 2017) - Benutzungsgebiihren Kita's "Gesamt" 3 Betreuungszeitgruppen (Trager: Stadt Kéthen & freie Trdger zusammen)

Einrichtung Kindertagesstatte (KiTa)

Betreuungsform (BF) Krippe Kindergarten

AltersBereich (AB) 0 < 3 Jahre 3 < Schule

BetreuungsZeitGruppen (BZG) 0 <5 Std. 5 < 7 Std. 7 <10 Std. 0 < 5 Std. 5 < 7 Std. 7 <10 Std.

maximaler BetreuungsAnspruch in Std. pro Tag (BAax) 5 7 10 5 7 10

.FT "Kita Angelika Hartmann" 90.951,83 €

.FT "Kath. Kita St. Anna" 77.144,18 €

.FT "Evang. Kita Guter Hirte" 92.468,01 €

.FT Kindertagespflege "Pfiffikus" 6.312,14 €

&l

.FT Kindertagespflege "Kinderstube"” 7.481,94 € s
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Gebiihrenkalkulation (PLAN 2017) - Benutzungsgebiihren Kita's "Gesamt" 3 Betreuungszeitgruppen (Trager: Stadt Kéthen & freie Trdger zusammen)

Ausdruck:

Stand: 23.12.2016
12.01.2017

osten entsprechend B84G un o 1

Abschreibungen und Kapitalverzinsung (sind nicht betreuungsschliiisselabhéngig; bei freien Tragern in LQE-Abrechnung enthalten)

Einrichtung Kindertagesstatte (KiTa) |
Betreuungsform (BF) Krippe Kindergarten ::'”
AltersBereich (AB) 0 < 3 Jahre 3 < Schule oI
BetreuungsZeitGruppen (BZG) 0< 5 Std. 5<7 Std. 7 <10 Std. 0< 5 Std. 5< 7 Std. 7 <10 Std. I il !!l
maximaler BetreuungsAnspruch in Std. pro Tag (BA ) 5 7 10 5 7 10 ' |'l!'||||||":'||||||||
Summe der Betriebskosten (BK) 1.060.094,86 € 1.060.094,86 €
Betriebskosten entsprechend Altersgruppe (pro Jahr) 318.332,24 € 741.762,61 € 1.060.094,86 €
Betriebskosten entsprechend BZG (pro Jahr) 35.805,42 € 73.418,55 € 209.108,28 € 37.200,94 € 121.583,36 € 582.978,32 € 1.060.094,86 €
Betriebskosten entsprechend BZG und Kind (pro Jahr) 646,07 € 904,50 € 1.292,15 € 646,07 € 904,50 € 1.292,15 €}lgl i'hu FNE
LT
I F
~ Verwaltungs- und FachbereichsOverheadkosten (incl. ILV, sind nicht betreuungsschiiisselabhéngig) . GESAMT
r——— - T —— o — = —— — e
.021 Kita "Erlebnisbaum" 37.014,53 €
.022 Kita "Buratino” 32.995,75 €
.023 Kita "Lowenzahn" 67.000,83 €
.024 Kita "Max & Moritz" 42.209,66 €
.025 Kita "Pinocchio” 34.396,03 €
.026 Kita "Spielkiste" 33.276,03 €
FT "ITE Kita Spatzennest" 20.489,85 € = 'ii!!li:
.FT "ITE Kita Waldfrieden" 8.694,00 € I |!":i T ||.':. "II';-;:"'".
.FT "Kita Angelika Hartmann" 19.357,93 € L " Il
T "Kath. Kita St. Anna" 17.630,25 € A
.FT "Evang. Kita Guter Hirte" 14.782,57 € [ I |I|” I::“| '!': |
FT Kindertagespflege "Pfiffikus" 1.353,54 € byt
.FT Kindertagespflege "Kinderstube" 1.364,98 € 3 i
Summe der Overheadkosten (OH) - 330.565,94 € 330.565,94 €
Verwaltungs- u. FachbereichsOverheadkosten entsprechend Altersgruppe (pro Jahr) 99.264,51 € 231.301,43 € 330.565,94 €
Verwaltungs- u. FachbereichsOverheadkosten entsprechend BZG (pro Jahr) 11.165,09 € 22.893,87 € 65.205,56 € 11.600,25 € 37.912,94 € 181.788,24 € 330.565,94 €
Verwaltungs- u. FachbereichsOverheadkosten entsprechend BZG und Kind (pro Jahr) 201,46 € 282,05 € 402,93 € 201,46 € 282,05 € 402,93 €} '

.021 Kita "Erlebnisbaum”

22.948,49 €

I
I g
.022 Kita "Buratino" 26.816,52 € _ _I"I ||||
.023 Kita "Lowenzahn" 53.919,24 € _ ,
024 Kita "Max & Moritz" 40.681,57 € Tl
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Stand: 23.12,2016
Ausdruck: 12.01.2017

Gebiihrenkalkulation (PLAN 2017) - Benutzungsgebiihren Kita's "Gesamt" 3 Betreuungszeitgruppen (Trager: Stadt Kéthen & freie Trdger zusammen)

wingen und Kapitalverzinsung entsprechen 3Z2G und Kind (pre Monat)

GESAMTKOSTEN

Einrichtung Kindertagesstatte (KiTa) il I il ! " ”| I M‘ ‘|| H|||" I
Betreuungsform (BF) Krippe Kindergarten H |,ii-|||"'"|-|||" : é
AltersBereich (AB) 0 < 3 Jahre 3 < Schule %
BetreuungsZeitGruppen (BZG) 0<5Std, 5< 7 Std. 7 <10 Std. 0 <5 Std. 5< 7 Std. 7 <10 Std.
maximaler BetreuungsAnspruch in Std. pro Tag (BA.x) 5 7 10 5 7 10
.025 Kita "Pinocchio” 35.687,06 €
.026 Kita "Spielkiste" 8.024,18 € A
Summe der Abschreibungen u. Kapitalverzinsung (AK) 188.077,06 € B 188.077,06 E
Abschreibungen und Kapitalverzinsung entsprechend Altersgruppe (pro Jahr) 56.477,01 € 131.600,05 € 188.077,06 €
Abschreibungen und Kapitalverzinsung entsprechend BZG (pro Jahr) 6.352,43 € 13.025,57 € 37.099,01 € 6.600,02 € 21.570,75 € 103.429,28 € 188.077,06 €
Abschreibungen und Kapitalverzinsung entsprechend BZG und Kind (pro Jahr) 114,62 € 160,47 € 229,25 € 114,62 € 160,47 € 229,25 € |

—
GESAMT

Summe Personalkosten

5.284.517,15 €

5.284.517,15 €

Summe Sach- und Betriebskosten

1.060.094,86 €

1.060.094,86 €

Summe Verwaltungs- und FachbereichsOverheadkosten

330.565,94 €

330.565,94 €

Summe Abschreibungen und Kapitalverzinzung

188.077,06 €

188.077,06 €

Summe der Gesamtkosten (GK)

6.863.255,01 €

6.863.255,01 €

Gesamtkosten entsprechend Altersgruppe (pro Jahr)

3.070.093,01 €

3.793.162,01 €

6.863.255,01 €

Gesamtkosten entsprechend BZG u. BS (pro Jahr)

345.318,32 €

708.070,80 €

2.016.703,88 €

190.234,95 €

621.742,53 €

2.981.184,53 €

(pro Jahr)

Gesamtkosten entsprechend BZG u. BS und Kind

Einrichtung

6.230,93 €

8.723,31€

12.461,87 €

3.303,84 €

4.625,37 €

6.863.255,01 €

6.607,67 €]

Kindertagesstatte (KiTa)

Betreuungsform (BF) Krippe Kindergarten
BetreuungsZeitGruppen (BZG) 0 <5 Std. 5< 7 Std. 7 <10 Std. 0 <5 Std. 5<7 Std. 7 <10 Std.
Landeszuschuss nach g 12 (2 und 3) KiF6G und Landkreiszuschuss nach ;-Ba KiFo6G (bei freien Trdgern in LQE-Abrechnung enthalten)
.021 Kita "Erlebnisbaum™ i . 57.912,12 € T 71.760,48 €
.022 Kita "Buratino" 46.881,24 € 96.224,28 €
.023 Kita "Léwenzahn” 102.035,64 € 172.877,52 €
.024 Kita "Max & Moritz" 93.762,48 € 88.069,68 €
,025 Kita "Pinocchio” 41.365,80 € 63.605,88 €
.026 Kita "Spielkiste" 63.427,56 € 66.867,72 € .
- e — — e — A ————————— — — — — - — e —
Landesmittel nach § 12 Abs. 2 KiF6G - pro Jahr - 405.384,84 € 559.405,56 € 964.790,40 €
— : — — - = — -
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Stand: 23.12.2016
Ausdruck: 12.01.2017

Gebiihrenkalkulation (PLAN 2017) - Benutzungsgebiihren Kita's "Gesamt" 3 Betreuungszeitgruppen (Trager: Stadt Kéthen & freie Trager zusammen)

Einrichtung

Kindertagesstatte (KiTa)

Betreuungsform (BF) Krippe Kindergarten

AltersBereich (AB) 0 < 3 Jahre 3 < Schule

BetreuungsZeitGruppen (BZG) 0 <5 Std. 5<7Std. 7 <10 Std. 0 <5 Std, 5< 7 Std. 7 <10 Std.

maximaler BetreuungsAnspruch in Std. pro Tag (BA.«) 5 7 10 5 7 10

.021 Kita "Erlebnisbaum” 30.197,16 € 22.968,00 € .

022 Kita "Buratino” 24.445,32 € 30.798.00€ [ i AT

023 Kita "Lowenzahn® 53.204,52 € 55.332,00 € iWéii'|-l|!!|'|l"":\!f|' i y

024 Kita "Max & Moritz" 48.890,64 € 2B TBE | i

.025 Kita "Pinocchio” 21.569,40 € 20.358,00 € 5 i

.026 Kita "Spielkiste" 33.073,08 € 21.402,00 € g i
-
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Stand: 23.12.2016
Ausdruck: 12.01.2017

Gebiihrenkalkulation (PLAN 2017) - Benutzungsgebiihren Kita's "Gesamt" 3 Betreuungszeitgruppen (Tréager: Stadt Kéthen & freie Trager zusammen)

Einrichtung Kindertagesstatte (KiTa) s,
Betreuungsform (BF) Krippe Kindergarten
AltersBereich (AB) 0 < 3 Jahre 3 < Schule bl |
BetreuungsZeitGruppen (BZG) 0<5Std. 5 <7 Std. 7<10 Std. 0<55td 5<7 Std. 7<10Std PR |' I
maximaler BetreuungsAnspruch in Std. pro Tag (BAax) 5 7 10 5 7 10 |l
Landesmittel nach § 12 Abs. 3 KiFGG - pro Jahr - 211.380,12 € 179.046,00 € 390.426,12 €
.021 Kita "Erlebnisbaum" 30.693,42 € 38.033,05 € "
.022 Kita "Buratino” 24.847,06 € 50.098,87 € "
.023 Kita "Léwenzahn" 54.078,89 € o162500€ e, il
.024 Kita "Max & Moritz" 49.694,11 € 46.676,93 € I i |||| i ‘I "il‘iil T
.025 Kita "Pinocchio" 21.923,87 € 33.711,12 € |
.026 Kita "Spielkiste" 33.616,61 € 35.439,80 € 1
Landkreismittel nach § 12a KiFoG - pro Jahr - 214.853,97 € 296.484,95 € 511.338,91 €
Landes- und Landkreiszuschuss fiir Kitas - pro Jahr - 831.618,93 € 1.034.936,51 € 1.866.555,43 €
Landes- und Landkreiszuschuss fiir Kitas - pro Monat - 69.301,58 € 86.244,71 € 155.546,29 €
Verteilung Landes- und Landkreiszuschuss entsprechend BZG - pro Monat - 7.79491 € 15.983,37 € 45.523,30 € 432535 € 14.136,49 € 67.782,87 € 155.546,29 €
Landes- und Landkreiszuschuss pro Kind (pro Monat) 140,65 € 196,91 € 281,30 € 75,12 € 105,17 € 150,24 € giims
Saldo nach Landes- und Landkreiszuschuss pro Kind (pro Monat) 378,59 € 530,03 € 757,19 € 200,20 € 280,28 € 400,40 € | |
Aufteilung der Erstattung - pro Monat - 18.541,67 € _ m i
Verteilung der Erstattung entsprechend BZG - pro Monat - 2.08553 € 4.276,36 € | L
pr : Bundeserstattung pro Kind (pro Monat) | 37,63 €| 52,68 €| 2 T | L
Saldo nach Landes- und Landkreiszuschuss und Bundeserstattunngro Kind (pro Monat) 340,96 € 477,35 € 681,92 € 200,20 € 280,28 € 400,40 € 4.774.199,58 €
Gemeindeanteil > Kosteniibernahme durch die Stadt Kéthen (Anhalt) 50,0%
Gemeindeanteil pro Kind (pro Monat) 170,50 € 238,70 € 341,00 € 100,20 € 140,20 € 200,30 € %m 4
kalk. Kommunalanteil (mind.) fiir Kitas - pro Jahr - 1.008.101,03 € 1.379.814,61 € i 2.387.915,64 €
Saldo nach Gemeindeanteil pro Kind (pro Monat) 170,46 € 238,65 € 340,92 € 100,00 € 140,08 € 200,10 € e
Elternbeitrag
Elternbeitrag pro Kind und Monat 170,00 € 238,00 € 340,00 € 100,00 € 140,00 € 200,00 € |‘ i |: I
kalk. Elternanteil (max.) fiir Kitas - pro Jahr - 1.005.144,72 € 1.377.729,60 € 2.382.874,32 €
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Stand: 23.12.2016
Ausdruck: 12.01.2017

Gebiihrenkalkulation (PLAN 2017) - Benutzungsgebiihren Kita's "Gesamt" 3 Betreuungszeitgruppen (Trager: Stadt Kéthen & freie Trager zusammen)

Einrichtung Kindertagesstatte (KiTa)
Betreuungsform (BF) Krippe Kindergarten
AltersBereich (AB) 0 < 3 Jahre 3 < Schule |||||m||"L
BetreuungsZeitGruppen (BZG) 0<5 Std. 5<7Std. 7 <10 Std. 0<5 Std. 5<7 Std. 7 <10 Std. ‘””:|Tm""III:::"u ol
maximaler BetreuungsAnspruch in Std. pro Tag (BA,.) 5 7 10 5 7 10 | b :ih :!Hm:”i"",_
~ GESAMTKOSTEN z
Einrichtung Kindertagesstéatte (KiTa)
Betreuungsform (BF) Krippe Kindergarten
AltersBereich (AB) 0 < 3 Jahre 3 < Schule
BetreuungsZeitGruppen (BZG) 0 <5 Std. 5 < 7 Std. 7 <10 Std. 0 <5 Std. 5< 7 Std. 7 <10 Std.
519,24 € 726,94 € 1.038,49 € 275,32 € 385,45 € 550,64 €
‘ B R N | e =, = i i B o Kind fore __:;i . B _7| ) g Ij o .y 75,26 .I.' _!; ML’?- ”ﬁjﬂm h ;'E‘ i '!;.:: !
Kosteniibernahme Kommune (Gemeindeanteil) pro Kind (pro Monat) 170,50 € 238,70 €] 341,00 € 100,20 EI 140,23=’_€ 200,30 €
Kostenlibernahme (Land, Landkreis, Gemeinde) pro Kind (pro Monat) 348,78 € 488,30 € 697,57 € 175,32 € 245,37 € 350,54 €
max. Elternbeitrag pro Kind (pro Monat) - kalk. - 170,46 € 238,65 € 340,92 € 100,00 € 140,08 € 200,10 €
1.188,00 €

aktueller Elternbeitrag 131,00 € 167,00 € 198,00 € 110,00 € 135,00 € 157,00 € 898,00 €
Kostendeckung Elternbeitrag / Elternanteil 77% 70% 58% 110% 96% 79%
Vergleich von Kalkulation und aktuellem Elternbeitrag -39,00 € -71,00 € -142,00 € 10,00 € -5,00 € -43,00 €
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Stand: 23.12.2016
Ausdruck: 12.01.2017

Gebiihrenkalkulation (PLAN 2017) - Benutzungsgebiihren Kita's "Gesamt” 3 Betreuungszeitgruppen (Tréger: Stadt Kéthen & freie Trager zusammen)

Einrichtung Kindertagesstatte (KiTa)
Betreuungsform (BF) Krippe Kindergarten ””“““w“’“ _
AltersBereich (AB) 0 <3 Jahre 3 < Schule Nl il
BetreuungsZeitGruppen (BZG) 0<5 Std. 5< 7 Std. 7 <10 Std. 0 <5 Std 5<7 st 7 <10 Std. i :
maximaler BetreuungsAnspruch in Std. pro Tag (BAax) 5 7 10 5 7 10
Kalkulatorische Riickrechnung
Einrichtung Kindertagesstatte (KiTa)
Betreuungsform (BF) Krippe Kindergarten
AltersBereich (AB) 0 < 3 Jahre 3 < Schule
BetreuungsZeitGruppen (BZG) 0 <5 Std. 5< 7 Std. 7 <10 Std. 0 <5 Std. 5< 7 Std. 7 <10 Std. SUMME
@ kalkulatorische Kostendeckung/Einnahmen (pro Monat) - aktuell - 7.260,02 € 13.555,39 € 32.042,34 € 6.333,80 € 18.146,70 € 70.833,69 € 148.171,94 €
@ kalkulatorische Kostendeckung/Einnahmen (pro Monat) - SOLL - 9.421,40 € 19.318,46 € 55.022,20 € 5.758,00 € 18.818,80 € 90.234,00 € 198.572,86 €
Saldo aktuell / Soll (pro Monat) -50.400,92 €
Kalkulatorische Kostendeckun/Einnahmen (pro Jahr) - aktuell - 87.120,24 € 162.664,68 € 384.508,08 € 76.005,60 € 217.760,40 € 850.004,28 € 1.778.063,28 €
Kalkulatorische Kostendeckung/Einnahmen (pro Jahr) - SOLL - 113.056,80 € 231.821,52 € 660.266,40 € 69.096,00 € 225.825,60 €| 1.082.808,00 € 2.382.874,32 €
Saldo aktuell / Soll (pro Monat) -25.936,56 € -69.156,84 € -275.758,32 € 6.909,60 € -8.065,20 € -232.803,72 € -604.811,04 €

FAZIT: Die Hohe der Gebiihrensatze in den einzelnen Altergruppen bzw. Betreuungszeitgruppen differieren zwar zwischen dem aktuellen und dem neu berechneten Gebuhrsatz, jedoch liegt das auf Basis der bestehenden Geblhrenordnng
kalkulatorisch zu Stande kommenden Gebiihrenvolumen unter dem Gebiihrenvolumen welches sich kalkulatorisch aus den neu berechneten Geblihrensatzen ergeben wiirde. > keine Benachteiligung der Gruppe der Gebiihrenschuldner, >
Konformitat der Gebiihrensatze mit den rechtlichen Anforderungen
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 3 - Tabelle 2.pdf


Stand: 23.12,2016
Ausdruck: 12 01,2017

Gebiihrenkalkulation (PLAN 2017) - Benutzungsgebiihren Kita's "Gesamt" mit 6 Betreuungszeitgruppen (BZG) (Trager: Stadt Kéthen & freie Trager zusammen)

Einrichtung Kindertagesstatte (KiTa)
Betreuungsform (BF) Krippe Kindergarten
AltersBereich (AB) 0 < 3 Jahre 3 < Schule
BetreuungsZeitGruppen (BZG) 0< 5 Std. 6 7 8 9 10 Std 0<58td 6 7 8 9 10 Std
maximaler BetreuungsAnspruch in Std. pro Tag (BA,..) 5 6 7 8 9 10 5 6 7 8 9 10
BetreuungsSchliissel (BS) It. KiF6G 0,180 0,180 0,180 0,180 0,180 0,180 0,080 0,080 0,080 0,080 0,080 0,080
e @ prospektive Anzahl der Kinder pro Tag mit Trend zu langeren Betreuungszeiten (n_?ch BZG und AB) r
.021 Kita “Erlebnisbaum" . . 3,00 2,00 r! 2,00 3,00 6,00 I : 2,00 2.00 5,00 9,00 16,00 13,00 67,00
.022 Kita "Buratino” 5,00 1,00 L & -2,@ ; 2,00 2,00 200 12,00 4,00 I 8,00 8,00 17,00 . 1200 75,00
,023 Kita "Léwenzahn" 12,00 2,00 _ 6,00 3,00 7,00 500 |' 13,00 9,00 " 18,00 v ] 15,00 29.00 |__ :ZZ,L 143,00
024 Kita "Max & Moritz" 7,00 200 [ 400 3,00 6.00 600 | 4,00 500 [ 1000 9,00 17,00 [S543,00 86,00
.025 Kita “Pinocchio” 4,00 1,00 2,00 2,00 4,00 3,00 J 4,00 1,00 | ___2,00 —_ 9,00 19,00 12,00 63,00
.026 Kita "Spielkiste" 2,00 1,00 3,00 4,00 7,00 500 1,00 2,00 | 3,00 __ 8,00 17,00 63,00
FT "ITE Kita Spatzennest” 3,00 4.00 || 817 6,00 12,00 gEe el 475 3,00 | 842 12,00 21,00 109,42
FT "ITE Kita Waldfrieden” 1,83 1,00 | 150 2,00 3,00 2,67 I 150 1 000 ezl 600 11,00 IRE
FT "Kita Angelika Hartmann” 4,42 4,00 5,00 9,00 8,08 | 242 6,00 Mazoer | 10,00 17,00 113,59
.FT "Kath. Kita St. Anna" 4,08 2,00 5,00 8,00 7.75 il 717 3,00 Ij‘l_Toa Bl 10,00 19,00 43,66
.FT "Evang. Kita Guter Hirte" 7,17 1,00 4,00 7,00 7S 567 1,00 117 Eg_=:n 10.00 17,00 78,51
FT Kindertagespflege "Pfiffikus" 0,00 0,00 0,00 0.00 [ a0 0,00 0,00 k_’___ 000 1,00 1,0 [F242 4,42
.FT Kindertagespflege "Kinderstube" 0,42 0,00 0,00 1,00 o092 | 0,67 0,00 | 000 ) 0,00 ge0 | 0,08 3,26
et — e E— S —— — - R —
Zwischensumme Kinder pro BZG - absolut - 53,92 N 39,00 72,00 59,75 58,18 36,00 82,4 107,00 201,00 159,17 941,61
Zwischensumme Kinder pro AB - absolut - 297,84 643,77 941,61
Prozentverteilung - Kinder pro BetreuungsZeitGruppe (BZG) und AltersBereich (AB) - informativ -
Zwischensumme Kinder pro BZG - in % - 57% | 22% | 55% |  41% | 76% | 65% 62% | 38% | 88% |  14% | 213% | 16.9% 100%
Zwischensuan__e__}finder pro AB - in % - S .31 ,6% e 68.4% el 100%
VerteilerschIﬁsseﬁ@rﬁgﬁn’gg’;ﬁ'hliigs’allabhﬁngg Positionen) _
Zwischensumme Kinder pro BZG - absolut - 4853 | 2268 | 6573 | 5616 | 11664 | 107,55 2327 | 1728 | 46,16 6848 | 14472 | 127,34 844,54
Zwischensumme Kinder pro AB - absolut - 417,29 427,24 844,54
Prozentverteilung - Kinder x Zeitumfang + Betreuungsschlissel pro BetreuungsZeitGruppe (BZG) und AltersBereich (AB) - informativ -
Zwischensumme Kinder pro AB -in % - 49,4% 50,6% 100,0%
Zwischensumme Kinder pro BZG - in % - 57% | 27% |  78% | 66% | 138% | 128% 28% | 20% |  55% |  81% | 171% | 151% 100,0%
Verteilerschliissel (nicht betreuungsschliisselabhange Positionen)
Anteil BZG (Kinder pro BZG x BA,,,) - absolut - 26960 | 12600 | 36519 | 31200 | 64800 | 597,50 29090 | 21600 | 57694 | 85600 | 1.80900 | 1.591,70 7.658,83
Anteil AB (Kinder pro BZG x BA,..x) - absolut - 2,318,29 5.340,54 7.658,83
Prozentverteilung - Kinder x Zeitumfang pro BetreuungsZeitGruppe (BZG) und AltersBereich (AB) - informativ -
Anteil AB (Kinder pro BZG x BA,,,,) - in % - 30,3% 69.7% 100,0%
Anteil BZG (Kinder pro BZG x BA,,,) - in % - 35% | 16% | 48% |  41% |  85% |  7.8% 38% |  28% | 75% |  112% | 236% |  208% 100,0%
Einrichtung Kindertagesstatte (KiTa)
Betreuungsform (BF) Krippe Kindergarten
BetreuungsZeitGruppen (BZG) 0<58td [ 6 | 7 l 8 | 9 | 10 Std 0<55Std I 6 | 7 | 8 I 9 I 10 Std
Personalkosten ( betreuungsschilisselabhéngiq)
.021 Kita "Erlebnisbaum" 571.800,00 €
.022 Kita "Buratino" 471.200,00 € I
023 Kita "Léwenzahn" 980.200,00 € 1 I
.024 Kita "Max & Moritz" 627.800,00 € ' '
.025 Kita "Pinocchio” 529.400,00 €
.026 Kita "Spielkiste” 507.000,00 €
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Stand: 23 12,2016
Ausdruck: 12.01.2017

Gebiihrenkalkulation (PLAN 2017) - Benutzungsgebiihren Kita's "Gesamt” mit 6 Betreuungszeitgruppen (BZG) (Trager: Stadt Kéthen & freie Trager zusammen)

1

Einrichtung Kindertagesstatte (KiTa)
Betreuungsform (BF) Krippe Kindergarten
AltersBereich (AB) 0 < 3 Jahre 3 < Schule
BetreuungsZeitGruppen (BZG) 0<58td 6 7 8 9 10 Std 0<5Std 6 7 8 9 10 Std
maximaler BetreuungsAnspruch in Std. pro Tag (BA,.ax) 5 6 7 8 9 10 5 6 7 8 9 10
.FT "ITE Kita Spatzennest" 465.153,25 €
.FT "ITE Kita Waldfrieden™ 108.203,02 €
.FT "Kita Angelika Hartmann" 366.278,10 €
.FT "Kath. Kita St. Anna” 316.218,76 €
.FT "Evang. Kita Guter Hirte" 302.656,74 €
.FT Kindertagespflege "Pfiffikus" 20.267,58 €
.FT Kindertagespflege "Kinderstube" 18.339,70 €
— e - ———O — e - — — —— — p—— -
Summe der Personalkosten (PK) 5.284.517,15 € 5.284.517,15 €
Personalkosten entsprechend Altersgruppe (pro Jahr) 2.611.125,35 € 2.673.391,81 € 5.284.517,15 €
Personalkosten entsprechend BZG u. BS (pro Jahr) 303.654,59€| 141.91572€| 411.319,06€| 351.410,35€| 729.852,27€| 672.973,35€| 145.620,05€| 108.126,26€| 288.807,25€| 428.500,37€| 905.557,45€| 796.780,43 € 5.284.517,15 €
Personalkosten entsprechend BZG u. BS und Kind (pro Jahr) 5.631,58 € 6.757,89 € 7.884,21€ 9.010,52€|  10.136,84€|  11.263,15€ 2.502,92 € 3.003,51 € 3.504,09 € 4.004,88 € 4.505,26 € 5.005.85 €| | | == '

b - Sach- und Betriebskosten (nicht betrsuungssctiliisselabhéngig) ' by ' GESAMT
.021 Kita "Erlebnisbaum" 3 . - 92.322,14 € m 1
.022 Kita “Buratino” 100.277,39 € s
.023 Kita "Léwenzahn” 141.908,08 € -
.024 Kita "Max & Moritz" 96.511,38 € _ il uh Il
025 Kita "Pinocchio” 95.508,72 € E o
.026 Kita "Spielkiste” 83.060,41 € I !.II i _'
.FT "ITE Kita Spatzennest"” 118.994,20 € ooy
.FT "ITE Kita Waldfrieden" 57.154,43 € _ 0
FT "Kita Angelika Hartmann" 90.951,83 € efwn u @%
FT "Kath. Kita St. Anna" 77.144,18 € b _
.FT “Evang. Kita Guter Hirte" 92.468,01 € I =
FT Kindertagespflege "Pfiffikus” 6.31214 € | _%
.FT Kindertagespflege "Kinderstube" Rt ot : : : . 7'481'_9‘?€ ' A " i _ x --"s ) ____ji
Summe der Betriebskosten (BK) ) T 1.060.094,86 € 1.060.094,86 €
Betriebskosten entsprechend Altersgruppe (pro Jahr) 320.885,47 € 739.209,38 € 1.060.094,86 €
Betriebskosten entsprechend BZG (pro Jahr) 37.316,61€|  17.44026€| 5054767€| 43.18539€| 89.69274€| 82.702,80€| 40.264,84€| 29.897,58€|  79.856,99€| 118.483,01€ 250.392,24€| 220.314,72€ 1.060.094,86 €
Betriebskosten entsprechend BZG und Kind (pro Jahr) 692,07 € 830,49 € 968,90 € 1.107,32 € 1.24573 € 1.384,15 € 692,07 € 830,49 € 968,90 € 1.107,32€ 1.24573 € 1.384,15€| - B o

— i Overheadk?stt_a.n _f nicht ?etreuungsschlﬁsselabhéng@im@ T e — n =
021 Kita "Erlebnisbaum* 37.014,53 €
.022 Kita "Buratino” 32.995,75 €
.023 Kita "Lowenzahn" 67.000,83 €
.024 Kita "Max & Moritz" 42.209,66 € i
.025 Kita "Pinocchio” 34.396,03 € L
.026 Kita “Spielkiste" 33.276,03 € %f% %
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Gebiihrenkalkulation (PLAN 2017) - Benutzungsgeblihren Kita's "Gesamt™ mit 6 Betreuungszeitgruppen (BZG) (Trdger: Stadt Kothen & freie Tradger zusammen)

Stand: 23 12 2016
Ausdruck: 12 01 2017

Sachkos

Einrichtung Kindertagesstatte (KiTa)
Betreuungsform (BF) Krippe Kindergarten
AltersBereich (AB) 0 < 3 Jahre 3 < Schule .
BetreuungsZeitGruppen (BZG) 0<5Std 6 7 8 9 10 Std. 0<5Std 6 7 8 9 10 Std il '
maximaler BetreuungsAnspruch in Std. pro Tag (BAn..) 5 6 7 8 9 10 5 6 7 8 9 10
.FT "ITE Kita Spatzennest" 20.489,85 €
.FT "ITE Kita Waldfrieden" 8.694,00 € [l
FT "Kita Angelika Hartmann" 19.357,93 € Tl
FT "Kath. Kita St. Anna” 17.630,25 € | |'i[f||]ﬂE[{,|i!’_f
[FT "Evang. Kita Guter Hirte" 14.782,57 € Lk il
.FT Kindertagespflege "Pfiffikus" 1.353,54 € i :'
FT Kindertagespflege "Kinderstube” 1.364,98 € E'HI' i ™
— e — e —- T et eSO — — R — - - :
Summe der Overheadkosten (OH) 330.565,94 € 330.565,94 €
Verwaltungs- u. FachbereichsOverheadkosten entsprechend Altersgruppe (pro Jahr) 100.060,68 € 230.505,27 € 330.565,94 €
Verwaltungs- u. FachbereichsOverheadkosten entsprechend BZG (pro Jahr) 11.636,32 € 5.438,34 € 15.762,12 € 13.466,36 € 27.968,60 € 25.788,95 € 12.555,66 € 9.322,87 € 24.901,55 € 36.946,17 € 78.079,00 € 68.700,02 € 330.565,94 €
Verwaltungs- u. FachbereichsOverheadkosten entsprechend BZG und Kind (pro Jahr) 215,81 €| 258,9684923 302,13 €| 3452913231 388,4527385 431,61 € 215,81 €| 258,9684923 302,13€| 345,2913231| 388,4527385 431,61 € = -

GESAMTKOSTEN

221,01 €

24557 €

ten enthalten)
b e — — oo = e
{021 Kita "Erlebnisbaum" 22.948,49
022 Kita "Buratino" 26.816,52 €
.023 Kita "Léwenzahn” 53.919,24 € wEh
.24 Kita "Max & Moritz" 40.681,57 € -~ =
;025 Kita "Pinocchio” 35.687,06 € |
.026 Kita "Spielkiste” 8.024,18 € "
e —— T — = STy Sipetasriieescsase: m— ————— = = e — = . — —
Summe der Abschreibungen u. Kapitalverzinsung (AK) 188.077,06 € 188.077,06 €
Abschreibungen und Kapitalverzinsung entsprechend Altersgruppe (pro Jahr) 56.930,00 € 131.147,06 € 188.077,06 €
Abschreibungen und Kapitalverzinsung entsprechend BZG (pro Jahr) 6.620,54 € 3.094,17 € 8.967,93 € 766175 € 15.912,87 € 14.672,74 € 7.143,60 € 5.304,29 € 14.167,85 € 21.020,70 € 4442342 € 39.087,21 € 188.077,06 €
Abschreibungen und Kapitalverzinsung entsprechend BZG und Kind (pro Jahr) 122,78 € 147,34 € 171,90 € 196,46 € 221,01 € 245,57 € 122,78 € 147,34 € 171,90 € 196,46 € : |.ﬂ

GESAMT

Summe Personalkosten

5.284.517,15 €

5.284.517,15 €

~ Summe Sach- und Betriebskosten

1.060.094,86 €

1.060.094,86 €

Summe Verwaltungs- und FachbereichsOverheadkosten

Gesamtkosten entsprechend BZG u. BS und Kind (pro Jahr)

6.662,24 €

7.994,69 €
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330.565,94 € 330.565,94 €
Summe Abschreibungen und Kapitalverzinzung 188.077,06 € 188.077,06 €
Summe der Gesamtkosten (GK) 6.863.255,01 € 6.863.255,01 €

Gesamtkosten entsprechend Altersgruppe (pro Jahr) 3.089.001,50 € 3.774.253,52 € 6.863.255,01 €

Gesamtkosten entsprechend BZG u. BS (pro Jahr) | 350.22805¢€| 167.888,48€| 486.596,78 €| 41572386 €| 863.426,48€| 796.137,84€| 205.584,14€| 152651,00€| 407.733,64 €| 604.950.25€| 1.278.452,11€| 1.124.882,38 €  6.863.255,01 €

932714€| 1065959€| 11.09203€] 1332448€]  353350€]  424031€]  494702¢]  565374€]  6.360.46€  7.oe718€f






Gebiihrenkalkulation (PLAN 2017) - Benutzungsgebiihren Kita's "Gesamt" mit 6 Betreuungszeitgruppen (BZG) (Trager: Stadt Kéthen & freie Trdger zusammen)

Stand:

23122016

Ausdruck: 12.01,2017

Einrichtung Kindertagesstatte (KiTa)
Betreuungsform (BF) Krippe Kindergarten
AltersBereich (AB) 0 < 3 Jahre 3 < Schule
BetreuungsZeitGruppen (BZG) 0<58Std 6 7 8 9 10 Std 0<5Std 6 7 8 9 10 Std
maximaler BetreuungsAnspruch in Std. pro Tag (BA,,..) 5 6 7 8 9 10 5 6 7 8 9 10
Landeszuschuss nach § 12 (2 und 3) KiF6G und Landkreiszuschuss nach § 12a KiF6G (bei freien Tragern in LQE-Abrechnung enthalten)
.021 Kita “Erlebnisbaum™ 57.912,12 € 71.760,48 €
.022 Kita "Buratino” 46.881,24 € 96.224,28 €
.023 Kita “Loéwenzahn" 102.035,64 € 172.877,52 €
.024 Kita "Max & Moritz" 93.762,48 € 88.069,68 €
.025 Kita "Pinocchio” 41.365,80 € 63.605,88 €
.026 Kita "Spielkiste"” 63.427,56 € 66.867,72 €
Landesmittel nach § 1-2.7\.;)3, 2 KiF6G - pro Jahr - - “235.384,8 ? o 5569.405,56 €
.021 Kita "Erlebnisbaum™ bl 38.197.16 € 22.968,00 €
.022 Kita "Buratino” 24.44532 € 30.798,00 €
.023 Kita "Lowenzahn” 53.204,52 € 55.332,00 € -
.024 Kita "Max & Moritz" 48.890,64 € 2818800 | §
.025 Kita "Pinocchio" 21.569,40 € 20.358,00 €
.026 Kita "Spielkiste” 33.073,08 € 21.40200€ | i
Landesmittel nach § 12 Abs. 3 KiF6G - pro Jahr - 211.380,12 € 179.04(;,I0I0I €
.021 Kita "Erlebnisbaum" 30.693,42 € 38.033,05 € i i
.022 Kita "Buratino™ 24.847,06 € 50.998,87 €
.023 Kita "Lowenzahn” 54.078,89 € 91.625,09 €
.024 Kita "Max & Moritz" 49.694,11 € 46.676,93 € I."‘ [
.025 Kita "Pinocchio” 21.923.87 € 33.711,12€ Ay |
.026 Kita "Spielkiste" 33.616,61 € 35.439,89 € _ -
Landkreismittel nach § 12a KiF6G - pro Jahr - | 214.853,97 € 296.484,95 € 511.338.91 €
Landes- und Landkreiszuschuss fiir Kitas - pro Jahr - 831.618,93 € 1.034.936,51 € 1.866.555,43 €
Landes- und Landkreiszuschuss fir Kitas - pro Monat - 69.301,58 € 86.244,71 € 155.546,29 €
Verteilung Landes- und Landkreiszuschuss entsprechend BZG - pro Monat - 8.059,26 € 3.766,57 € 10,916,77 € 9.326,74 € 19.370.93 € 17.861,31 € 469776 € 3.488,20 € 9.317,04 € 13.823,60 € 29.213,65 € 25.704,46 € 155.546,29 €
Landes- und Landkreiszuschuss pro Kind (pro Monat) 149,47 € 179,36 € 209,25 € 239,15 € 269,04 € 298,93 € 80,75 € 96,89 € 113,04 € 129,19 € 145,34 € 161.49€] o |||| . II|
Saldo nach Landes- und Landkreiszuschuss pro Kind (pro Monat) 405,72 € 486,86 € 568,01 € 649,15 € 730,30 € 811,44 € 213,72¢€ 256,46 € 299,21 € 341,95 € 384,70 € 427,44 €| MR '
Aufteilung der Erstattung - pro Monat - 18.541,67 € | !
Verteilung der Erstattung entsprechend BZG - pro Monat - 2.156,26 € 1.007.75 € 2.920,79 € 2.495,37 € 5.182,70 € 4.778,80 € || I | |
} 1 O ~ Bundeserstattung pro Kind (pro Monat) | 39,99 4799€|]  5599¢ 6398€|  71.98¢ 79.98¢€ | | 0 I I 4.774.199,58 €
Saldo nach Landes- und Landkreiszuschuss und Bundeserstattung pro Kind (pro Monat) 365,73 € 438,88 € 512,02 € 585,17 € 658,31 € 731,46 € 213,72 €[ 256,46 € 299,21 € 341,95 €l 384,70 € 427,44 €} '-i:
Gemeindeanteil > Kostenilibernahme durch die Stadt Kéthen (Anhalt) 50,0% 50,0%
Gemeindeanteil pro Kind (pro Monat) 182,90 €| 219,50 €| 256,10 €I 292,60 €! 329,20 € 365,80 € 106,90 €| 128,30 €| 149,70 €| 171,00 €| 192,40 € 213,80 €F |l g A1
kalk. Kommunalanteil (mind.) fiir Kitas - pro Jahr - 1.017.630,66 € 1.370.117,54 € 2.387.748,20 €
Saldo nach Gemeindeanteil pro Kind (pro Monat) 182,83 €l 219,38 €| 255,92 €I 292,57 €| 329,11 GI 365,66 € 106,82 €l 128,16 €r 149,51 €‘ 170,95 €| 192,30 €I 213,64 €
Elternbeitrag
Elternbeitrag pro Kind und Monat 182,00 € 219,00 € 255,00 € 292,00 € 329,00 € 365,00 € 106,00 € 128,00 € 149,00 € 170,00 € 192,00 € 213,00€] = =
kalk. Elternanteil (max.) fiir Kitas - pro Jahr - 1.015.206,48 € 1.364.890,44 € 2.380.096,92 €
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Stand: 23 12,2016
Ausdruck: 12.01.2017

Gebiihrenkalkulation (PLAN 2017) - Benutzungsgebiihren Kita's "Gesamt” mit 6 Betreuungszeitgruppen (BZG) (Trager: Stadt Kéthen & freie Trdger zusammen)

Einrichtung Kindertagesstatte (KiTa)
Betreuungsform (BF) Krippe Kindergarten
AltersBereich (AB) 0 < 3 Jahre 3 < Schule
BetreuungsZeitGruppen (BZG) 0<5Std 6 7 8 9 10 Std 0<5Std 6 7 8 9 10 Std
maximaler BetreuungsAnspruch in Std. pro Tag (BA,.) 5 6 7 8 9 10 5 6 7 8 9 10
S — - — — — —
GESAMTKOSTE N (platzbezogen)
Einrichtung Kindertagesstatte (KiTa)
Betreuungsform (BF) Krippe Kindergarten
AltersBereich (AB) 0 < 3 Jahre 3 < Schule
BetreuungsZeitGruppen (BZG) 0<5Std 5 <7 Std. 7<10 Std 0<5Std 5<7Std 7 <10 Std.
555,19 € 666,22 € 777,26 € 888,30 € 999,34 € 1.110,37 € 294,47 € 353,36 € 412,25 € 471,15 € 530,04 € 588,93 €
Kostenibernahme (Land + Landkreis) pro Kind (pro Monat) 149,47 179,36 € 209,25 239,15 269,04 € 298,93 € 80,75 € 96,89 € 113,04 € 129,19 € 145,34 161,49 €
TR, s A JATY we T _|
Kostenﬁbernahmeﬁmmuge (Gemeindeanteil) pro Kind (pro Monat) | 182,90 219,50 € 256,10 € 292,60 € 329,20 € 365,80 € 106,90'€ 128,30 € 149,70 € 171,00 € 192.40.61 213,80 €
Kosteniibernahme (Land, Landkreis, Gemeinde) pro Kind (pro Monat) 372,36 € 446,85 € 521,34 € 595,73 € 670,22 € 744,71 € 187,65 € 22519 € 262,74 € 300,19 € 337,74 € 375,29 €
max. Elternbeitrag pro Kind (pro Monat) - kalk. - 182,83 € 219,38 € 255,92 € 292,57 € 329,11 € 365,66 € 106,82 € 128,16 € 149,61 € 170,95 € 192,30 € 213,64 € Quersumme

aktueller Elternbeitrag 131,00 € 167,00 € 167,00 € 198,00 € 198,00 € 198,00 € 110,00 € 135,00 € 135,00 € 157,00 € 157,00 € 157,00 € 1.910,00 €
Kostendeckung Elternbeitrag / Elternanteil 72% 76% 65% 68% 60% 54% 104% 105% 91% 92% 82% 74%
Vergleich von Kalkulation und aktuellem Elternbeitrag -51,00 € -52,00 € -88,00 € -94,00 € -131,00 € -167,00 € 4,00 € 7,00 € -14,00 € -13,00 € -35,00 € -56,00 €
f\nderung des Elternbeitrags in Prozent +38,93% +31,14% +52,69% +47,47% +66,16% +84,34% -3,64% -5,19% +10,37% +8,28% +22,29% +35,67%
Kostenabstand zur ndchst niedrigeren BZG - 37,00 €| 36,00 € 37,00 € 37,00 € 36,00 € : 22,00 € 21,00 € 21,00 € 22,00 € 21,00 €
Kalkulatorische Riickrechnung
Einrichtung Kindertagesstatte (KiTa)
Betreuungsform (BF) Krippe Kindergarten
AltersBereich (AB) 0 < 3 Jahre 3 < Schule
BetreuungsZeitGruppen (BZG) 0<5Std 6 7 8 9 10 Std. 0<5Std 6 7 8 9 10 Std SUMME
@ kalkulatorische Kostendeckung/Einnahmen (pro Monat) - aktuell - 7.063,52 € 3.507,00 € 8.712,39 € 7.722,00 € 14.256,00 € 11.830,50 € 6.399,80 € 4.860,00 € 11.126,70 € 16.799,00 € 31.557,00 € 24.,989,69 € 148.823,60 €
@ kalkulatorische Kostendeckung/Einnahmen (pro Monat) - SOLL - 9.813,44 € 4.599,00 € 13.303,35 € 11.388,00 € 23.688,00 € 21.808,75 € 6.167,08 € 4.608,00 € 12.280,58 € 18.190,00 € 38.592,00 € 33.903,21 € 198.341,41 €
Saldo aktuell / Soll (pro Monat) -49.517,81 €
Kalkulatorische Kostendeckun/Einnahmen (pro Jahr) - aktuell - 84.762,24 € 42.084,00 € 104.548,68 € 92.664,00 € 171.072,00 € 141.966,00 € 76.797,60 € 58.320,00 € 133.520,40 €] 201.588,00 €] 378.684,00 € 299.876,28 € 1.785.883,20 €
Kalkulatorische Kostendeckung/Einnahmen (pro Jahr) - SOLL - 117.761,28 € 55.188,00 € 159.640,20 € 136.656,00 € 284.256,00 € 261.705,00 € 74.004,96 € 55.296.00 € 147.366,96 €] 218.280,00 €] 463.104,00 € 406.838,52 € 2.380.096,92 €
Saldo aktuell / Soll (pro Jahr) -32.999,04 € -13.104,00 € -55.091,52 € -43,992,00 €] -113.184,00€] -119.739,00 € 2.792.64 € 3.024,00 € -13.846,56 € -16.692,00 € -84.420,00 €] -106.962,24 € -594.213,72 €

FAZIT: Die Hohe der Gebiihrensatze in den einzelnen Altergruppen bzw. Betreuungszeitgruppen differieren zwar zwischen dem aktuellen und dem neu berechneten Gebiihrsatz, jedoch liegt das auf Basis der bestehenden Gebihrenordnng kalkulatorisch zu Stande kommenden Gebiihrenvolumen unter dem
GebUhrenvolumen welches sich kalkulatorisch aus den neu berechneten Geblhrensétzen ergeben wiirde. > keine Benachteiligung der Gruppe der Geblihrenschuldner, > Konformitat der Gebulhrenséatze mit den rechtlichen Anforderungen
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 3 - Tabelle 3.pdf


Gebiihrenkalkulation (PLAN 2017) - Benutzungsgebiihren HORT (Trédger: Stadt Kéthen & freie Trdger)

Sland 2312 2016
Ausdruck 11012017

Einrichiung stadtisch freie Trager il '"'
Belreuungsform (BF) Naumann- L Ratkeschule Regenbogen- GESAMT
schule schule schule
AltersBereich (AB) Schulkind
BeireuungsZeitGruppen (BZG) @75d pa ?7Sd pa P7Sd pa @7SWd pa $7Sd pa
maximaler BetreuungsAnspruch in Std. pro Tag (BA,,,) 7 7 7 7 7
BetreuungsSchlissel (BS) IL KiFOG 0,050 0,050 0,050 0,050 0,050
@ prospektive Anzahl der Kinder pro Tag nach Parsonalplanung (asth BZG und AB)
— —
PLAN - Kapatitat 160,00 98,00 215,00 150,00 140,00 763,00
IST - Kapazitat 134,00 98,00 185,00 113,00 91,83 621,83
Auslastungsgrad 84% 100% B6% 75% 66% 81%
: T IO T e e e T T T - e e e T —
Verteilerschliissels (auf Basis @ Betreuungsvertrige sy p.a.) . = —- ]
@ Anzahl Kinder/Betreuungsvertrége - absolut = 134,00 98,00 185,00 113,00 91,83
@ Anzahl Kinder/Beireuungsvertrdge - prozeniual - (invormativ) 21,5% 15,8% 29.8% 18.2% 14.8%
Personalkosten (sind Betreuungsschiiissel abhéngig; bei freien Trégern anteilig nach LEQ-Vérhainis)
— - - — — - -
Personalkosien (pro Jahr) 466 300.00?‘ 258 600,00 € 530.100,00 € 330.000,00 € 124,509,33 € 1.709.509,33 €
Personalkosten pro Kind (pro Jahr) 3.479,85 € 2638,78 € 2.86541¢€ 2.920,35 € 1.355,87 € 2.749,16 €
: I ! ___Sach- und Betriebskosten (bei freien Trégern LQE-Abrechnung 2016 incl. 5% Prospektivaufschiag) TR GESAMT
|- — [ ——— E—— - - e — — o n = =
Sach- u. Betriebskosten (pro Jahr) 60 535,10 € 62 340,49 € 74.008,60 € 70.234,00 €T 42 027,40 € 309.145,59 €

(pro Jahr}

Sach- und Belriebskosten pro Kind

'!'I.!.u ngs-u

451,75 €

= obivdedebeal b5 i U
Verwaltungs- u. FachbereichsOverheadkosten (pro Jahr) |

636,13 €

400,05 € 457,67 €

497,15 €

GESAMT

4977985 & 3071653 & 15520,82 €

161.450,12 €

271,83 €

269,08 € 169,02 €

259,64 &

7

. = = _GESAMT

Abschreibungen und Kapitalverzinsung (pro Jahr) 154083 € 14,731,56 € 7.424,06 EI 4030352 € 77.943,07 €

Abschreibungen und Kapitalverzinsung pro Kind (pro Jahr) 11555 € 150,32 € 40,13 € 356,67 £ 12534 €

GESAMTKOSTEN GESAMT

Gesamtkosten (pro Jahr) 582 40Z.57 Gl 60.931,43 661.312,51 € 471.254,05€ 182 057,55 € 2.258.048,11 €

Gesamtkosien pro Kind (pro Jahr) 4340568 € 387 € 3574,66 € 4.170,39 € 1.982,55 € 3.631,29 €;

>> Landeszuschuss nach §12 (2 und 3) KiF8G und Landkrolszuschiuss nach § 12a KIF8G: R s meme B
- ——— - = ————————————————— — - —

Landesmittel nach § 12 Abs 2 KiF6G - pro Jahr - 101.166,00 é 65 368,80 € 140.854,20 € 80,932,80 € 0,00 € 388.321,80 €

Landesmittel nach § 12 Abs. 3 KiFaG - pro Jahr - 0,00 €

Landkreismittel nach § 12a KiFoG - pro Jahr - 53.617,98 €. 34 64546 € 74 652,73 € 42,894,38 € 0,00€ 205810,55 €

Landes- und Landkreiszuschuss - pro Jahr « 154.783,98 € 100.014,26 € 215.506,93 € 123.827,18 € 0,00 el 594.132,35 €

Landes- und Landkreiszuschuss - pro Monat = 12.898,67 € 8.334,52 € 17.968,91 € 10.318,93 € 0,00 € 49511,03 €

Landes- und Landkreiszuschuss pro Kind {pro Monat) 96,26 € 85,05 € 97,08 € 91,32 € 0,00 €| o 79,62 €

SALDOQ nach Landes- und Landkreiszuschuss pro Kind (pro Monat) 265,99 € 221,87 € 200,81 € 256,21 € 165,21 € 222,99 €

- — — _— — -
i >> Gomeindeantall > Kostonubernahme durch die Stadt Kathan (Anhail) - = 50,0%
— —
Gemeindeanteil pro Kind (pro Monat) 133,00 €] 110,94 €l 100,41 é 128,11 €
kalk. Kommunalanteil (mind.} - pro Jahr« 213,864,00 € 130,465,44 € 222910,20 € 17371716 € 831.989,72 €
Saldo nach Gemeindeanteil pro Kind (pro Monat) 132,99 € 110,93 € 100,40 € 128,10 € 82,60 € 111,49 €
[ E—— ~ Elternbeitrag : iy

Elternbeitrag pro Kind und Monat 132,00 € 110,00 € 100,00 € 128,00 € 82,00 € 111,00 €|
kalk. Elternanteil (max.) fiir Kitas - pro Jahr « 212,256,00 € 129.360,00 € 222.000,00 € 173.568,00 €] 90.360,72 € 927 544,72 €|
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Gebiihrenkalkulation (PLAN 2017) - Benutzungsgebiihren HORT (Trager: Stadt Kéthen & freie Tréager)

Sland 2312 2016
Ausdruck 11012017

Einrichtung stadtisch freie Trager
Betreuungsform (BF) Nasl;:‘jzn' Kassctsﬂli:n- Ratkeschule Regsecr;]tztlnsen-
AltersBereich (AB) Schulkind
BetreuungsZeilGruppen (BZG) @7Sd pa @75d pa 97Sd pa @7Sd pa @7Sd pa
maximaler BetreuungsAnspruch in Std pro Tag (BAa.) 7 7 7 7 7 7
Gesamtkosten (pro Jahr) 582.492,57 GI 360.931,43 € 661.312,51 Ql 471.254,05 € 182.057,55 €l 2.075.990,56 €
Landes- und Landkreiszuschuss fiir Kitas - pro Jahr - 154 783,98 € 100 014,26 € 215.506,93 € 123.827,18 € 0,00 € 594.132,35 €
kalk. Elternanteil (max,) fiir Kitas - pro Jahr - 212.256,00 € 129.360,00 € 222.000,00 € 173.568,00 € 90 360,72 € 737.184,00 €
kalk. Kommunalanteil fiir Kitas - pro Jahr « 215.452,59 €| 131.557,17 € 223.905,58 € 173.858,87 €| 91.696,83 €| 744.674,21 €

Gesamtkosten pro

Kind (pro Monat)

297,89 €

M7 53¢

185,21 €]

Kosteniibernahme (Land + Landkreis) pro Kind (pro Monat) 96,26 € 85,05 € 97,08 € 91,32 € 0,00 € 79,62 €
Kosteniibemahme Kommune (Gemeindeanteil) pro Kind (pro Monat) 133,00 €l 110,94 €| 100,41 €| 128,11 € 82,61 €| 111,50 e‘
Kosteniibernahme (Land, Landkreis, Gemeinde) pro Kind {pro Monat) 229,26 € 195,99 € 197,49 € 219,43 € 82,61€ 191,12 €
max. Elternbeitrag pro Kind (pro Monal) - kalk = 132,99 € 110,93 € 100,40 € 128,10 € 82,60 € 111,49 €
aktueller Elternbeitrag 63,00 € 63,00 € 63,00 € 63,00 € 63,00 € 63,00 €
Kostendeckung Efternbeitrag / Elternanteil 48% 57% 63% 49% 77% 57%
Vergleich von Kalkulation und aktuellem Elternbeitrag -69,00 €| 47,00 € -37,00 € -65,00 € -19,00 € -48,00 €|
Anderung des Elternbeitrags in Prozent +109‘52%| +74.60% +58,73% +103.17% +30,16% .,,75‘190/‘,'
sl he Rl
Enrn:humg SmoUzCh ligle Trigud
Naumann- Kastanien- Regenbogen-
Betreuungsform (BF) schule = Ralkeschule S ev GS-Hort GESAMT
AltersBeraict (AR Schulkind
Bgywums?n_u Glugﬂ @zm @7Sld pa @7Sdpa o150 pu @7Sld pa ¢7Sdoa @7Sld pa
@ kalkulatarische Kostendeckuna/Einnahmen {pro Monat) - aktuell - 8.442,00 € 6.174.00 € 11 655.00 € 7.119.00 € 578529 € 3917529 €
@ kalkulatorische Kostendeckuna/Einnahmen {pro Monat) - SOLL - 17.688,00 € 10,780,00 € 18.500,00 € 14.464,00 € 7.630,06 € £9.023.13 €
Saldo akiuell / Soll (pro Monal) -9 246.00 € -4 606,00 € -6.845,00 € -7 345,00 € -1744,77 € -29 847,84 €
Kalkulatorische Kostendeckun/Einnahmen (gra Jakie) - akiiell - 101.304.00 € 74 088.00 € 139 860.00 €] 85.428.00 € 69.423.48 € 470.103.48 €
Kalkulatorische Kostendeckung/Einnahmen {pro Jahr) - SOLL - 212.256.00 € 129.360,00 € 222.000.00 € 173,568.00 € 90 360,72 € 828 277.56 €
Saldo aktuell / Soll (pro Jahr) -110 Y52.00 € -55.272.00 € -82.140,00 € -88 140,00 €1 -20 937,24 € -358.174,08 €

FAZIT: Die Hohe der Gebihrensétze in den einzelnen Altergruppen bzw Belreuungszeitgruppen differieren zwar zwischen dem aktuellen und dem neu berechneten Gebuhrsatz, jedoch liegl das auf Basis der
bestehenden Gebiihrenordnng kalkulatorisch zu Stande kommenden Gebiihrenvolumen unter dem Gebuhrenvolumen welches sich kalkulatorisch aus den neu berechneten Gebihrensétzen ergeben wiirde, >
keine Benachteiligung der Gruppe der Gebuhrenschuldner, > Konformilét der Geblihrensétze mit den rechtlichen Anforderungen
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 3 - Tabelle 4.pdf


Geblhrenkalkulation (PLAN 2017) - Benutzungsgebiihren HORT mit 4 Betreuungszeitgruppen (Trager: Stadt Kéthen & freie Tréger)

Stand 23 122016
Ausdruck 12012017

Einrichtung
Betreuungsform (BF) !E g@ ‘- 1 gesamt esamt e 1 ) esam gesamt
AltersBereich (AB) Schulkind
BetreuungsZeitGruppen (BZG) 6h mit Ferien | 4h mil Ferien |6h ohne Fenerl| 4h ohne Ferler{ T ﬁ ||| 6hmitFenien | 4h mit Ferien |6h ohne Fener|4h ohne Fene [ Il 6h mit Ferien | 4h mit Fenien | 6h ohne Ferierj4h ohne Ferier Wﬁ“ 6h mit Ferien | 4h mit Ferien |6h ohne Ferien|4h ohne Fenet |IM§; _._.___ 1 &h mit Ferien | 4h mit Ferien | 6h ohne Ferier{ 4h ohne Fenev{l
maximaler BetreuungsAnspruch in Std. pro Tag (BAmax) 7 55 45 | 3 | = 7 55 45 3 ! T 7 55 45 3 7 55 45 3 [ | 7 55 45 3 [ Emas
BetreuungsSchlissel (BS) It. KiF6G 0,050 0,050 0,050 o050 [N Ml 0,050 0,050 0,050 0050 | " 0,050 0050 0,050 o0s0 0,050 0,050 0,050 0050 |I Il o050 0,050 0,050 0,050 _'m:
i —— - — @ prospuktive Anzahl der Kinder pro Tag nach Parsonaiplanung (bal freien Tragern nach LEG.A e > -
FLAM - Kapatitat 160,00 98,00 215,00 150,00 140,00
IS8T - Kapazitat i 23,00 23,00 23,00 134,00 el 17,00 17,00 17,00 98,00 B 3100 31,00 31,00 123,00 19,00 19,00 19,00 113,00 2 16,00 16,00 16,00 91,83
Auslastungsgrad 41% 14% 14% 14% 84% 48% 17% 17% 100% 14% 14% 57% 13% 13% 13% 75% 31% 1% 1% 1% 66%
o — } — B Verteilerschliissel e Positionen) - = .
Zidnohoneun it Kundor pits B2G - abaalt- | 2275 633 | sw [ &5 | wwm | was | 48 | 3B | 1% 2750 R 853 | oss | 485 | sass | tee0o [ o623 | wes | 288 | ey | we3s | w40 | 300 | 240 | piva |
- Vartellarschiussel (pichf betreuungsschiussalabhi Positionen —— = ) S . —
Antell B - alsotit | 455,00 s | iwsE | o | e | meoo | mm I%HI 04800 | 1ms0 | 19850 | wsoo | somoo | ezoo | toes0 [ sske | sre0 | emoeo | seest | ssoo | r200 | seop | srepr |
= - = - — —— ; Personalkosten (Lis#alifnggaciljusg - ' : 5 B
Personalkoslen (pro Jahr) 466 300,00 € 258 600,00 € 530 100,00 € 330.000,00 € 124/509,33 €
Personalkosten entsprechend BZG u BS (pro Jahr) 281387.93€| 7623203€| 6400802€| 42672,02€| 466300.00€| 154689.62€| 43962,00€| 35968,91€| 2397927€| 258.600.00€| 326059.60€| 86324,79€| 7062937 €| 47.086.25€| 530.100.00€| 20244131€] 53967.14€| 4415493€| 2943662¢€| 20000000€| 7420351€| 2128323€] 17413.55€] 11609.04€| 124.509.33 €
Personalkosten entsprechend BZG u. BS und Kind (pro Jahr) 432005€| 3401,30€| 278206€| 185631€ 3291,27€| 258600€| 211582€¢] 141055€¢ (I 3544,13€| 278467€| 227837€| 151891€ 361502€| 2840386 232394€| 154930€ - 1692,98€| 133020€| 108835¢€ 72556 €] .
L - i i Sach- und B / ssuhilisksala ) = i = eeeew— - ) » — E D
Sach- u Belriebskosten (pra Jahr) ) 60 535,10 € ~ 6234049¢€ _ 74008,60€ 7023400 € 42027,40 €
Sach- und Bolriebskosten entsprechend BZG (pro Jahr) 3652980€] 1015609€| B30953€| 5539068€| 60.53510€] 37290.95€| 1050786¢€| 8671.00€| 578066¢€| 6234049€| 4552200€| 1205202€| 986074€| 657383€| 7a00mene| 4308sese| 1148584€| 930751€| 62es00€| zoossooe| 2504696€] 71s403€] ser7ese] soissee| 4202740€
Sach- und Betriebskosten entsprechend BZG und Kind (pro Jahr) 562,00 € 44157 € 361,28€ 240,86 € 793,42 € 62340 € 510,06 € 3d0,04€l | 494,80 € 388,77 € 318,09 € 212,06 € I 769,39 € 604,52 € 494,61 € 329,74 € Il 571,46 € 449,00 € 367,37 € 244.91€
= Vorwaitungs- und FachbaraichsOvarhsadkostan [piohi bukouungsseilisselabiion . e —
Verwaltungs- u. FachbereichsOverheadkosten {pro Jahr) 40 173,54 € 25 259,38 € 49779.85€ 3071653 € 1552082 €
Verwaltungs- u_ FachbereichsOverheadkosten entsprechend BZG (pro Jahr) 2424265€|  673999€| 551454€| 367636€| 4017354€| 1510970€| 429409€| 351335€| 234223¢| 25250.38€| 3061912€| 8106466 6632.56€| 442171€| 4077985€| 1884332€| 5023286l 410096€] 273997€ 924990€| 265308¢€| 217070€| 144713€
Verwaltungs- u FachbereichsOverheadkosten entsprechend BZG und Kind {pro Jahr) 372,96 € 293,04 € 239,76 €| 159,84 € mwll 321,48€ 252,59 € 206,67 € 137,78 € l= 332,82 € 261,50 € 213,95 € 142,64 € || 336,49 € 264,38 € 216,31 € 144,21 € 211,04 € 165,82 €| 135,67 € 9045¢€ ]
- - - ~ Abschraibungen und Kipltalvarsinsung ((ichl bidragyrgss: - bei freien Trilguen aufiyiing LED-Vardinbaring in Sachkosten diillinlio)
Abschreibungen und Kapitalverzinsung (pro Jahr) 1548393 € 14.731,56 € 742406 € 4030352 €
Abschreibungen und Kapitalverzinsung entsprechend BZG (pro Jahr) 934375€| 259777€| 212545€| 141696€| 1548393€| 8B81215€| 250437€| 204003€| 1366.02€| 14731.56€| 456647¢|] 120898¢€ 989,17 € o59.44€|  z4z408€| 2472450€] 659111€] s539272¢] 359515€] 4030362€
Abschreibungen und Kapitalverzinsung enlsprechend BZG und Kind (pro Jahr) 143,75€ 112,95 € 9w241€ B161€] 187,49 € 147,32 € 120,53 € 80,35 € T 49,64 € 39,00 € 3191¢€ 2127¢€lll 44151 346.90 € 283,83 € 189,22 e[E = o
GESAMTKOSTEN N ——
Gesamtkosten (pro Jahr) 582.492,57 € 36093143 € 661312,51 € 471.254,05 € 182,057,55 €
Gesamtkosten entsprechend BZG u BS (pro Jahr) 35150414 €| 9772588€| 7995753€| 5330502€| 58249257€| 21590262€| 6135834€| 5020228€) 3346819 e| 360.931.43€| 406767.20 €| 10769225€| 88111.84 €| 58.741,23€| 661.31251 €| 289094.82€| 77067,37€| 63055.12€| 42036.75€| 471.254,05€| 108500,37 €| 3112034 €| 25462.10€| 16974.73€| 162.057.65€
Gesamtkosten entsprechend BZG u  BS und Kind (pro Jahr) 540776 €| 424895€| 3476.41€] 231761¢€ I 459367€| 360931€| 295308€| 19e872€|lll 442138€| 347394€| 284232¢] 189488€ I s16241€]  40s618€]  aa1eese| 221246¢€] ||| 247548€| 194502€¢| 150138€| 106092¢ [ =
— \Landeszuschipas nach § 12 (2 und 3] KiF6G und Landkraiszuschuss nach § 12a KiF6G ( icht bakrauungsichlissol b Traivn Tragoen borels in LEQADochnung borlic i W —
Landesmitte! nach § 12 Abs 2 KiF6G - pro Jahr = 101 166.00 € 65 368,60 € 140 854,20 € 80 932,80 €
Landesmittel nach § 12 Abs 3 KiF6G - pro Jahr =
Landkreismittel nach § 12a KiF6G - pro Jahr - 53 617,98 € 34 645,46 € 74.652,73€ 4289438 € AR 3
Landes- und Landkreiszuschuss - pro Jahr « 154.783,98 € 100.014,26 € 215.506,93 € 123.827,18 € :\\ N \
Landes- und Landkreiszuschuss - pro Monat - 12,898,67 € 833452 € 1795891 € 10.318.93€ m\m\%&\\\\\\\\\\\\\\\\\\\\,\\.\
Verteilung Landes- und Landkreiszuschuss entsprechend BZG - pro Monat - 778368€ | 216403€ | 177057€ | 1.18038€ | 1289867¢ | 498556€ | 1.41687€ | 1.159,26¢€ 772,84 € 833452€ | 11046.36€ | 292454¢ | 239281€ | 1seszoe | 179s991€ | 633024€ | 1687,52€ | 138070€ 92047€ | 1031893€ &\\\\\\\\N \ N N
Landes- und Landkreiszuschuss pro Kind (pro Monat) 119,75 € 94,09 € 76,98 € 51,32¢ 106,08 €| 83,35 € 68,19 € asasel 120,07 € 9434 € 77,19 € si46€f 113,04 ¢ 88,82 € 7267 € 48,45¢€ S NN N
SALDO nach Landes- und Landkreiszuschuss pro Kind (pro Monat) 330,90 € 259,99 € 212,72¢€ mstel 276,73 € 217,43 € 177,90 € 118,60€] 248,38 € 195,16 € 159,67 € 10645€f 317,16 € 249,20 €| 203,89 € 135,93 € 206,29 €] 162,09 ¢ 132.62€ D841 €|
i >> Gemeindeanteil > Kostentibernahme durch die Stadt Kothen (Anhalt): 50% ) >
Gemeindeantsil pro Kind (pro Monat) 165,45 € 130,00 € 106,36 € 70.91¢€ 138,37 €| 108,72 € 88,95 € 59,30 € 124,19¢ 97,58 €| 79,84 €| 53,23 eE’ 156,59¢€[|  12460€]  101.95€ 67,97 € 103,15 € 81,05€ 66,31 € 4421¢
kalk. Kommunalantsil {mind.) - pro Jahr - 129051,00€| 35880,00€| 2935536¢€| 19.57116€ 7804068€| 2217888€| 1814580€( 12097,20€| 130.462.56€| 137.105764| 36299.76€| 2970048€| 19801.56€| 222907.56€| 10657248€| Ppoaop,80¢€| 2324460€| 15497,16€| 17372300€| s5a25277€| 1556160€| 1273152€] BaBB32€| 9103421 €
Saldo nach Gemeindeanteil pro Kind (pro Monat) 165,45 € 129,99 € 106,36 € 70,90 €[] 138,36 € 108,71 € 88,95 € T U—— 124,19 € 97,58 € 79,83 € 5322¢] L 158,57 € 124,60 € 101,94 € e796¢]| | 103,14 € 81,04 € 66,31 € 4420€
Elternbeitrag pro Kind und Monat 165,00 € 129,00 € 106,00 € 70,00 € = 138,00 € 108,00 € 88,00 € 124,00 € 97,00 € 79,00 € 53,00 € (— l | 158,00 € 124,00 € 101,00 € 67,00 € |"|_ - 103,00 € 81,00 € 66,00 € 44,00 €
kalk. Elternanteil (max.} fiir Kitas - pro Jahr - 12870000 €] 35604.00€] 2925600€| 19320.00€| 2/2680.00€| 7783200€| 2203200€| 1795200€| 12036.00€| 129.85200€| 136896,00€| 3608400€| 20388.00€| 19716.00€| 22208400€| 106176.00€| 28272,00€| 2302800€| 15276.00€| 17275000€| s417388€| 1555200€] 1267200€] Badso0E| sossEsE
Gesamtkosten {pro Jahr} 582.492,57 € =g 360.931,43 € S 661.312,51 € 471.254,05 € - ... 12057.55¢ ]
Landes- und Landkreiszuschuss fir Kitas - pro Jahr « 154 783,98 € 100.014,26 € 215506.93 € Ry 19 G \W\\\\\\\\\\\N
kalk. Elternanteil (max.) fiir Kitas - pro Jahr - 212 880,00 € 129 852,00 € 222,084,00 € 172 752,00 € 90 845,38 €
Kalk. Kommunalanteil fir Kitas (nach abgerundeten Elternbeitrag) - pro Jahr « 214.828,50 € 131.065,17 € 223.721,58 € 174.674,87 € 91,211,67 €
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Stand 23122016
Ausdruck 1201 2017

Gebiihrenkalkulation (PLAN 2017) - Benutzungsgebiihren HORT mit 4 Betreuungszeitgruppen (Tréger: Stadt Kothen & freie Trédger)

Einrichtung

Betreuungsform (BF)

AltersBereich (AB) Schulkind
BetreuungsZeitGruppen (BZG) 6h mit Ferien | 4h mit Ferien |6h ohne Ferier{4h ohne Ferierd|| ___ __.;'I 6h mit Ferien | 4h mit Ferien | 6h ohne Ferien{4h ohne Feriery _&;@@%;E - g: 6h mit Ferien | 4h mit Ferien |6h ahne Feriery4h ohne Ferier 6h mit Ferien | 4h mit Ferien |6h ohne Ferien|4h ohne Ferierd ||| = f__ :i 6h mit Ferien | 4h mit Ferien |6h ohne Feriery
maximaler BetreuungsAnspruch in Std. pro Tag (BAmay) 7 55 45 3 | 7 55 45 3 7 55 45 3 - 7 55 45 3 : w1 B 7 55 45
e == = S Ty TASLONE| 269,70 19,3 amerel  Joo7eE| ¥ X 5 I R nel a6e] 151,81 B L T D; T T = :
Kosteniibemahme (Land + Landkreis) pro Kind {pro Monat) 119,75 € 94,09 € 76,98 € 51,32 € 106,08 € 83,35€ 66,19 € 4546 € 120,07 € 94,34 ¢ 77.19€ 51,46 €| 113,04 € 88,82 € 72,67 € 48,45€ 0,00 €| 0,00 € 0,00 €| 0.00€
Kosteniibemahme {Gemel il) pro Kind (pro Monat) 165,45 € 130,00 € 108,36 él 70,91€ 138,37 € 108,72 € 88.95€| 59,30 €| 124,19 € 97.58 ql| 79,84 €| 5323 ¢ 158,59 € 124,60 €| 101,95€ 67.97¢€ 103,15€ 81,05€ 66.31¢€| 44,21
Kosteniibernahme {Land, Landkreis, Gemeinde) pro Kind (pro Manat) 285,20 € 224,09 € 183,34 € 122,23 €| I 24445¢€ 192,07 € 157,14 € 104,76 €| 244,26 € 191,92 € 157,03 €| 104,69 €|/ 271,63 € 213,42 € 174,62 € 116,42€| 0 103,15€ 81,05 €] 66,31 € 44,21 €
max_Eltembeitrag pro Kind {pro Monat) - kalk - 165,45 € 129,99 € 106,36 € 7090€ll 138,36 € 108,71 € 88,95 € 59,30€[ 124,19 € 97,58 € 79,83 € 53,22 €| 158,57 € 124,60 € 101,94 € 67,96 € 103,14 € 81,04 € 66,31 € 4420 €
aktueller Elternbeitrag 63,00 € 63,00 € 1] 63,00 € e 63,00 € g 12l 63,00 €
Kostendeckung Elternbeitrag / Elternantsil 38% 49% 59% W% 46% 58% 72% 107%| B 51% 65% 80% 119%|| 40% 51% 62% 61% 78% 95% 143%
Vargleich von Kalkulation und aktuellem Elternbeitrag -102,00 € -66,00 € 43,00 € 7,00 € 7 -75,00 € 45,00 € 25,00 € a00¢f Il i 61,00 € 34,00 € 16,00 € 10,00 € e =5 -95,00 € 61,00 € -38,00 € 40,00 € -18,00 € -3,00€ 19,00 €| w
Anderung des Eiternbeitrags in Prozent w16190%|  +10a76%|  semosw]  erriwl | s1roosw|  e7rasw|  esoesw saswll T vosmzwl  +s3ore]  s2sa0%|  asereellNNNNIE ) +1s079%|  soe8an|  +60.32% w63.a0%|  veas7ee]  vazew|  -a01svl UL
Kalkulatorischa Rilckroghnung
Einrichtung stadhisch 1 fraie Tré
Naumannschuie I Fasianansohiie T Ralkeschule I Regaibogerschile I g ¢ Grundseluing
Sehulkind
G) B7Sldpa [#565Std pa|@45Std pa| #3Sd pa gesamt 97SWd pa |3555d pal|@45Std pal #3SKd pa | gesamt ®7Sld pa | 9555 pa|@45SKd pal @3Std pa | gesamt | @7Sidpa |6555td pal@45Sdpal 63Sd pa | gesamt $75d pa |@555td pal#45Sd pal #3Sdpa | gesamt |
@ kalkulatorische Kostendeckung/Einnahmen (pro Monat) - akiuell - 4.095.00 € 1449.00 €] 1449.00 € 1.449.00 €] R442.00 € 296100 € 1.071,00 €] 1.071.0D € 1.071.00 €| 6.174,00 € 5796,00 € 1.953.00 e_] 1.953,00 € 1.953 00 € 11 655,00 € 3528.00 € 1197 00 €] 1197.00€]  1197.00 € 7119.00 € 2761.29 §] 1.00B.00 €| 1.00B.00 € 1.008.00 §| 578529 €
2 kalkulatorische Kostendeckung/Einnahmen (pro Monat) - SOLL - 1072500€| 2967.00€] 243800€| 161000€| 1774000€] 6486.00€] 1835.00€| 149600€| 100300€] 10821.00€] 11408.00€] 3007.00€] 24d000€| 1pa300€] 1B507.00€| BBaBoDEl 2356006l 1.91900€] 1273.00€]l 1430.00€] 451449€] 120500€] 10s6.00€ 704,00 € 7.570,49 €
Saldo aktuell / Soll (pro Monat) -6 630.00 € -1.518.00 € -989 00 € -161.00 € -9.298,00 €] -352500€ -765.00 € -425.00 € 68.00 € -4.647.00€] -5612,00 € 1.054,00 § 496,00 € 310,00 € -6.852,00€] -5320,00€] -1158,00€ 722,00 €] 76,00 € -7.277.00€] -175320€ -288,00 € -48 00 € 304,00 €] -1,785,20 €
Kalkulatonsche Kostendeckun/Einnahmen {pro Jahr) - akiuell - 49.14000€l 173s800¢|l 173ssonel 17assone|l 1ors0s00€|l a3ssacone]l 1285200€] 1285200€| 1285200€] 74088.00€] 6955200€] 2343600 e_l 23.436.00 é_l 2343600€] 139860.00€| 42336.00€] 1436400€| 14.36400€] 14364.00€| 8542800€| 3313548€| 12006.00€] 12096.00€| 12.096.00€| 6942348 €|
Kalkulatorische Kastendeckung/Einnahmen (pro Jahr) - SOLL - 126.700.00€| 3s60400€]l 20286.00e] 10.32000€¢| 21288p00€] 77832006 2203200 17952,00€] 12036.00€] 12965200€| 136896.00€] 360R400€| 2938800€|l 1971600€] 22208400€] 10617600€| 2827200€ 2302600€| 15276.00€] f7275200€| 54173.88€| 15552.00€] 1267200€] B448.00€] 9084588¢€
Saldo aktuell / Soll {pro Jahr) 79560.00 €] -18216.00€] -11868.00€] -1932.00¢€] -111.576.00 €] -42300.00€] -9180.00€] -5100,00€ 816,00€] -5576400€] 67344006l -12a4R00€] -5952006] 3720006 -82.224.00€] -63B4000€]l -1300800€] -BEB4DOE 91200 €] -87.324.00 €] -21038.40 €] -3.456.00 €] 576.00€]  3.648.00€] -21.422.40 €

EAZIT: Die Hohe der Gebuhrensatze in den einzelnen Altergruppen bzw Betreuungszeitgruppen differieren zwar zwischen dem aktusllen und dem neu berechneten Gebiihrsatz, jedoch liegt das auf Basis der bestehenden Gebiihrenordnng kalkulatorisch zu Stande kommenden Gebuhrenvolumen unter dem Gebiihrenvolumen welches sich kalkulatorisch aus den neu berechneten Gebilhrensétzen ergeben wiirde, > keine Benachteiligung der Gruppe der Gebiihrenschuldner, >
Konformitat der Gebiihrensatze mit den rechtlichen Anforderungen
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 3 - Tabelle 5.pdf


Gebuihrenkalkulation (PLAN 2017) - Benutzungsgebiihren HORT mit 4 Betreuungszeitgruppen (gesamt)

Stand: 23 12 2016
Ausdruck 11 01 2017

Einrichtung _ o 1
— = = ——
Betreuungsform (BF) 'gesamt (Mischsatz) gesamt
L 4
AltersBereich (AB) Schulkind
BetreuungsZeitGruppen (BZG) 6h mit Ferien 4h mit Ferien | 6h ohne Ferien | 4h ohne Ferien
maximaler BetreuungsAnspruch in Std. pro Tag (BA.x) 7 5.5 45 3
BetreuungsSchllssel (BS) It. KiF6G 0,050 0,050 0,050 0,050
@ prospektive Anzahl der Kinder pro Tag nach Personalplanung (bei freien Tragem nach LEQ-Abrechnung)
— — — -
PLAN - Kapatitat 763,00
IST - Kapazitat 303,83 106,00 106,00 106,00 621,83
Auslastungsgrad 40% 14% 14% 14% 81%
- i - _—
- = ———— — — . ——
Verteilerschliissel (betre sschitissalabha g Positionen) _
Zwischensumme Kinder pro BZG - absolut- | 106,34 _[ 2915 | 23,85 | 15,90 175,24
Verteilerschliissel {(nicht batrauungsschliisselabhangige Positionen) = =
Anteil BZG - absolut | 212681 | 58300 | 47700 | 31800 3.504,81
Personalkosten ( batreulingsschildsselabhdnaia) B
Personalkosten (pro Jahr) 1.709.509,33 €
Personalkosten entsprechend BZG u. BS (pro Jahr) 1.037 374,79 € 284 364,61 € 232.661,96 € 155.107,97 €| 1.709.509.33 €
Personalkosten entsprechend BZG u. BS und Kind (pro Jahr) 341433 € 2 682,69 € 2.194,92 € 1.463,28 € | | !II
Sach- und Betriebskosten ( nich! betreuungsschiiisselabhéngig)
p_  — — ——_—— - —
—
Sach- u. Betriebskosten (pro Jahr} 309 145,59 €
Sach- und Betriebskosten entsprechend BZG (pro Jahr) 187.597,60 € 5142415 € 42.07431 € 28.049,54 € 309.145.59 €
Sach- und Betriebskosten entsprechend BZG und Kind (pro Jahr) 617,44 € 485,13 € 396,93 € 264,62 € j
Verwaltungs- und FachbereichsOverheadkosten ( nicht belreuungsschiusselabhangig)
—r e
- - R ——-
Verwaltungs- u, FachbereichsOverheadkosten (pro Jahr) 16145012 €
Verwaltungs- u. FachbereichsOverheadkosten entsprechend BZG (pro Jahr) 97.972,14 € 26.856,07 € 21973,16 € 14.648,76 € 161.450,12 €

Verwaltungs- u. FachbereichsOverheadkosten entsprechend BZG und Kind (pro Jahr)

322,46 €

253,36 €

207,29 €

otreuungsschiusselabhanglg)

138,20 €

Abschreibungen und Kapitalverzinsung (pro Jahr) 77.943,07 €
Abschreibungen und Kapitalverzinsung entsprechend BZG (pro Jahr) 47, 297,89 € 12.965,27 € 10.607,95 € 7.071,97 € 77.943,07 €

Abschreibungen und Kapitalverzinsung entsprechend BZG und Kind (pro Jahr)

155,67 €

STEN.

122,31 €

100,07 €

66,72 €

=

—rre————
B e
Gesamtkosten (pro Jahr) 2.258.048,11 €
Gesamtkosten entsprechend BZG u. BS (pro Jahr) 1.370.242,41 € 375610,10 € 307.317,36 € 204 878,24 €| 2.258.048,11 €

Gesamtkosten entsprechend BZG u. BS und Kind (pro Jahr)

Landeszuschuss nach § 12 (2 und

4.509,90 €

354349 €

289922 €

Landesmittel nach § 12 Abs 2 KiFoG - pro Jahr -

tandesmittel nach § 12 Abs. 3 KiFG - pro Jahr -

388.321,80 €

1221 L

3) KiF6G und Landkreiszuschuss nach § 12a KiF6G (nicht -."b.at'reuifagssdr"'_" iksselabhangig)

Landkreismittel nach § 12a KiF6G - pro Jahr - 205810,55 €
Landes- und Landkreiszuschuss - pro Jahr « 594.132,35 €
Landes- und Landkreiszuschuss - pro Monat - 49511,03 €
Verteilung Landes- und Landkreiszuschuss entsprechend BZG - pro Monat = 30,044,58 € 8.235,80 € 6.738,39 € 4.492,26 € 49.511,03 €
Landes- und Landkreiszuschuss pro Kind (pro Monat) 98,89 €| 77,70 € 63,57 € 42,38 €|
SALDO nach Landes- und Landkreiszuschuss pro Kind {pro Monat) 276,94 € 217,59 € 178,03 € 118,69 €
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Gebiihrenkalkulation (PLAN 2017) - Benutzungsgebiihren HORT mit 4 Betreuungszeitgruppen (gesamt)

Stand 2312 2016
Ausdruck 11012017

Einrichtung
Betreuungsform (BF)
AltersBereich (AB) Schulkind
BetreuungsZeitGruppen (BZG) 6h mit Ferien 4h mit Ferien | 6h ohne Ferien | 4h ohne Ferien _||!|
maximaler BetreuungsAnspruch in Std. pro Tag (BA,ax) 7 515 4,5 3 I i||| =
>> Gemeindeanteil > Kosteniibernahme durch die Stadt Kéthen (Anhalt) 50,0%
Gemeindeanteil pro Kind (pro Monat) 138,47 € 108,80 € 89,02 € 59,35 €
kalk. Kommunalanteil {mind.) - pro Jahr - 504.856,08 € 138.393,60 € 113.233, 44 € 75.493,20 € 831.976,32 €
Saldo nach Gemeindeanteil pro Kind (pro Monat) 138,47 € 108,79 € 89,01 € so.3a€l
Elternbeitrag
I
Elternbeitrag pro Kind und Monat 138,00 € 108,00 € 89,00 € 59,00 € I
kalk. Elternanteil (max.) fur Kitas - pro Jahr - 503.142,48 € 137.376,00 € 113.208,00 € 75.048,00 € 828.774,48 €
Gesamtkosten (pro Jahr) 2.258.048,11 €
Landes- und Landkreiszuschuss fir Kitas - pro Jahr - 594.132,35 €
kalk. Elternanteil {(max.) fir Kitas - pro Jahr - 82877448 €
kalk. Kommunalanteil fiir Kitas (nach abgerundeten Elternbeitrag) - pro Jahr - 835.141,27 €

Gesamtkosten pro Kind (pra Monat)

241,60 €

a238 €l

Kostentibernahme (Land + Landkreis) pro Kind (pro Monat) 98,89 € 77.70€ 63,57 €
Kostenubernahme Kommune {Gemeindeanteil) pro Kind (pro Monat) 138,47 € 108,80 € 89,02 € 59,35 € | SESEE | |
Kosteniibernahme (Land, Landkreis, Gemeinde) pro Kind (pro Monat) 237,36 € 186,50 € 152,59 € 101,73 €|
max Elternbeitrag pro Kind (pro Menat) - kalk. - 138,47 € 108,79 € 89,01 € 59,34 € I|||’|'F
aktueller Elternbeitrag 63,00 € . | Il I
Kostendeckung Elternbeitrag / Elternanteil 46% 58% 71% 107%| |I (i
Vergleich von Kalkulation und aktuellem Elternbeitrag -75,00 € -45,00 € 26,00 € 4,00 € i!!“h‘_
Anderung des Elternbeitrags in Prozent +119,05% +71.43% +41,27% -6,35% i
Kalkulatorische Riickrechnung
Einrichtung stadlisch & frele Trager
Betreuungsform (BF) chsatz
AltersBereich (AB) Schulkin
BetreuungsZeitGruppen (BZG) @7Stdpa | #55Std pa | #45Std.pa | #3Std. pa gesamt
@ kalkulatorische Kostendeckung/Einnahmen (pro Monat) - aktuell - 1914129 € 6678.00 € 6678,00 € 6.678,00 € 39.175,29 €
@ kalkulatorische Kostendeckung/Einnahmen (pro Monat) - SOLL - 4192854 € 11 448,00 € 9.434,00 € 6.254,00 € 69.064,54 €|
Saldo aktuell / Soll {(pro Monat) -22.787,25 € -4.770,00 € -2.756,00 € 424,00 € -29.889,25 €
Kalkulatorische Kostendeckung/Einnahmen (pro Jahr) - aktuell - 229 695,48 € 80.136,00 € B80.136,00 € 80.136,00 € 470.103,48 €
Kalkulatorische Kostendeckung/Einnahmen (pro Jahr) - SOLL - 503.142,48 €]  137.376,00 €] 113.208,00 € 75.048,00 €]  828.774,48 €
Saldo aktuell / Soll (pro Jahr) -273.447,00 € -57.240,00 € -33.072,00 € 5.088,00 € -358.671,00 €

EAZIT: Die Hohe der Geblihrensatze in den einzelnen Altergruppen bzw Betreuungszeitgruppen differieren zwar zwischen dem aktuellen und dem neu berechneten Gebiihrsatz,
jedach liegt das auf Basis der bestehenden Gebiihrenordnng kalkulatorisch zu Stande kommenden Gebiihrenvolumen unter dem Gebiihrenvolumen welches sich kalkulatorisch
aus den neu berechneten Geblhrensétzen ergeben wirde. > keine Benachteiligung der Gruppe der Gebihrenschuldner, > Konformitat der Gebiihrensétze mit den rechtlichen
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 3 - Tabelle 6.pdf


Gebuhren KiTa - Vergleich

Betreuungsstunden Naumburg | Bernburg | Wittenberg Dessau Sudl.Anhalt |O- Burg. La| Bitterfeld |Magdeburg Burg Aken WeilRenfels Z0rbig Kothen Kothen Kothen
Jan 15 Jul 15 Jan 14 Aug 14 Mrz 15 Aug 14 Aug 13 Aug 13 14 Jan 17 Aug 13 Aug 13 Jun 13 Kalk. 17 Kalk. 17
alte Std. | neue Std.
unter 3
4 95,00 € 120,00 €
5 116,00 € 145,00 € 105,00 € 123,00 € 108,00 € 135,00 € 130,00 € 112,00 € 119,00 € 132,50 € 115,00 € 125,00 € 131,00 € 170,00 € 182,00 € 190,00 €
6 139,00 € 115,00 € 139,00 € 140,00 € 130,70 € 130,00 € 145,00 € 219,00 € 202,00 €
7 162,00 € 185,00 € 125,00 € 152,00 € 150,00 € 150,00 € 142,40 € 162,50 € 145,00 € 165,00 € 167,00 € 238,00 € 255,00 € 214,00 €
8 185,00 € 135,00 € 165,00 € 175,00 € 160,00 € 169,00 € 154,00 € 172,50 € 160,00 € 185,00 € 292,00 € 226,00 €
9 208,00 € 200,00 € 145,00 € 175,00 € 170,00 € 185,00 € 170,00 € 173,25 € 182,50 € 175,00 € 200,00 € 329,00 € 238,00 €
10 231,00 € 215,00 € 155,00 € 188,00 € 200,00 € 195,00 € 180,00 € 207,00 € 192,50 € 192,50 € 190,00 € 220,00 € 198,00 € 340,00 € 365,00 € 250,00 €
11 211,75 €
12 230,00 € 231,00 €
uber 3
4 85,00 € 95,00 €
5 69,00 € 107,00 € 90,00 € 80,00 € 54,00 € 78,00 € 100,00 € 69,00 € 99,00 € 101,50 € 105,00 € 90,00 € 110,00 € 100,00 € 106,00 € 106,00 €
6 82,00 € 95,00 € 93,00 € 105,00 € 108,70 € 116,00 € 100,00 € 128,00 € 126,00 €
7 96,00 € 140,00 € 105,00 € 98,00 € 93,00 € 110,00 € 118,40 € 117,50 € 127,50 € 110,00 € 135,00 € 140,00 € 149,00 € 146,00 €
8 110,00 € 110,00 € 121,00 € 100,00 € 115,00 € 99,00 € 128,00 € 122,50 € 139,00 € 115,00 € 170,00 € 166,00 €
9 124,00 € 155,00 € 120,00 € 126,00 € 130,00 € 107,00 € 120,00 € 144,00 € 132,50 € 149,50 € 125,00 € 192,00 € 186,00 €
10 137,00 € 170,00 € 125,00 € 139,00 € 150,00 € 114,00 € 130,00 € 120,00 € 160,00 € 142,50 € 162,00 € 135,00 € 157,00 € 200,00 € 213,00 € 206,00 €
11 176,00 €
12 185,00 € 132,00 € 192,00 €
Hort
Frihhort 1h 22,50 €
Frihhort 2h 24,00 € 45,00 € 35,00 € 20,00 €
3 33,00 € 40,00 € 55,00 € 70,00 €
4 50,00 € 41,00 € 40,00 € 59,00 € 48,50 € 59,00 € 69,00 €
5 55,00 € 50,00 € 77,00 € 62,50 €
6 71,00 € 60,00 € 63,00 € 80,00 € 60,00 € 55,00 € 92,40 € 72,50 € 59,00 € 100,00 € 89,00 € 79,00 €
Ganztags 70,00 € 65,00 € 70,00 €
Ferien
Tag 3,00 € 2,00 € 7,00 €
Woche 30,00 € 16,00 € 10,00 € 21,00 € 40,00 € 25,00 €
4h mtl. mit Ferien 66,00 € 108,00 € 99,00 €
6h mtl. mit Ferien 78,00 € 63,00 € 111,00 € 138,00 € 111,00 €
fir Geschw. (2.u.3. Kd Geschw.kd. |fir Sonder-
im Hort 80% |werden von Halfte vereinbarg.
ErméaRigung |der Stadt Zusatzbeitr.
ermafigt jede angef.
halbe Std.
KK 17,20
Kiga 9,02
Hort 6,20
Anteil Eltern Anteil Eltern Anteil Eltern
u35h  50% aller KiTa's u3 40,11%
Anteil Eltern | Anteil Eltern| 7h 42% u3 45% Anteil Eltern| Anteil Eltern U3 49,37%
0,30 € 0,40 € 9h 34% 03 45% ca.46 % u3 30% Hort 45,11%
10h 35% Hort  40% 03 50%
U3 alles 50% Hort  50%
Hort 50% Anteil Eltern
komm. Einr.
u3 30%
03 32%

Hort 37%
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Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2017011/1
Dezernat: Dezernat 3 aktuelles Gremium Sitzung am: 09.02.2017
Sozial- und TOP: 24
Kulturausschuss
Amt: Amt 40 offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2017011/1
Az.: erstellt am: 16.01.2017
Betreff

Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Uber die Aufnahme und Betreuung von
Kindern in den kommunalen Tageseinrichtungen

Beratungsfolge

Nr. |Gremium Ist-Termin |Ergebnis
1]09.02.2017: Sozial- und Kulturausschuss 09.02.2017 | zuriickgestellt
2(14.02.2017: Hauptausschuss 14.02.2017 |entspr. prot. And.
3128.02.2017: Stadtrat 28.02.2017 |entspr. prot. And.

Mitzeichnungspflicht

Person

Unterschrift

Datum

Alexander Frolow

31.01.2017

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlie3t die anliegende Satzung Uber die

Aufnahme und Betreuung von Kindern in den Tageseinrichtungen der Stadt Kéthen (Anhalt)

(Kinderbetreuungssatzung).

Gesetzliche Grundlagen:
88 22 ff. SGB VI

885, 8, 9, 24, 36 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes

Sachsen-Anhalt (KVG LSA) in Verbindung mit 8 9 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes zur Férderung
und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Tagespflege des Landes Sachsen-

Anhalt (KiF6G LSA)




Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Aufgrund des Gesetzes zur Anderung des Kinderforderungsgesetzes und anderer Gesetze
vom 23. Januar 2013 ist es erforderlich, die derzeit gliltige Satzung Uber die Betreuung von
Kindern in den kommunalen Tageseinrichtungen der Stadt Kéthen (Anhalt) vom 21.06.2013
aul3er Kraft zu setzen und eine neue Satzung Uber die Betreuung von Kindern in den
kommunalen Tageseinrichtungen der Stadt Kéthen (Anhalt) zu erlassen.

Das 0. g. Gesetz regelt ab 01.08.2013 den § 3 Abs. 1 in folgender Fassung: ,(1) Jedes Kind
mit gewohnlichem Aufenthalt im Land Sachsen-Anhalt hat bis zur Versetzung in den 7.
Schuljahrgang einen Anspruch auf einen ganztagigen Platz in einer Tageseinrichtung“ und
nach Abs. 3 gilt: ,(3) Ein ganztagiger Platz umfasst fur Kinder bis zum Beginn der
Schulpflicht ein Férderungs- und Betreuungsangebot bis zu 10 Stunden je Betreuungstag
oder bis zu 50 Wochenstunden. Fur Schulkinder umfasst ein ganztagiger Platz ein
Forderungs- und Betreuungsangebot von 6 Stunden je Schultag; wahrend der Schulferien
gilt Satz 1 entsprechend.

Der ortliche Trager der Jugendhilfe vertritt daher die Auffassung, dass am Mal3stab des
Gesetzes die bisherige Staffelung flr die Betreuungszeiten zu eng bemessen ist. Nach der
Intention des Gesetzgebers ist den Eltern eine flexiblere Gestaltung in der Auswahl der
Betreuungszeiten zu ermdglichen. Entsprechend § 3 Abs. 6 des KiF6G haben die Eltern das
Recht, den taglichen Betreuungsbedarf geman ihren individuellen Bedurfnissen zu wahlen.
Zu diesem Zweck soll eine neue Stundenstaffelung eingefiihrt werden. Der Vorschlag ist, die
Staffelung ab 5 Stunden bis 10 Stunden stiindlich zu erméglichen. Das heil3t, dass die
Auswahl zwischen 5, 6, 7, 8, 9 und 10 Stunden taglich erfolgen kann. Das gilt fiir die Kinder
in den Altersgruppen bis und tber 3 Jahre. Fur Kinder die den Hort besuchen, erfolgt die
Staffelung in 4 und 6 Stunden, jeweils ohne und mit Ferienbetreuung.

Zum Thema Offnungszeiten ist in Bezug auf die SchlieRtage in den Einrichtungen eine
konkrete Regelung getroffen worden. Zwischen Weihnachten und Neujahr werden nur eine
KiTa und ein Hort 6ffnen. Weiterhin werden den Einrichtungen drei Bildungstage
eingerdumt, was dem Bildungsauftrag ,Bildung elementar* Rechnung tragt.

Die Forderung des Stadtrates auf Riickzahlung von Elternbeitragen bei unbefristetem Streik
ist in die Satzung eingearbeitet worden.

Weitere Anderungen, wie die Konkretisierungen bei den Regelungen zum
Anmeldeverfahren, resultieren aus den Erfahrungen beim Vollzug der geltenden Satzung
oder sind redaktioneller Art.

Der Entwurf der Satzung Uber die Aufnahme und Betreuung von Kindern in den
kommunalen Tageseinrichtungen der Stadt Kéthen (Anhalt) (Kinderbetreuungssatzung)
wurde an das Kommunalaufsichtsamt, Sachgebiet Allgemeine Kommunalaufsicht des
Landkreises Anhalt-Bitterfeld mit der Bitte um Stellungnahme bzw. der Erteilung von
Hinweisen tibergeben. Die gegebenenfalls gegebenen Anderungsvorschlage oder Hinweise
werden bis zur Beschlussfassung im Stadtrat in den vorliegenden Satzungsentwurf
eingearbeitet.
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Anlage 2 - Kinderbetreuungssatzung vom 21.06.2013.pdf



Satzung uUber die Aufnahme und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen der

Stadt Koéthen (Anhalt) (Kinderbetreuungssatzung)

Aufgrund der 88 5, 8, 9, 24, 36 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des
Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBI. LSA S. 288) in Verbindung mit
89 ADbs.1 Nr.1 des Gesetzes zur FoOrderung und Betreuung von Kindern in
Tageseinrichtungen und in Tagespflege des Landes Sachsen-Anhalt (KiFOG) vom
05.03.2003 (GVBI. LSA S 48), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 22.09.2016 (GVBI. LSA
S. 246), hat der Stadtrat der Stadt Kothen (Anhalt) in seiner Sitzung am 28.02.2017 folgende
Satzung beschlossen:

§1
Allgemeines

D) Die Stadt Kothen (Anhalt) unterhdlt Tageseinrichtungen als nichtrechtsfahige

offentliche Einrichtungen.

2 Tageseinrichtungen im Sinne dieser Satzung sind

1. Kinderkrippen (fur Kinder bis zum Alter von drei Jahren),

2. Kindergarten (fur Kinder von drei Jahren bis zum Schuleintritt),
3. Horte (fur schulpflichtige Kinder)
4

sowie deren Mischform Kindertagesstatten.

§2
Betreuungszeiten

D) Kinder bis zum Beginn der Schulpflicht werden auf Antrag bis zu 10 Stunden je
Betreuungstag oder bis zu 50 Wochenstunden betreut. In den vorschulischen
Tageseinrichtungen kénnen folgende tagliche Betreuungszeiten genutzt werden:
1. 5 Stunden
6 Stunden
7 Stunden
8 Stunden
9 Stunden
10 Stunden

o g s~ w DN
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Fur die Betreuungszeiten in vorschulischen Tageseinrichtungen legt das jeweilige
Kuratorium im Einvernehmen mit der Leiterin die jeweiligen Zeitrahmen fest. Die
Entscheidungen hierzu beriicksichtigen die p&dagogische Situation der Tageseinrichtung

sowie die notwendigen Betreuungszeiten der Kinder.

(2) In den Horten kdnnen folgende schultégliche Betreuungszeiten genutzt werden:

1. 4 Stunden

2. 6 Stunden
Fir die schulfreie Zeit kann eine Betreuung bis zu 10 Stunden je Betreuungstag oder bis zu
50 Wochenstunden vereinbart werden.

3) Die Betreuungszeiten sind im Betreuungsvertrag festzulegen. Sie finden ihre Grenzen
in den Offnungszeiten der Tageseinrichtungen gemaR § 9 dieser Satzung. In
Ausnahmeféllen kann mit der Leiterin der Tageseinrichtung auch die Betreuung eines Kindes

an bestimmten Betreuungstagen uber die Offnungszeiten hinaus vereinbart werden.

§3
Kostenbeitrage

D Fur die Benutzung der Tageseinrichtungen werden Kostenbeitrdge gemanR der
Elternbeitragssatzung in der jeweils geltenden Fassung erhoben.

(2) Bei vorlbergehender SchlieBung der Tageseinrichtungen aufgrund eines
unbefristeten Streiks, sind die vertraglich vereinbarten Kostenbeitrdge durch die Stadt
Kothen (Anhalt) anteilig zu erstatten. Die Stadt Kothen (Anhalt) ist berechtigt, im Rahmen
eines angebotenen Notdienstes, einen Betreuungsplatz auch in einer anderen als der
vertraglich vereinbarten Tageseinrichtung zur Verfugung zu stellen. Soweit die Moglichkeit
der Inanspruchnahme eines Betreuungsplatzes im Rahmen eines angebotenen Notdienstes

bestand, ist der Anspruch auf Erstattung ausgeschlossen.

8§84
Ausschlussgrinde

D Wenn die Zahlung des Kostenbeitrages fir zwei aufeinanderfolgende Monate nicht

bzw. nicht in voller Hohe erfolgt ist, kann das Kind, fur das die Kostenbeitragsschuld
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eingetreten ist, von der Nutzung der Tageseinrichtungen der Stadt Koéthen (Anhalt)
ausgeschlossen werden. Die Eltern oder die sonst Personensorgeberechtigten bleiben bis
zum Zeitpunkt des Ausschlusses des Kindes kostenbeitragspflichtig. Die Neuanmeldung
eines Platzes ist in der Regel nur nach vollstandiger Schuldentilgung mdglich.

(2) Auch bei anderweitig wiederholtem Verstol3 gegen diese Satzung, insbesondere bei
wiederholter Uberschreitung der vereinbarten Betreuungszeiten, oder bei VerstoRR gegen die

jeweilige Hausordnung kann ein Kind von der Nutzung ausgeschlossen werden.

3 Der Ausschluss eines Kindes von der Nutzung berechtigt die Stadt Kothen (Anhalt)
zur auferordentlichen Kindigung des Betreuungsvertrages mit sofortiger Wirkung zum

Zeitpunkt des Ausschlusses.

§5
Anmeldeverfahren und Aufnahmebedingungen

D) An-, Um- und Abmeldungen sind fiir alle bei Bedarf laufend moéglich. Zur gréReren
Planungssicherheit fiir Eltern und die sonst Personensorgeberechtigten, die
Tageseinrichtung und den Trager sollen sie jedoch, soweit méglich, spéatestens vier Wochen
vorher bei der jeweiligen Leiterin der Tageseinrichtung oder beim Schul-, Sport- und
Jugendamt der Stadt Kéthen (Anhalt) vorgelegt werden.

(2) Die Anmeldung fir die Betreuungsart Hort ist spatestens zur Schulanmeldung oder 4
Wochen vor Beginn des Schuljahres vorzunehmen. Die Anderung der Betreuungszeit ist
spatestens 4 Wochen vor Beginn eines Schulhalbjahres moglich. Aus wichtigem Grund,
insbesondere bei Arbeitsaufnahme und Anderungen in den personlichen Verhéltnissen, kann

hiervon abgewichen werden.

3) Wird der Anmeldung fur den beantragten Platz entsprochen, wird zwischen der Stadt
Kéthen (Anhalt) und den Eltern oder den sonst Personensorgeberechtigten ein
Betreuungsvertrag geschlossen. Ein Rechtsanspruch zur Aufnahme in eine bestimmte
Tageseinrichtung besteht nicht. Die Beendigung des Betreuungsvertrages ist durch
Kiindigung zum Ende eines jeden Monats mdglich. Die Kindigung ist schriftlich oder zur

Niederschrift in der Tageseinrichtung zu erklaren.
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4) Vor Aufnahme des Kindes ist die gemalRl § 18 Abs. 1 KiFOG erforderliche arztliche
Bescheinigung, die die Unbedenklichkeit der Aufnahme des Kindes nachweist und nicht alter
als zwei Wochen sein darf, bei der jeweiligen Leiterin der Tageseinrichtung vorzulegen.
Beginn oder Ende der Nutzung eines Betreuungsplatzes kann zu jedem beliebigen Werktag
eines Monats erfolgen.

86
Verhalten im Krankheitsfall

8} Eine arztliche Bescheinigung kann durch die Leiterin der Tageseinrichtung in
begriindeten Fallen z. B. bei Gesundung nach ansteckender Krankheit oder bei
Beeintrachtigung korperlicher und geistiger Fahigkeiten auch fur bereits angemeldete Kinder

gefordert werden.

2 Seitens der Eltern und der sonst Personensorgeberechtigten besteht im Falle des
Vorliegens von Infektionskrankheiten beim Kind oder bei Angehorigen der
Wohngemeinschaft Informationspflicht. Diese besteht auch seitens der Leiterin der
Tageseinrichtung an die Eltern oder sonst Personensorgeberechtigten, sofern dort derartige
Falle vorliegen. Akut erkrankte Kinder oder solche mit Gbertragbaren Beeintrachtigungen
(z.B. Kopflause) kénnen in der Tageseinrichtung nicht betreut werden.

3) Bei wahrend der Dauer des Aufenthaltes in der Tageseinrichtung auftretender akuter
Verletzung oder Erkrankung des Kindes werden unverziglich die Eltern oder die sonst
Personensorgeberechtigten durch die Leiterin zwecks Betreuungsiibernahme informiert.
Dazu ist es erforderlich, dass seitens der Eltern oder sonst Personensorgeberechtigten
Angaben dazu gemacht werden, wo sie tagsuiber zu erreichen sind oder gegebenenfalls die
Nennung von Dritten, die man in diesem Fall rufen kann. Sollten die Eltern, die sonst
Personensorgeberechtigten oder Dritten nicht erreichbar sein, wird arztliche Hilfe seitens der

Tageseinrichtung herangezogen.

(4) Die Mitarbeiterinnen der Tageseinrichtung sind grundsatzlich nicht verpflichtet, den
Kindern mitgegebene Medikamente zu verabreichen. Ausnahmen sind mdglich, wenn der
Leiterin der Tageseinrichtung eine &rztliche Bescheinigung vorgelegt wird, welche die
Dosierung des Medikaments, den Zeitpunkt sowie die Art und Weise der Medikamentengabe

enthalt und das Medikament dem Kind ohne Schwierigkeiten verabreicht werden kann.
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8§87
Verpflegung

Die Bereitstellung einer kindgerechten Mittagsverpflegung wird gemafd 8 5 Abs. 5 KiF6G
seitens der Stadt Kothen (Anhalt) gesichert. Die Kosten der Verpflegung sind durch die
Eltern oder sonst Personensorgeberechtigten zu tragen.

§8
Mitgefuhrte Gegenstande

Fur Kinderwagen und darin aufbewahrte Gegenstande sowie sonstige persodnliche Dinge
(z. B. Spielzeug, technische Kleinstgerate, Fahrrader und Schmuck) wird bei Beschadigung
oder Entwendung keine Haftung durch die Stadt Kéthen (Anhalt) Gbernommen. Besteht die
Mdoglichkeit, dass von diesen Gegenstdnden Gefahrdungen fir andere Kinder (z. B.
Ohrstecker, Taschenmesser u. &.) ausgehen, kann die Leiterin die Eltern oder die sonst
Personensorgeberechtigten auffordern, diese wieder mitzunehmen, anderenfalls kann sie

diese Gegenstande ohne Haftung jeglicher Art in Verwahrung nehmen.

§9
Offnungszeiten und SchlieRRtage

(1) Die vorschulischen Tageseinrichtungen werden montags bis freitags von frihestens
06.00 Uhr bis 18.00 Uhr, bei dringendem Bedarf jedoch spéatestens bis 19.00 Uhr gedffnet.
Die tatsachliche Offnungszeit innerhalb dieser Rahmenzeit richtet sich nach dem ortlichen
Bedarf und wird nach Anhorung des Kuratoriums einrichtungsspezifisch festgelegt. Wird ein
Kind der Betreuungsart Krippe oder Kindergarten nicht bis zur SchlieBung der
Tageseinrichtung abgeholt und kommt kein Informationskontakt mit den Eltern, den sonst
Personensorgeberechtigten oder den unter 86 Abs.3 genannten Dritten zustande,
entscheidet die Leiterin der Tageseinrichtung Uber den betreuten Verbleib des Kindes in der
Tageseinrichtung (max. 1 Stunde), die Mithahme des Kindes durch die Erzieherin oder

Leiterin in die hausliche Betreuung oder die Inobhutnahme durch das Jugendamt.
(2) Die Horte 6ffnen von 6.00 Uhr bis Schulbeginn und von Schulende bis 18.00 Uhr, bei

dringendem Bedarf jedoch spatestens bis 19.00 Uhr. In den Ferien wird die Hortbetreuung

durchgehend gewabhrleistet.
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3) Zur Durchfuihrung notwendiger baulicher MaRnahmen kénnen unmittelbar betroffene
Tageseinrichtungen fiur die MalRnahmedauer geschlossen werden. In diesen Féllen wird die
Betreuungsaufgabe in anderen Tageseinrichtungen der Stadt Kéthen (Anhalt) abgesichert.
Die Eltern oder sonst Personensorgeberechtigten werden mindestens vier Wochen vor dem
Mafl3nahmebeginn informiert.

(4) An gesetzlichen Feiertagen sowie zwischen den Weihnachtsfeiertagen und Neujahr
sind die Tageseinrichtungen geschlossen. Dartiber hinaus kénnen die Tageseinrichtungen
aus betrieblichen Grunden (z.B. fir Fortbildungen) an maximal drei weiteren Tagen im Jahr
geschlossen werden. Uber die SchlieBung erhalten die Eltern oder sonst
Personensorgeberechtigten unverziglich Mitteilung. FUr Kinder, deren Eltern oder sonst
Personensorgeberechtigten an den Schlie3tagen an der Betreuung der Kinder durch eine
Erwerbstatigkeit oder aus anderen wichtigen Griinden gehindert sind, wird mindestens eine
Tageseinrichtung fur die Betreuung angeboten. Diese wird spéatestens zwei Wochen vor dem

jeweiligen Schliel3tag in jeder Tageseinrichtung durch Aushang bekannt gemacht.

(5) Die gesamten SchlieBungsregelungen haben keinen Einfluss auf die Belegung der

Platze und der daraus resultierenden Kostenbeitragspflicht.

§ 10

Funktion und Aufgabe der Tageseinrichtungen

Die in der Tragerschatft der Stadt Kéthen (Anhalt) befindlichen Tageseinrichtungen haben im
Sinne des § 5 Abs. 1 KiF6G einen eigenen padagogischen Auftrag. Dieser orientiert sich am
Bildungsprogramm fiir Tageseinrichtungen in Sachsen-Anhalt ,Bildung: elementar- Bildung
von Anfang an“. Die in den Tageseinrichtungen geleisteten Betreuungs-, Bildungs- und
Erziehungsangebote richten sich ganzheitlich an alle angemeldeten Kinder. Die betreuten
Kinder werden in ihrer koérperlichen, geistigen und sozialen Entwicklung geférdert. Der
Besuch der Tageseinrichtung stellt einen erganzenden Beitrag zur Erziehung in der Familie
dar, ohne deren Erziehungsprimat anzutasten. Fur Kinder im Schulalter erfolgt ein
abwechslungsreiches, entspannendes Freizeitangebot. Dabei wird auf Wunsch der Eltern
oder der sonst Personensorgeberechtigten sachkundige Hilfe zur Erledigung der
Hausaufgaben angeboten. Die Betreuung der Kinder in den Tageseinrichtungen erfolgt
fursorglich. Die Konkretisierung der Aufgabenstellungen sowie deren Umsetzung erfolgt

einrichtungsspezifisch durch eigene padagogische Konzepte je Tageseinrichtung.
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§11

Zweck der Tageseinrichtungen

Die Tageseinrichtungen sind selbstlos tatig. Sie verfolgen nicht in erster Linie
eigenwirtschaftliche Zwecke. Die Mittel der Tageseinrichtungen durfen nur fur die
satzungsgeméalen Zwecke verwendet werden. Die Stadt Kéthen (Anhalt) als Trager der
Tageseinrichtungen erhéalt keine Zuwendungen aus Mitteln der Tageseinrichtungen. Es darf
keine Person durch Ausgaben, die dem Zwecke der Kdrperschaft fremd sind, oder durch
unverhaltnismafig hohe Vergitungen beginstigt werden. Die Tageseinrichtungen verfolgen
ausschlieBlich und unmittelbar gemeinnitzige Zwecke im Sinne des Abschnittes -

Steuerbegunstigte Zwecke — der Abgabenordnung.

§12

Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in weiblicher und mannlicher Form.

§13

Inkrafttreten

(2) Diese Satzung tritt am 01.04.2017 in Kratft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung Uber die Aufnahme und Betreuung von Kindern in
Kindertageseinrichtungen der Stadt Kéthen (Anhalt) vom 21.06.2013 aul3er Kraft.

Kothen (Anhalt), 01.03.2017

Bernd Hauschild

Oberbirgermeister (Siegel)
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1 - Entwurf der Kinderbetreuungssatzung.pdf


KitaS 40-010

SATZUNG UBER DIE AUFNAHME UND BETREUUNG VON KINDERN IN KINDERTA-
GESEINRICHTUNGEN DER STADT KOTHEN (ANHALT)

vom 21.06.2013 (AmtsBIl. 07/2013)

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

8§ 8
Allgemeines 1 Mitgefihrte Gegensténde 8
Betreuungszeiten 2 Offnungszeiten
Kostenbeitrage 3 Ferienregelung 10
Ausschlussgrunde 4 Funktion und Aufgabe der Kindertagesein- 11

richtungen

Anmeldeverfahren 5 Zweck der Kindertageseinrichtungen 12
Verhalten im Krankheitsfall 6 Inkrafttreten 13

Verpflegung

Aufgrund der 884, 6, 8, 22 und 44 der Gemeindeordnung fir das Land Sachsen-Anhalt
(GO LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10.08.2009 (GVBI. LSA S. 383), zuletzt
gedndert durch Gesetz vom 30.11.2011 (GVBI. LSA S. 814), in Verbindung mit §9 Abs. 1 Nr. 1
des Gesetzes zur Forderung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Tages-
pflege des Landes Sachsen-Anhalt vom 05.03.2003 (GVBI. LSA S. 48) zuletzt gedndert durch
Gesetz vom 13.12.2012 (GVBI. LSA S. 38) hat der Stadtrat der Stadt Kothen (Anhalt) in seiner
Sitzung am 20.06.2013 folgende Satzung beschlossen:

8 1. Allgemeines. (1) Die Stadt Kdthen (Anhalt) unterhalt Kindertageseinrichtungen als 6f-
fentliche Einrichtungen.

(2) Kindertageseinrichtungen im Sinne dieser Satzung sind
1. Kinderkrippen (fur Kinder bis zum Alter von drei Jahren),
Kindergarten (fur Kinder von drei Jahren bis zum Schuleintritt),

Horte (fur schulpflichtige Kinder)

A wDN

sowie deren Mischform Kindertagesstéatten.

§ 2. Betreuungszeiten. 'In den vorschulischen Einrichtungen konnen folgende tagliche
Betreuungszeiten genutzt werden:

1. 5 Stunden,
2. 7 Stunden,
3. 10 Stunden.

2F(r die Betreuungszeiten 5 Stunden, 7 Stunden und 10 Stunden in vorschulischen Einrichtun-
gen legt das jeweilige Kuratorium im Einvernehmen mit der Leiterin die jeweiligen Zeitrahmen
fest. 3Die Entscheidungen hierzu bericksichtigen die pddagogische Situation der Einrichtung
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und die notwendigen Betreuungszeiten der Kinder. “Die Nutzung der Hortplatze ist taglich von
6.00 Uhr bis 18.00 Uhr unterbrochen durch die Schulzeit.

§ 3. Kostenbeitrage. Fur die Benutzung der Kindertageseinrichtungen werden Kostenbeitra-
ge gemal der Elternbeitragssatzung in der jeweils geltenden Fassung erhoben.

8§ 4. Ausschlussgrunde. (1) 'Wenn die Zahlung des Kostenbeitrages fur zwei aufeinanderfol-
gende Monate nicht bzw. nicht in voller Héhe erfolgt ist, kann das Kind, fir das die Kostenbei-
tragsschuld eingetreten ist, von der Nutzung der Kindertageseinrichtungen der Stadt Kéthen
(Anhalt) ausgeschlossen werden. 2Die Eltern bleiben bis zum Zeitpunkt des Ausschlusses des
Kindes kostenbeitragspflichtig. 3Die Neuanmeldung eines Platzes ist in der Regel nur nach voll-
standiger Schuldentilgung méglich.

(2) Auch bei anderweitig wiederholtem Verstol? gegen diese Satzung oder die jeweilige Haus-
ordnung kann ein Kind von der Benutzung ausgeschlossen werden.

8§ 5. Anmeldeverfahren. 'An-, Um- und Abmeldungen sind bei Bedarf laufend moglich. 2Zur
groReren Planungssicherheit fur Eltern, Einrichtung und Trager sollen sie jedoch, soweit mdg-
lich, spatestens vier Wochen vorher bei der jeweiligen Einrichtungsleiterin vorgelegt werden.
3Bei der Anmeldung des Kindes ist die geméaR § 18 Abs. 1 KiFOG erforderliche &rztliche Beschei-
nigung, die die Unbedenklichkeit der Aufnahme des Kindes nachweist und nicht alter als zwei
Wochen sein darf, vorzulegen. “Beginn oder Ende der Nutzung eines Einrichtungsplatzes kann
zu jedem beliebigen Werktag eines Monats erfolgen.

8 6. Verhalten im Krankheitsfall. (1) Eine arztliche Bescheinigung kann durch die Leiterin
der Einrichtung in begriindeten Féllen z. B. bei Gesundung nach ansteckender Krankheit oder
bei Beeintrachtigung korperlicher und geistiger Fahigkeiten auch fur bereits angemeldete Kin-
der gefordert werden.

(2) 'Seitens der Eltern besteht im Falle des Vorliegens von Infektionskrankheiten beim Kind
oder bei Angehdrigen der Wohngemeinschaft Informationspflicht. 2Diese besteht auch seitens
der Leiterin der Einrichtung an die Eltern, sofern dort derartige Falle vorliegen. 3Akut erkrankte
Kinder kénnen in der Einrichtung nicht betreut werden.

(3) Bei wahrend der Dauer des Aufenthaltes in der Einrichtung auftretender akuter Verletzung
oder Erkrankung des Kindes werden unverziiglich die Eltern durch die Leiterin zwecks Betreu-
ungsubernahme informiert. 2Dazu ist es erforderlich, dass seitens der Eltern Angaben dazu ge-
macht werden, wo sie tagstber zu erreichen sind oder gegebenenfalls die Nennung von Dritten,
die man in diesem Fall rufen kann. 3Sollten die Eltern oder Dritten nicht erreichbar sein, wird
arztliche Hilfe seitens der Einrichtung herangezogen.

§ 7. Verpflegung. Die Bereitstellung einer warmen Mittagsverpflegung wird gemafR § 5 Abs. 5
KiFOG seitens der Stadt Kéthen (Anhalt) gesichert. 2Die Bezahlung des Essengeldes erfolgt
durch die Eltern kostendeckend auf privatrechtlicher Basis, zu den in der Kindereinrichtung
festgelegten Modalitaten.
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§ 8. Mitgefuhrte Gegenstdnde. Fir Kinderwagen und darin aufbewahrte Gegenstande so-
wie sonstige personliche Dinge (z.B. Spielzeug, technische Kleinstgerate, Fahrrader und
Schmuck) wird bei Beschadigung oder Entwendung keine Haftung durch die Stadt Kéthen (An-
halt) Ubernommen. 2Besteht die Moéglichkeit, dass von diesen Gegenstanden Geféahrdungen fur
andere Kinder (z. B. Ohrstecker, Taschenmesser u. 4.) ausgehen, kann die Leiterin die Eltern
auffordern, diese wieder mitzunehmen, anderenfalls kann sie diese Gegenstdnde ohne Haftung
jeglicher Art in Verwahrung nehmen.

§ 9. Offnungszeiten. 'Die Kindereinrichtungen werden montags bis freitags von friihestens
06.00 Uhr bis 18.00 Uhr, bei dringendem Bedarf jedoch spatestens bis 19.00 Uhr gedffnet. 2Die
tatsachliche Offnungszeit innerhalb dieser Rahmenzeit richtet sich nach dem ortlichen Bedarf
und wird nach Anhérung des Kuratoriums einrichtungsspezifisch festgelegt. 3Wird ein Kind der
Betreuungsart Krippe oder Kindergarten nicht bis zur Schliefung der Einrichtung abgeholt und
kommt kein Informationskontakt mit den Eltern oder den unter § 6 Abs. 3 genannten Dritten
zustande, entscheidet die Leiterin der Einrichtung tber den betreuten Verbleib des Kindes in
der Einrichtung (max. 1 Stunde), die Mitnahme des Kindes durch die Erzieherin oder Leiterin in
die hausliche Betreuung oder die Inobhutnahme durch das Jugendamt. Horte 6ffnen von 6.00
Uhr bis Schulbeginn und von Schulende bis 18.00 Uhr, bei dringendem Bedarf jedoch spéates-
tens bis 19.00 Uhr. 5In den Ferien wird die Hortbetreuung durchgehend gewahrleistet.

8 10. Ferienregelung. (1) 'RegelmaRige Betriebsferien werden in den Sommerferien des Lan-
des Sachsen-Anhalt nicht durchgefihrt. 2Zur Durchfihrung notwendiger baulicher MaRnahmen
kénnen jedoch unmittelbar betroffene Einrichtungen fir die MaRnahmedauer geschlossen wer-
den. 3In diesen Fallen wird die Betreuungsaufgabe in anderen Kindertageseinrichtungen der
Stadt Kothen (Anhalt) abgesichert. 4Die Eltern werden mindestens vier Wochen vor dem MaR-
nahmebeginn informiert.

(2) YIn bedarfsschwachen Perioden wird die Offnung einer begrenzten Zahl von Einrichtungen
dem vorher ermittelten tatsachlichen Bedarf angepasst. 2Die Information an die Eltern erfolgt
durch Aushang in der Einrichtung.

(3) Die gesamten SchlieBungsregelungen haben keinen Einfluss auf die Belegung der Platze und
der daraus resultierenden Kostenbeitragspflicht.

§ 11. Funktion und Aufgabe der Kindertageseinrichtungen. Die in der Tragerschaft der
Stadt Kéthen (Anhalt) befindlichen Kindertageseinrichtungen haben im Sinne des §5 Abs. 1
KiFOG einen eigenen padagogischen Auftrag. 2Dieser orientiert sich am Bildungsprogramm fir
Kindertageseinrichtungen in Sachsen-Anhalt ,Bildung: elementar- Bildung von Anfang an“.
3Die in den Kindertageseinrichtungen geleisteten Betreuungs-, Bildungs- und Erziehungsange-
bote richten sich ganzheitlich an alle angemeldeten Kinder. “Die betreuten Kinder werden in
ihrer korperlichen, geistigen und sozialen Entwicklung gefordert. Der Besuch der Kinderta-
geseinrichtung stellt einen ergdnzenden Beitrag zur Erziehung in der Familie dar, ohne deren
Erziehungsprimat anzutasten. 6Fir Kinder im Schulalter erfolgt ein abwechslungsreiches, ent-
spannendes Freizeitangebot. "Dabei wird auf Wunsch der Eltern sachkundige Hilfe zur Erledi-
gung der Hausaufgaben angeboten. 8Die Betreuung der Kinder in den Kindertageseinrichtungen
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erfolgt fursorglich. °Die Konkretisierung der Aufgabenstellungen sowie deren Umsetzung erfolgt
einrichtungsspezifisch durch eigene padagogische Konzepte je Einrichtung.

8§ 12. Zweck der Kindertageseinrichtungen. 1Die Kindertageseinrichtungen sind selbstlos
tatig. 2Sie verfolgen nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 2Die Mittel der Kinderta-
geseinrichtungen durfen nur fir die satzungsgeméafRen Zwecke verwendet werden. 4Die Stadt
Kothen als Trager der Kindereinrichtungen erhalt keine Zuwendungen aus Mitteln der Kinder-
einrichtung. 5Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zwecke der Korperschaft fremd
sind, oder durch unverhé&ltnismaRig hohe Vergtitungen begunstigt werden. 6Die Kindertagesein-
richtungen verfolgen ausschliel3lich und unmittelbar gemeinnutzige Zwecke im Sinne des Ab-
schnittes — Steuerbegtinstigte Zwecke — der Abgabenordnung.

§ 13. Inkrafttreten. (1) Diese Satzung tritt am 01.08.2013 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung Uber die Aufnahme und Betreuung von Kindern in Kinderta-
geseinrichtungen der Stadt Kéthen (Anhalt) vom 20.12.2005, zuletzt geandert durch die 2. An-
derungssatzung vom 20.12.2011 aufler Kraft.
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Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Beschlussvorlage 2017024/1
Dezernat: Dezernat 3 aktuelles Gremium Sitzung am: 09.02.2017
Sozial- und TOP: 26
Kulturausschuss
Amt: offentlich Vorlagen-Nr.:
ja 2017024/1
Az.: erstellt am: 31.01.2017
Betreff

Gesellschaftsvertrag der Kothen Kultur und Marketing GmbH (KKM)

Beratungsfolge

Nr. [Gremium Ist-Termin | Ergebnis
1{09.02.2017: Sozial- und Kulturausschuss 09.02.2017 |laut BV
2(14.02.2017: Hauptausschuss 14.02.2017 |entspr. prot. And.
3128.02.2017: Stadtrat 28.02.2017 |entspr. prot. And.

Mitzeichnungspflicht

Person Unterschrift Datum

Alexander Frolow 31.01.2017

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) beschlief3t den als Anlage 1 zur Beschlussvorlage
beigefugten Gesellschaftsvertrag der Kéthen Kultur und Marketing GmbH (KKM) und
ermachtigt den Oberbilrgermeister nach abschlielender steuerrechtlicher und
beihilferechtlicher Prifung, vorbehaltlich eines positiven Ergebnisses, zur Unterzeichnung
des Vertrages.

Gesetzliche Grundlagen:
8§ 45 Abs. 2 Nr. 9 KVG LSA



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

1.

Mit Beschluss vom 10.04.2014 hat der Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) einer
Verlangerung des Kulturstattenvertrages mit dem Landkreis Anhalt-Bitterfeld bis zum Ablauf
des Jahres 2017 zugestimmt. In § 24 Abs. 4 des Vertrages ist festgelegt, dass sich die
Vertragsparteien rechtzeitig Uber eine Fortflihrung der Zuschussgewahrung in Art, Hohe und
Dauer Uber das Jahr 2017 hinaus verstandigen.

Dies wurde zum Anlass genommen, um nicht nur den Kulturstattenvertrag, sondern auch
den weiteren Vertrag zwischen der Stadt Kéthen (Anhalt) und der KKM GmbH sowie den
Gesellschaftsvertrag insgesamt einer Revision zu unterziehen.

Der bisherige Kulturstattenvertrag mit dem Landkreis ist im Kern ein Leihvertrag. Die
kulturellen Einrichtungen des Kreises bleiben sein Eigentum. Bei Beendigung des Vertrages
sind sie dem Kreis zuriickzugeben. Die Leihe ist zeitlich unbefristet. Das Personal des
Kreises ist durch Betriebstibergang auf die Stadt Ubergegangen. Der Kreis erstattet die
Kosten fir dieses Personal. Wenn Ubergegangenes Personal ausscheidet, knnen
Ersatzarbeitnehmer eingestellt werden. Auch deren Personalkosten erstattet der Kreis. Bei
Ruckabwicklung des Vertrages hat sich der Kreis zur Riicknahme des Uibergegangenen
Personals und der Ersatzarbeitnehmer verpflichtet. Der Kreis zahlt einen Zuschuss zu den
Kosten des Geschéftsfuhrers der KKM. Der Kreis zahlt ferner einen Zuschuss zu den
Bewirtschaftskosten i.H.v. 262.260 € fur die Museen und 88.300 € fur das
Veranstaltungszentrum (Summe 350.560 € brutto). Er leistet zudem Zahlungen fir die
Personalkosten der Ersatzarbeitnehmer und einen monatlichen Zuschusses in Héhe von
890 Euro zu den Personalkosten eines Geschéftsfilhrers. Alle Zahlungspflichten sind
derzeit befristet bis zum 31.12.2017 vereinbart. Der Vertrag kann mit einer Frist von 6
Monaten zum Ende des Kalenderjahres gekiindigt werden. Der Vertrag sollte vorsorglich
spatestens am 30.06.2017 gekundigt werden, wenn nicht zuvor eine Einigung Uber die
Verlangerung der Zuschusspflicht - diese ist nun erfolgt - und eine Klarung der
steuerrechtlichen Problematik herbeigefihrt wurde.

Der Kulturvertrag der Stadt Kéthen (Anhalt) mit der KKM GmbH ist im Kern ebenfalls ein
unbefristeter Leihvertrag. Das auf die Stadt Gibergegangene Personal wird im Wege der
Personalgestellung der KKM zur Verfligung gestellt. Der Sachkostenzuschuss des Kreises
wird weitergeleitet. Die Stadt zahlt einen weiteren Zuschuss i.H.v. 210.300 € befristet bis
Ende 2017. Hinzu kommt der sog. Homo6opathiezuschuss in Hohe von 92.000 €.

Bei unveréanderter Beibehaltung der gegenwartigen Vertragsgestaltung kénnten
insbesondere das Vertragsverhéltnis zwischen Landkreis und Stadt der Umsatzsteuer
unterliegen. Befristet bis Ende 2017 ist das Problem durch eine verbindliche Auskunft des
Finanzamtes Bitterfeld-Wolfen geklart.

2.

Im Ergebnis der Verhandlungen kamen die Parteien Uberein, dass es vor dem Hintergrund
des kulturpolitischen Auftrages der KKM GmbH Ziel flihrend ist, die noch relevanten
Regelungen der Kulturvertrage in den Gesellschaftsvertrag zu integrieren und den Landkreis
Anhalt-Bitterfeld an der Gesellschaft zu beteiligen.

2.1

Zu diesem Zweck wird der Gegenstand des Unternehmens erweitert und der Landkreis halt
zuklnftig die Halfte des Stammkapitals, mithin 15.000 € von 30.000 €. Die ubrigen 10.000 €
verbleiben bei der Stadt Kéthen (Anhalt) und weitere 5.000 € bei der WGK GmbH.



2.2

Die Besetzung des Aufsichtrats des Unternehmens wird dies widerspiegeln. Der Aufsichtsrat
besteht auch zukiinftig aus 12 Mitgliedern. Er setzt sich aus 4 geborenen und 8 gekorenen
Mitgliedern zusammen. Geborene Mitglieder sind der Landrat des Landkreises Anhalt-
Bitterfeld oder der von ihm benannte Vertreter, der Oberblrgermeister der Stadt Kéthen
(Anhalt) oder der von ihm benannte Vertreter, der Geschaftsfuhrer der
Wohnungsgesellschaft Kéthen mbH oder der von ihm benannte Vertreter, der Vorsitzende
des Kultur- und Tourismusausschusses des Kreistages des Landkreises Anhalt-Bitterfeld
sowie funf vom Kreistag des Landkreises Anhalt-Bitterfeld bestimmte Mitglieder des
Kreistages und drei vom Stadtrat der Stadt Kéthen bestimmte Mitglieder des Stadtrates. Die
Gesellschafterversammlung kann beschlieRen, den Aufsichtsrat um bis zu drei weitere
gekorene Mitglieder auf hdchstens flinfzehn Mitglieder zu erweitern. In diesem Beschluss ist
zugleich fur jedes weitere Mitglied zu regeln, ob es von dem Kreistag des Landkreises
Anhalt-Bitterfeld oder von dem Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) bestimmt wird. Die
Gesellschafterversammlung kann auch beschlief3en, dass als weiteres Mitglied des
Aufsichtsrates der Direktor der Stiftung Dome und Schldsser in Sachsen-Anhalt oder der
von ihm benannte Vertreter bestimmt wird. Durch Beschluss der
Gesellschafterversammlung kann die Anzahl der gekorenen Mitglieder des Aufsichtsrates
auch wieder auf acht, neun oder zehn vermindert werden. Vorsitzender des Aufsichtsrates
ist der Oberbirgermeister der Stadt Kéthen (Anhalt) bzw. der von ihm benannte Vertreter.
Sein Stellvertreter ist der Landrat des Landkreises Anhalt-Bitterfeld oder der von ihm
benannte Vertreter. Bei Stimmengleichheit ist die Stimme des Aufsichtsratsvorsitzenden
entscheidend.

2.3

Gegenwartig ist der Direktor der Stiftung Dome und Schlésser in Sachsen-Anhalt oder der
von ihm benannte Vertreter Mitglied des Aufsichtrates. Dies hat den Hintergrund, dass die
Stiftung sich mit Schreiben vom 06.11.2012 gegenuber der KKM GmbH dazu bereit erklarte,
ab dem Haushaltsjahr 2013 bis 2017 bis zu einem Betrag von 50.000 Euro pro Jahr
nachrangig an der Finanzierung des Betriebs des Veranstaltungszentrums zu beteiligen.
Bedingung war, dass die Stiftung im Aufsichtsrat der KKM GmbH einen Sitz mit Stimme
erhalt. Durch Anderung des § 9 des damaligen Gesellschaftsvertrages wurde diese
Bedingung erfiillt. Zum gegenwartigen Zeitpunkt ist allerdings noch offen, ob die Stiftung
auch tber das Jahr 2017 hinaus bereit ist, ihren Zuschuss aufrechtzuerhalten. Hierzu laufen
noch entsprechende Verhandlungen. Im Entwurf ist aber geregelt, dass zumindest die
Mdglichkeit besteht, den Direktor der Stiftung Dome und Schlésser in Sachsen-Anhalt oder
den von ihm benannten Vertreter wieder in den Aufsichtrat aufzunehmen.

2.4

Die Zuschusse der Gesellschafter sind zukinftig in 8§ 13 des Gesellschaftsvertrages
geregelt. Sie sollen erstmals flr den langen Zeitraum von 10 Jahren fest vereinbart werden.
Die Zuschusspflichten beginnen am 01.01.2018. Sie enden mit Ablauf des 31.12.2027.
Damit ist fir die Gesellschaft in hdherem Mal3e als bisher Planungssicherheit gegeben.

Die Zuschusshohe andert sich nicht. Die Stadt Kéthen (Anhalt) fordert die Tatigkeit der
Gesellschaft durch Zahlung eines jahrlichen Zuschusses in H6he von insgesamt 302.300,00
Euro, der Landkreis Anhalt-Bitterfeld durch Zahlung eines jahrlichen Zuschusses in Héhe
von insgesamt 350.560 Euro sowie eines weiteren monatlichen Zuschusses in Héhe von
890 Euro zu den Personalkosten eines Geschaftsfihrers und eines weiteren monatlichen
Zuschusses in Hohe von derzeit 168.234,00 Euro. Das auf die Stadt Kéthen (Anhalt)
Ubergegangene Personal des Landkreises Anhalt-Bitterfeld wird im Wege eines
Betriebstiberganges gemal3 § 613 a BGB wieder auf den Landkreis Ubergehen und
zuklnftig der KKM GmbH durch diesen direkt gestellt.

Die Bestimmungen des Vertrages schlieen die Zahlung weiterer Zuschiisse durch Dritte



nicht aus. Der Gesellschafter Wohnungsgesellschaft Kéthen mbH kann zur Zahlung von
Zuschissen im Sinne von § 13 oder sonstigen Nebenleistungen aber nicht verpflichtet
werden. Die Gesellschafter Landkreis Anhalt-Bitterfeld und Stadt Kéthen (Anhalt)
verpflichten sich jedoch wechselseitig, 18 Monate vor dem Ende der Zuschusspflichten,
also ab dem 01.07.2026, Verhandlungen Uber eine Erneuerung ihrer Zuschusspflichten im
Sinne zu fuhren und diese mdglichst bis zum 30.06.2027 abzuschlieRen. Der Gesellschafter
Wohnungsgesellschaft Kéthen mbH ist an den Verhandlungen mit beratender Stimme zu
beteiligen.

3.

Das Finanzamt Bitterfeld-Wolfen hat durch verbindliche Auskinfte gemafl § 89 Abs. 2 AO
bestétigt, dass die Tatigkeiten der KKM GmbH bislang nicht steuerbar und steuerpflichtig
sind. Allerdings ist zu beachten, dass diese Auskunft nur bis zum 31.12.2017 giltig ist.

Ein wichtiges Problem stellte daher die umsatzsteuerliche Behandlung der
Rechtsbeziehungen zwischen dem Landkreis Anhalt-Bitterfeld und der Stadt Kéthen (Anhalt)
einerseits und der Stadt Kéthen (Anhalt) und der KKM GmbH andererseits dar. Es wird
daher im Vertrag noch einmal ausdricklich klargestellt, dass es sich bei den
Zuschusszahlungen nicht um die Gegenleistung und Kostenerstattung fur die
Betriebsfuhrung der Einrichtungen handelt, sondern hiermit lediglich die aus
strukturpolitischen, volkswirtschaftlichen oder allgemeinpolitischen Grinden erwiinschte
Tatigkeiten des Zahlungsempfangers KKM GmbH gefdrdert werden sollen. Es handelt sich
demnach um allgemeine, nicht steuerbare Zuschiisse zur Erreichung des
Gesellschaftszwecks und nicht um Zuschisse, die auf Erlangung einer konkreten
Gegenleistung gerichtet sind. Um hierliber jedoch abschlieBend Rechtssicherheit zu
erlangen, soll der Vertragstext, verbunden mit einer entsprechenden Fragestellung zum
Gegenstand einer verbindlichen Auskunft beim zustandigen Finanzamt gemacht werden.
Erst wenn diese im Ergebnis die Sicht der Vertragsparteien bestétigt, sehen sich die
Vertreter der Gesellschafter dazu ermachtigt, den Gesellschaftsvertrag abzuschliel3en und
die erforderliche Anteilslibertragung vorzunehmen.

4.

Die Verwaltung schlagt daher vor, den Oberblrgermeister zu erméchtigen, den als Anlage 1
beigefugten Gesellschaftsvertrag der Kéthen Kultur und Marketing GmbH (KKM) nach
abschlieRender steuerrechtlicher und beihilferechtlicher Priifung und vorbehaltlich eines
positiven Ergebnisses zu unterzeichnen.
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Geselischaftsvertrag
der
Kothen Kultur und Marketing GmbH

§ 1 Firma und Sitz der Gesellschaft
(1) Die Firma der Gesellschaft lautet: Kothen Kultur und Marketing GmbH.
(2) Sitz der Gesellschaft ist Kéthen (Anhalt).

§ 2 Dauer der Gesellschaft, Geschiftsjahr
(1) Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit errichtet.

(2) Das Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 3 Gegenstand des Unternehmens

(1) Die Geselischaft hat den Zweck, die Kultur in der Stadt Kéthen (Anhalt) und im Land-
kreis Anhalt-Bitterfeld zu foérdern, 6ffentliche kulturelle Einrichtungen, unter ihnen die Anhalt-
Information, zu betreiben und kulturelle Veranstaltungen durchzufiihren. Die Gesellschaft hat
aulierdem die Aufgaben, WerbemalRnahmen, sonstige Veranstaltungen aller Art sowie sons-
tige Aktivititen des Stadt-, Regional- und Tourismusmarketing der Stadt Kéthen und / oder
des Landkreises Anhalt-Bitterfeld zu planen, durchzufiihren oder zu koordinieren, die im of-
fentlichen Interesse der Stadt Kéthen oder des Landkreises Anhalt-Bitterfeld liegen.

(2) Die Gesellschaft kann alle Geschéfts- und Rechtshandlungen vornehmen, die geeig-
net erscheinen, dem Gesellschaftszweck nach Absatz 1 zu dienen.

(3) Die Gesellschaft ist berechtigt, Unternehmen, deren Unternehmensgegensténde ih-
rem eigenen gleich oder ahnlich sind, zu grinden, sie zu erwerben, zu pachten, an ihnen
Beteiligungen zu erwerben, zu halten und wieder zu verdufdern, und Zweigniederlassungen

im Inland oder im Ausland zu errichten.

§ 4 Stammkapital

(1) Das Stammkapital der Gesellschaft betragt 30.000 Euro.
(2) Davon haben Gbernommen die Gesellschafter wie folgt:

a) der Landkreis Anhalt-Bitterfeld 15.000 Euro,

b) die Stadt Kéthen (Anhalt) 10.000 Euro,

c) die Wohnungsgesellschaft Kéthen mbH 5.000 Euro.
(3) Stammeinlagen sind in voller Hhe bar zu leisten. Sie sind nach Ubernahme sofort

zur Zahlung fallig.

(4) Die Gesellschafter unterliegen keiner Nachschusspflicht gemaf § 26 GmbHG.
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§ 5 Verfiigungen liber Geschaftsanteile
(1) Die Verfligung Uber einen Geschéftsanteil oder Uber Teile eines Geschaftsanteils
bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Zustimmung der Gesellschafterversammlung. In ihr hat der
verfugende Gesellschafter Stimmrecht. Verfiigung ist die Abtretung, die Verpfidndung, die
Belastung mit einem NieRbrauch oder die Begriindung eines Treuhandverhaltnisses.
(2) Die Veraulerung eines Geschaftsanteils oder von Teilen eines Geschéftsanteils ist
der Gesellschaft gegeniiber erst wirksam, wenn sie unter Nachweis des Uberganges bei der

Geselischaft angemeldet ist.

§ 6 Organe der Gesellschaft
Organe der Gesellschaft sind:
a) Geschaftsfiihrer,
b) Aufsichtsrat,

c) Gesellschafterversammiung.

§ 7 Geschiftsfiihrung
(1) Die Gesellschaft wird durch einen oder mehrere Geschéaftsfuhrer gerichtlich und au-
Rergerichtlich vertreten.
(2) Ist nur ein Geschéftsfiihrer bestellt, so vertritt er die Gesellschaft allein. Sind mehrere
Geschaftsfiihrer bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Geschaftsfiihrer oder durch
einen Geschaftsflihrer gemeinschaftlich mit einem Prokuristen vertreten. Sind mehrere Ge-
schaftsflihrer bestellt, kann die Gesellschafterversammlung abweichend von der vorstehen-

den Regelung einzelnen oder allen Geschéftsflihrern Einzelvertretungsbefugnis einrdumen.

§ 8 Rechte und Pflichten der Geschiftsfiihrer
(1) Die Geschéftsflihrer haben die Geschéfte der Gesellschaft mit der Sorgfalt eines or-
dentlichen Kaufmanns zu fiihren, unter Beachtung der einschlagigen gesetzlichen Bestim-
mungen, der Bestimmungen dieses Vertrages und der Anweisungen des Aufsichtsrates und
der Gesellschafterversammlung, soweit letzteren ein Weisungsrecht im Gesellschaftsvertrag
eingerdumt ist.
(2) Die Geschéftsfihrer haben neben ihren Pflichten aus § 14 des Gesellschaftsvertra-
ges, § 42 a Absatz 1 GmbHG, fiir jedes Wirtschaftsjahr der Gesellschaft in Anwendung des §
133 Absatz 1 Nr. 1 KVG LSA aufzustellen
a) einen Ergebnis- und Finanzplan,

b) einen Wirtschaftsplan,

Seite | 2





c) einen Stellenplan und

d) einen Investitionsplan.

Sie haben diese Plane nach ihrer Genehmigung durch den Aufsichtsrat jedem Gesellschafter
zur Kenntnis vorzulegen. Sie sind verpflichtet, diese Plane im laufenden Wirtschaftsjahr zu
andern und anzupassen, wenn sich wesentliche Grundlagen absehbar dndern, auf denen die
Plane beruhen. Satz 2 gilt fur Plandnderungen entsprechend.

(3) Die Geschéaftsflihrer haben die vorherige Zustimmung des Aufsichtsrates einzuholen,
bevor sie folgende MaRRnahmen treffen, Rechtsgeschéafte abschlieRen oder Rechtshandlun-
gen vornehmen:

a) Erwerb, VerduRerung und Belastung von Grundstiicken oder grundstiicksgleichen
Rechten;

b) Anschaffung von aktivierungspflichtigen Wirtschaftsgiitern des Anlagevermdgens der
Gesellschaft mit einem Einzelanschaffungswert von mehr als 15.000 Euro;

c) Abschluss von Pacht-, Leasing- und Mietvertragen mit einer langeren Laufzeit als 5
Jahre oder einem Pacht-, Leasing- oder Mietentgelt von jahrlich mehr als 15.000 Eu-
ro;

d) Bestellung von Prokura;

e) Ubernahme von Biirgschaften oder Garantien sowie Eingehung von Wechselverbind-
lichkeiten;

f) Aufnahme und Gewahrung von Krediten;

g) Abschluss von Unternehmensvertrdgen, von Interessengemeinschaften oder Organ-
veranderungen und vergleichbare, (iber den Ublichen Geschéftsbetrieb hinausgehen-
den Geschéfte.

(4) Verweigert der Aufsichtsrat seine Zustimmung zu Planen nach Absatz 2 oder MafRnah-
men nach Absatz 3, kann die Geschéftsflihrung verlangen, dass die Gesellschafterversamm-

lung in ordentlicher oder aulerordentlicher Versammlung Uber die Zustimmung beschlieft.

§ 9 Aufsichtsrat
(1) Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat. Auf ihn finden die Vorschriften des AktG, auf
die in § 52 Absatz 1 GmbHG verwiesen wird, keine Anwendung, ausgenommen die Vor-
schriften des § 116 Aktiengesetz (Sorgfalt und Haftung), und der §§ 170, 171 Aktiengesetz
(Prifung des Jahresabschlusses durch den Aufsichtsrat). Stattdessen bestimmen sich die
Rechte und Pflichten des Aufsichtsrates nach dem Geselischaftsvertrag.
(2) Der Aufsichtsrat besteht aus 12 Mitgliedern. Er setzt sich aus 4 geborenen und 8 ge-
korenen Mitgliedern wie folgt zusammen:
(2.1) Geborene Mitglieder sind:
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a) der Landrat des Landkreises Anhalt-Bitterfeld oder der von ihm benannte Vertreter,
b) der Oberbirgermeister der Stadt Kéthen (Anhalt) oder der von ihm benannte Vertre-
ter,
c) der Geschéftsflhrer der Wohnungsgesellschaft Kéthen mbH oder der von ihm be-
nannte Vertreter,
d) der Vorsitzende des Kultur- und Tourismusausschusses des Kreistages des Land-
kreises Anhalt-Bitterfeld.
(2.2) Gekorene Mitglieder sind:
1. fanf vom Kreistag des Landkreises Anhalt-Bitterfeld bestimmte Mitglieder des Kreis-
tages;
2. drei vom Stadtrat der Stadt Kéthen bestimmte Mitglieder des Stadtrates,
Das Verfahren Uber die Bestimmung und ihren Widerruf regelt der Kreistag bzw. Stadtrat.
Die jeweilige Bestimmung ist fur die Gesellschaft bindend. Absatz 4 bleibt unberiihrt. Die
Gesellschafterversammiung kann beschlieflen, den Aufsichtsrat um bis zu drei weitere geko-
rene Mitglieder auf hochstens fiinfzehn Mitglieder zu erweitern. In diesem Beschluss ist zu-
gleich flr jedes weitere Mitglied zu regeln, ob es von dem Kreistag des Landkreises Anhalt-
Bitterfeld oder von dem Stadtrat der Stadt Kéthen (Anhalt) bestimmt wird. Die Gesellschaf-
terversammlung kann auch beschlielen, dass als weiteres Mitglied des Aufsichtsrates der
Direktor der Stiftung Dome und Schidsser in Sachsen-Anhalt oder der von ihm benannte
Vertreter bestimmt wird. Durch Beschluss der Gesellschafterversammlung kann die Anzahl
der gekorenen Mitglieder des Aufsichtsrates auch wieder auf acht, neun oder zehn vermin-
dert werden.
(3) Vorsitzender des Aufsichtsrates ist der Oberburgermeister der Stadt Kéthen (Anhalt)
bzw. der von ihm benannte Vertreter. Sein Stellvertreter ist der Landrat des Landkreises An-
halt-Bitterfeld oder der von ihm benannte Vertreter.
(4) Aufsichtsratsmitglieder und Ersatzmitglieder sowie ihre standigen Vertreter kénnen nur
natirliche, unbeschrankt geschéftsfahige, nicht unter Betreuung stehende Personen sein.
Sie durfen nicht zugleich Geschaftsflihrer, Prokurist, leitender Angestellter oder Arbeitneh-
mer der Gesellschaft sein. Es soll sich um Persdnlichkeiten handeln, die nach Ausbildung,
Koénnen und Erfahrung in der Lage sind, die dem Aufsichtsrat libertragenen Aufgaben ord-
nungsgemal zu erfillen.
(5) Die Mitglieder des Aufsichtsrates kénnen die Ausiibung ihrer Obliegenheiten nicht ande-
ren Personen Ubertragen. Sie kdnnen sich auch zur Erfullung ihre Aufgaben nicht Dritter be-
dienen.
(6) FUr jedes Mitglied kann gleichzeitig mit seiner Bestellung ein Ersatzmitglied bestellt wer-

den, das Mitglied des Aufsichtsrates wird, wenn das Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf seiner
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Amtszeit wegfallt. Ist kein Ersatzmitglied bestellt worden, hat der fiir die Bestellung des Auf-
sichtsratsmitgliedes zustdndige Rechtstrager bei Wegfall eines Aufsichtsratsmitgliedes un-
verzuglich einen Nachfolger zu bestellen (Ersatzwahl).
(7) Der Aufsichtsrat hat eine Amtszeit. Die Amtszeit seiner Mitglieder ist unbestimmt. Sie
beginnt mit dem Ablauf der ersten Gesellschafterversammlung des Jahres 2018 und lauft
bis zur Beendigung der Gesellschafterversammiung, die (iber die Entlastung flir das vierte
Geschéftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschlielt, wobei das Geschéftsjahr, in dem
die Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet wird. Das Amt des Ersatzmitgliedes, das fiir ein zu-
vor ausgeschiedenes Mitglied nachgeriickt ist, erlischt spatestens mit Ablauf der Amtszeit
des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitgliedes. Bei Ersatzwahlen fur Mitglieder, die vor Ab-
lauf ihrer Amtsdauer ausscheiden, erfolgt die Wahl stets fiir den Rest der Amtsdauer des
ausgeschiedenen Mitglieds. Scheidet ein gekorenes Mitglied vor dem Ende seiner Amtszeit
aus dem Kreistag oder Stadtrat aus, hat der zustéandige Rechtstrager unverziiglich ein neues
Mitglied und ggfls. Ersatzmitglied zu bestimmen.
(8) Jedes Aufsichtsratsmitglied und Ersatzmitglied kann vor Ablauf seiner Amtszeit ohne
Angabe von Griinden sein Amt jederzeit durch schriftliche Erklarung gegeniiber der Gesell-
schaft niederlegen.
(9) Die Abberufung eines gekorenen Aufsichtsratsmitgliedes oder Ersatzmitgliedes durch
den fur seine Bestellung zustdndigen Rechtstrager ist fir die Gesellschaft bindend. Das
gleiche gilt fur die erfolgte Bestimmung des an seine Stelle tretendenden Mitglieds.
(10) Der Aufsichtsrat hat die Geschéaftsfiihrung der Gesellschaft zu iberwachen. Dafiir hat
er die Rechte aus § 111 Absatz 2 Aktiengesetz und die Pflicht aus § 111 Absatz 3 Aktienge-
setz. Er hat die Abschlusspriifung gemaf § 42 a Absatz 1 Satz 3 GmbHG vorzunehmen und
seinen Bericht Uber das Ergebnis seiner Prifung unverziglich der Geschaftsfihrung zur
Weiterleitung an die Gesellschafter vorzulegen. Im Rahmen dieses Aufgabenbereiches ob-
liegt ihm die Beschlussfassung Uber die nach § 8 Absatz 2 und 3 dieses Vertrages zustim-
mungspflichtigen MaRnahmen der Geschaftsfiihrung.
(11) Des Weiteren obliegt dem Aufsichtsrat:
a) die Genehmigung folgender, von der Geschéftsfliihrung wirtschaftsjahrlich aufzustel-

lender Plane:

aa) Ergebnis- und Finanzplan

bb)  Wirtschafts- und Stellenplan

cc) Investitionsplan

einschlieRlich ihrer etwaigen Anderungen im laufenden Wirtschaftsjahr
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b) die Bestellung und Abberufung von Geschéftsfilhrern und Prokuristen sowie die Ent-
scheidung, ob ein Geschéaftsfiihrer von den Beschrankungen des § 181 BGB befreit
wird

c) der Abschluss des Anstellungsvertrages sowie dessen Anderung, Aufhebung oder
Kindigung mit einem Geschéftsfiihrer oder Prokuristen der Gesellschaft;

d) der Erlass einer Geschaftsordnung der Geschéftsflihrer, wenn mehrere bestellt sind;
(12) In den Fallen des Absatzes 11 lit. b) und c) vertritt der Aufsichtsrat die Gesellschaft
gemaR § 10 Absatz 7. Im Ubrigen ist er zur Geschftsfiihrung der Gesellschaft nicht befugt.
(13) Jedes Mitglied des Aufsichtsrates ist zur Verschwiegenheit (iber alle ihm bekannt ge-
wordenen Angelegenheiten der Gesellschaft gegeniiber Dritten verpflichtet, es sei denn,
dass eine gesetzliche Offenbarungspflicht besteht.

(14) Der Vorsitzende des Aufsichtsrates ist berechtigt und auf Verlangen eines
Gesellschafters verpflichtet, an einer Gesellschafterversammlung mit beratender Stimme
teilzunehmen. Die weiteren Mitglieder des Aufsichtsrates sollen an den
Gesellschafterversammiungen teilnehmen, sofern die Gesellschafter das mit einfacher
Mehrheit beschliefien. Der Vorsitzende des Aufsichtsrates oder ein von ihm beauftragtes
Mitglied des Aufsichtsrates hat in der ordentlichen Gesellschafterversammiung einen
schriftichen oder miindlichen Bericht Uber die wesentliche Tatigkeit des Aufsichtsrates und
die Ergebnisse seiner Kontrollen im vorausgegangenen Geschéftsjahr zu erstatten und eine
Empfehlung Gber die Entlastung der Geschéaftsfiihrung auszusprechen.

(15) Die Gesellschafterversammiung kann beschlieRen, dem Aufsichtsrat eine
Entscheidungszustandigkeit im Einzelfall zu entziehen und zugleich oder in weiterer
Gesellschafterversammlung in der Angelegenheit selbst beschliefen, wenn

a) der Aufsichtsrat auch in einer Folgesitzung (§ 10 Absatz 4) nicht beschlussfahig ist,

b) der Aufsichtsrat eine Beschlussfassung verweigert,

c) mindestens ein gekorenes Mitglied des Aufsichtsrates trotz Abmahnung binnen
Monatsfrist vom zustdndigen Rechtstrager nicht bestimmt wird, oder

d) der Aufsichtsrat aus anderen Griinden, insbesondere wegen hdherer Gewalt, langer als

einen Monat verhindert ist, seine Aufgaben wahrzunehmen.

§ 10 Tatigkeit des Aufsichtsrates
(1) Die dem Aufsichtsrat geman diesem Vertrag, durch Beschluss der Gesellschafterver-
sammlung oder nach dem Gesetz obliegenden Angelegenheiten werden durch Beratung und
Beschlussfassung in einer Versammlung seiner Mitglieder (Sitzung) geordnet und erledigt.
Diese ist nicht offentlich. Die Sitzung findet in den Geschéftsrdumen der Gesellschaft statt,

es sei denn, dass der Aufsichtsrat in einer Sitzung allstimmig einen anderen Ort beschlossen
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hat oder sich im Einzelfalle alle Mitglieder zuvor schriftlich auf einen anderen bestimmten Ort
verstandigt haben. Eine Sitzung darf nicht zur Unzeit, zur Nachtzeit oder an einem Sonntag
oder gesetzlichen Feiertag stattfinden. Zur Gultigkeit eines Beschlusses ist erforderlich, dass
der Gegenstand bei der Einberufung der Sitzung bezeichnet worden ist. Die Unterlagen und
Dokumente, die erforderlich sind, um den Gegenstand der Beschlussfassung priifen und
beurteilen zu kdénnen, sollen den Mitgliedern des Aufsichtsrates spéatestens drei Tage vor
dem Tag der Sitzung vorgelegt werden. Ohne Sitzung ist ein Beschluss gliltig, wenn alle Mit-
glieder des Aufsichtsrates dem Beschluss schriftlich zugestimmt haben. Ein Beschluss des
Aufsichtsrates, der gegen eine Rechtsvorschrift verstoft, auf deren Einhaltung rechtswirk-
sam nicht verzichtet werden kann, ist nichtig. Im Ubrigen ist ein Beschluss giiltig, solange er
nicht durch rechtskraftiges Urteil fiir ungiltig erklart ist.

(2) Die Sitzung des Aufsichtsrates wird von seinem Vorsitzenden mindestens einmal im
Jahr einberufen, auflerdem, wenn es der Vorsitzende nach seinem freien Ermessen flir er-
forderlich halt, um die Belange der Gesellschaft zu wahren. Der Vorsitzende des Aufsichtsra-
tes muss den Aufsichtsrat einberufen, wenn ein geborenes Mitglied oder zwei gekorene Mit-
glieder des Aufsichtsrats oder ein Geschaftsfiihrer der Gesellschaft dies unter Angabe des
Zwecks und der Griinde verlangen. Weigert sich der Vorsitzende pflichtwidrig, den Aufsichts-
rat einzuberufen, kann die Sitzung von den Verlangenden oder einem geborenen Mitglied
des Aufsichtsrates einberufen werden.

(3) Die Einberufung erfolgt in Textform. Die Frist der Einberufung betragt mindestens zwei
Wochen. Sie kann bei besonderer Dringlichkeit der Angelegenheiten bis auf drei Tage ver-
kirzt werden.

(4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn nach ordnungsgemafer Einberufung mehr
als die Hélfte seiner stimmberechtigten Mitglieder zu Beginn der Sitzung anwesend sind.
Fehlt es daran, ist unverziiglich eine neue Sitzung mit gleichem Gegenstand bzw. Tagesord-
nung einzuberufen. Sie ist ohne Rucksicht auf die Erfordernisse von Satz 1 beschlussfahig,
wenn bei ihrer Einberufung auf diese Folge hingewiesen worden ist. Absatz 3 bleibt unbe-
ruhrt.

(5) Der Aufsichtsrat fasst seine Beschllisse mit einfacher Mehrheit der abgegeben Stimmen
in offener Abstimmung durch Handaufhebung der stimmberechtigten anwesenden Mitglieder;
Stimmenthaltungen werden nicht mitgezahit. Jedes Mitglied des Aufsichtsrates hat eine
Stimme. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Aufsichtsratsvorsitzenden. § 12
Absatz 1 Satz 5 gilt sinngemaf auch fir den Aufsichtsrat. Ein Mitglied ist nicht stimmberech-
tigt, wenn der Beschluss die Vornahme eines Rechtsgeschéftes der Gesellschaft mit ihm
oder die Einleitung oder Erledigung eines Rechtsstreites der Gesellschaft gegen ihn betrifft;
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das gleiche gilt, wenn statt des Mitgliedes die von ihm vertretene Person oder eine ihm na-
hestehende Person im Sinne von § 138 InsO betroffen ist.

(6) Uber die in der Sitzung gefassten Beschliisse ist nach ihrer Verkiindung durch den
Vorsitzenden eine Niederschrift anzufertigen, die von dem Vorsitzenden und einem von die-
sem bestimmten Protokollflihrer zu unterzeichnen ist. Jedes Mitglied des Aufsichtsrates, je-
der Gesellschafter und jeder Geschéftsfiihrer ist berechtigt, die Niederschrift einzusehen.
Dem Geschéftsfihrer ist unverziglich, spatestens binnen einer Woche nach dem Ende der
Sitzung, eine Ausfertigung zu ibergeben.

(7) Willenserklarungen des Aufsichtsrates werden vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates
abgegeben. Beschliisse des Aufsichtsrates werden von seinem Vorsitzenden ausgefihrt
bzw. umgesetzt.

(8) Der oder die Geschéftsfluhrer der Gesellschaft sind berechtigt und auf Verlangen des
Vorsitzenden des Aufsichtsrates verpflichtet, an einer Sitzung des Aufsichtsrates mit bera-
tender Stimme teilzunehmen. Sie sind zu jeder Sitzung zu laden. Absatz 1 und 3 gelten dafir
sinngemalf. Ist diese Ladung unterblieben oder nicht form- oder fristgerecht erfolgt, gilt der
Aufsichtsrat fUr die Sitzung als nicht beschlussfahig.

(9) Der Aufsichtsrat ist berechtigt, an einer Sitzung einen Dritten mit beratender Stimme
flr einen bestimmten Gegenstand der Beratung oder Beschlussfassung zu beteiligen. Dar-
Uber entscheidet der Vorsitzende oder der Aufsichtsrat durch Beschluss. In der Einberufung
zur Sitzung sind der Dritte und der Gegenstand seiner Beteiligung zu bezeichnen. Die Betei-
ligung des Dritten an der Sitzung unterbleibt, wenn dies zu Beginn der Sitzung durch den
Aufsichtsrat beschlossen wird.

(10) Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben Anspruch auf Zahlung einer angemessenen
Vergltung fUr ihre Téatigkeit in Gestalt eines Sitzungsgeldes als pauschale Aufwandsent-
schédigung fiir jede Teilnahme an einer Sitzung des Aufsichtsrates. Uber die Hohe, die Fal-
ligkeit und die weiteren Einzelheiten beschliet die Gesellschafterversammliung nach Anho-

rung des Aufsichtsrates.

§ 11 Befugnisse der Gesellschafterversammliung
(1) Die Geselischafterversammlung hat die im Gesetz, insbesondere in § 46 GmbHG, und
die in diesem Gesellschaftsvertrag vorgesehenen Befugnisse und beschlieltt insbesondere
uber alle ihr durch Gesetz oder diesen Gesellschaftsvertrag zugewiesene Gegenstande, so-
fern nicht dieser Gesellschaftsvertrag einzelne Befugnisse und Beschlusskompetenzen aus-
dricklich dem Aufsichtsrat zuweist.

(2) Der Gesellschafterversammlung obliegt namentlich die Beschlussfassung lber:
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f)
g)

h)

)
k)

die Feststellung des Jahresabschlusses (Jahresergebnis, Bilanzgewinn, Ergebnis-
verwendung und Verteilung);

die Genehmigung des Lageberichts und des Berichts des Aufsichtsrates;

den Bericht Uber die gesetzliche Priifung der Gesellschaft und die in Folge der Pri-
fung zu treffenden MalRnahmen;

die Verwendung des Ergebnisses auch unter vollstandigem oder teilweisem Aus-
schluss des aus § 29 Absatz 1 GmbHG folgenden Anspruchs auf Ergebnisausschiit-
tung;

die Entlastung der Geschéftsfihrung und des Aufsichtsrates;

die Bestellung des Abschlusspriifers;

die Einforderung der Einlagen und der Verpflichtungen eines Gesellschafters aus sei-
nen Nebenleistungen geman §§ 13, 13 a bis ¢ des Gesellschaftsvertrages;

die Zustimmungen zu Verfliigungen Uber Geschaftsanteile sowie zu deren Teilung
oder Zusammenlegung

die Einziehung von Geschéftsanteilen

den Ausschluss eines Gesellschafters

Erwerb und Veraduflerungen von Beteiligungen an fremden Unternehmen sowie die
Entsendung von Vertretern der Gesellschaft in Aufsichtsratsgremien von diesen Un-
ternehmen,

Kapitalerhthung, Kapitalherabsetzung, Verschmelzung oder Umwandlung der Ge-

sellschaft,

m) die Anderung des Gesellschaftsvertrages

n)

0)

%))
q)

die Aufldsung der Gesellschaft und die Bestellung der Liquidatoren,

die Erweiterung oder Verminderung der Anzahl der gekorenen Mitglieder des Auf-
sichtsrates geman § 9 Absatz 2

die Vergutung fur die Mitglieder des Aufsichtsrates nach § 10 Absatz 10;

alle sonstigen, nach dem Gesetz der Beschlussfassung der Gesellschafterversamm-
lung unterliegenden Rechtshandlungen, soweit dieser Vertrag nicht die Zustandigkeit
des Aufsichtsrates bestimmt hat.

§ 12 Formalititen der Gesellschafterversammlung

Die ordentliche Gesellschafterversammlung findet regelméfig einmal jahrlich in den

ersten acht Monaten des Geschéftsjahres nach Aufstellung des Jahresabschlusses fur das
vergangene Geschaftsjahr statt. Die Geschéaftsfiihrer haben der ordentlichen Gesellschafter-
versammlung den Jahresabschluss (Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung) sowie einen

Jahresbericht mit dem Bericht des Aufsichtsrates vorzulegen. Der Aufsichtsrat hat der Ge-
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sellschafterversammiung Uber seine Tatigkeit zu berichten. § 14 ist zu beachten. Der Abhal-
tung einer formlichen Gesellschafterversammiung bedarf es nicht, wenn séamtliche Mitglieder
der Gesellschafterversammiung schriftlich mit der zu treffenden Bestimmung oder mit der
schriftichen Abgabe der Stimmen sich einverstanden erklaren (Umlaufverfahren).

(2) Aulerordentliche Gesellschafterversammlungen sind einzuberufen in den im Gesetz
und Vertrag vorgesehenen Fallen, und wenn es im Interesse der Gesellschaft erforderlich
erscheint, aulRerdem, wenn Gesellschafter, die mindestens 10 % des Stammkapitals auf sich
vereinigen, dies verlangen, und ihr Verlangen schriftlich begriinden und die Tagesordnungs-
punkte nennen, die Gegenstand der auferordentlichen Gesellschafterversammliung sein
sollen.

(3) Die Gesellschafterversammiung wird von der Geschaftsfihrung einberufen. Jeder
Geschéftsfuhrer ist allein einberufungsberechtigt. Die Gesellschafterversammlung soll am
Sitz der Gesellschaft in ihren Geschaftsraumen an einem Werktag zur Tageszeit stattfinden.
Sie kann mit Einwilligung aller Gesellschafter auch an einen anderen Ort und zu anderen
Zeiten einberufen werden.

(4) Die Einberufung zur Gesellschafterversammlung erfolgt schriftlich in Textform per
Post, Fax oder Email unter Angabe der Tagesordnung und der Gegenstadnde der Beschluss-
fassung. Die Einladungsfrist betragt mindestens zwei Wochen. Sie kann in dringenden Fal-
len bis auf eine Woche abgekiirzt werden. Sie beginnt mit der Absendung der Einberufung.
(5) Die Gesellschafterversammlung wird von ihrem Vorsitzenden geleitet. Vorsitzender
ist die vom Gesellschafter Landkreis Anhalt-Bitterfeld zu seiner Vertretung befugte Person.
Sie ernennt den Protokollfiihrer.

(6) Die Gesellschafter kdnnen Beschliisse auch ohne Wahrung der Formen und Fristen
fur die Einberufung und Abhaltung der Gesellschafterversammiung fassen, wenn alle Gesell-
schafter anwesend oder vertreten sind und sich mit der Beschlussfassung einverstanden
erklaren.

(7) Uber Beschliisse der Gesellschafterversammlung ist eine Niederschrift (Protokoll in
Ergebnisform) anzufertigen, die von dem Vorsitzenden und dem Protokollfihrer zu unter-
schreiben ist. Eine Ausfertigung hat der Vorsitzende unverziglich allen Gesellschaftern, dem
Vorsitzenden des Aufsichtsrates und dem Geschaftsfuhrer zuzuleiten.

(8) Beschlisse kénnen nur iber Gegenstande der Tagesordnung gefasst werden. Nach-
tragliche Antrdge auf Beschlussfassung, kénnen aufgenommen werden, wenn sie spates-
tens am 3. Tage vor der Gesellschafterversammlung, wobei der Tag der Gesellschafterver-
sammlung ausgeschlossen ist, in der in Absatz 4 festgesetzten Form bekanntgegeben wor-
den sind. Dasselbe gilt fiir die Antrage der Geschéftsflihrer oder des Aufsichtsrates. Zur Be-

schlussfassung uber die Leitung der Versammlung oder Uber einen in der Versammlung ge-
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stellten Antrag auf Einberufung der aufterordentlichen Gesellschafterversammliung bedarf es
keiner Ankindigung.

(9) Ist die Versammlung nicht ordnungsgeman berufen oder sind die Gegenstdnde der
Tagesordnung nicht ordnungsgemaR angekiindigt, so kénnen Beschlisse darliber nur ge-
fasst werden, wenn samtliche Mitglieder der Gesellschafterversammlung anwesend sind und
ihr Einverstandnis dazu zu Protokoll der Versammlung erklart haben.

(10) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfahig, wenn mindestens so viele Gesell-
schafter anwesend oder vertreten sind, dass sie mehr als die Halfte aller vorhandenen
Stimmen in sich vereinen. Ist dies nicht der Fall, so ist eine neue Versammlung mit gleicher
Tagesordnung zu berufen, welche ohne Riicksicht auf die Hohe des vertretenden Stimm-
rechts beschlussfahig ist. Darauf ist in der Einberufung hinzuweisen.

(11)  Jeder Gesellschafter wird in der Gesellschafterversammiung durch eine Person ver-
treten, die eine schriftliche Vollmacht vorzulegen hat, soweit sich ihre Alleinvertretungsbe-
fugnis nicht aus 6ffentlichen Registern ergibt.

(12) Die Beschlisse der Gesellschafterversammiung werden mit einfacher Stimmenmehr-
heit des bei der Beschlussfassung vertretenen Kapitals gefasst, sofern Gesetz oder Gesell-
schaftervertrag nichts anderes bestimmen. Je 250 € eines Geschéftsanteils gewahren eine
Stimme. Nicht abgegebene Stimmen gelten als Stimmenthaltung. Sie werden fiir die Be-
rechnung der Mehrheit nicht mitgezahlt. Die Abstimmung erfolgt offen durch Handaufhebung.
Folgende Beschliisse der Gesellschafterversammlung bedirfen einer Mehrheit von 75 % des

abstimmenden Kapitals:

a) Einziehung von Geschaftsanteilen
b) Ausschluss eines Gesellschafters
c) Erwerb und VerauRerungen von Beteiligungen an fremden Unternehmen sowie die

Entsendung von Vertretern der Gesellschaft in Aufsichtsratsgremien von diesen Unterneh-

men,
d) Kapitalerhéhung, Kapitalherabsetzung, Verschmelzung oder Umwandlung der Ge-
sellschaft,

e) Anderung des Gesellschaftsvertrages

f) Auflésung der Gesellschaft und die Bestellung der Liquidatoren,

(13) Die Anwesenheit weiterer Personen kann von der Gesellschafterversammlung durch
Beschluss zugelassen werden. Die Geschaftsflihrer und der Vorsitzende des Aufsichtsrates
haben auf schriftliches Verlangen eines Gesellschafters mit beratender Stimme teilzuneh-

men.
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(14) Ein Beschluss der Gesellschafterversammlung kann nur durch Klage binnen einer
Frist von zwei Monaten angefochten werden. Die Frist beginnt mit dem Zugang des Proto-
kolls gemaR Absatz 7.

(15) Gesellschafterbeschliisse konnen ohne Versammlung der Gesellschafter auch im
Umlaufverfahren (schriftlich, per Fax oder per Email) gefasst werden, wenn alle Gesellschaf-
ter zustimmen oder sich an der Beschlussfassung beteiligen. Fir die Beschlussvorlage und
ihre Bekanntmachung an die Gesellschafter durch die Geschéaftsflihrung gelten die Abséatze
3 Satz 1, 4 Satz 1, 8 Satz 1, 9, 10 und 12 sinngemaR. Die Frist zur Stimmabgabe per Brief,
Telefax oder Email betragt drei Werktage ab Zugang der Vorlage. Uber den Verlauf und das
Ergebnis des Umlaufverfahrens sind die Gesellschafter von dem Geschéftsfiihrer unverziig-

lich schriftlich zu unterrichten.

§ 13 Zuschiisse der Gesellschafter
(1) Um der Gesellschaft aus allgemeinen kulturpolitischen Griinden insbesondere den
Betrieb der 6ffentlichen kulturellen Einrichtungen in Erfullung ihres Gesellschaftszwecks zu
ermdglichen und zu fordern, zahlen die Gesellschafter Landkreis Anhalt-Bitterfeld und Stadt
Kothen (Anhalt) der Gesellschaft Zuschiisse gemaft den nachfolgenden Bestimmungen.
(2) Die Zahlung der Zuschusse ist nicht abhéngig von einer Gegenleistung. Die Zu-
schisse dirfen ausschlieRlich im Rahmen des Gegenstandes der Gesellschaft verwendet
werden. Der Zuschuss ist eine kooperative Nebenleistung des jeweiligen zu seiner Zahlung
verpflichteten Gesellschafters im Sinne von § 3 Absatz 2 GmbHG und mit seiner Stellung als
Gesellschafter und seiner Stammeinlage verbunden. Sie geht auf einen Erwerber oder
Rechtsnachfolger Uber. Die Regelungen (ber die Zuschusspflichten sind nicht ordentlich
kindbar und unterliegen nicht einem etwaigen Preisgaberecht analog § 27 GmbHG. lhre
etwaige Anderung ist Satzungsénderung, die eines einstimmigen Beschlusses der Gesell-
schafterversammlung bedarf. Die Zuschusspflichten begriinden keine Nachschusspflicht
eines Gesellschafters im Sinne von § 26 GmbHG.
(3) Die Zuschusspflichten beginnen am 01.01.2018. Sie enden mit Ablauf des
31.12.2027.
(4) Die Stadt Kothen (Anhalt) fordert die Tatigkeit der Gesellschaft durch Zahlung eines
jahrlichen Zuschusses in Hohe von insgesamt 302.300,00 Euro. Der Zuschuss wird jeweils
zu 25 v. H. des jahrlichen Zuschusses zum 15.01., 15.04., 15.07. und 15.10. fallig.
(5) Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld fordert die Tatigkeit der Gesellschaft durch Zahlung
eines jahrlichen Zuschusses in Hohe von insgesamt 350.560 Euro. Der Zuschuss wird je-
weils zu 25 v. H. des jahrlichen Zuschusses zum 15.01., 15.04., 15.07. und 15.10. fallig.
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(6) Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld fordert die Tatigkeit der Gesellschaft durch Zahlung
eines weiteren monatlichen Zuschusses in Hohe von 890 Euro zu den Personalkosten eines
Geschaftsflhrers. Der Zuschuss wird jeweils zum 15. des Folgemonats fallig.

(7) Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld fordert die Tatigkeit der Gesellschaft durch Zahiung
eines weiteren monatlichen Zuschusses in Hohe von 168.234,00 Euro. Der Zuschuss wird
jeweils zum 15. des Folgemonats fallig.

(8) Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld férdert die Tatigkeit der Gesellschaft des Weiteren

durch unentgeltliche Personalgestellung jeweils einer Person fur folgende Funktionen:

Veranstaltungsleiter

Bihnentechniker

1. Schlosshausmeister

2. Leiter Préhistorische Sammlung
3. Leiter Naumann-Museum

4, Sekretérin

5. Werbung / Marketing

6.

7.

8.

Bilhnentechniker
Fir den Fall, dass eine Funktionsperson im Sinne von Satz 1 Arbeitnehmer der KKM wird,
insbesondere als Folge eines Betriebsiliberganges gemal § 613 a BGB, erfolgt die Forde-
rung insoweit nicht mehr durch Personalgestellung, sondern durch Ubernahme der der KKM
fur diese Funktionsperson entstehenden Personalkosten durch den Landkreis Anhalt-
Bitterfeld.
(9) Soweit das Arbeitsverhaltnis eines zum 01.01.2018 gestellten oder ibergegangenen
oder zur KKM (ibergegangenen Arbeithehmers im Sinne des Absatzes 8 endguiltig endet,
fordert der Landkreis Anhalt-Bitterfeld die Tatigkeit der Gesellschaft durch Zahlung eines
weiteren monatlichen Zuschusses in Hohe der Stufe 2 der Entgeltgruppe des ausgeschiede-
nen, gestellten oder Ubergegangenen Arbeitnehmers gemaR TV6D. Mafdgeblich ist die wo-
chentliche Arbeitszeit des ausgeschiedenen, gestellten oder Ubergegangenen Arbeitneh-
mers. Die Einstellung eines Ersatzarbeitnehmers ist nicht erforderlich. Der Zuschuss wird
jeweils zum 15. des Folgemonats fallig.
(10)  Bei der Berechnung des Zuschusses gemafl Absatz 9 bleiben unberiicksichtigt:

a) der etwaige Wegfall von Beitrdgen zur Zusatzversorgungskasse,

b) tarifliche Steigerungen, einschlieRlich Stufenaufstiege, nach dem TVAD sowie

c) eventuelle Leistungen der Agentur flr Arbeit bei Altersteilzeit eines zu ersetzenden

Arbeitnehmers bzw. Wiedereingliederung (Wiedereingliederungshillfe).

(11) Die vorstehenden Bestimmungen schlieRen die Zahlung weiterer Zuschiisse durch

Dritte nicht aus. Der Gesellschafter Wohnungsgesellschaft Kéthen mbH kann zur Zahlung
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von Zuschissen im Sinne von § 13 oder sonstigen Nebenleistungen nicht verpflichtet wer-
den.

(12) Die Gesellschafter Landkreis Anhalt-Bitterfeld und Stadt Kéthen (Anhalt) verpflichten
sich wechselseitig, 18 Monate vor dem Ende der Zuschusspflichten (Absatz 3 Satz 2), also
ab dem 01.07.2026, Verhandlungen (iber eine Erneuerung ihrer Zuschusspflichten im Sinne
der Absatze 1 und 2 , 4 bis 10, zu flihren und diese mdglichst bis zum 30.06.2027 abzu-
schlieBen. Sie sind hierbei gehalten, der jeweils anderen Partei konkrete Vorschldge (ber
Grund, Hohe, Laufzeit und Falligkeit des Zuschusses, den man zu gewahren bereit sei, zu
unterbreiten, und einen solchen Vorschlag zu begriinden. In Ansehung der Laufzeit ist auf
die § 17 Absatz 1 geregelten Fristen Bedacht zu nehmen. Unberlhrt bleibt das Recht einer
Partei, die Fortsetzung der Verhandlungen zu verweigern oder diese fur gescheitert zu erkla-
ren, wenn sie dafur halt, dass die Vorschldge der anderen Partei nicht zumutbar seien. Diese
Rechtsaustbung ist zu begriinden. Die Haftung der Parteien beschrankt sich auf die Falle,
dass eine Partei Uberhaupt nicht zu verhandeln bereit ist, oder lediglich Vorschlage unter-
breitet, die fir die andere Partei offensichtlich nicht verhandlungsféhig sind (Scheinverhand-
lung). Der Gesellschafter Wohnungsgesellschaft Kéthen mbH ist an den Verhandlungen mit
beratender Stimme zu beteiligen. Die Verhandlungspflichten entfallen, wenn der zu ihrer
Fahrung verpflichtete Gesellschafter aus der Gesellschaft geman § 17 ausscheidet oder ge-
man § 18 die Auflésung der Gesellschaft beschlossen ist.

§ 13 a Weitere Nebenleistungen des Gesellschafters Landkreis Anhalt-Bitterfeld
§ 13 a Artikel 1 Allgemeines

(1) Der Landkreis Anhalt-Bitterfeld (Landkreis) Ubertragt der Gesellschaft (KKM) durch Leih-
vertrag gemafR §§ 598 ff. BGB und durch Ubernahme von Vertragen als Schuldiilbernahme
geman §§ 414 bis 418 BGB, hilfsweise als Erflllungsiibernahme gemaf § 329 BGB, folgen-
de kulturelle Einrichtungen und Gegensténde, die jeweils einen Inbegriff von Sachen, ihren
Bestandteilen, Zubehdr und Gerechtsamkeiten bilden, (im folgenden ,Leihgaben® genannt),
namlich

e das Naumann — Museum

¢ das historische Museum fir Mittelanhalt

e die Prdhistorische Sammlung

¢ Raumlichkeiten im Gebaude der Landkreisverwaltung Am Fluglatz 1 in Kéthen flr die

Prahistorische Sammlung
¢ Inventar aus dem ehemaligen ,Blrgerhaus am Markt, das nunmehr dem Betrieb des

Veranstaltungszentrum im Schloss Kéthen durch die KKM dient
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mit Wirkung ab dem 01.01.2018 zu den nachfolgend vereinbarten MalRgaben. Zweck der
Leihe ist die Forderung des Gegenstandes der Gesellschaft gemaR § 3 Absatz 1 des Gesell-
schaftsvertrages durch den Betrieb von Kultureinrichtungen durch die KKM. § 13 Absatz 1
und 2 sowie Absatz 11 und 12 gelten ausdriicklich und sinngemaf auch flr diese Vereinba-
rung einer Nebenleistung i.S.v. § 3 Absatz 2 GmbHG.

(2) Fur ihre Durchfiihrung sind sich die Parteien einig, dass:

(2.1) der Vertrag zwischen dem Landkreis Anhalt-Bitterfeld (vormals Kéthen/Anhalt) und der
Stadt Kéthen (Anhalt) liber den Betrieb von Kultureinrichtungen durch die Stadt Kéthen (An-
halt) vom 29.06.2007 (im Folgenden: Kulturstattenvertrag) in der Fassung des Anderungs-
vertrages zwischen dem Landkreis Anhalt-Bitterfeld und der Stadt Kéthen (Anhalt) (ber den
Betrieb von Kultureinrichtungen durch die Stadt Kéthen (Anhalt) vom 21.11.2014 mit Wirkung
zum Ablauf des 31.12.2017 aufgehoben und durch § 13 a des Gesellschaftsvertrages der
KKM mit Wirkung ab dem 01.01.2018 ersetzt wird;

(2.2) der Kulturvertrag zwischen der Stadt Kéthen (Anhalt) und der KKM vom 20.11.2007 in
der Fassung des Anderungsvertrages vom 28.11./02.11.2014 zum Ablauf des 31.12.2017
aufgehoben und durch § 13 a des Gesellschaftsvertrages der KKM mit Wirkung ab dem
01.01.2018 ersetzt wird;

(3) Die Parteien stellen klar, dass in Ansehung der in Absatz 1 bezeichneten Vertragsgegen-
stande

(3.1) Vertrage, die bis zum 31.12.2017 bereits auf die KKM (ibergeleitet sind, keiner erneuten
ausdriicklichen Uberleitung bediirfen;

(3.2) der unmittelbare Besitz der KKM ihr ab dem 01.01.2018 nicht mehr von der Stadt, son-
dern vom Landkreis vermittelt wird, auch dann, wenn eine férmliche Beendigung eines bishe-
rigen Besitzmittlungsverhaltnisses und dessen Neubegrindung unterblieben sein sollte;

(3.3) die Gefahr und die Verkehrssicherungspflicht ab dem 01.01.2018 auf die KKM Uberge-
hen;

(4) Die Gesellschaft und ihre Gesellschafter lassen sich bei der Verwirklichung des Zwecks
der Leihe (Absatz 1) von folgenden Grundsatzen leiten:

(4.1) Zu den offentlichen Kultureinrichtungen, die bislang vom Landkreis vorgehalten werden,
zahlen insbesondere das Naumann-Museum, das Historische Museum fiir Mittelanhalt, die
Prahistorische Sammlung und das Birgerhaus am Markt. Das Blrgerhaus am Markt ist zwi-
schenzeitlich ab 2007 durch das Veranstaltungszentrum im Schloss Kéthen ersetzt worden.
In dem Bestreben, das kulturelle Angebot im Landkreis und in der KKM zu erhalten und wei-
terzuentwickeln, stimmen der Landkreis und die KKM darin Uberein, dass die praktische Um-
setzung der kulturellen Aufgabenstellungen kiinftig durch die KKM erfolgt. Mit dem einheitli-
chen Betrieb von kulturellen Einrichtungen durch die KKM bezwecken die vertragschliel3en-
den Parteien als Gesellschafter der KKM eine Senkung des Zuschussbedarfs der kulturellen
Einrichtungen, weil hieraus erwachsende Optimierungsmaéglichkeiten, Organisationsvorteile
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(Vermeidung von Doppelstrukturen) und Rationalisierungseffekte genutzt werden kénnen.
Ferner zielt die Zusammenfihrung der kulturellen Einrichtungen auf eine Verbesserung der
Zusammenarbeit der kulturellen Einrichtungen sowie die Weiterentwicklung des Niveaus des
kulturellen Angebots ab.

(4.2) Deshalb regelt der Vertrag auch den Betrieb des Veranstaltungszentrum im Schloss
Kéthen durch die KKM, der u. a. Funktionen des Burgerhauses tUbernommen hat (im Fol-
genden: kulturelle Einrichtungen). Das Eigentum des Landkreises bleibt hiervon unbertihrt.

(4.3) Die Parteien stellen fest, dass fiir die Zeit der Betreibung der kulturellen Einrichtungen
durch die KKM die Satzungshoheit hinsichtlich dieser Einrichtungen ausschlielich bei der
KKM liegt, da es sich insoweit um 6ffentlich-rechtliche Einrichtungen der KKM handelt. Der
Landkreis verpflichtet sich, die von ihm erlassenen Satzungen zu den kulturellen Einrichtun-
gen unverziglich aufzuheben. Die KKM kann die Nutzungsbedingungen, insbesondere die
Offnungszeiten, die Hausordnung und das jeweils zu zahlende Entgelt, fiir die kulturellen
Einrichtungen auch zivilrechtlich selbst regein.

(4.4) Es ist Sache der KKM, fiir den Betrieb der kulturellen Einrichtungen, insbesondere fir
Umfang, Inhalt und Ausgestaltung des kulturellen Angebots, Sorge zu tragen. Ein Weisungs-
recht des Landkreises, der Stadt Kéthen oder der WGK besteht insoweit nicht.

(4.5) Die KKM und ihre Gesellschafter werden sich nach Méglichkeit bemuhen, Férdermittel
zu erhalten. Die Gesellschaft und ihre Gesellschafter werden sich gegenseitig bei der Stel-
lung von Férderantragen unterstitzen.

(4.6) Die KKM verpflichtet sich zur Einhaltung der mafigeblichen datenschutzrechtlichen
Bestimmungen. Sie wird insbesondere die von ihr beteiligten Personen oder die von ihr be-
auftragten Dritten entsprechend verpflichten und flir die Sicherheit und den Schutz der bei
ihm anfallenden personenbezogenen Daten ausreichende organisatorische MalRnahmen
ergreifen.

(4.7) Die Vertragsparteien verpflichten sich zu einer engen partnerschaftlichen Zusammen-
arbeit. Sie informieren sich gegenseitig Uber alle wesentlichen Vorgange.

(5) Kulturpolitische Aufgaben und Ziele des ,Veranstaltungszentrum im Schloss Kdthen®
sind:

(5.1) Aufgaben:

- die Erarbeitung und Verwirklichung einer vielseitigen eigenen Veranstaltungstatig-
keit entsprechend der multifunktionalen Ausstattung des Objektes,

- als Kommunikationszentrum, der kulturellen Begegnung, als Statte der Bildung und
des Ausgleiches zur Arbeitswelt zu wirken,

- die Nutzung des Veranstaltungszentrums durch andere Kulturtrdger und Interessen-
ten zu ermoglichen und
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- die Realisierung von Beispielvorhaben, Ausstellungen, Tagungen, soziokulturellen
MaRnahmen und eigenen Kulturprojekten und experimentellen Veranstaltungen.

(5.2) Ziele:

- die Planung, Realisierung und Auswertung einer auf Zielgruppen basierenden Ver-
anstaltungstatigkeit aller Genres unter Beachtung eines vertretbaren Aufwand-
Nutzen-Verhaltnisses,

- die Verwirklichung kreislicher Kulturbedirfnisse im Sinne der Sicherung der kulturel-
len Pluralitdt im Landkreis Anhalt-Bitterfeld,

- die Absicherung hochgradiger Kunst- und Kulturerlebnisse sowie

- die Realisierung des Anspruches der Kultureinrichtung, als Kulturstdtte mit einer
hohen Umlandfunktion zu wirken.

(6) Kulturpolitische Aufgaben und Ziele des Naumann-Museums, des Historischen Museums
fur Mittelanhalt sowie der Prahistorischen Sammiung sind zusatzlich zur Sicherung des Kul-
turgutes gegen Diebstahl, Brandgefahrdung, Schaden durch Dritte, unsachgeméfie Lage-
rung und VerduRerung:

(6.1) Aufgabe des Naumann-Museums und des Historischen Museums ist:

- die Erarbeitung, Pflege und museumspadagogische Betreuung der Dauerausstel-
lung einschlieBlich Aufbau, Erschliefung und Pflege der Sammlung, Sicherung der
Sammlungs- und Bewahrungsfunktion,

- die Ausfiihrung von wissenschaftlichen Aufgaben entsprechend der nationalen und
regionalen Bedeutung der musealen Einrichtungen, wissenschaftliche ErschlieRung
des Bestandes und Publizierung der Ergebnisse,

- die wissenschaftliche Erarbeitung und Realisierung von regionalen und Uberregio-
nalen relevanten Ausstellungsprojekten der Geschichte und Kulturgeschichte sowie
Zusammenarbeit mit anderen musealen Einrichtungen,

- die museumspadagogische Begleitung von Sonderausstellungen, bei der Beglei-
tung von Kulturprojekten und bei der Offentlichkeitsarbeit,

- die fachliche Aufbereitung des prahistorischen Sammliungsgutes,
- die Sicherung des Kulturgutes und

- die Durchflihrung beispielgebender Veranstaltungen und Vorhaben zur Verwirkli-
chung der Gegenwartskultur und der Bildenden Kunst.

(6.2) Ziel des Naumann-Museums und des Historischen Museums ist:

- die Realisierung musealer Aufgaben im Zusammenhang mit der Bedeutung der Mu-
seen,
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- die Sicherung der wissenschaftlichen Bedeutung und Ausstrahlung der musealen
Einrichtungen,

- die Schaffung eines vielschichtigen kulturellen Bildungs- und Veranstaltungsange-
botes,

- die Foérderung des historischen Bewusstseins, der kulturellen Erbpflege und Schaf-
fung von Identifikationsmoglichkeiten,

- die Vermittlung zwischen Kunstschaffenden und Bevodlkerung sowie

- die Sicherung einer ansprechenden Medien-, Publikations- und Offentlichkeitsarbeit.
(6.3) Ziel und Aufgabe der Prahistorischen Sammlung sind:

- Sammlungs- und Bewahrungsfunktion,

- Forschungs- und Dokumentierungsfunktion,

- Ausstellungs- und Vermittlungsfunktion

(7) Umfang, Art und Weise der Umsetzung der vorgenannten Aufgaben und Ziele stehen
unter dem Vorbehalt einer Umsetzbarkeit mit vertretbarem wirtschaftichem Aufwand. Die
Parteien sind sich einig, dass die vorgenannten Aufgaben und Ziele einer standigen Anpas-
sung und zeitgemafRen Weiterentwicklung durch die KKM unterliegen.

§ 13 a Artikel 2 Leihe der kulturellen Einrichtungen an KKM

(1) Der Landkreis als Verleiher tiberlasst der KKM als Entleiher die in Artikel 1 Absatz 1 be-
zeichneten Leihgaben zum unentgeltlichen Gebrauch fir den Zweck der Leihe. Die KKM
verpflichtet sich, die Leihgaben zu libernehmen und nach MaRgabe dieses Vertrages in ihrer
Obhut zu behalten.

(2) Erweitert der Landkreis die Bestdnde des Naumann-Museums, des Historischen Muse-
ums und der Prahistorischen Sammlung um weitere Exponate, werden diese ebenfalls Leih-
gaben gemafR Absatz 1. Das gleiche gilt, wenn der Landkreis einen sonstigen Gegenstand
als Bestandteil oder Zubehér in eine Leihgabe einbringt, oder einen solchen bereits vorhan-
denen Gegenstand durch einen anderen ersetzt. Werden die Bestande des Naumann-
Museums, des Historischen Museums und der Prahistorischen Sammlung durch die KKM in
Umsetzung der Maflgaben aus Artikel 1 Absatz 7 um zuséatzliche Exponate erweitert, sind
diese in das Eigentum des Landkreises zu Uberfiihren. Das gleiche gilt, wenn die KKM in
Umsetzung der MaRRgaben aus Artikel 1 Absatz 7 eine Leihgabe mit einer Einrichtung ver-
sieht oder neue Bestandteile oder neues Zubehor in diese einbringt. § 601 Absatz 2 Satz 2
BGB (Wegnahmerecht des Entleihers) findet insoweit keine Anwendung. Vorgange dieser
Art sind dem anderen Beteiligten jeweils unverzliglich schriftlich mitzuteilen.

(3) Der Landkreis kann von der KKM die voriibergehende Uberlassung einzelner Leihgaben
verlangen, wenn er diese fiur eigene Zwecke (z. B. Reprasentation) benétigt. Das Verlangen
ist drei Monate vor dem Beginn der verlangten Uberlassung schriftlich zu erkldren und zu
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begrinden. Ihm darf KKM nur aus wichtigem Grund nicht entsprechen, insbesondere darf
der Vertragszweck nicht gefahrdet werden. Alle Kosten (z. B. Transport, Versicherung) tragt
der Landkreis; Fir das durch Satz 1 begriindete Rechtsverhltnis gelten im Ubrigen die Vor-
schriften des BGB (ber die Leihe.

(4) Der Landkreis leistet der KKM keine Gewahr fiir Rechtsméngel oder Sachméngel der
Leihgaben, er hat nur Vorsatz und grobe Fahrlassigkeit zu vertreten. Unberihrt bleibt seine
Haftung aus § 600 BGB auf Schadensersatz bei arglistigem Verschweigen eines Rechts-
oder Sachmangels an einer Leihgabe.

(5) Die KKM tragt die Gefahr fir die Leihgaben. Sie haftet also auch verschuldensunabhan-
gig fur Abhandenkommen, Untergang oder Verschlechterung durch Zufall. Die KKM Uber-
nimmt auflerdem die Verkehrssicherungspflicht und stellt den Landkreis von seiner Haftung
gegenuber Dritten frei. Es obliegt der KKM, die Leihgaben auf ihre Kosten gegen die vorer-
wéhnten Gefahren und Haftungen ausreichend ortsiiblich zu versichern. Im Falle des Eintritts
eines Schadens ist die KKM verpflichtet, neben einer Benachrichtigung tGber den Schaden
selbst den Landkreis unverziiglich schriftlich (ber die Art und das Zustandekommen des
Schadens zu unterrichten und gegebenenfalls notwendige Unterlagen vorzulegen.

(6) Die KKM tragt die Betriebskosten der Leihgaben im Sinne der BetriebskostenVO. Sie hat
die Leihgaben auf ihre Kosten und Gefahr zu erhalten, instand zu halten und instand zu set-
zen. Das gilt auch im Falle einer Veranderung oder Verschlechterung einer Leihgabe durch
vertragsgemafen Leihgebrauch. Sie tragt auch die Kosten einer notwendigen oder nutzli-
chen Verwendung auf eine Leihgabe. Die KKM ist nicht berechtigt, eine Einrichtung wegzu-
nehmen, mit der sie eine Leihgabe versehen hat. Art und Umfang der vorerwahnten Pflichten
der KKM richten sich nach dem in Artikel 1 definierten Zweck der Leihe. Die KKM darf von
den Leihgaben keinen anderen als diesen Gebrauch machen. Sie ist nicht berechtigt, den
Gebrauch einer Leihgabe ohne Zustimmung des Landkreises einem Dritten zu (iberlassen.
Die KKM ist verpflichtet, die Nutzung/Pflege/Bedienung etc. der Leihgaben nur unter Aufsicht
von bzw. mit entsprechend qualifiziertem Personal vorzunehmen. Die bei der Ubergabe der
Leihgaben bestehenden Sicherheits- und / oder Bewachungsmafinahmen sind im vorhande-
nen oder im vergleichbarem Umfang aufrecht zu erhalten. Die KKM benachrichtigt den
Landkreis unverzlglich von jeder wesentlichen Veranderung, Beschadigung oder Verlust an
den Leihgaben.

(7) Soweit hinsichtlich der Leihgaben bereits bei der Ubergabe ein dringender Reparatur-
bzw. Restaurationsbedarf besteht, wird die KKM die zum Schutz vor weiterer Verschlechte-
rung notwendigen Mallnahmen ergreifen. Sie hat im Rahmen der vorgenannten Verpflich-
tungen fur die fachgerechte Instandhaltung, Reparatur sowie Restaurierung der Leihgaben
Sorge zu tragen. Die Kosten tragt die KKM. Soweit die Restaurierungs- und Reparaturarbei-
ten Bestdnde des Naumann-Museums, des Historischen Museums und der prahistorischen
Sammlung betreffen, dirfen diese nur fachgerecht durch geeignete Restauratoren und nur
mit der schriftlichen Einwilligung des Landkreises ausgefiihrt werden.
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(8) Im Falle des Verlustes bzw. der Unbenutzbarkeit von Leihgaben sind diese, wenn es sich
nicht um Exponate handelt, durch die KKM zu ersetzen. Eine Ersatzpflicht des Landkreises
besteht nicht. Mit Zustimmung des Landkreises kann insbesondere dann von der Anschaf-
fung von Ersatzstlicken abgesehen werden, wenn diese zur weiteren Aufgabenerfiillung
nicht erforderlich sind. Die Ersatzstiicke werden Eigentum des Landkreises und Gegenstand
dieses Leihvertrages. Die Ersatzbeschaffungen sind dem Landkreis anzuzeigen. Sonstige
Anspriiche des Landkreises, z. B. Schadenersatzanspriiche, bleiben von dieser Regelung
unberdhrt.

(9) Der Landkreis ist berechtigt, die Leihgaben jederzeit nach vorheriger Abstimmung mit der
KKM selbst zu untersuchen oder durch einen Beauftragten untersuchen zu lassen. Die KKM
ist verpflichtet, den Landkreis im Rahmen ihrer Mdglichkeiten hierbei zu unterstitzen. Die
Kosten der Untersuchung tragt der Landkreis.

(10) Die KKM ist berechtigt, die Leihgaben fotografisch zu reproduzieren und dieses Recht
fur die Vertragslaufzeit auf Dritte zu Ubertragen.

(11) Die KKM sorgt dafiir, dass ein zeitlich und gegenstandlich lickenloser Versiche-
rungsschutz flr die kulturellen Einrichtungen gewéhrleistet und fur die Vertragsdauer auf-
rechterhalten wird. Anspriche aus den Versicherungen werden, soweit sie das Eigentum des
Landkreises betreffen, bereits jetzt an den Landkreis abgetreten. Der Landkreis nimmt diese
Abtretung an. Etwaige Versicherungsfélle werden durch die KKM ordnungsgemaf abgewi-
ckelt. Die KKM wird insoweit vom Landkreis bevoliméchtigt, die zur Abwicklung des Versi-
cherungsfalles notwendigen Erkldrungen abzugeben und Untervolimachten zu erteilen, fer-
ner zur Entgegennahme von Zahlungen. Soweit bei den Versicherungen ein Selbstbehalt
vereinbart wurde, ist dieser durch die KKM an den Landkreis im Schadensfall zu zahlen.

(12) Der Landkreis stellt der KKM folgende in dem Geb&ude der Landkreisverwaltung, Am
Fluglatz 1, 06366 Kothen (Anhalt) befindlichen Raumlichkeiten im Wege der Leihe zur Verfi-
gung: 022 bis 030, 033 und 037. Der Landkreis wird der KKM die Raumlichkeiten in dem
Zustand ubergeben, in dem sie sich bei einer gemeinsam durchzuflinrenden Begehung be-
finden. Diesen Zustand erkennt die KKM als vertragsgemal® an. Die Verleihung dieser
Raumlichkeiten erfolgt ausschlieRlich zu Zwecken dieses Vertrages, also zur Verwirklichung
der Ziele und Aufgaben der prahistorischen Sammlung. Der Landkreis tragt fur den Zeitraum
der Nutzung der Raumlichkeiten durch die KKM alle Betriebskosten und Bewirtschaftungs-
kosten. Die KKM verpflichtet sich, diese mdglichst gering zu halten, entsprechende Bemiui-
hungen des Landkreises zu unterstiitzen und Einsparpotentiale - gegebenenfalls nach ent-
sprechenden Vorschlagen des Landkreises - zu nutzen.

§ 13 a Artikel 3 Verbleib der Einnahmen

Die Einnahmen aus der Nutzung der Leihgaben (z.B. Eintrittsgelder, Mietzinsen etc.) verblei-
ben bei der KKM.
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§ 13 a Artikel 4 Dauer des Leihertrages

(1) Der Leihvertrag beginnt mit der Beurkundung des neuen Gesellschaftsvertrages der KKM
durch die Vertragsparteien. Soweit nicht ausdricklich etwas anderes vereinbart ist, werden
alle Vereinbarungen des Leihvertrages erst wirksam, wenn die nachfolgenden Vorausset-
zungen vorliegen:

a) Notwendige Genehmigungen der Kommunalaufsichten

b) Abschluss der notwendigen Personalgestellungsvertrage soweit vor dem Stichtag dem
Betriebsiibergang widersprochen wurde

c) Offentliche Bekanntmachung des Gesellschaftsvertrages nach den fiir den Landkreis und
die Stadt geltenden Vorschriften

jedoch nicht vor dem 01.01.2018.

(2) Stichtag fiir die Ubertragung der Leihgaben - die Wirksamkeit des Vertrages nach Ab-
satz 1 vorausgesetzt — ist der 01.01.2018; andernfalls der 1. Tag des auf die Wirksamkeit
folgenden Monats.

(3) Die KKM und der Landkreis werden sich gemeinsam um den Eintritt der in Absatz 1 ge-
nannten Voraussetzungen bis zum Stichtag bemiihen. Jede Partei verpflichtet sich, den Ver-
tragspartner unverziglich schriftlich ber den Eintritt jeder einzelnen Voraussetzung zu in-
formieren.

(4) Der Leihvertrag wird fiir die Zeit vom 01.01.2018 bis zum 31.12.2027 geschlossen. Er ist
in dieser Zeit nicht ordentlich kiindbar. Er verlangert sich nicht dadurch, dass die KKM ge-
maR § 17 Absatz 1 Satz 1 des Gesellschaftsvertrages Uber den 31.12.2027 hinaus fortge-
setzt wird. § 13 Absatz 13 gilt entsprechend

(5) Der Landkreis ist zur auRerordentlichen Kiindigung aus wichtigem Grund berechtigt,
wenn er aus diesem Grund seinen Austritt aus der KKM rechtswirksam erklart hat.

(6) Die KKM ist zur auferordentlichen Kiindigung aus wichtigem Grund berechtigt, aber
nicht verpflichtet, wenn sie den Landkreis als Gesellschafter aus wichtigem Grund aus der
Gesellschaft ausgeschlossen hat.

§ 13 a Artikel 5 Riickabwicklung

(1) Im Falle der Beendigung des Vertrages hat die KKM die Leihgaben dem Landkreis zu-
rickzugeben im ordnungsgemafen Zustand am vom Landkreis zu bestimmenden Ruck-
gabeort. Ein Zurlckbehaltungsrecht an den Leihgaben ist ausgeschlossen. Erfolgt die Riick-
gabe nicht im ordnungsgemafen Zustand, so hat der Landkreis der KKM schriftlich eine an-
gemessene Frist zur Herstellung eines ordnungsgemafen Zustandes unter Androhung der
Ersatzvornahme zu setzen. Nach fruchtlosem Fristablauf kann der Landkreis die zur Herstel-
lung eines ordnungsgemafen Zustandes erforderlichen Aufwendungen durch eigenes Per-
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sonal oder beauftragte Dritte vornehmen lassen und die Kosten der KKM in Rechnung stel-
len.

(2) Bis zur Herstellung des ordnungsgemafRen Zustandes der Leihgabe gilt diese als
nicht zurtickgegeben. Gibt die KKM die Leihgabe nicht oder nicht vollstandig zum vereinbar-
ten Termin zuriick, hat sie den dadurch entstehenden Schaden zu ersetzen.

(3) Bei Riickgabe werden die Leihgaben vom Landkreis in Anwesenheit eines Vertreters
der KKM auf Vollsténdigkeit geprift und untersucht. Das Ergebnis der Prifung und Untersu-
chung ist von den Vertragsparteien schriftlich festzuhalten und zu unterzeichnen. Erzielen
die Vertragsparteien hinsichtlich der Erstellung des ordnungsgeméfien Zustandes der Leih-
gabe keine Einigung, ist die Leihgabe auf Verlangen einer Partei durch einen Sachverstéandi-
gen zu untersuchen. Die Parteien werden sich auf einen Sachversténdigen einigen. Die Par-
teien werden sich auf der Grundlage des Ergebnisses des Sachverstdndigengutachtens um
eine Einigung bemiihen. Die Kosten des Sachverstandigen tragen die Vertragsparteien je-
weils zur Halfte.

(4) Ist der KKM die Riickgabe der Leihgabe aus von ihr zu vertretenden Griinden unmaoglich,
so ist sie dem Landkreis flir den hieraus entstehenden Schaden zum Ersatz verpflichtet.

(5) Die auf die KKM nach diesem Vertrag Gbergeleiteten und noch bestehenden Vertrage
sind durch Vertragsiibernahme, hilfsweise Erfullungsiibernahme, auf den Landkreis zurtick-
Ubertragen.

(6) Der Landkreis verpflichtet sich gegeniiber der KKM zur Ruckiubernahme der auf die KKM
Ubergegangenen Arbeitnehmer sowie der fir diese eingestellten Ersatzarbeitnehmer auch

fir den Fall, dass bei der Riickabwicklung kein Betriebsuibergang erfolgt.
§ 13 a Artikel 6 Verhandlungen liber die Fortsetzung des Leihvertrages

§ 13 Absatz 12 gilt sinngeman.

§ 13 b Abreden zur Umsetzung
(1) Die Gesellschafter Landkreis Anhalt-Bitterfeld und Stadt Kéthen (Anhalt) sowie die
Gesellschaft selbst verpflichten sich gemalt § 3 GmbHG, die zwischen ihnen derzeit beste-
henden Vertrdge zum Ablauf des 31.12.2017 so zu beenden und Uberzuleiten, dass die
Durchfiihrung der in § 13 und in § 13 a geschlossenen Vereinbarungen mdglich ist.
(2) Die Gesellschafter stellen klar, dass die in den §§ 13 und 13 a getroffenen Regelun-
gen Rechte und Pflichten zwischen der Gesellschaft und dem jeweiligen Gesellschafter be-

griinden, nicht aber zwischen den Gesellschaftern unter sich fir und gegen die Gesellschaft.
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§ 14 Jahresabschluss
(1) Der oder die Geschéftsfiihrer haben innerhalb der ersten drei Monate nach Schluss
eines Geschéftsjahres fiir das vergangen Geschéftsjahr den Jahresabschluss (Bilanz nebst
Gewinn- und Verlustrechnung mit Anhang und Lagebericht) aufzustellen.
(2) Der Jahresabschluss ist durch einen Abschlusspriifer zu prifen. Der Prifer wird
durch Beschluss der Gesellschafterversammlung bestimmt. Den Priifungsauftrag erteilt der
Aufsichtsrat.
(3) Der Jahresabschluss gemaR Absatz 1 und der Prifungsbericht gemaf Absatz 2 sind
unverziiglich dem Aufsichtsrat zur Priifung und Berichterstattung Uber das Ergebnis seiner
Prifung vorzulegen. Der Aufsichtsrat hat diesen Bericht unverziiglich der Geschaftsflihrung
vorzulegen.
(4) Sie hat sodann unverziiglich den Jahresabschluss, den Prifungsbericht des Ab-
schlusspriifers und den Bericht des Aufsichtsrates den Gesellschaftern vorzulegen. Sie kann
damit die Einberufung der ordentlichen Gesellschafterversammlung (§ 12 Absatz 1) verbin-
den.
(5) Die Gesellschafter haben spatestens bis zum Ablauf der ersten acht Monate des Ge-
schéftsjahres Uber die Feststellung des Jahresabschlusses und Gber die Ergebnisverwen-
dung zu beschlieRen.
(6) Im Ubrigen gelten die Bestimmungen des HGB und des § 133 KVG LSA.

§ 15 Auskunfts- und Einsichtsrecht
Jeder Gesellschafter hat die Rechte aus § 51 a Absatz 1 GmbHG. Die Befugnisse der Ge-
schaftsflihrung aus § 51 a Absatz 2 GmbHG bleiben unberihrt.

§ 16 Einziehung von Geschéftsanteilen

(1) Die Gesellschaft darf Geschéftsanteile, auf welche die Stammeinlage vollsténdig ein-
gezahlt ist, aus dem Uber den Betrag des Stammkapitals hinausgehenden Vermogen erwer-
ben.
(2) Die Gesellschafter konnen die Einziehung von Geschéftsanteilen beschlieen, jedoch
nur mit Zustimmung des betroffenen Gesellschafters. Die Einziehung wird in diesem Falle
sofort wirksam.
(3) Der Zustimmung des betroffenen Gesellschafters bedarf es nicht, wenn

a) Uber sein Vermdgen das Insolvenzverfahren erdffnet ist oder

b) der Geselischafter eine Personen- oder Kapitalgesellschaft ist und er der Liquidation

anheimfallt oder
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c) die Zwangsvolistreckung in seinen Geschéftsanteil aufgrund eines nicht nur vorlaufig
vollstreckbaren Titels betrieben wird und die Zwangsvollstreckungsmafinahme nicht
innerhalb von zwei Monaten aufgehoben wird oder

d) er die Gesellschaft gekindigt hat, oder

e) in seiner Person ein anderer wichtiger Grund gegeben ist, der seine Ausschlieflung
aus der Gesellschaft rechtfertigt, insbesondere bei gesellschaftswidrigem oder ge-
sellschaftsschadigendem Verhalten.

(5) Die Einziehungsmdglichkeit besteht auch, wenn ein Geschéftsanteil mehreren Be-
rechtigten im Sinne von § 18 GmbHG zusteht und eine der in Absatz 4 Buchstabe a) bis e)
genannten Voraussetzungen in der Person nur eines Mitberechtigten gegeben ist.
(6) Der Beschluss bedarf einer Mehrheit von 3/4 der abgegebenen Stimmen des Stamm-
kapitals, die stimmberechtigt sind. Er ist in einer Gesellschafterversammlung zu fassen. Der
oder die betroffenen Gesellschafter haben bei der Beschlussfassung kein Stimmrecht, sofern
nicht eine Zustimmung nach § 34 Absatz 2 GmbHG erforderlich ist.
(7) Die Einziehungsmdglichkeit entfallt in den Fallen von Absatz 4 Buchst. a) bis ¢), wenn
die Zwangsvollstreckungsmafnahme bzw. die Liquidation des Gesellschafters vor der Be-
schlussfassung der Gesellschafterversammlung aufgehoben und dies den Gesellschaftern
bekannt gemacht worden ist.
(8) Die Gesellschafterversammlung kann statt der Einziehung beschlieRen, dass der An-
teil auf eine von der Geselischaft benannte Person iibertragen wird.
(9) In allen Féllen, in denen ein Geschéftsanteil eingezogen oder seine Abtretung an ei-
nen Gesellschafter oder an einen Dritten verlangt werden kann, ist dem betroffenen Gesell-
schafter der Buchwert des Geschéftsanteils als Abfindung zu zahlen.
(10) In Vollzug des Einziehungsbeschlusses wir die Einziehung dem Gesellschafter ge-
genuber durch die Geschéaftsfihrung erklart. Mit Zugang der Einziehungserklarung bei dem
Gesellschafter wird die Einziehung sofort wirksam, unabhédngig von der Zahlung der Abfin-
dung.

§ 17 Kiindigung, Austritt, Ausschluss
(1) Jeder Gesellschafter kann die Gesellschaft unter Einhaltung einer Frist von sechs
Monaten auf den Schluss eines jeden flinften Kalenderjahres gerechnet ab 2018 kiindigen,
erstmals jedoch zum 31.12.2027, sodann erst wieder zum 31.12.2032, und so fort.. Die Kiin-
digung ist gegenuber dem Geschéftsflhrer zu erklaren. Die Erklarung ist geman § 132 Ab-
satz 1 BGB zuzustellen.
(2) Der kiindigende Gesellschafter scheidet zum Ablauf der Kiindigungsfrist aus der Ge-
sellschaft aus. Die Gesellschaft wird unter den Ubrigen Gesellschaftern fortgesetzt, es sei

denn,
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a) die Gesellschaft ist wegen der Kiindigung aus gesetzlichen Grinden aufgeldst;

b) die Ubrigen Gesellschafter beschlielen nach Zugang der Kundigung bis zum Ablauf
der Kiundigungsfrist die Auflésung der Gesellschaft; bei diesem Beschluss hat der kiindigen-
de Gesellschafter kein Stimmrecht.

In diesen beiden Fallen nimmt der kiindigende Gesellschafter an der Liquidation teil, schei-
det also nicht aus.

(3) Der Geschéftsanteil des ausscheidenden Gesellschafters wird entweder eingezogen
oder auf einen anderen Gesellschafter oder einen Dritten Ubertragen. Der Ausscheidende ist
mit dem Verkehrswert des Anteils abzufinden. Unberlhrt bleiben jedoch die Rechte und
Pflichten des ausgeschiedenen Gesellschafters aus von ihm Ubernommenen Nebenleis-
tungspflichten gegeniiber der Gesellschaft, insbesondere aus den §§ 13, 13 a, 13 b, auch in
Ansehung rickstandiger Leistungen, die nicht mit einer Abfindung zu verrechnen sind. Auch
ein Zuruckbehaltungsrecht wird ausgeschlossen.

(4) Die Bestimmungen der Abséatze 2 und 3 gelten sinngemaf fir die Falle

a) des Austritts eines Gesellschafters aus der Gesellschaft aus wichtigem Grund;

b) des Ausschlusses eines Gesellschafters aus der Gesellschaft aus wichtigem Grund;

§ 18 Auflosung und Abwicklung
(1) Der Beschluss tber die Aufldsung der Gesellschaft bedarf einer Mehrheit von 3/4 der
abgegebenen Stimmen und kann nur gefasst werden, wenn in der Gesellschafterversamm-
lung mindestens 3/4 des Stammkapitals vertreten sind.
2) Im Falle der Auflésung der Gesellschaft erfolgt die Liquidation durch die Geschafts-
fuhrer, soweit sie nicht durch den Beschluss der Gesellschafter anderen Ubertragen wird.
(3) Das nach Beendigung der Abwicklung verbleibende Vermogen wird an die Gesell-

schafter nach dem Verhaltnis inrer Geschéftsanteile verteilt.

§ 19 Griindungsaufwand

Gegenstandslos.

§ 20 Wettbewerbsverbot
Die Gesellschafter sind in Ansehung des Gegenstandes des Unternehmens der Gesellschaft

von einem Wettbewerbsverbot unter sich und gegentiber der Gesellschaft befreit.

§ 21 Schlussbestimmungen

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im elektronischen Bundesanzeiger.

Seite | 25





(2) Sollte eine Bestimmung dieser Satzung unwirksam sein oder werden, so wird die Gel-
tung der ubrigen Bestimmungen nicht beriihrt. Die Gesellschafter verpflichten sich wechsel-
seitig, eine unwirksame Bestimmung durch eine solche wirksame Bestimmung zu ersetzen,

die dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung am ehesten entspricht.

Seite | 26





Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1 - Entwurf des Gesellschaftsvertrages.pdf


i

———— — o
| - ANLAGE 2

» Heglaubigte Abachrift [ -

Gesellschaftsvertrag

der

-

1, 408

K&then Kultur und Marketing” GmbH

&

§1. :

Firma und Sitz der Gesellscha

- " :2 ) ) v .
! " . ) (1) Die Firma der Gesellschaft lautet:

Kothen Kultur und Marketing GmbH. -

% (2) Sitz der Gesellschaft ist Kdthen (A'nhalt)_.‘

.82
Dauer der Gesellschaft, Geschaftsjahr

i

L4

(1) Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit erricﬂtet.

,

(2) Das Geschéaftsjahr ist das Kalenderjahr.

S

L x - ‘ - 53

Gegenstand des Unternehmens

(1) Die Gesellschaft hat den Zweck, -die Stadt Kdthen als Handels-, Gewerbe-,
.Wirtschafts-, Wohn- und Touristikort weiter - zu entwickeln -und damit die
4 ‘ Wertschb‘pfung in der Region zu fordern. Die Gesellschaft hat insbesondere die
; Aufgabé, WerbemaBnahmen und Veranstaltungen™ sowie sonstige Aktivitdten des

. Stadt- und Tourismus-Marketings zu planen, durchzufiihren und zu koordinieren.

‘ o9
' (2) Die Gesellschaft kann allé Geschifts- und Rechtshandlungen vornehmen, die

s L S ——

geeignet sind, dem Hauptzweck zu dienen.

(3) Die Gesellschaft ist berechtigt, Beteiligungen zu erwerben, zu halten und wieder

zu veriulern.






;_ /. | | 54
‘l:' : : Stammkapital
-' { (1) Das Gesellschaftskapital betréigt 30.000 EURO. - \
“ (2) Das Stammkapital (ibernehmen die Gesellschafter wie folgt:
a) die'Stadt Kéthen (Anhalt) 25.000 EURO
b) die Wohnungsgesellschaft. 5.000 EURO
Kothen mbH

_ (3) Die Stammeinlagen sind in bar zu leisten. Sie sind sofort zur Zahlung fillig.

§5

VeriuBlerung eines Geschiftsanteils

) . . .
(1) Die '_Veréiu_Berung eines Geschéftsanteils oder von Teilen eines Geschiftsanteils

bedarf zu  ihrer  Wirksamkeit der  schriftlichen - Zusfimmung der

Gesellschafterversammlung und des Aufsichtsrates.

(2) Die Verduflerung eines Geschéftsanteils oder von Teilen eines Geschiftsanteils ist
der Gesellschaft gegeniiber erst wirksam, wenn sie unter Nachweis des Uberganges

bei der Gesellschaft angemeldet ist.

(3) Weitere Gesellschafter erhalten pro 5.000 EURO gezeichneter Stammeinlage einen
Sitz im Aufsichtsrat ohne Stimmrecht. Verpflichtet sich der Gesellschafter, -der

] ) Gesellschaft jihrlich einen Zuschull von 10.000 EURO auf mindestens 3 Jahre zu
zahlen, so erhilt er fiir diese Zeit einen Sitz im Aufsichtsrat mit Stimmrecht.

§6 -
Organe der Gesellschaft
(1) Organe der Gesellschaft sind:
a) Geschaftsfiihrer,
b) Aufsichtsrat,
c) Gesellschafterversammlung.





) )

/ §7
Geschﬁftsfiihrun g

/ (1) D1e Gesellschaft wird durch einen oder mehrere Geschiéftsfihrer gerichtlich und

/ auBlergerichtlich vertreten.

(2) Ist nur ein Geschaftsfithrer bestellt, so vertritt er die Gesellschaft allein. Sind
mehrere Geschiftsfiihrer bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Geschéftsfithrer

oder durch einen Geschiftsfithrer gemeinschaftlich mit einem Prokuristen vertreten.

Sind mehrere Geschaftsfiithrer ‘bestellt, kann .die Gesellschafterversammlung

" abweichend von der vorstehenden Regelung einzelnen oder allen Geschéftsfithrern

Einzelvertretungsbefugnis einrdumen.

(3) Durch Beschluss des Aufsichtsrates kénnen der oder die Geschéftsflihrer von
den Beschrankungen des § 181 BGB befreit werden.

§8
Rechte und Pflichten der Geschaftsfuhrer
i
(1) Die Geschéftsfﬁhrer haben die Geschifte der Gesellschaft stets mit der Sorgfalt

eines ordentlichen Kaufmanns zu fithren, unter Beachtung der einschligigen

gesetzlidhen Bestimmungen, der Bestimmungen dieses Vertrages und der

Anweisungen der tibrigen Weisuhgsbérechtigten Organe der Gesellschaft.

(2) Die Geschéftsfithrer haben zu Rechtsgeschéften, die in ihrer Tragweite und
Bedeutung fiir die Gesellschaft besonders wichtig sind, die vorherige Zustimmung des
Aufsichtsrates einzuholen. Zu solchen Rechtsgeschiften zidhlen insbesoﬁdere:
a) Erwerb, VerduBerung und Belastung von Grundstiicken oder
grundstiicks gleiche_n’ Rechten;
b) Anschaffung von aktivierungspflichtigen Wirtschaftsguitern des
Anlagevermdgens der Gesellschaft mit einem Emzelanschaffungswert

von mehr als 15.000 EURO;

¢y Abschlufl von Pacht-, Leasing- und Mietvertrigen mit einer lingeren
Laufzeit als 5 Jahre oder einem Pacht-, Leasing- oder Mietentgelt von
jahrlich mehr als 15.000 EURO;

~ d) Bestellung von Prokura;
e) Ubernahme von Bilirgschaften und anderen Garantien an Dritte sowie \

Eingehung von Wechselverbindlichkeiten;

f) Aufnahme und Gewdhrung von Krediten;
g) Abschluf} von Interessengemeinschaften oder Organverinderungen

und dhnlichen, iiber den iiblichen Geschédftsbetrieb hinausgehenden

Geschiften;






§9
Aufsichtsrat

‘(1) Der Aufsichtsrat besteht aus 12 Mitgliedern und zwar 5 vom Stadtrat der Stadit

2 Kéthen bestellten Mitgliedern, dem jeweiligen Oberbiirgermeister der Stadt Kéthen
oder einem von ihm benannten Vertreter, 3 vom Kreistag des Landkreises Anhalt-

Bitterfeld besteliten Mitgliedern, dem jeweiligen Landrat des Landkreises Anhalt-

Bitterfeld oder einem von ihm benannten Vertreter, dem Direktor der Stiftung Dome

und Schlésser in Sachsen-Anhalt oder einem van ihm benannten Vertreter und dem

GeschéftsfOhrer der Wohnungsgesellschaft Kéthen mbH oder einem von ihm be-

nannten Vertreter. O O — )
(2) Werden weitere Gesellschafter aufgenommen, wird der Aufsichtsrat gemil § 5 (3)

erweitert.

(3) Dem Geschéfﬁsfiihrer .obliégt ferner die Vorbereitung der Angelegenheiten, deren
Entscheidung dem Aufsichtsrat vorbehalten ist, insbesondere die Aufstellung des

Wirtschaft-, Finanz- und Stellenplanes.

(4) §§ 52 Abs. 2 GmbHG, 95 Satz 1,100, 101 Abs. 1 und 2, 103 AktG sind nicht
anzuwenden; § 101 Abs. 3, Satz 1 und 2 AktG gilt entsprechend.

(8) Der Aufsichtstat wihlt aus’ seiner Mitte den Vorsitzenden und, seinen

Stellvertreter.

(6) Der Aufsichtsrat hat das Recht,  weitere Personen zu einer Beratung

hinzuzuzichen.

(7) Der Aufsichtsrat hat die Geschiftsfithrung der Gesellschaft gemiB den
Bestimmungen der Gesetze und “des Gesellschaftsvertrages zu iiberwachen. Im
Rahmen dieses Aufgabenbereiches obliegt ithm die BeschluBfassung iiber die nach § 8
(2) . dieses Vertrages genehmigungspflichtigen Rechtshandlungen der
Geschéftsfithrung. Thm obliegt auch die Beschlufifassung tiber die Befréiung der

[ -
L

Geschéftsfithrer von den Beschrinkungen des § 181 BGB.

(8) Weiter obliegt dem Aufsichtsrat die Entscheiduné tiber:
a) Genehmigung des Wirtschafts-, Finanz- und Stellenplanes,
b) Bestellung und Abberufung von Geschéftsfithrern sowie tiber Regelungen der+

Geschéftsfiihrer-Anstellungsvertrige,

(9) Aufsichtsratsmitglieder kénnen nicht zugleich Geschéiftsfﬁhref oder Prokuristen
der Gesellschaft sein. Sie diirfen auch nicht als Angestellte die Geschifte ' der

Gesellschaft fithren.






/ .0) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten eine Vergiitung.

(11) Der Aufsichtsrat hat der Gesellschafterversammlung. iiber seine Tétigkeiten zu

berichten.

. (12) Die Mitglieder des Aufsichtsrates konnen die Austibung ihrer Obliegenheiten

nicht anderen Personen iibertragen. Sie konnen sich auch zur Erfillung ihrer

Aufgaben nicht Dritter bedienen..

§10
Sitzungen des Aufsichtsrates.

(1) Der Aufsichtsrat hilt Sitzungen nach Bedarf ab, mindestens jedoch einmal im
Jahr. Die Sitzungen werden vom Vorsitzenden des Aufsichtsrates einberufen und

geleitet. Der Aufsichtsrat kann sich eine Geschaftsordnung geben.

(2) Der Vorsitzende des Aufsichtsrates muf den Aufsichtsrat einberufen, wenn zwei
Aufsichtsratsmitglieder.oder die Geschaftsfihrer dies unter Angabe des:Zwecks und

der Griinde verlangen.

(3) Die Sitzung muB binnen zwei Wochen.nach der Einberufung stattfinden. Wird.dem"
von mindestens zwei Aufsichtsratsmitgliedern oder den Geschiftsfithrern geduBerten
Verlangen nicht entsprochen; so kénnen die Antragsteller unter Mitteilung des

Sachverhalts selbst den Aufsichtsrat einberufen.

4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfihig, wenn nach ordnungsgemafer Einberufung
mehr als die Hilfte seiner stimmberechtigten Mitglieder in der Sitzung zugegen sind
und an der Beschlussfassung teilnehmen. Er fasst seine Beschliisse mit einfacher
Mehrheit. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. § 12 Abs. 1 gilt sinn-

gemaR auch fur den Aufsichtsrat.

(5) Uber die Beschliisse sind Niederschriften anzufertigen, die vom Vorsitzenden und

einern von diesem bestimmten Protokollfithrer zu unterzeichnen sind. 4

(6) Willenserklarungen des Aufsichtsrates werden vom Vorsitzenden des

Aufsichtsrates abgegeben.

(7) An den Sitzungen des Aufsichtsrates nehmen die Geschéftsfithrer ohne

Stimmrecht teil.






§ 11
/ Gesells chafterversainmlung

(1) Der Gesellschafterversammluﬁ'g obliegt die EntschlieBung tiber:

a) die Feststellung der.J ahresbilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung,

b) die Genehmigung des Lageberichts und des Berichts des Aufsichtsrates,

¢) den Bericht iiber die gesetzliche Priifung der Gesellschaft und die in Folge
der Priifung zu treffenden MafBnahmen,

d) die Entlastung der Gesché’xftsfiihrung und des Aufsichtsrates,

e) Erwerb und VerduBerungen von Beteiligungen an fremden Unternehmen
sowie die Entsendung von Vertretern der Gesellschaft in Aufsichtsrats-

gremien von diesen Unternehmen,
1) Kapitalerhhung, Kapitalherabsetzung,

der Gesellschaft, )
g) die Auflésung der Gesellschaft und die Bestellung der Liquidatoren,

h) allen sonstigen, nach dem Gesetz der BeschluBifassung der Gesellschafter-
gen, soweit dieser Vertrag

Verschmelzung oder Umwahdlu.ng

versammlung unterliegenden Rechtshandlun
nichts anderes bestimmt,

(2) AuBerordentliche Gesellschafterversammlungen sind einzuberufen in den im
. Gesetz und Vertrag vorgesehenen Fillen und wenn es im Interesse der’ Gesellschaft

erforderlich erscheint,

@ ¥ (3 Bei Abstimmungen in der Gesellschafterversafnmlung entfallt auf einen
Geschiiftsanteil von jeweils 250 EURO eine Stimme.,
(4) Uber Beschliisse der Gesellschaftversammlung ist eine Niederschrift anzufertigen,

die vom Vorsitzenden und Protokollfiihrer zu unterschreiben ist.

(5) Die Gesellschaf‘terversammlung - findet regelmiifliz einmal jéivhrlich nach

Aufstellung des Jahresabschlusses fiir das vergangene Geschidftsjahr statt.
’

(6) Die Gesellschafterversammlung soll am’ Sitz der Geselis-chaft stattfinden. Sie kann

auch an einen anderen Ort einberufen werden,

(7) Die Geschiftsfiihrer haben der ordentlichen Gesellschafterversammlung den
Jahresabschluf  (Bilanz und Gewinn- und’ Verlustrechnung) sowie eines
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Geschéiftsbericht mit dem Bericht des Aufsichtsrates vorzulegen. Der Aufsichtsrat ha

der Gesellschafterversammlung iiber seine Tétigkeit zu berichten.

§12
Formalitaten

(1) Der Abhaltung einer férmlichen Gesellschafterversammlung bedarf es nicht, wenr
simtliche Mitglieder der Gesellschafterversammlung schriftlich mit der zu treffender
Bestimmung oder m.it der schriftlichen Abgabe der Stimmen sich einverstander

- erkldren (Umlaufverfahren). .

- (2) Die Gesellschafterversammlung wird im Benehmen mit dem Vorsitzenden des

Aufsichtsrates von der Geschiftsfithrung einberufen.

(3) Die Einladung zur Gesellschafterversammlung erfolgt schriftlich unter Angabe der
Gegensténde der Tagesordnung. Die Einladungsfrist betriigt mindestens eine Woche.

(4) Beschliisse kénnen nur iiber Gegenstinde der Tagesordnung gefalit werden.
Nachtrégliche Antrige auf BeschluBfassung, soweit sie sur Zustidndigkeit der

Gesellschafterversammlung gehéren, kénnen .aufgenommen werden, wenn sie
spatestens am 3. Tage vor der Gesellschafterversammlung, wobei der Tag der
Gesellschafterversammlung ausgeschlossen ist, in der in Abs. (2) festgesetzten Form
bekanntgegeben worden sind. Dasselbe gilt fiir die Antrige der Geschiftsfithrer oder
des Aufsichtsrates. Zur BeschluBfassung iiber die Leitung der Versammlung oder iiber
einen in der Versammlung gestellte.n Antrag auf Einberufung der aullerordentlichen’

Gesellschafterversammlung bedarf es keiner Ankiindigung.

(5) Ist die Versammlung nicht ordnungsgemif berufen oder sind die Gegenstande der
Tagesordnung nicht ordnungsgemil angekiindigt, so kénnen Beschliisse dariiber nur
gefallt werden, wenn sdmtliche Mitglieder der Gesellschafterversammlung anwesend

sind.

(6)  Die Leitung der Gesellschafterversammlung wird von der

Gesellschafterversammlung bestimmt.

(7) Die Gesellschafterversammlung ist beschluffihig, wenn mindestens so viele
Gesellschafter anwesend oder vertreten sind, daB sie die Hilfte aller vorhandenen

Stimmen in sich vereinigen.Ist dies nicht der Fall, so ist eine neue Versammlung zu
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/berufen, welche ohne Riicksicht auf die Héhe des vertretenden Stammy

{ peschluBfahig ist.

(8) Die DBeschliisse der Gesellschafterversammlung werden mit einfacher

| Stimmenmehrheit gefallt, sofern Gesetz oder Gesellschaftervertrag nicht etwas

anderes bestimmen.

(9) Jeder Gesellschafter wird in der Gesellschafterversammlung durch eine Person
vertreten, die eine schriftliche Vollmacht vorzulegen hat, soweit sich _ihre

Alleinvertretungsbefugnis nicht aus 6ffentlichen Registern ergibt.

Die Anwesenheit weiterer Personen kann von der Gesellschafterversammlung jeweils

.

zugelassen werden.

§13
Beirat

(1) Mitglieder des Beirats kénnen diejenigen Organisationen, Gesellschaften und
Verbdnde sein, die durch die Zwecke der Gesellschaft beriihrt sind und die durch

"fachliche Beratung und Unterstiitzung die Zwecke der Gesellschaft férdern konnen.
Zur Bildung des Beirates bedarf es eines Beschlusses durch den Aufsichtsrat.

(2) Die Mitglieder des Beirats werden durch Beschlufl des Aufsichtsrates berufen.

(3) Der Beirat wihlt aus seiner Mitte einen Sprecher und einen Stellvertreter, deren

W Aufgabe darin besteht, bei Bedarf den Beirat zu versammeln.

(4) Die Geschiftsfithrung kann den Beirat einberufen; regelm4Big, mindestens
zweimal jéhrlich, informiert sie den Beirat iiber Vorhaben und Umsetzungen.

§14
Jahresabschluf}

(1) Der oder die Geschéftsfﬁhrelj haben unverziiglich nach SchluB eines
Geschiftsjahres fiir das vergangene Geschiftsjahr den JahresabschluB, die Gewinn-

und  Verlustrechnung sowie einen. (eschiftsbericht aufzustellen und den

AbschluBBpriifern vorzulegen.






(2) Der Jahresabschluff und die Gewinn- und Verlustrechnung sind in bezug auf
Inhalt, Gliederung und Wertansitze in Anlehnung ‘an die jeyveils geltenden

einschligigen aktienrechtlichen Bestimmungen aufzp_fstellen:

(3) Der JahresabschluB ist durch einen Steuerberater/Wirtschaftsprﬁfer oder eine
Wirtschaftspriiffungsgesellschaft nach den im Aktiengesetz jeweils festgelegten
Grundééitzen ber die Pflichtprifung durch AbschluBpriifer - jedoch unter Beachtung
der besonderen Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages - zu priifen. Der Priifer

wird durch Beschluf3 des Aufsichtsrateg bestimmt.

bd
’

(4) Der Jahresabschluf8 und der Priiffungsbericht sowie der Geschiftsbericht sind
' unverziiglich nach Eingang des Priifungsberichtes der AbschluBpriifer dem
ul .
s Aufsichtsrat und spitestens bis zum 31.08. des dem Geschéftsjahr folgenden Jahres

‘ der‘Gesellschafterveréammlung zur Beschlufifassung vorzulegen,

2’

" (5) Der Aufsichtsrat hat unverziiglich nach Zugang des J ahresabschlusses, des
Prifungsberichtes und des Geschéftsberichtes und nach deren Priifung diese Vorlagen
mit seinem Bericht der Gesellschafterversammlung zur BeschluBfassung zuzuleiten.

(6) Der JahresabschluBl, der Priifungsbericht und der Geschéftsbericht der
Geschéiftsfﬁhrung sind zusammen mit dem Bericht des Aufsichtsrates spitestens eine
. Woche vor der Gesellschaf'terversammlung in den Geschiftsraumen der Gesellschaft

den Gesellschaftern zur Einsichtnahme auszulegen.

| § 15
Verwendung des Jahresergebnisses

Far die Verwendung des J ahresergebnisses gelten die gesetzlichen Bestimmungen.

§16
Abtretung und Einziehung von Geschiftsanteilen

(1) Die Abtretung von Geschiiftsanteilen bedarf der vorherigen Zustimmung der
Gesellschaft und der Gesel[schafterversammlung, die dariiber mit einer Mehrheit von

3/4 beschlief3t.

4
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(3) Die Gésellschafter kénneﬁ- die Einziehung von Geschaftsanteilen beschliefen,

Stammkapitals, die sti

,;(2) Die Gesellschaft darf Geschiftsanteile, auf welche die Stammeinlage voll,
{ eingezahlt ist, aus dem iiber den Betrag des Stammkapitals hinaus vorhande,

/ Vermdgen erwerben.

" jedoch nur mit Zustimmung des betroffenen Gesellschafters.

v

]

(4) Der Zustimmung des betroffenen Gesellschafters bedarf es jedoch nicht, wenn

a) tiber sein Vermdgen das Insolvenzverfahren ersffriet ist

oder _
b) der Gesellschafter eine Personen- oder Kapitalgesellschaft ist und er der

Lipuidation anheimfallt oder '

c) die Zwangsvollstreckung in seinen Geschiftsanteil. aufgrund eines nicht
nur vorldufig vollstreckbaren Titels betrieben wird und-die Zwangsvoll-
streckungsmaﬁnahmc—; nicht innerhalb von zwei Monaten behoben wird

oder
d) in seiner Person ein anderer wichtiger Grund gegeben ist, der seine

AusschlieBung aus der Gesellschaft rechtfertigt, insb'esondere bei ’
ges'ellschaftswidrigem oder gesellschaftsschidigendem Verhalten.

(5) ‘Die Einziehungsméglichkeit besteht auch, wenn ein Geschiiftsanteil mehreren
Berechtigten i.5. von § 18 GmbHG zusteht und eine der in Abs, 4 Buchst. a) bis d)

genannten Voraussetzungen in der Person nur eines Mitberechtigten gegeben ist.

(6) Der BeschluB3 bedarf einer Mehrheit von 3/4 der abgegebénén Stimmen des

mmberechtigt sind. Er ist in einer Gesellsohafterversammlung

zu fassen.

Der oder die betroffenen Gesellschafter haben bei der Beschlufifassung kein
Stimmrecht, sofern nicht eine Zustimmung nach § 34 Abs. 2 GmbHG erforderlich ist.

(7) Die Einziehungsméglichkeit entfallt in den Fillen von Abs. 4 Buchst. a) blis .c),
wenn die ZwangsvollstréckungsmaBnahme bzw. die Liquidation des Gesellschaftérs
vor der BeschluBfassung der . Gesellschafterversammlung aufgehoben und dies den

Gesellschaftern bekannt gemacht worden ist,.

(8) Die Gesellschafterversammlung kann statt der Einziehung beschlieflen, daf3 der
Anteil auf eine von der Gesellschaft benannte Person tbertragen wird.

10
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* (eschaftsfithre

haftsanteil eingezogen oder seine Abtretung a

(9) In allen Fallen, in denen ein Gesc
den kann, ist dem betroffener

einen Gese]lschaftar oder an einen Dritten verlangt wer

Gesellschafter dex Nominalwert des Geschaftsanteiles als Entgelt zu zahlen.

. § 17
Auflssung und Abwicklung

¢ BeschluB iibetr die Auflésung der (lesellschaft bedarf einer Mehrhelt von 3/4

(1) De
der abgegebenen Stimmen und kann nur gefaBt werden, wenn in  der

Gesellschafterversammlung mindestens 8/4 des Stammkapitals vertreten smd

(2) Im Falle der Aufldsung der Gregellschaft erfolgt die Liquidation durch die
r, soweit sie nicht durch den Beschluff der Gesellschafter anderen,

ib er_tragen wird.

Pl

(3) Das nach Beendigung dex Abw1ck1ung verbleibende Vermégen wird an-die

CGesellschafter nach dem Verhiltnis threr Geschaftsanteﬂe vertellt.

§18

Griindungsaufwand

.. Der Griindungsaufwand wird mit 2.000 Furo beziffert.

§19
Schluffbestimmungen

(1) Die Bekanntmachung erfolgt im Bundesanzeiger.

(2) Sollte eine Bestimmung dieser Satzung unwirksam sein, so wird die Geltung der

iibrigen Bestimmungen nicht berithrt.
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Notarbescheinigung

Ich bescheinige hiermit, dass die gednderten Bestimmungen des vorstehenden Ge-
sellschaftsvertrages mit dem Beschluss (iber die Anderung des Gesellschaftsvertra-
ges vom 26.03.2013 und die unverénderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum

Handelsregister eingereichten vollstédndigen Wortlaut des Geselischaftsvertrages (-

bereinstimmen.

Kéthen, den 26. Marz 2013

Kerber

Notarin

ew W wand Lag
Kbthen, dan

10, Agril 2013
Herar;






Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 2 - aktueller Gesellschaftsvertrag.pdf


Anderungsvertrag

Zum

Vertrag mit dem Landkreis Kéthen/Anhalt (iber den Betrieb von Kultur-
einrichtungen durch die Stadt Kéthen (Anhalt) vom 29.06.2007

Zwischen

dem Landkreis Anhalt-Bitterfeld, gesetzlich vertreten durch den Landrat,
Am Flugplatz 1, 06366 Kéthen (Anhalt),

- Landkreis -
und
der Stadt Kéthen (Anhalt), gesetzlich vertreten durch den Oberbirgermeister,
Marktstrafle 1 - 3, 06366 Kéthen (Anhalt),
- Stadt -

wird vereinbart, dass der Vertrag mit dem Landkreis Kéthen/Anhalt Uber den Betrieb von
Kultureinrichtungen durch die Stadt Kéthen (Anhalt) vom 29.06.2007 (im Folgenden: Kultur-
stattenvertrag) nachfolgende Fassung erhait:

Praambel

Zu den Kultureinrichtungen, die bislang vom Landkreis vorgehalten werden, zahlen insbe-
sondere das Naumann-Museum, das Historische Museum fur Mittelanhalt, die Prahistorische
Sammlung und das Burgerhaus am Markt. Das Blrgerhaus am Markt ist zwischenzeitlich
durch das Veranstaltungszentrum im Schloss ersetzt worden.

In dem Bestreben, das kulturelle Angebot im Landkreis und in der Stadt zu erhalten und wei-
terzuentwickeln, stimmen der Landkreis und die Stadt darin Oberein, dass die praktische
Umsetzung der kulturellen Aufgabenstellungen kinftig durch die Stadt erfolgen soll. Die
Stadt wird hierbei weitestgehend vom Landkreis finanziell unterstitzt. Die Stadt kann sich zur
Erfullung der kulturellen Aufgaben einer oder mehrerer geeigneter stadtischer Gesellschaften
bedienen. Bei der Umsetzung der kulturellen Aufgabenstellung soll der Stadt bzw. den stad-
tischen Gesellschaften ein weiter Spielraum hinsichtlich Art und Weise der Aufgabenerful-
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Anderungsvertrag zum Kulturstattenvertrag vom 29.06.2007

lung verbleiben. Mit dem einheitlichen Betrieb von kulturellen Einrichtungen durch die Stadt
bezwecken die vertragschlieRenden Parteien eine Senkung des Zuschussbedarfs der kultu-
rellen Einrichtungen indem hieraus erwachsende Optimierungsmaglichkeiten, Organisations-
vorteile (Vermeidung von Doppelstrukturen) und Rationalisierungseffekte genutzt werden
kénnen. Ferner zielt die Zusammenfihrung der kulturellen Einrichtungen auf eine Verbesse-
rung der Zusammenarbeit der kulturellen Einrichtungen sowie die Weiterentwicklung des
Niveaus des kulturellen Angebots ab. Da fur die Kultur deren sténdige Veranderung und
Weiterentwicklung pragend ist, sind sich die vertragschlieBenden Parteien einig, dass fir die
Erfillung der kulturellen Aufgaben auch mit diesem Vertrag ein ausreichender Spielraum
verbleiben misse, um den stdndig wandelnden Ansprichen an das kulturelle Angebot
Rechnung tragen zu kénnen.

Abschnitt 1.
Ubertragung der Aufgaben der kulturellen Einrichtungen, Ziele

§1
Vertragsgegenstand

)} Der Landkreis Ubertragt der Stadt im Wege der Leihe und Uberleitung von Vertragen

- das Naumann-Museum,

- das Historische Museum fir Mittelanhailt,

- die Prahistorische Sammlung sowie

- das Burgerhaus am Markt;
ferner regelt der Vertrag, den Betrieb des Veranstaltungszentrums im Schloss Kéthen durch
die Stadt, welcher u. a. Funktionen des Blirgerhauses Gbernimmt (im Folgenden: kulturelle
Einrichtungen). Die Stadt flihrt den Betrieb der kulturellen Einrichtungen fort. Das Eigentum
des Landkreises bleibt hiervon unberuhrt.

(2) Die vertragschlieBenden Parteien stellen fest, dass fur die Zeit der Betreibung der
kulturellen Einrichtungen durch die Stadt die Satzungshoheit hinsichtlich dieser Einrichtun-
gen ausschlieRlich bei der Stadt liegt, da es sich insoweit um 6&ffentlich-rechtliche Einrichtun-
gen der Stadt handelt. Der Landkreis verpflichtet sich, die von ihm erlassenen Satzungen zu
den kulturellen Einrichtungen unverziglich aufzuheben. Die Stadt kann die Nutzungsbedin-
gungen, insbesondere die Offnungszeiten, die Hausordnung und das jeweils zu zahlende
Entgelt, fur die kulturellen Einrichtungen auch zivilrechtlich regeln.

(3) Im Rahmen der nachfolgenden Aufgaben- und Zielstellungen ist es Sache der Stadt,
flr den Betrieb der kulturellen Einrichtungen, insbesondere fur Umfang, Inhalt und Ausge-
staltung des kulturellen Angebots, Sorge zu tragen. Ein Weisungsrecht des Landkreises be-
steht insoweit nicht.
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(4) Der Stadt bleibt es tGberlassen, ihrerseits die Aufgaben, mit Ausnahme der hoheitlich
zu treffenden Regelungen, einer oder mehreren stadtischen Geselischaft(en) unter Beach-
tung der vergaberechtlichen Vorschriften zu Ubertragen. Stadtische Gesellschaft in diesem
und im nachfolgenden Sinne ist eine juristische Person, gleich welcher Rechtsform, an der
die Stadt mehrheitlich beteiligt ist.

§2

Grundsitze zur Leistungserbringung und der Zusammenarbeit

M Die Stadt verpflichtet sich, die mit den kulturellen Einrichtungen verbundenen Aufga-
ben unter Beachtung der Grundséatze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu erbringen.
Die Angebote der unter § 1 Abs. 1 genannten kulturellen Einrichtungen sollen der Bevolke-
rung des Landkreises zu den (blichen Zeiten zuganglich gemacht werden. § 7 bleibt hiervon
unberdhrt.

(2) Die Stadt wird sich nach Mdéglichkeit bemihen, Férdermittel fur die zu erfullenden
Aufgaben zu erhalten. Der Landkreis wird die Stadt bei der Stellung von Férderantragen im
Rahmen seiner Moglichkeiten unterstiutzen. Eine Verrechnung der Férdermittel mit dem Zu-
schuss und sonstigen Zahlungen nach diesem Vertrag erfolgt nicht.

3) Die Stadt verpflichtet sich zur Einhaltung der mafigeblichen datenschutzrechtlichen
Bestimmungen. Sie wird insbesondere die von ihr beteiligten Personen oder die von ihr be-
auftragten Dritten entsprechend verpflichten und fur die Sicherheit und den Schutz der bei
ihm anfallenden personenbezogenen Daten ausreichende organisatorische Malnahmen
ergreifen.

(4) Beide Vertragsparteien verpflichten sich zu einer engen partnerschaftiichen Zusam-
menarbeit. Sie informieren sich gegenseitig Uber alle wesentlichen Vorgange, die den vorlie-
genden Vertrag bertihren kénnen.

(5) Bestehen Anhaltspunkte dafiir, dass Zuschussmittel des Landkreises nicht ordnungs-
gemal verwendet werden, ist der Landkreis berechtigt, auch durch beauftragte Dritte die
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit der Leistungserbringung zu priifen. Der Landkreis ist be-
rechtigt, Blcher, Belege und sonstige Geschéftsunterlagen anzufordern und einzusehen, die
fur eine solche Prifung erforderlich sind. Dies gilt auch fur Bicher, Belege und sonstige Ge-
schéaftsunterlagen von stadtischen Gesellschaften, derer sich die Stadt zur Aufgabenerfiil-
lung bedient.

(6) Der Landkreis gestattet der Stadt bzw. den stadtischen Gesellschaften die Verwen-

dung des Namens  Kulturstatten Kothen“ und der Internetadresse  kulturstaetten-
koethen.de".
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§3
Sicherung der Aufgabenerfiillung

(1) Die Stadt ist dafur verantwortlich, dass interne Manahmen zur Sicherung der Aufga-
benerfiillung festgelegt und durchgefuhrt werden. Fur die Sicherung der Aufgabenerfiillung
werden durch die Stadt geeignete Malnahmen ausgewahlt. Diese kdnnen insbesondere
sein:

- systematische Dokumentation der durchgefihrten Veranstaltungen,
- die Entwicklung und Weiterentwicklung von Konzepten fir Veranstaltungen, Ausstel-
lungen etc.

(2) Der Landkreis ist berechtigt, sich die MaRnahmen nach Absatz 1 nachweisen zu las-
sen.

§4

Allgemeine kulturelle Aufgaben

Die Stadt bzw. die durch die Stadt eingeschalteten jeweiligen stadtischen Gesellschaften
haben im Rahmen dieses Vertrages die kreisliche Kultur zu betreiben und zu entwickeln.

§5

Aufgaben und Ziele hinsichtlich Veranstaltungszentrums im Schloss Kéthen

(1) Aufgabe des Veranstaltungszentrums ist:

- die Erarbeitung und Verwirklichung einer vielseitigen eigenen Veranstaltungstatig-
keit entsprechend der multifunktionalen Ausstattung des Objektes,

- als Kommunikationszentrum, der kulturellen Begegnung, als Statte der Bildung und
des Ausgleiches zur Arbeitswelt zu wirken,

- die Nutzung des Veranstaltungszentrums durch andere Kulturtrdger und Interessen-
ten zu erméglichen und

- die Realisierung von Beispielvorhaben, Ausstellungen, Tagungen, soziokulturellen
MafRnahmen und eigenen Kulturprojekten und experimentellen Veranstaltungen.

2) Ziel des Veranstaltungszentrums ist:

- die Planung, Realisierung und Auswertung einer auf Zielgruppen basierenden Ver-
anstaltungstatigkeit aller Genres unter Beachtung eines vertretbaren Aufwand-
Nutzen-Verhaltnisses,

- die Verwirklichung kreislicher Kulturbedirfnisse im Sinne der Sicherung der kulturel-
len Pluralitat im Landkreis Anhalt-Bitterfeld,

- die Absicherung hochgradiger Kunst- und Kulturerlebnisse sowie

- die Realisierung des Anspruches der Kultureinrichtung, als Kulturstatte mit einer
hohen Umlandfunktion zu wirken.
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Anderungsvertrag zum Kulturstattenvertrag vom 29.06.2007

(1)

(2)

3)

§6
Aufgaben und Ziele hinsichtlich des Naumann-Museums und
des Historischen Museums fiir Mittelanhalt
sowie der Prahistorischen Sammlung

Aufgabe des Naumann-Museums und des Historischen Museums ist:

- die Erarbeitung, Pflege und museumspadagogische Betreuung der Dauerausstel-
lung einschlielllich Aufbau, ErschlieBung und Pflege der Sammlung, Sicherung der
Sammlungs- und Bewahrungsfunktion,

- die Ausfuhrung von wissenschaftlichen Aufgaben entsprechend der nationalen und
regionalen Bedeutung der musealen Einrichtungen, wissenschaftliche Erschlielung
des Bestandes und Publizierung der Ergebnisse,

- die wissenschaftliche Erarbeitung und Realisierung von regionalen und tberregio-
nalen relevanten Ausstellungsprojekten der Geschichte und Kulturgeschichte sowie
Zusammenarbeit mit anderen musealen Einrichtungen,

- die museumspadagogische Begleitung von Sonderausstellungen, bei der Beglei-
tung von Kulturprojekten und bei der Offentlichkeitsarbeit,

- die fachliche Aufbereitung des prahistorischen Sammlungsgutes,

- die Sicherung des Kulturgutes und

- die Durchfihrung beispielgebender Veranstaltungen und Vorhaben zur Verwirkli-
chung der Gegenwartskuitur und der Bildenden Kunst.

Ziel des Naumann-Museums und des Historischen Museums ist:

- die Realisierung musealer Aufgaben im Zusammenhang mit der Bedeutung der Mu-
seen,

- die Sicherung der wissenschaftlichen Bedeutung und Ausstrahlung der musealen
Einrichtungen,

- die Schaffung eines vielschichtigen kulturellen Bildungs- und Veranstaltungsange-
botes,

- die Férderung des historischen Bewusstseins, der kulturellen Erbepflege und Schaf-
fung von ldentifikationsmoglichkeiten,

- die Vermittlung zwischen Kunstschaffenden und Bevélkerung sowie

- die Sicherung einer ansprechenden Medien-, Publikations- und Offentlichkeitsarbeit.

Ziel und Aufgabe der Prahistorischen Sammlung sind:

- Sammlungs- und Bewahrungsfunktion,

- Forschungs- und Dokumentierungsfunktion,

- Ausstellungs- und Vermittlungsfunktion sowie

- Sicherung des Kulturgutes gegen Diebstahl, Brandgefdhrdung, Schaden durch Drit-
te, unsachgemafe Lagerung und Verdufierung.
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§7
Vorbehalt der Wirtschaftlichkeit und der Weiterentwicklung

@) Umfang, Art und Weise der Umsetzung der vorgenannten Aufgaben und Ziele stehen
unter dem Vorbehalt einer Umsetzbarkeit mit vertretbarem wirtschaftlichem Aufwand.

(2) Die vertragschlieBenden Parteien sind sich einig, dass die vorgenannten Aufgaben
und Ziele einer standigen Anpassung und zeitgemaRen Weiterentwicklung durch die Stadt
oder stadtischen Gesellschaften unterliegen, soweit hierdurch der Zweck dieses Vertrages

nicht geféhrdet wird.

Abschnitt 2.
Ubertragung der kulturellen Einrichtungen auf die Stadt

Unterabschnitt 1.
Nutzung der Mobilien durch die Stadt

§8
Leihe

1) Der Landkreis uberlasst der Stadt das in den unter § 1 Abs. 1 genannten kulturelien
Einrichtungen sowie im ehemaligen Biirgerhaus am Markt vorhandene Inventar (Technik,
Exponate etc.), im Folgenden Leihgaben, soweit dieses nicht den gemaR § 16 (bergegan-
genen Vertradgen oder abzuschlieBenden Untermiet-/Unterpachtvertrdgen unterfallt, als Dau-
erleihgabe fur die Laufzeit dieses Vertrages. Die Stadt verpflichtet sich, die Leihgaben zu
Ubernehmen und nach MaRgabe dieses Vertrages in ihrer Obhut zu behalten. Eine Auflis-
tung eines Teils des von dieser Regelung voraussichtlich betroffenen Inventars ist dem Kul-
turstattenvertrag zur Orientierung als Anlage 1 beigefiigt.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend auch fur solche Exponate, um die die Bestinde des
Naumann-Museums, des Historischen Museums und der Prahistorischen Sammlung in Erfuil-
lung dieses Vertrages und mit Mitteln des Zuschusses erweitert werden. Diese Exponate
werden in dem Umfange Eigentum (Allein- oder Miteigentum) des Landkreises und Gegen-
stand dieses Leihvertrages, soweit diese mit Mitteln aus dem Zuschusses (§ 24) erworben
werden; der Erwerb ist dem Landkreis unverziiglich schriftlich anzuzeigen.

(3) Absatz 1 gilt entsprechend auch fur sonstige Gegenstande, die mit Mitteln des Zu-

schusses erworben werden. Diese Gegenstande werden in dem Umfange Eigentum (Allein-
oder Miteigentum) des Landkreises und Gegenstand dieses Leihvertrages, soweit diese mit
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Mitteln aus dem Zuschusses (§ 24) erworben werden; der Erwerb ist dem Landkreis unver-
zuglich schriftlich anzuzeigen.

(4) Die Stadt und der Landkreis werden gemeinsam die Leihgaben vor der Ubergabe in
den kulturellen Einrichtungen untersuchen bzw. durch einen Dritten untersuchen lassen. Bei
dieser Begehung werden die Vertragsparteien gemeinsam eine Auflistung der Leihgaben
erstellen.

(5) Der Landkreis wird der Stadt die Leihgaben in dem Zustand und an dem Ort Gberge-
ben an dem sie sich bei der gemeinsam durchgefihrten Begehung befinden. Diesen Zustand
erkennt die Stadt als vertragsgemaf an.

(6) Die Parteien erstellen ein detailliertes Ubernahmeprotokoll, das von beiden Vertrags-
parteien zu unterzeichnen ist.

7) Der Landkreis kann von der Stadt die voriibergehende Riickgabe einzelner Leihga-
ben verlangen, langstens jedoch fiir die Dauer eines Monats (Rickgabedauer), wenn er die-
se fur eigene Zwecke (z. B. Reprasentationszwecke) bendétigt. Das Riickgabeverlangen ist
drei Monate vor dem gewiinschten Ruckgabetermin auszusprechen. Fir die Ruckgabe gilt
§ 34. Durch die Riickgabe darf der Vertragszweck nicht gefahrdet werden. Die dem Land-
kreis zurlickgegebene Leihgabe ist der Stadt wieder in ordnungsgeméalem Zustand zu tber-
geben, sobald der Landkreis die Leihgabe nicht mehr fur seine Zwecke bendétigt, spatestens
jedoch nach Ablauf eines Monats seit Riickgabe der Leihgabe an den Landkreis. Die Ver-
tragsparteien kénnen abweichend, unter Beachtung der Schriftform gemaR § 39, eine lange-
re Ruckgabedauer vereinbaren. Samtliche hierdurch entstehenden Kosten (z. B. Transport,
Versicherung) tragt der Landkreis; § 11 (Transport) gilt insoweit nicht. Fur die Dauer der
Rickgabe der Leihgabe an den Landkreis gehen Haftung und Gefahrtragung auf diesen
Uber.

§9

Restitutions- und Herausgabeanspriiche Dritter

@) Soweit bezlglich der Leihgaben durch den Landkreis ein Restitutions- bzw. Heraus-
gabeanspruch eines Dritten festgestellt bzw. akzeptiert wird, gilt der Leihvertrag insoweit als
beendet und der Landkreis hat einen Anspruch auf vorzeitige Rickgabe. Fur die Rickgabe
gilt § 34. Die Stadt stellt den Landkreis von Anspriichen Dritter wegen von ihr zu vertretenen
Beschadigungen, Zerstérungen, Veranderungen oder Verlustes der Leihgaben im Innenver-
héltnis frei.

(2) Eine Vertragsanpassung kann unter den Voraussetzungen des § 313 BGB verlangt
werden.
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§10
Obhuts- und Informationspflichten/Ersatzbeschaffungen

1) Die Stadt ist verpflichtet, die Leihgaben, unter Beachtung der jeweiligen Besonderhei-
ten, pfleglich und fachgerecht zu behandeln und eine Nutzung/Pflege/Bedienung etc. nur
unter Aufsicht von bzw. mit entsprechend qualifiziertem Personal vornehmen zu lassen. Die
bei der Ubergabe der Leihgaben bestehenden Sicherheits-/BewachungsmaRnahmen sind im
vorhandenen oder im vergleichbarem Umfang aufrecht zu erhalten.

(2) Die Stadt benachrichtigt den Landkreis unverziiglich von jeder wesentlichen Verande-
rung, Beschadigung oder Verlust an den Leihgaben.

(3) Im Falle des Verlustes bzw. der Unbenutzbarkeit von Leihgaben sind diese, soweit es
sich um Gebrauchsgegenstande (z. B. technische Gerate, Mobel etc.) handelt, durch die
Stadt zu ersetzen. Eine Ersatzpflicht des Landkreises besteht nicht. Mit Zustimmung des
Landkreises kann insbesondere dann von der Anschaffung von Ersatzstliicken abgesehen
werden, wenn diese zur weiteren Aufgabenerfullung nicht erforderlich sind. Die Ersatzstiicke
werden in dem Umfange Eigentum (Allein- oder Miteigentum) des Landkreises und Gegen-
stand dieses Leihvertrages, soweit diese mit Mitteln aus dem Zuschusses (§ 24) erworben
werden. Die Ersatzbeschaffungen sind dem Landkreis unverziiglich anzuzeigen. Sonstige
Anspriche des Landkreises, z. B. Schadenersatzanspriiche, bleiben von dieser Regelung
unberihrt.

(4) Wird eine Leihgabe gepfindet oder beschlagnahmt, so hat die Stadt dies dem Land-
kreis unverziglich schriftlich anzuzeigen. Ebenfalls ist die Stadt verpflichtet, den Dritten vom
Eigentum des Landkreises in Kenntnis zu setzen. Im Falle einer Insolvenz von stadtischen
Gesellschaften, derer sich die Stadt bedient, ist der Landkreis unverziiglich zu informieren.
Die Stadt hat samtliche MalRnahmen zur Sicherung des Eigentums des Landkreises zu er-

greifen.

§ 11
Transport

Die Stadt sorgt fiir etwaig im Zuge der Ubergabe, Rickgabe und Vertragsdurchfiihrung not-
wendig werdenden Transport der Leihgaben. Beim Transport ist auf eine fachgerechte
Durchfiihrung zu achten. Die Stadt erteilt die gegebenenfalls notwendigen Auftrage und tragt

die Kosten, einschliellich der Nebenkosten (z. B. Verpackungskosten).
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§12
Haftung

(1) Die Stadt haftet fur alle Schaden, welche durch schuldhafte Verletzung der ihr oblie-
genden Pflichten entstehen. Dies gilt insbesondere, wenn die Leihgaben unsachgeman be-
handelt wurden.

(2) Im Falle des Eintritts eines Schadens ist die Stadt verpflichtet, neben einer Benach-
richtigung Uber den Schaden selbst (vgl. § 10) den Landkreis unverziglich schriftlich Gber die
Art und das Zustandekommen des Schadens zu unterrichten und gegebenenfalls notwendi-
ge Unterlagen vorzulegen.

(3) Die Stadt stelit den Landkreis von Anspriichen Dritter aus der Verletzung der Ver-
kehrssicherungspflicht hinsichtlich der tibernommenen kulturellen Einrichtungen frei.

§13
Erhaltung/Reparaturen/Restaurierung der Leihgaben

1 Die Stadt verpflichtet sich, die Leihgaben in einem ordnungsgemalen bzw. ge-
brauchsfahigen Zustand zu erhalten. Soweit hinsichtlich der Leihgaben bereits bei der Uber-
gabe ein dringender Reparatur- bzw. Restaurationsbedarf besteht, wird die Stadt die zum
Schutz vor weiterer Verschlechterung notwendigen Mafnahmen ergreifen. Sie hat im Rah-
men der vorgenannten Verpflichtungen fir die fachgerechte Instandhaltung, Reparatur sowie
Restaurierung der Leihgaben Sorge zu tragen. Die Kosten tragt die Stadt.

(2) Soweit die Restaurierungs- und Reparaturarbeiten Bestdnde des Naumann-
Museums, des Historischen Museums und der prahistorischen Sammlung betreffen, dirfen
diese nur fachgerecht durch geeignete Restauratoren und nur mit der schriftlichen Einwilli-
gung des Landkreises ausgefiihrt werden.

§ 14
Besichtigungsrecht und Untersuchung der Leihgaben

Der Landkreis ist berechtigt, die Leihgaben jederzeit nach vorheriger Abstimmung mit der
Stadt selbst zu untersuchen oder durch einen Beauftragten untersuchen zu lassen. Die Stadt
ist verpflichtet, den Landkreis im Rahmen ihrer Mdéglichkeiten hierbei zu unterstiitzen. Die
Kosten der Untersuchung tragt der Landkreis.
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§15
Uberlassung an Dritte/stiddtische Gesellschaften/bildliche Wiedergabe der Leihgaben

1) Die Stadt ist zur Uberlassung der Leihgaben an Dritte nur mit schriftlicher Einwilligung
des Landkreises berechtigt (§ 603 Satz 2 BGB). Hinsichtlich bestimmter Leihgaben kénnen
sich die Parteien bereits bei der Ubergabe auf eine generelle Einwilligung hierzu einigen. Hat
die Stadt den Gebrauch an Leihgaben des Landkreises mit dessen Einwilligung einem Drit-
ten Uberlassen, hat sie auch fur das Verschulden des Dritten einzustehen.

2) Der Landkreis erklart schon jetzt die Einwilligung in die Uberlassung der Leihgaben
an diejenigen stadtischen Gesellschaften, welcher sich die Stadt gemall § 1 Abs. 4 bedient.
Eine Erfallung der vertraglichen Verpflichtungen ist z. B. durch eine entsprechende Vertrags-
gestaltung, auch in diesem Fall durch die Stadt sicherzustellen. Die Stadt hat fur das Ver-
schulden der stadtischen Gesellschaften einzustehen.

(3) Die Stadt ist berechtigt, die Leihgaben fotografisch zu reproduzieren und dieses
Recht fur die Vertragslaufzeit auf Dritte zu Ubertragen. Bildliche Wiedergaben, egal in wel-
cher Form, sind mit dem Hinweis ,Leihgabe des Landkreises Anhalt-Bitterfeld” zu versehen.
Der Landkreis ist unter Vorlage der bildlichen Wiedergabe zu informieren; ein Belegexemplar
ist dem Landkreis kostenlos zu Ubereignen.

Unterabschnitt 2.
Vertragsverhiltnisse, Versicherungen, Férdermittel

§ 16
Vertragsverhiltnisse und Versicherungen

@) Die Stadt tritt - vorbehaltlich der Zustimmung der jeweiligen Vertragspartner und so-
weit nicht ausdriicklich etwas anderes vereinbart ist - nach Wirksamwerden des Vertrages in
alle Vertragsverhiltnisse des Landkreises, soweit sie die unter § 1 Abs. 1 genannten kuitu-
rellen Einrichtungen betreffen, anstelle des Landkreises und mit befreiender Wirkung fur den
Landkreis ein. Eine Auflistung der méglicherweise von dieser Regelung betroffener Vertrage
ist zur Orientierung dem Kulturstattenvertrag als Anlage 2 beigefugt. Die Anlage 2 des Kul-
turstattenvertrages erhebt keinen Anspruch auf Vollstandigkeit und Richtigkeit. Flr Arbeits-
vertrdge gelten gesonderte vertragliche Regelungen.

(2) Die vertragschlieRenden Parteien werden die jeweilige Vertragspartei nach dem Be-
ginn dieses Vertrages (sieche § 36 Abs. 1) auffordern, der Vertragslibernahme durch die
Stadt zuzustimmen, und zwar in der Weise, dass der Landkreis aus samtlichen Verpflichtun-
gen aus dem Vertrag endgliltig entlassen wird. Sollte im Einzelfall die Zustimmung zu der
Ubernahme der Vertragsverhéltnisse nicht erreicht werden oder sollten die vertragschiieRen-
den Parteien gemeinschaftlich zu der Uberzeugung gelangen, dass die Aufforderung zur
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Ubernahme des Vertragsverhaltnisses im AuRenverhiltnis nicht angezeigt erscheint, bleibt
der Landkreis alleiniger Vertragspartner im Auenverhéltnis. Er wird das Vertragsverhaltnis
weiterhin durchfihren, jedoch im Innenverhéltnis ausschlieBlich im Auftrag und fir Rechnung
der Stadt abwickeln. Daraus folgt die Verpflichtung der Stadt, den Landkreis im Innenver-
héltnis von Verbindlichkeiten freizustellen. Die Stadt ermachtigt den Landkreis insoweit, ge-
geniiber dem jeweiligen Vertragspartner alle Rechte und Anspriiche aus dem Vertragsver-
héltnis im eigenen Namen geltend zu machen, sie stellt dem Landkreis samtliche zur Ver-
tragsabwicklung notwendigen Informationen zur Verfigung. Soweit der Landkreis das Ver-
tragsverhéltnis weiterhin durchfihrt, stellt er die Stadt in dem Mafe von der Haftung gegen-
uber Dritten frei, in dem der Landkreis die haftungsbegriindende Pflichtverletzung zu vertre-
ten hat.

33) Soweit die Regelung nach den Abséatzen 1 und 2 Miet- und Pachtvertrdge betrifft und
die erforderliche Zustimmung des Vertragspartners zu der Vertragsibernahme durch den
Vermieter/Verpachter nicht erteilt wird oder nicht eingeholt werden soll, verpflichten sich der
Landkreis und die Stadt bereits jetzt, soweit rechtlich und tatsachlich méglich Untermietver-
trage/Unterpachtvertirdge abzuschlieRen. Der Untermietvertrag/Unterpachtvertrag soll der
Stadt die Nutzung des Miet-/Pachtgegenstandes im Rahmen des dem Landkreis zustehen-
den Gebrauchsrechts in einem fur die Aufgabenerfiillung notwendigen Umfang verschaffen.
Der Landkreis hat jede rechtsgestaltende Erkldrung im Hinblick auf die jeweiligen Miet-
/Pachtvertrage wahrend der Vertragslaufzeit ohne vorherige Zustimmung der Stadt zu unter-
lassen. Die Stadt verpflichtet sich fir diesen Fall mit dem Landkreis eine Miete/Pacht in einer
Héhe zu vereinbaren, wie sie sich fir den Landkreis aus dem Miet- und Pachtvertrag ergibt.

(4) Die Regelung des Absatzes 2 Satze 3 und 5 gilt fur die Zeit bis zum Wirksamwerden
der Ubernahme der Vertragsverhaltnisse durch die Stadt und ab Wirksamwerden des Ver-
trages entsprechend.

(5) In Bezug auf die kulturellen Einrichtungen bestehen verschiedene Versicherungen.
Der Landkreis verpflichtet sich, der Stadt eine Auflistung der bestehenden Versicherungen
und die entsprechenden Unterlagen mit Vertragsbeginn zu Ubergeben. Soweit diese Versi-
cherungen nicht kraft Gesetzes mit der Ubernahme der unter § 1 Abs. 1 genannten kulturel-
len Einrichtungen auf die Stadt Ubergehen, verpflichtet sich diese ab dem Wirksamwerden
des Vertrages dafuir Sorge zu tragen, dass ein zeitlich und gegensténdlich lickenloser Versi-
cherungsschutz fur die kulturellen Einrichtungen gewahrleistet und fir die Vertragsdauer
aufrecht erhalten wird, der mit dem bis zu diesem Zeitpunkt bestehenden Versicherungs-
schutz im Wesentlichen identisch ist. Soweit der Landkreis zur Gewahrleistung eines ent-
sprechenden Versicherungsschutzes Versicherungsnehmer bleiben muss, gilt Absatz 2 Sat-
ze 2 bis 5 entsprechend.

(6) Soweit sich herausstellt, dass bestimmte Objekte (Leihgaben etc.) nicht den geman
Absatz 5 Ubergegangenen und fortgefuhrten Versicherungen unterfallen oder der Versiche-

rungsschutz luckenhatt ist, hat die Stadt dafir Sorge zu tragen, dass fur diese ein in Art und
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Umfang wesentlich gleicher Versicherungsschutz wie fur die tibrigen vergleichbaren Gegen-
stdnde gewabhrleistet wird, z. B. indem diese Objekte in geeignete bestehende Versicherun-
gen einbezogen oder neue geeignete Versicherungsvertrdge abgeschlossen werden. Die
Parteien kénnen sich fir bestimmte Objekte, insbesondere Leihgaben, auf Sonderregelun-
gen unter Einhaltung des § 39 (Schriftform) einigen, wenn fir diese ein solcher Umfang des
Versicherungsschutzes nicht notwendig oder die Berlicksichtigung weiterer Gefahren ange-
zeigt erscheint.

(7) Anspriiche aus den Versicherungen werden, soweit sie das Eigentum des Landkrei-
ses betreffen, bereits jetzt an den Landkreis abgetreten. Der Landkreis nimmt diese Abtre-
tung an. Etwaige Versicherungsfélle werden durch die Stadt ordnungsgemaR abgewickelt.
Die Stadt wird insoweit vom Landkreis bevollmachtigt, die zur Abwicklung des Versiche-
rungsfalles notwendigen Erkldrungen abzugeben und Untervolimachten zu erteilen, ferner
zur Entgegennahme von Zahlungen. Soweit bei den Versicherungen ein Selbstbehalt ver-

einbart wurde, ist dieser durch die Stadt an den Landkreis im Schadensfall zu zahlen.

§17
Verpflichtungen aus Foérdermittel- und Zuwendungsbescheiden

) Die Stadt informiert sich Uber die Rechte und Verpflichtungen aus etwaigen Férder-
mittel- und Zuwendungsbescheiden, welche die kulturellen Einrichtungen betreffen. Der
Landkreis wird der Stadt die entsprechenden Informationen tbergeben.

(2) Soweit maglich, tritt die Stadt in die Rechte und Verpflichtungen aus den Férdermittel-
und Zuwendungsbescheiden mit fur den Landkreis befreiender Wirkung ein. Den vertrag-
schlieBenden Parteien ist dabei bekannt, dass fur die schuldbefreiende Ubernahme die An-
erkennung der Rechtsverbindlichkeit der ergangenen Bescheide durch die Stadt und die
Zustimmung der jeweils bewilligenden Stelle notwendig ist.

(3) Erfolgt ein Eintritt nach Absatz 2 nicht, verpflichtet sich die Stadt, die sich aus diesen
Bescheiden ergebenden Verpflichtungen einzuhalten. Die Stadt verpflichtet sich, auch ge-
genlber den zustidndigen Behérden, die Férdermittel- und Zuwendungsbescheide und die
mit der Férderung verbundenen Verpflichtungen in vorstehendem Umfang - soweit erforder-
lich durch eine gesonderte schriftliche Erklarung - anzuerkennen. Soweit sich aus einer Ver-
letzung der vorstehenden Verpflichtungen Anspriche (z. B. Rickforderungsanspriiche) der
jeweils Férdermittel/Zuwendungen bewilligenden Stelle ergeben, hat die Stadt den Landkreis
von diesen Anspriichen freizustellen, soweit die Stadt die Pflichtverletzung zu vertreten hat.

(4) Soweit auf Grund der Abwicklung dieses Vertrages bzgl. des Blurgerhauses am Markt
Fordermittel zurtickgefordert werden, haftet hierfir im Innenverhaitnis allein der Landkreis. Er

stellt insofern die Stadt von Forderungen Dritter frei.
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Unterabschnitt 3.
Sonderregelungen fiir die Nutzung von Rdumlichkeiten im Gebiude des
Biirgerhauses am Markt, deren Inventar und zur Nutzung der Raumlichkeiten
im Gebdude der Landkreisverwaltung

§17 a
Sonderregelungen zum Inventar des Biirgerhauses am Markt

(1) Das Leihverhdltnis des gemaf §§ 8 ff. zur Verfigung gestellten Inventars der kulturel-
len Einrichtung Burgerhaus am Markt bleibt von der Beendigung des Leihverhéltnisses be-
zuglich der Raumlichkeiten im Gebdude des Birgerhauses am Markt unberihrt. Dieses In-
ventar darf durch die Stadt auf ihre Kosten entfernt und zum Betrieb des Veranstaltungszent-
rums im Schloss Kéthen verwendet werden.

(2) Der Landkreis verpflichtet sich schon jetzt, auf Verlangen der Stadt einen unbefriste-
ten Leihvertrag Uber das Inventar der ehemaligen kulturellen Einrichtung Blrgerhaus am
Markt, welches zum Betrieb des Veranstaltungszentrums im Schloss Kéthen verwendet wird,
abzuschlie3en, wenn der vorliegende Vertrag endet.

§17b
Sonderregelungen zur Nutzung der Rdumlichkeiten im Gebaude der
Landkreisverwaltung

(1) Der Landkreis stellt der Stadt folgende in dem Geb&ude der Landkreisverwaltung, Am
Fluglatz 1, 06366 K&then (Anhalt) befindlichen Raumlichkeiten im Wege der Leihe zur Verfi-

gung:

- 022 bis 030,
- 033 und
- 037.

Die entsprechenden Raumlichkeiten sind in dem als Anlage 4 zum Kulturstattenvertrag bei-
gefugten Grundriss gekennzeichnet. Die textlichen Festiegungen gehen bei Widerspriichen
vor. Das Leihverhaltnis bezliglich des in diesen Raumlichkeiten befindlichen Inventars
(§§ 8 ff.) bleibt unberihrt.

(2) Der Landkreis wird der Stadt die Raumlichkeiten in dem Zustand Gibergeben, in dem
sie sich bei einer gemeinsam durchzufiihrenden Begehung befinden. Diesen Zustand er-
kennt die Stadt als vertragsgemaf an. Der Landkreis erklart schon jetzt die Einwilligung in
die Uberlassung der Raumlichkeiten an diejenigen stadtischen Gesellschaften, welcher sich
die Stadt gemaR § 1 Abs. 4 bedient.
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(3) Die Verleihung dieser Raumlichkeiten erfolgt ausschlieBlich zu Zwecken dieses Ver-
trages, also zur Verwirklichung der Ziele und Aufgaben der prahistorischen Sammlung (§ 6
Abs. 3). Eine Nutzung zu anderen Zwecken bedarf der vorhergehenden schriftlichen Zu-
stimmung des Landkreises.

(4) Der Landkreis tragt fur den Zeitraum der Nutzung der Raumlichkeiten durch die Stadt
oder stadtische Gesellschaft samtliche Bewirtschaftungskosten (Strom, Heizung, Reinigung
etc.). Diese Tatsache wurde bei der Kalkulation des Zuschusses (§ 24) beriicksichtigt. Die
Stadt verpflichtet sich, die Bewirtschaftungskosten maoglichst gering zu halten, entsprechen-
de Bemuhungen des Landkreises zu unterstitzen und Einsparpotentiale - gegebenenfalls
nach entsprechenden Vorschlagen des Landkreises - zu nutzen. Der § 13 Abs. 1 gilt fur die
verliehenen Raumlichkeiten entsprechend.

(%) Vertrage, welche fir die Bewirtschaftung der Raumlichkeiten notwendig sind (z. B.
Stromlieferungsvertrage), verbleiben abweichend von der Regelung des § 16 beim Land-
kreis. Gleiches gilt fur Versicherungen die das Grundstiick und Gebaude der Landkreisver-
waltung, Am Fluglatz 1, 06366 Kéthen (Anhalt), betreffen.

(6) Das Leihverhaltnis bezlglich der in Absatz 1 genannten Rdumlichkeiten endet mit der
Beendigung dieses Vertrages. Nach Beendigung des Leihverhiltnisses hat die Stadt die
Réaumlichkeiten bis auf das gemaR der §§ 8 ff. zur Verfugung gestellten Inventar vollstandig
geraumt und besenrein zurlickzugeben. Von der Stadt oder deren Erfillungsgehilfen schuld-
haft verursachte Beschadigungen sind zu beseitigen. Einrichtungen mit denen die Stadt oder
die stadtische Gesellschaft die Leihgabe versehen hat, darf sie wegnehmen.

Abschnitt 3.
Personal

§18
Ubergang der Arbeits- und Ausbildungsverhiltnisse

1) Die Parteien stellen fest, dass die Stadt in alle Arbeits- und Dienstvertrage mit den in
den kulturellen Einrichtungen beschéftigten Arbeitnehmern gemanl § 613 a BGB eintritt, fur
die bei Wirksamwerden des Vertrages mit dem Landkreis ein Beschéftigungsverhaltnis be-
steht.

(2) Dem Kulturstattenvertrag ist eine Liste aller Arbeitnehmer beigefigt, deren Arbeits-
verhaltnis vom Betriebstbergang betroffen ist (Anlage 5 des Kulturstattenvertrages). Sie
enthélt folgende Angaben: Name, Vorname, Geburtsdatum, Funktion, Eintrittsdatum, Be-
schaftigungszeit, Aufgabenschwerpunkte, Vergitung, Berechnungsgrundlagen zur jeweiligen
Vergutung, Eingruppierung, Altersversorgungsart (insbesondere Zusatzversorgungskasse
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Sachsen-Anhalt, im Folgenden: ZVK) und weitere Besonderheiten (z. B. Schwerbehinde-
rung). Die Liste ist Bestandteil dieses Vertrags. Die dort genannten Arbeitnehmer werden im
Folgenden ,betroffene Arbeitnehmer’ genannt.

§19
Zusatzversorgung

Die Stadt verpflichtet sich, die Altersversorgung fur die gemaR § 613 a BGB ubergegange-
nen betroffenen Arbeitnehmer, fir die eine Zusatzversorgung bei der ZVK besteht, fortzufiih-
ren.

§ 20
Information der Arbeitnehmer und Widerspruch gemaR § 613 a BGB

(1) Der Landkreis wird die betroffenen Arbeitnehmer geman § 613 a Abs. 5 BGB vor dem
Betriebsiibergang in Textform unterrichten tber:

- den Zeitpunkt oder den geplanten Zeitpunkt des Ubergangs

- den Grund fir den Ubergang

- die rechtlichen, wirtschaftlichen und sozialen Folgen des Ubergangs fur die Arbeit-
nehmer

- die hinsichtlich der Arbeitnehmer in Aussicht genommenen MaRnahmen und

- die Frist, innerhalb derer die Arbeitnehmer dem Ubergang ihres Arbeitsverhaltnisses
auf die Stadt widersprechen kénnen.

(2) Die Stadt wird dem Landkreis samtliche fur die Unterrichtung nach Absatz 1 notwen-
digen Informationen zur Verfiigung stellen, insbesondere dariiber, ob und auf welche stadti-
sche Gesellschaft eine Ubertragung von Aufgaben nach diesem Vertrag beabsichtigt ist. In
diesem Falle informiert die Stadt auch dariiber, ob die betroffenen Arbeitnehmer im Wege
eines Personalgestellungsvertrages der jeweiligen stadtischen Gesellschaft zur Verfugung
gestellt werden sollen oder ob ein weiterer Betriebstiibergang geman § 613 a BGB beziiglich
der Arbeitsverhaltnisse der betroffenen Arbeitnehmer stattfindet. Die Stadt gewahrleistet die
Richtigkeit der gemachten Angaben.

3) Die VertragsschlieRenden werden sich wechselseitig Uber eingehende Widerspriiche
unverziglich informieren.

§20a
Besitzstandswahrung und Rechtsnachfolgerbindung

(1) Die betroffenen Arbeitnehmer dirfen anlasslich des Betriebsiibergangs dauerhaft
keinerlei Rechtsnachteile erleiden, d. h., sie werden so gestellt, als ob ein Betriebstibergang
nicht stattgefunden hatte. Die betroffenen Arbeitnehmer erwerben insoweit durch diesen Ver-
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trag unmittelbar das Recht, diese Leistung von der Stadt zu fordern. Die betroffenen Arbeit-
nehmer werden entsprechend informiert.

(2) Stellt die Stadt fest, dass mit der Ubertragung von Aufgaben nach diesem Vertrag auf
eine stadtische Gesellschaft ein weiterer Betriebsiibergang gem. § 613 a BGB beziglich der
Arbeitsverhaltnisse der betroffenen Arbeitnehmer stattfindet, vereinbaren die Parteien, dass
die betroffenen Arbeitnehmer auch anlasslich dieses weiteren Betriebsiibergangs keinerlei
Rechtsnachteile erleiden durfen, d. h., sie sind, z. B. durch eine entsprechende Vertragsge-
staltung mit der jeweiligen stadtischen Gesellschaft, entsprechend der Verpflichtung unter
Absatz 1 so zu stellen, als ob auch dieser weitere Betriebstibergang nicht stattgefunden hat-
te. Die betroffenen Arbeitnehmer erwerben insoweit durch diesen Vertrag unmittelbar das
Recht, auch diese Leistung von der Stadt zu fordern. Die betroffenen Arbeitnehmer werden
entsprechend informiert.

(3) Auch im Falle von anderen Ubertragungen, Ausgliederungen etc. der kulturellen Ein-
richtungen oder von Teilen dieser Einrichtungen, welche keinen weiteren Betriebstbergang
nach § 613 a BGB darstellen, stellt die Stadt vertraglich sicher, dass die gesetzlichen und die
sich aus diesem Verirag ergebenden Verpflichtungen erflllt werden und die Arbeitnehmer-
rechte, insbesondere die Beteiligungsrechte der Arbeitnehmervertretung, gewahrt werden.

(4) Das Recht zum Ausspruch von Kiindigungen jeglicher Art, insbesondere betriebsbe-
dingter Beendigungs- oder Anderungskiindigungen, beziglich der Arbeitsverhiltnisse der
betroffenen Arbeitnehmer durch die Stadt oder eine stadtische Gesellschaft bleibt von den
Regelungen dieses Vertrages unberiihrt. Der Ausspruch von Kindigungen bedarf nicht der

Zustimmung des Landkreises.

§ 21
Erstattung der Personalkosten

1) Der Landkreis erstattet der Stadt monatlich bis zum 15. des Folgemonats die jeweili-
gen Personalkosten des Vormonates fur diejenigen Arbeitsverhéltnisse, in welche diese ge-
mé&fR § 613 a BGB beziglich der betroffenen Arbeitnehmer eingetreten ist. Der zu erstattende
Betrag ist dem Landkreis bis zum 3. des Folgemonats mitzuteilen; dies ist keine Ausschluss-
frist. Der Erstattungsbetrag ist in der Hohe auf die Personalkosten begrenzt, welche der
Landkreis bei einer Fortsetzung des Arbeitsverhaltnisses mit dem jeweiligen betroffenen Ar-
beitnehmer bei der in der Anlage 5 des Kulturstattenvertrages angegebenen Eingruppierung
ohne den Betriebslbergang gehabt hatte.

(2) Im Falle, dass ein weiterer Betriebsiibergang gema § 613 a BGB hinsichtlich der
Arbeitsverhaltnisse der betroffenen Arbeitnehmer auf eine stadtische Gesellschaft stattfindet,
zahit der Landkreis fur diese Arbeitsverhaltnisse monatlich an die Stadt oder an die von der
Stadt zu benennende stadtische Gesellschaft einen Betrag in der Hohe der jeweiligen Per-
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sonalkosten der stadtischen Gesellschaft des Vormonates fur das Arbeitsverhaltnis bis zum
15. des Folgemonats. Der zu erstattende Betrag ist dem Landkreis bis zum 3. des Folgemo-
nats durch die Stadt oder durch die von ihr benannte stadtische Gesellschaft mitzuteilen;
dies ist keine Ausschlussfrist. Der Erstattungsbetrag ist in der Héhe auf die Personalkosten
begrenzt, welche der Landkreis bei einer Fortsetzung des Arbeitsverhéltnisses mit dem je-
weiligen betroffenen Arbeitnehmer bei der in der Anlage 5 des Kulturstattenvertrages ange-
gebenen Eingruppierung ohne den Betriebsiibergang gehabt hatte.

3) Die Pflicht zur Erstattung der Personalkosten nach den Absétzen 1 und 2 endet mit
der Erstattung der Kosten fur den Monat Dezember 2017, soweit die Vertragspartner nicht
gemal § 24 Abs. 5 (Zweck und Hohe des Zuschusses) etwas anderes vereinbaren.

4) Die Pflicht zur Erstattung der Personalkosten nach den Absatzen 1 und 2 endet auch
mit der endgultigen Beendigung des Arbeitsverhéitnisses der betroffenen Arbeitnehmer mit
der Stadt bzw. stadtischen Gesellschaft. In diesem Fall gilt dann der § 22 (Ersatzarbeitneh-
mer).

§ 22
Ersatzarbeitnehmer

1 Im Falle der endgliltigen Beendigung des Arbeitsverhaltnisses eines tibergegangenen
betroffenen Arbeitnehmers, gleich aus welchem Grunde, oder mit Beginn der Freistellungs-
phase bei Altersteilzeit, ist die Stadt oder die von ihr zu benennende stadtische Gesellschaft
berechtigt, soweit dies zur Erfullung der Aufgaben und Ziele der kulturellen Einrichtungen
erforderlich ist, einen oder mehrere Ersatzarbeitnehmer flr diesen einzustellen. Die Einstel-
lung kann befristet oder unbefristet, Vollzeit oder Teilzeit und auch auf Basis geringfligiger
Beschaftigung erfolgen. Der Umfang der wdchentlichen Arbeitszeit der/des Ersatzarbeitneh-
mer/s darf insgesamt die des zu ersetzenden Arbeitnehmers nicht Uberschreiten. Bei Neu-
einstellungen haben die Stadt bzw. die stadtischen Gesellschaften, unter Beachtung insbe-
sondere des gegebenenfalls geltenden Tarifrechts, Einsparmdglichkeiten zu nutzen.

(2) Der Landkreis zahlt monatlich an die Stadt bzw. die von der Stadt benannte stadti-
sche Gesellschaft bis zum 15. des Folgemonats die jeweiligen Personalkosten des Vormo-
nates fUr den/die Ersatzarbeitnehmer. Der zu erstattende Betrag ist dem Landkreis bis zum
3. des Folgemonats mitzuteilen; dies ist keine Ausschlussfrist. Der Erstattungsbetrag ist in
der Héhe auf den Betrag begrenzt, der bei einer Einstellung eines einzelnen Ersatzarbeit-
nehmers fur den jeweiligen Ubergegangenen betroffenen Arbeitnehmer unter Geltung des
TV6D und dessen Eingruppierung gemaf der in der Anlage 5 des Kulturstattenvertrages
genannten Entgeltgruppe des zu ersetzenden Arbeithehmers sowie bei Einstufung in die
Stufe 2 bei Einstellung, als Personalkosten zu erstatten gewesen wére.

(3) Soweit durch die Einstellung eines oder mehrerer Ersatzarbeitnehmer gemafl Ab-
satz 1 oder deren Nichtvornahme oder nur teilweisen Vornahme insgesamt eine Einsparung
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im Vergleich zu dem Héchstbetrag der Erstattung gemal Absatz 2 eintritt, zahlt der Land-
kreis fir Neueinstellungen ab dem 01.01.2015 einen Aufschlag in Héhe von 100 v. H. der
Einsparung zusatzlich zum Erstattungsbetrag, soweit die Stadt bzw. stadtische Gesellschaft
diese Einsparung zu vertreten hat. Fur Neueinstellungen vor dem 01.01.2015 gelten die Re-
gelungen des Kulturstattenvertrages. Damit bleiben bei der Berechnung der Einsparung un-
berlcksichtigt:

- der etwaige Wegfall von Beitragen zur Zusatzversorgungskasse bei Einstellung durch
eine stadtische Gesellschaft,

- tarifliche Steigerungen, einschlieflich Stufenaufstiege, nach dem TVéD sowie

- eventuelle Leistungen der Agentur fur Arbeit bei Altersteilzeit eines zu ersetzenden
Arbeitnehmers bzw. Wiedereingliederung (Wiedereingliederungshilfe)

Der gezahlte Aufschlag ist zu Zwecken dieses Vertrages zu verwenden.

(4) Sollten betroffene Arbeitnehmer oder Ersatzarbeitnehmer infolge von Krankheit, Ur-
laub oder Fortbildung und ahnlichen Gegebenheiten voriibergehend ausfallen, so sind die
Kosten fur eine in diesen Fallen gegebenenfalls erforderlich werdende Vertretung durch die
Stadt bzw. die stadtische Gesellschaft zu tragen.

(5) Die Pflicht zur Erstattung der Personalkosten nach den Absatzen 1 und 2 und zur
Zahlung des Aufschlages gemaf Absatz 3 endet mit der Erstattung der Kosten und Zahlung
des Aufschlages fiir den Monat Dezember 2017, soweit die Vertragspartner nicht gem. § 24
Abs. 5 (Zweck und Hohe des Zuschusses) etwas anderes vereinbaren.

§ 23
Verfahrensweise im Falle eines Widerspruches, Personalgestellungsvertrige

M Im Falle eines Widerspruches eines Arbeitnehmers gegen den Ubergang seines Ar-
beitsverhaltnisses auf die Stadt schlieft der Landkreis mit dieser oder mit einer von ihr be-
nannten Gesellschaft bezlglich dieses Arbeitnehmers einen Personalgestellungsvertrag
nach dem als Anlage 6 des Kulturstattenvertrages beigefligten Muster (gestellte Arbeitneh-
mer). Die Stadt stellt sicher, dass die benannte Gesellschaft zum Vertragsschluss mit dem
Landkreis verpflichtet ist und dieser selbst einen solchen Vertragsschluss von der stadti-
schen Gesellschaft verlangen kann.

(2) Sollten gestellte Arbeitnehmer oder Ersatzarbeitnehmer infolge von Krankheit, Urlaub
oder Fortbildung und ahnlichen Gegebenheiten vorlibergehend ausfallen, so sind die Kosten
fir eine in diesen Fallen gegebenenfalls erforderlich werdende Vertretung durch die Stadt
bzw. die stadtische Gesellschaft zu tragen.
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(3) Ebenfalls ist der Landkreis bei einer Beendigung des Arbeitsverhéltnisses eines ge-
stellten Arbeitnehmers zum Landkreis von der Pflicht eine Ersatzkraft zu stellen befreit. Die
Regelung des § 22 (Ersatzarbeitnehmer) gilt in diesem Fall entsprechend.

4) Fur den Fall eines Aufhebungs- oder Altersteilzeitvertrages oder sonstiger Vereinba-
rungen, die auf die (vorzeitige) Beendigung des Arbeitsverhéltnisses abzielen, ist das Ein-
vernehmen der Stadt erforderlich. Dies gilt nicht, soweit ein gesetzlicher oder tariflicher An-
spruch besteht.

(5) Die Pflicht zur Personalgestellung durch den Landkreis endet mit dem Ablauf des
Jahres 2017, soweit die Vertragspartner nicht geman § 24 Abs. 5 (Zweck und H6he des Zu-
schusses) etwas anderes vereinbaren.

§23a
Behandlung von Mehrkosten
(z. B. durch Altersteilzeit, Mehrarbeit, Uberstunden und Zuschlige)

Q) Mehrkosten, die z.B. durch Vereinbarungen zur Altersteilzeit, einmalige Kosten der
ZVK im Rahmen von Betriebsiibergangen, durch Mehrarbeit und Uberstunden entstehen,
fallen dem Landkreis hinsichtlich der auf die Stadt (lbergegangenen Arbeitsverhéltnisse der
betroffenen Arbeitnehmer (§ 18), der gestellten Arbeitnehmer (§ 23) und der Ersatzarbeit-
nehmer (§ 22) nicht zur Last und sind gegebenenfalls durch die Stadt bzw. stadtische Ge-
sellschaft zu tragen. Abweichend hiervon fallen Mehrkosten durch Altersteilzeit hinsichtlich
der auf die Stadt bergegangenen Arbeitsverhéltnisse der betroffenen Arbeitnehmer (§ 18),
und der gestellten Arbeitnehmer (§ 23) dem Landkreis dann zur Last, soweit ein gesetzlicher
oder tariflicher Anspruch auf Altersteilzeit besteht.

(2) Kosten, welche durch die Zahlung von Zuschlagen entstehen, tragt der Landkreis,
soweit diese flr die Ubergegangenen Arbeitsverhéltnisse der betroffenen Arbeitnehmer
(§ 18), die gestellten Arbeitnehmer (§ 23) und Ersatzarbeitnehmer (§ 22) insgesamt nicht
jahrlich einen Betrag in Hohe von 2.500,- € netto zuziliglich der mit den Zuschléagen verbun-
denen Kosten (z. B. Sozialabgaben) tbersteigen. Diese Pflicht endet mit der Erstattung der
Kosten fur den Monat Dezember 2017, soweit die Vertragspartner nicht gem. § 24 Abs. 5
(Zweck und Héhe des Zuschusses) etwas anderes vereinbaren. Dartiber hinaus entstehende
Kosten durch Zuschlage tragt die Stadt bzw. stadtische Gesellschaft.

(3) Hinsichtlich der nach § 23 zu stellenden Arbeitnehmer wird eine Regelung in dem
Personalgestellungsvertrag aufgenommen, welche die Regelungen unter Abs. 1 und Abs. 2

im Verhaltnis der Parteien des Personalgestellungsvertrages fur anwendbar erklart.
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§23b
Personaleinsatz

Das Personal soll méglichst flexibel eingesetzt werden kénnen. Die Parteien sind sich des-
halb darin einig, dass die betroffenen Arbeitnehmer, die gestelite Arbeitnehmer und die Er-
satzarbeitnehmer von der Stadt oder einer stadtischen Gesellschaft zu allen Tatigkeiten im
Rahmen der kulturellen Aufgaben herangezogen werden kénnen. Es erfolgt insbesondere
keine Differenzierung nach stadtischer oder kreislicher Kultur.

§23c¢
Sonderregelung zum Arbeitnehmer Nr. 8 der Anlage 5 des Kulturstattenvertrages

Mit Eintritt des Arbeitnehmers Nr. 8 der Anlage 5 des Kulturstattenvertrages in die Freistel-
lungsphase seiner Altersteilzeit ist bis zur Er6ffnung des Veranstaltungszentrums im Schloss
die Stadt oder stadtische Gesellschaft berechtigt, einen Ersatzarbeitnehmer nach § 22 (Er-
satzarbeitnehmer) zu beschéftigen. Die Kostenerstattungspflicht fur diesen Ersatzarbeitneh-
mer und auch der Einsparzuschlag (§ 22 Abs. 3) entfallen mit der Eréffnung des Veranstal-

tungsortes im Schiloss.

Abschnitt 4.
Zuschuss

Unterabschnitt 1.
Zuschuss des Landkreises

§24
Zweck und Hohe des Zuschusses

M Der Landkreis gewahrt der Stadt zweckgebunden zur Deckung der mit der Ubernah-
me und dem Betrieb der kulturellen Einrichtungen verbundenen Kosten fur die Zeit von 2008
bis zum Ablauf des Jahres 2017 nach Maf3gabe dieses Vertrages jahrliche Zuschiisse. Wei-
tere Anspriiche auf Zahlungen gegen den Landkreis hat die Stadt aufgrund der auf sie mit
diesem Vertrag Ubertragenen Aufgaben nicht, soweit in diesem Vertrag nicht anderes vorge-
sehen ist.

(2) Bei der Kalkulation des Zuschusses fiir den Zeitraum 2015 bis 2017 wurden samtli-
che Kosten, mit Ausnahme der Personalkosten, fur welche Sonderregelungen gelten, und
die geschatzten Einnahmen berlcksichtigt. Nicht beriicksichtigt wurden abweichend von
Satz 1 bei der Kalkulation die Bewirtschaftungskosten fur die leihweise zur Verfugung ge-
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stellten Raumlichkeiten in der Landkreisverwaltung, Am Flugplatz 1, 06366 Kéthen (Anhalt),
welche fur die Vertragslaufzeit durch den Landkreis getragen werden (§ 17 b Abs.4).

(3) Der Zuschuss betragt fur das gesamte Kalenderjahr im Jahre 2008 bis einschlieRlich
2017 jeweils 350.560,00 EUR brutto. Der Zuschuss setzt sich wie folgt zusammen:

- 262.260 EUR Bewirtschaftungskosten fur Museen und

- 88.300 EUR Bewirtschaftungskosten fur das Veranstaltungszentrum (im Folgenden:
weiterer Bewirtschaftungszuschuss).

Bei einem Wirksamwerden des Vertrages innerhalb eines laufenden Kalenderjahres oder bei
einer Beendigung des Vertrages innerhalb eines laufenden Kalenderjahres wird der Zu-
schuss nur anteilig fur das verbleibende bzw. abgelaufene jeweilige laufende Kalenderjahr
gezahlt (taggenau). Dies gilt auch hinsichtlich der Stichtagsregelung des § 36 Abs. 3. Der
weitere Bewirtschaftungszuschuss kann frei zu den Zwecken dieses Vertrages verwendet
werden.

4) Mit dem Ablauf des Monates Juni 2015 werden sich die Parteien {iber eine Fortfuh-
rung der Zuschussgewahrung in Art, Héhe und Dauer (iber das Jahr 2017 hinaus verstandi-
gen. Sollte eine Einigung nicht gelingen, steht es dem Landkreis und der Stadt frei, den Ver-

trag innerhalb der vertraglich vereinbarten Frist ordentlich zu kiindigen.

(5) Fur die Personalkosten gelten die Regelungen des Abschnittes 3.

§ 25
Falligkeit des Zuschusses

Der Zuschuss wird von dem Landkreis in vierteljahrlichen Abschlagszahlungen in Héhe von
jeweils 25 v. H. des jahrlich zu leistenden Gesamtzuschusses geleistet. Die Zahlung erfolgt

jeweils zum 15. des ersten Monats im Quartal auf das von der Stadt zu benennende Konto.

§ 26
Verwendung des Zuschusses/unverbrauchte Mittel

@) Die Stadt darf den Zuschuss nur zum Zweck der Erfillung der vom Landkreis Gber-
tragenen Aufgaben (§ 1 bis § 7) verwenden.

(2) Der Zuschuss ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden.

(3) Wurde der jahrliche Zuschuss nicht im selben Kalenderjahr der Auszahlung ver-
braucht, meldet die Stadt dem Landkreis schriftlich bis zum 31. Marz des Folgejahres die
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Hohe der nicht verbrauchten Mittel. Diese nicht verbrauchten Mittel werden zur zweckent-
sprechenden Verwendung in das Folgejahr Uibertragen. Die tbertragenen Mittel werden auf
den Zuschuss im Folgejahr nicht angerechnet.

(4) Nach Ablauf des im § 24 Abs. 1 genannten Zeitraums der Zuschussgewéhrung oder
bei Beendigung des Vertrages, je nach dem welcher Umstand zuerst eintritt, hat die Stadt
nicht verbrauchte Mittel unverziglich an den Landkreis zu erstatten, es sei denn, die Ver-
tragsparteien einigen sich zuvor auf eine Regelung, in dem die Ubertragung oder anderweiti-
ge Verwendung der Mittel geregelt wird. Zahlt die Stadt den Erstattungsbetrag bei Falligkeit
nicht, ist dieser zu verzinsen. Der Zinssatz betragt fir das Jabr fiinf Prozentpunkte Gber dem
Basiszinssatz.

§ 27
Auslegungsregel

@) Zuschussmittel, die insbesondere fir den Betrieb, die Unterhaltung und die Erfiillung
der Aufgaben und Ziele im Zusammenhang mit den Museen und der prahistorischen Samm-
lung verwendet werden, gelten als gemaR § 26 zweckentsprechend verwendet.

(2) Zuschussmittel, die insbesondere im Rahmen des Veranstaltungszentrums im
Schloss Kéthen fur kulturelle Veranstaltungen verwendet werden, gelten als zweckentspre-
chend im Sinne des § 26 verwendet, soweit die kulturellen Veranstaltungen sich nicht aus-
schlieBlich an die Einwohner der Stadt Kéthen und ihre Ortschaften wenden. Ferner gelten
Zuschussmittel fur den Betrieb und die Unterhaltung des Veranstaltungszentrums im Schloss
als zweckentsprechend verwendet.

(3) Die Zuschussmittel sind so zu verwenden, dass die Aufgaben nach dem Vertrag voll-
standig erflllt werden. Als zweckentsprechend verwendet gelten insbesondere auch solche
Zuschussmittel, die fur die Fortfuhrung solcher Veranstaltungen verwendet werden, die be-
reits vor Vertragsschluss durch die kulturellen Einrichtungen angeboten wurden.

§ 28
Verbleib der Einnahmen

Die aus der Betreibung der kulturellen Einrichtungen der Stadt oder den stadtischen Gesell-
schaften zuflieBenden Einnahmen (Eintrittsgelder, Mietzinsen etc.) verbleiben bei der Stadt
bzw. den stadtischen Gesellschaften. Die geschéatzten Einnahmen sind Bestandteil der Kal-
kulation und wurden bei der Bestimmung der Héhe des zu zahlenden Zuschusses bereits

berlicksichtigt.
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§ 29
Zuschuss zu den Kosten des Geschiftsfiihrers

1 Soweit die Stadt sich zur Erfullung ihrer Verpflichtungen nach diesem Vertrag stadti-
scher Gesellschaften bedient, zahlt der Landkreis an die Stadt Kéthen einen weiteren Zu-
schuss zu den Personalkosten eines Geschaftsfihrers einer solchen stadtischen Gesell-
schaft in Hohe von einem Drittel der Personalkosten, hochstens jedoch 890,00 EUR brutto
pro Monat. Der Landkreis erstattet der Stadt monatlich bis zum 15. des Folgemonats die
anteiligen Personalkosten des Vormonates fiir den Geschéftsfihrer.

(2) Die Pflicht zur Erstattung nach Absatz 1 endet mit der Erstattung der Kosten fur den
Monat Dezember 2017, soweit die Vertragspartner nicht gemaR § 24 Abs. 5 (Zweck und Ho6-
he des Zuschusses) etwas anderes vereinbaren.

Unterabschnitt 2.
Weiterer Zuschuss der Stadt

§ 30
Zweck und Hohe des weiteren Zuschusses

(1) Die Stadt verpflichtet sich gegeniiber dem Landkreis, der bzw. den stadtischen Ge-
sellschaften, derer sich die Stadt im Rahmen dieses Vertrages bedient, einen jahrlichen wei-
tern Zuschuss in Héhe von insgesamt 210.300,00 EUR zu zahlen.

(2) Der Zweck dieses weiteren Zuschusses ist nicht auf die Aufgabenerfullung dieses
Vertrages begrenzt sondern dient allgemein dem Erreichen des Zwecks der Gesellschaft

bzw. Gesellschaften.

3 Die Vorschriften des Abschnitts 5 finden auf diesen weiteren Zuschuss keine Anwen-
dung.

Abschnitt 5.
Verwendungsnachweis

§ 31
Berichts- und Nachweispflichten

(1) Bis zum 15. Oktober des der Auszahlung des jahrlichen Zuschusses folgenden Jah-
res weist die Stadt die Verwendung des Zuschusses nach. Zu diesem Zweck ist in einem
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Sachbericht darzustellen, wie und in welchem Umfang die (ibertragenen Aufgaben gemaR
§ 4 bis § 7 erfullt wurden.

(2) Der Landkreis ist berechtigt, im Zusammenhang mit der Priifung des Verwendungs-
nachweises Bicher, Belege und sonstige Geschéftsunterlagen anzufordern und einzusehen,
soweit dies fir die Nachprifung der Angaben der Stadt erforderlich ist. Dies gilt auch fir Bi-
cher, Belege und sonstige Geschaftsunterlagen von stddtischen Gesellschaften, derer sich
die Stadt zur Aufgabenerfillung bedient.

(3) Far das Rechnungspriifungsamt des Landkreises besteht ein eigenes Priifrecht bzgl.
der mit der Vertragserfillung verbundenen Vorgénge der Stadt und der von ihr beauftragten
stadtischen Gesellschaften.

Abschnitt 6.
Kiindigung und Riickabwicklung

§32
Kiindigung des Vertrages

@) Das Recht zur Kiindigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kindigungs-
frist (§ 314 BGB) bleibt furr beide Vertragsparteien durch die nachfolgenden Regelungen un-
berdhrt. Eine fristlose Kiindigung durch den Landkreis ist insbesondere méglich:

- wenn die Stadt ihre Verpflichtungen nach diesem Vertrag nicht nur unerheblich und
nicht nur voribergehend verletzt, obwohl der Landkreis sie zur Erfillung ihrer Ver-
pflichtungen unter Setzung einer Frist von sechs Wochen und unter Androhung der
Kiindigung dieses Vertrages aufgefordert hat und die Nachfrist ergebnislos verstri-
chen ist,

- bei nicht zweckentsprechender Mittelverwendung.

(2) Die Vertragsparteien kdnnen diesen Vertrag ohne Angabe von Griinden mit einer
Frist von 6 Monaten zum Ende des laufenden Kalenderjahres kiindigen.

3) Die Kuindigung bedarf der Schriftform.

4) Erflllt die Stadt die mit den kulturellen Einrichtungen verbundenen Aufgaben nicht
oder kommt sie den in den §§ 2 (Grundsatze der Leistungserbringung) und 31 (Berichts- und
Nachweispflichten) genannten Verpflichtungen nicht nach oder ergibt die Verwendungs-
nachweisfihrung, dass der Zuschuss ganz oder teilweise nicht zweckentsprechend verwen-

det wurde, und hat die Stadt oder die stadtische Gesellschaft dies zu vertreten, so ist die
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Stadt zur Riickzahlung des Zuschusses in dem Umfange verpflichtet, in dem der Zweck die-
ses Vertrages deshalb nicht erreicht worden ist. Der Rickzahlungsanspruch ist sofort fallig.
Der Riickzahlungsbetrag ist bis zur Zahlung bzw. Verrechnung seit dem Zeitpunkt der Fallig-
keit zu verzinsen. Der Zinssatz betragt fur das Jahr finf Prozentpunkte lUber dem Basiszins-
satz.

§33
Riickabwickliung

(1) Im Falle der Kiindigung oder sonstigen Beendigung des Vertrages hat die Stadt samt-
liche Gbergebenen oder im Alleineigentum des Landkreises stehenden Sachen, die Gegen-
stand dieses Vertrages sind, gemaR § 34 (Ruckgabe der Leihgaben) herauszugeben. Mitei-
gentum wird auseinandergesetzt. Gleichfalls werden die auf die Stadt nach diesem Vertrag
Ubergeleiteten Vertrage, soweit diese nicht durch Zeitablauf oder anderweitig erledigt sind, in
entsprechender Anwendung des § 16 (Vertragsverhaltnisse und Versicherungen) auf den
Landkreis zuriicklibertragen. Die vorstehende Regelung gilt ausdriicklich nicht fiir Vertrage,
welche durch Stadt oder die stadtischen Gesellschaften abgeschlossen worden sind, eine
Uberleitung dieser Vertrage auf den Landkreis findet nicht satt, soweit die Parteien nicht et-
was anderes vereinbaren.

(2) Gehen bei einer Beendigung dieses Vertrages Arbeitsverhaltnisse von Arbeitnehmern
der Stadt auf den Landkreis tiber und handelt es sich hierbei nicht um die Arbeitsverhéitnisse
der in der Anlage 5 des Kulturstattenvertrages genannten Arbeitnehmer oder um Arbeitsver-
haltnisse der fur diese nach § 22 eingestelliten Ersatzarbeitnehmer, so hat die Stadt alle mit
diesen Arbeitsverhéltnissen verbundenen unmittelbaren und mittelbaren Aufwendungen zu
erstatten.

(3) Gleiches gilt fur die Personalkosten, welche im Falle eines Uberganges der Arbeits-
verhaltnisse auf den Landkreis durch diejenigen Arbeitsverhaltnisse der in der Anlage 5 des
Kulturstattenvertrages genannten betroffenen Arbeitnehmer oder durch die nach § 22 einge-
stellten Ersatzarbeitnehmer entstehen, soweit diese Kosten:

- bei den in der Anlage 5 des Kulturstattenvertrages genannten betroffenen Arbeit-
nehmern die im § 21 Abs. 1 Satz 3 (Erstattung des Personalkosten) beschriebene

Wertgrenze Ubersteigen,

- bei Ersatzarbeitnehmern insgesamt die im § 22 Abs. 2 Satz 3 (Ersatzarbeitnehmer)
genannte Wertgrenze Uberschreiten.

(4) Der Landkreis verpflichtet sich gegenliber der Stadt zur Riickibernahme der geman

§ 18 auf die Stadt ibergegangenen Arbeitnehmer sowie der fur diese gemaR § 22 eingestell-
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ten Ersatzarbeitnehmer auch fur den Fall, dass bei der Riickabwicklung kein Betriebstber-

gang erfolgt. Die Absétze 2 und 3 gelten entsprechend.

§34
Riickgabe der Leihgaben

M Sind die Leihgaben - egal aus welchem Grunde - an den Landkreis zuriickzugeben,
so erfolgt die Rickgabe im ordnungsgeméaRen Zustand am vom Landkreis zu bestimmenden
Ruckgabeort. Ein Zurickbehaltungsrecht an den Leihgaben ist ausgeschlossen.

(2) Erfolgt die Rickgabe nicht im ordnungsgeméaBen Zustand, so hat der Landkreis der
Stadt schriftlich eine angemessene Frist zur Herstellung eines ordnungsgemaRen Zustandes
unter Androhung der Ersatzvornahme zu setzen. Nach fruchtlosem Fristablauf kann der
Landkreis die zur Herstellung eines ordnungsgeméaBen Zustandes erforderlichen Aufwen-
dungen durch eigenes Personal oder beauftragte Dritte vornehmen lassen und die Kosten
der Stadt in Rechnung stellen.

(3) Bis zur Herstellung des ordnungsgemaRen Zustandes der Leihgabe gilt diese als
nicht zurlickgegeben. Gibt die Stadt die Leihgabe nicht oder nicht vollstéandig zum vereinbar-
ten Termin zuriick, hat sie den dadurch entstehenden Schaden zu ersetzen.

(4) Bei Riickgabe werden die Leihgaben vom Landkreis in Anwesenheit eines Vertreters
der Stadt auf Vollstandigkeit gepruft und untersucht. Das Ergebnis der Priifung und Untersu-
chung ist von den Vertragsparteien schriftlich festzuhalten und zu unterzeichnen. Erzielen
die Vertragsparteien hinsichtlich der Erstellung des ordnungsgemé&Ben Zustandes der Leih-
gabe keine Einigung, ist die Leihgabe auf Verlangen einer Partei durch einen Sachverstandi-
gen zu untersuchen. Die Parteien werden sich auf einen Sachverstandigen einigen. Die Par-
teien werden sich auf der Grundlage des Ergebnisses des Sachverstdndigengutachtens um
eine Einigung bemihen. Die Kosten des Sachverstandigen tragen die Vertragsparteien je-
weils zur Halfte.

(5) Ist der Stadt die Riickgabe der Leihgabe aus von ihr zu vertretenden Griinden un-
moglich, so ist sie dem Landkreis fur den hieraus entstehenden Schaden zum Ersatz ver-

pflichtet.

(6) Hinsichtlich des Inventars des ehemaligen Birgerhauses am Markt wird auf § 17 b

Abs. 2 verwiesen.
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Abschnitt 7.

Uberleitungs- und Schlussbestimmungen

§ 35
Mitwirkungsrechte des Landkreises

(1 Der Landkreis ist berechtigt, mit einem von ihm zu benennenden Vertreter bei der
Auswahl des kunftigen Geschéftsflihrers derjenigen stadtischen Gesellschaft beratend mit-
zuwirken, auf die die Rechte und Pflichten der Stadt nach diesem Vertrag Gibertragen wer-
den.

(2) Der Landkreis ist weiter berechtigt, vier von ihm zu benennende Vertreter einschlief-
lich des Landrates in den Aufsichtsrat der stadtischen Gesellschaft nach Absatz 1 zu ent-
senden.

3) Die zu benennenden Vertreter des Landkreises werden mit der Sache vertraut und
mit Volimacht ausgestattet sein.

§ 36
Wirksamwerden des Vertrages

(1) Der Vertrag beginnt mit der Unterzeichnung durch die Vertragsparteien.

(2) Soweit in diesem Vertrag nicht ausdricklich etwas anderes vereinbart ist, werden alle
Vereinbarungen dieses Vertrages erst wirksam, wenn die nachfolgenden Voraussetzungen
vorliegen:

a) Notwendige Genehmigungen der Kommunalaufsichten

b) Ubergabe der Leihgaben

c) Wirksamwerden der Untermiet-/Unterpachtvertrdge im Sinne des § 16 Abs. 3

d) Abschluss der notwendigen Personalgestellungsvertrage soweit vor dem Stichtag
dem Betriebstbergang widersprochen wurde

e) Offentliche Bekanntmachung dieses Vertrages nach den fur den Landkreis und
die Stadt geltenden Vorschriften

jedoch nicht vor dem 01.01.2008.
(3) Stichtag fur die Ubertragung der Aufgaben der kulturellen Einrichtungen und Beginn
der Zuschuss- und Kostentragungspflichten ist - die Wirksamkeit des Vertrages nach Abs. 2

vorausgesetzt - der 01.01.2008; andernfalls der 1. des auf die Wirksamkeit folgenden Mo-
nats.
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(4) Die Stadt und der Landkreis werden sich gemeinsam um den Eintritt der in Absatz 2
genannten Voraussetzungen bis zum Stichtag bemuhen. Jede Partei verpflichtet sich, den
Vertragspartner unverzuglich schriftlich Uber den Eintritt jeder einzelnen Voraussetzung zu
informieren.

(5) Die Vereinbarungen in diesem Paragraphen sind unbedingt wirksam.

§ 37
Laufzeit des Vertrages

Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Kiindigungsrechte bleiben unberiihrt.

§ 38
Schriftform

Jede Anderung, Ergénzung oder Aufhebung dieses Vertrages bedarf der Schriftform. Auf
dieses Formerfordernis kann auch nicht mindlich verzichtet werden. Miindliche Nebenabre-
den bestehen nicht.

§ 39
Salvatorische Klausel

1M Sollten gegenwartige oder zukinftige Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder
teilweise nicht rechtswirksam oder nicht durchfiihrbar sein oder ihre Rechtswirksamkeit oder
Durchftihrbarkeit spater verlieren, wird hierdurch die Gultigkeit der tbrigen Bestimmungen
dieses Vertrages nicht beriihrt. Das Gleiche gilt, soweit sich herausstellen sollte, dass dieser
Vertrag eine Liicke enthalt. Anstelle der unwirksamen oder undurchftihrbaren Bestimmungen
oder zur Ausfiillung der Liicke soll eine angemessene Regelung vereinbart werden, die, so-
weit rechtlich méglich, dem am néchsten kommt, was die vertragschlieBenden Parteien ge-
wollt haben oder nach dem Sinn und Zweck des Vertrages gewollt haben wiirden, sofern sie
bei Abschiuss dieses Vertrages den Punkt bedacht hatten. Dies gilt auch dann, wenn die
Unwirksamkeit einer Bestimmung etwa auf einem in diesem Vertrag normierten MaR der
Leistung oder Zeit (Frist, Termin) beruht; es ist in solchen Fallen ein dem Gewollten még-
lichst nahe kommendes, rechtlich zuldssiges MaR der Leistung oder Zeit (Frist, Termin) statt
dessen zu vereinbaren.

(2) Die VertragschlieRenden sind verpflichtet, dasjenige, was nach Absatz 1 Geltung ha-

ben soll, durch eine Anderung oder Ergéanzung des Wortlauts des Vertrages in der vereinbar-
ten Schriftform festzuhalten.
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§ 40

Inkrafttreten
Januar 2015, in Kraft.

Dieser Anderungsvertrag tritt nach éffentlicher Bekanntmachung, jedoch nicht vor dem 01

Kothen (Anhatt), den 2.+, NOY. 2014

Landkreis Anhalt-Bitterfeld

Stadt Kéthen (Anhalt)
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 3 - Vertrag vom 29.06.2007.pdf


roiokonia
Anderungsvertrag Amt 10
hat Originaj
zum K

Vertrag Uber den Betrieb der kulturellen Einrichtungen

Zwischen

der Stadt Kéthen (Anhalt), gesetzlich vertreten durch den Oberburgermeister,
Marktstrale 1-3, 06366 Kéthen (Anhalt),

- Stadt -
und

der Kéthen Kultur und Marketing GmbH, gesetzlich vertreten durch den Geschéftsfiihrer,
Schlossplatz 5, 06366 Kéthen (Anhalt),

- GmbH -

wird vereinbart, dass der Vertrag (ber den Betrieb der kulturellen Einrichtungen vom
20.11.2007 ab dem 01.01.2015 nachfolgende Fassung erhait:

Praambel

Entsprechend dem Gegenstand des Unternehmens hat die GmbH den Zweck, die Stadt als
Handels-, Gewerbe-, Wirtschafts-, Wohn- und Touristikort weiter zu entwickeln und damit die
Wertschépfung in der Region zu fordern. Die Stadt beabsichtigt, aus allgemeinem politi-
schem Interesse die GmbH bei der Durchfuhrung dieser Aufgaben zu unterstiitzen. Dies
vorangestellt vereinbaren die Parteien das Nachfolgende.

Abschnitt 1. Allgemeine Regelungen

§1

Allgemeine Pflichten

(1) Die Aufgabenerfiillung durch die GmbH im Sinne des Gesellschaftszwecks sowie der
nachfolgenden Bestimmungen hat unter Beachtung des Gebots der Wirtschaftlichkeit und
der Sparsamkeit zu erfolgen.
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(2) Die GmbH wird sich bemihen, Férdermittel zu erhalten.

(3) Die GmbH verpflichtet sich zur Einhaltung der maf3geblichen datenschutzrechtlichen
Bestimmungen. Sie wird ferner die von ihr beteiligten Personen oder die von ihr beauftragten
Dritten entsprechend verpflichten.

(4) Beide Vertragsparteien verpflichten sich zu einer engen partnerschaftlichen Zusam-
menarbeit. Sie informieren sich gegenseitig Uber alle wesentlichen Vorgéange, die den vorlie-
genden Vertrag beruhren kénnen.

(5) Die GmbH hat mit dem Eigentum Dritter, insbesondere des Landkreises, schonend
und pfleglich umzugehen. Beschadigungen und Verlust sind durch geeignete Maf3nahmen
zu vermeiden.

Abschnitt 2. Ubertragung der kulturellen Einrichtungen

§2

Kulturelle Einrichtungen

(1) Die Stadt tbertragt der GmbH im Wege der Leihe und Uberleitung von Vertriagen

- das Naumann-Museum,

- das Historische Museum fir Mittelanhalt sowie

- die Prahistorische Sammlung;
ferner regelt der Vertrag den Betrieb des Veranstaltungszentrums im Schloss Kéthen durch
die GmbH, welcher u. a. das Biirgerhaus ersetzt hat (im Folgenden: kulturelle Einrichtun-
gen). Die Eigentumsverhaltnisse an den kulturellen Einrichtungen bleiben hiervon unberiihrt.

(2) Die GmbH kann die Nutzungsbedingungen, insbesondere die Offnungszeiten, die

Hausordnung und das jeweils zu zahlende Entgelt fir die kulturellen Einrichtungen zivilrecht-
lich regeln.
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Abschnitt 3. Ubertragung der kulturellen Einrichtungen auf die GmbH

Unterabschnitt 1. Nutzung der Mobilien durch die GmbH

§3
Leihe

(1) Die Stadt (iberlasst der GmbH das in den kulturellen Einrichtungen vorhandene In-
ventar (Technik, Exponate etc.) in dem Umfang, in dem es der Stadt ihrerseits durch den
Landkreis aufgrund des Vertrages mit dem Landkreis Kéthen/Anhalt (iber den Betrieb von
Kultureinrichtungen durch die Stadt Kéthen (Anhalt) in der jeweils geltenden Fassung (im
Folgenden: Kulturstittenvertrag) leihweise (berlassen worden ist als Dauerleihgabe fiir
die Laufzeit dieses Vertrages (im Folgenden: Leihgaben). Die GmbH verpflichtet sich, die
Leihgaben zu Gbernehmen und nach Mafigabe dieses Vertrages in ihrer Obhut zu behalten.
Eine Auflistung eines Teils des von dieser Regelung voraussichtlich betroffenen Inventars ist
dem Kulturstattenvertrag zur Orientierung als Anlage 1 beigefiigt.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend auch fir solche Exponate, um die die Bestande des Nau-
mann-Museums, des Historischen Museums und der Préhistorischen Sammlung in Erfillung
dieses Vertrages und mit Mitteln des Zuschusses des Landkreises erweitert werden. Diese
Exponate werden in dem Umfange Gegenstand dieses Leihvertrages, soweit diese mit Mit-
teln des Zuschusses des Landkreises erworben werden; der Erwerb ist der Stadt und dem
Landkreis unverziglich anzuzeigen.

(3) Absatz 1 gilt entsprechend auch fir sonstige Gegenstédnde, die mit Mitteln des Zu-
schusses des Landkreises erworben werden. Diese Gegenstdnde werden in dem Umfange
Gegenstand dieses Leihvertrages, soweit diese mit Mitteln des Zuschusses des Landkreises
erworben werden; der Erwerb ist der Stadt und dem Landkreis unverziiglich anzuzeigen.

(4) Auf Anforderung einer Vertragspartei wird ein Inventar der Leihgaben erstelit, das von
beiden Vertragsparteien zu unterschreiben ist.

(5) Die Stadt Ubergibt die Leihgaben der GmbH in dem Zustand, an dem Ort und zu der

Zeit, infan dem bzw. zu der die Stadt sie ihrerseits vom Landkreis erhélt. Diesen Zustand
erkennt die GmbH als vertragsgemaf an.
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§4
Haftung

(1) Die GmbH haftet fiir alle Schaden, welche durch schuldhafte Verletzung der ihr oblie-
genden Pflichten entstehen. Dies gilt insbesondere, wenn die Leihgaben unsachgemal be-
handelt wurden.

(2) Die GmbH stellt die Stadt von Anspriichen Dritter aus der Verletzung der Verkehrssi-
cherungspflicht hinsichtlich der Gbernommenen kulturelien Einrichtungen frei.

§5

Uberlassung der Leihgaben an Dritte

(1) Die GmbH ist zur Uberlassung der Leihgaben an Dritte nur mit Einwilligung der Stadt
und des Landkreises berechtigt (§ 603 Satz 2 BGB). Hat die GmbH den Gebrauch an Leih-
gaben mit dessen Einwilligung einem Dritten tberlassen, hat sie auch fir das Verschulden
des Dritten einzustehen.

2) Die - auch zeitweise - Riickgabe von Leihgaben an den Landkreis bedarf der Zu-
stimmung der Stadt.

§6

Besichtigungsrecht und Untersuchung der Leihgaben

Die Stadt ist berechtigt, die Leihgaben jederzeit nach vorheriger Abstimmung mit der GmbH
selbst zu untersuchen oder durch einen Beauftragten untersuchen zu lassen. Die GmbH ist
verpflichtet, die Stadt hierbei zu unterstitzen.

Unterabschnitt 2. Vertragsverhdltnisse, Versicherungen, Fordermittel

§7

Vertragsverhiltnisse und Versicherungen

1) Die GmbH tritt - vorbehaltlich der Zustimmung der jeweiligen Vertragspartner und
soweit nicht ausdrlcklich etwas anderes vereinbart ist - nach Wirksamwerden des Vertrages
in alle Vertragsverhaltnisse der Stadt, soweit sie die unter § 2 Abs. 1 genannten kulturellen
Einrichtungen betreffen und auf die Stadt ibergegangen sind, anstelle der Stadt und mit be-
freiender Wirkung fur die Stadt ein. Eine Auflistung der mdglicherweise von dieser Regelung
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betroffener Vertrage ist zur Orientierung dem Kulturstattenvertrag als Anlage 2 beigefiigt. Fir
Arbeitsvertrage gelten gesonderte vertragliche Regelungen.

(2) Die vertragschlielenden Parteien werden die jeweilige Vertragspartei nach dem Be-
ginn dieses Vertrages auffordern, der Vertragsibernahme durch die GmbH zuzustimmen,
und zwar in der Weise, dass die Stadt aus samtlichen Verpflichtungen aus dem Vertrag end-
giiltig entlassen wird. Sollte im Einzelfall die Zustimmung zu der Ubernahme der Vertrags-
verhaltnisse nicht erreicht werden oder sollten die vertragschlieflenden Parteien gemein-
schaftlich zu der Uberzeugung gelangen, dass die Aufforderung zur Ubernahme des Ver-
tragsverhdltnisses im AuRenverhéltnis nicht angezeigt erscheint, bleibt die Stadt alleiniger
Vertragspartner im Aufenverhéltnis. Sie wird das Vertragsverhaltnis weiterhin durchfiihren,
jedoch im Innenverhaltnis ausschlieflich im Auftrag und fir Rechnung der GmbH abwickeln.
Daraus folgt die Verpflichtung der GmbH, die Stadt im Innenverhéltnis von Verbindlichkeiten
freizustellen. Die GmbH erméachtigt die Stadt insoweit, gegeniber dem jeweiligen Vertrags-
partner alle Rechte und Anspriiche aus dem Vertragsverhaltnis im eigenen Namen geltend
zu machen, sie stellt der Stadt samtliche zur Vertragsabwicklung notwendigen Informationen
zur Verfigung.

(3) Soweit die Regelung nach den Absétzen 1 und 2 Miet- und Pachtvertrage betrifft und
die erforderliche Zustimmung des Vertragspartners zu der Vertragsubemahme durch den
Vermieter/Verpachter nicht erteilt wird oder nicht eingeholt werden soll, verpflichten sich die
Stadt und die GmbH bereits jetzt, soweit rechtlich und tatsachlich mdglich, Untermietvertra-
ge/Unterpachtvertrage abzuschlieBen. Der Untermietvertrag/Unterpachtvertrag soll der
GmbH die Nutzung des Miet-/Pachtgegenstandes im Rahmen des der Stadt zustehenden
Gebrauchsrechts in einem fir die Aufgabenerfiillung notwendigen Umfang verschaffen. Die
GmbH verpflichtet sich fiir diesen Fall mit der Stadt eine Miete/Pacht in einer Héhe zu ver-
einbaren, wie sie sich flr die Stadt aus dem Miet- und Pachtvertrag ergibt.

(4) In Bezug auf die kulturellen Einrichtungen bestehen verschiedene Versicherungen.
Die Stadt tragt, soweit dies rechtlich und tatsachlich maglich ist, fir die Fortsetzung des Ver-
sicherungsschutzes Sorge; andernfalls hat die GmbH einen zeitlich und gegensténdlich 1G-
ckenlosen Versicherungsschutz fir die kulturellen Einrichtungen zu gewahrleisten. Die
GmbH stellt der Stadt alle fiir die Versicherung der kulturellen Einrichtungen notwendigen
Informationen zur Verfigung und stellt die Stadt von allen Kosten frei, die im Zusammen-
hang mit dem Versicherungsschutz entstehen.

(5) Die GmbH tritt ihre Ansprliche aus Versicherungen, soweit sie das Eigentum des
Landkreises betreffen, bereits jetzt an die Stadt ab. Die Stadt nimmt diese Abtretung an. Et-
waige Versicherungsfille werden, soweit die GmbH Versicherungsnehmer ist, durch die
GmbH ordnungsgemalt abgewickelt. Die GmbH wird insoweit von der Stadt bevollmachtigt,
die zur Abwicklung des Versicherungsfalles notwendigen Erkldrungen abzugeben und Un-
tervollmachten zu erteilen, ferner zur Entgegennahme von Zahlungen. Soweit die GmbH
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Versicherungsnehmer ist und bei den Versicherungen ein Selbstbehalt vereinbart wurde, ist
dieser durch die GmbH an die Stadt im Schadensfall zu zahlen.

§8

Verpflichtungen aus Fordermittel- und Zuwendungsbescheiden

(1) Soweit moglich, tritt die GmbH in die Rechte und Verpflichtungen aus den Fordermit-
tel- und Zuwendungsbescheiden mit fiir den Landkreis oder die Stadt befreiender Wirkung
ein. Den vertragschlieRenden Parteien ist dabei bekannt, dass fiir die schuldbefreiende U-
bernahme die Anerkennung der Rechtsverbindlichkeit der ergangenen Bescheide durch die
Stadt und die Zustimmung der jeweils bewilligenden Stelle notwendig ist.

(2) Erfolgt ein Eintritt nach Absatz 1 nicht, verpflichtet sich die GmbH, die sich aus diesen
Bescheiden ergebenden Verpflichtungen einzuhalten. Die GmbH verpflichtet sich, auch ge-
geniber den zustdndigen Behoérden, die Férdermittel- und Zuwendungsbescheide und die
mit der Forderung verbundenen Verpflichtungen in vorstehendem Umfang - soweit erforder-
lich durch eine gesonderte schriftliche Erklarung - anzuerkennen. Soweit sich aus einer Ver-
letzung der vorstehenden Verpflichtungen Anspriiche (z. B. Rickforderungsanspriche) der
jeweils Fordermittel/Zuwendungen bewilligenden Stelle ergeben, hat die GmbH die Stadt von
diesen Anspriichen freizustellen.

Unterabschnitt 3. Sonderregelungen fiir die Nutzung von Raumlichkeiten im Gebaude
des Biirgerhauses am Markt, deren Inventar und zur Nutzung der Raumlichkeiten im
Gebaude der Landkreisverwaltung

§9

Sonderregelungen zum Inventar des ehemaligen Biirgerhauses am Markt

Das Leihverhaltnis des geman §§ 3 ff. zur Verfligung gesteliten Inventars der kulturelien Ein-
richtung Burgerhaus am Markt bleibt von der Beendigung des Leihverhéltnisses beziglich
der Raumlichkeiten im Gebaude des Burgerhauses am Markt unberihrt. Dieses Inventar darf
durch die GmbH zum Betrieb des Veranstaltungszentrums im Schloss Kothen verwendet
werden.
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§10
Sonderregelungen zur Nutzung der Raumlichkeiten im Gebaude der Landkreisverwal-
tung

Die Stadt stellt der GmbH folgende in dem Gebadude der Landkreisverwaltung, Am Fluglatz
1, 06366 Kéthen (Anhalt) befindlichen Raumlichkeiten im Wege der Leihe zur Verfligung:

- 022 bis 030,
- 033 und
- 037.

Die entsprechenden Raumlichkeiten sind in dem als Anlage 4 dem Kulturstattenvertrag bei-
gefligten Grundriss gekennzeichnet. Die textlichen Festlegungen gehen bei Widerspriichen
vor. Das Leihverhaltnis bezlglich des in diesen Raumlichkeiten befindlichen Inventars bleibt

unberthrt.

Abschnitt 4. Personalgestellung

§ 11
Stellung von Beschiftigten

1) Die Stadt stellt der GmbH die in Anlage 1 zu diesem Vertrag beschriebenen Beschaf-
tigten fiir den Betrieb der (bernommenen Kultureinrichtungen unentgeltlich zur Verfligung.

(2) Durch diesen Vertrag wird zwischen der GmbH und den gemal diesem Vertrag tber-
lassenen Beschaftigten der Stadt ein Arbeitsverhaltnis nicht begriindet. Die Uberlassenen
Beschéftigten bleiben Beschaftigte der Stadt.

§12
Verpflichtungen der Gesellschaft

(1) Die Gesellschaft wird die (berlassenen Beschaftigten in ihrem bisherigen Aufgaben-
bereich verwenden. Ein lUberlassener Beschéftigter kann nur mit vorheriger Zustimmung der
Stadt und des Beschéftigten in einem anderen Aufgabenbereich eingesetzt werden.

(2) Bei Ausfallen der (berlassenen Beschaftigten, z. B. infolge von Krankheit und Urlaub
hat die GmbH selbst fir eine gegebenenfalls erforderliche Vertretung zu sorgen und die da-
mit verbundenen Kosten zu tragen. Sie stellt die Stadt von der Verpflichtung, Ersatzkrafte fur
die Uberlassenen Beschaftigten zu stellen, frei
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(3) Bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses der Beschaftigten zur Stadt hat die GmbH
selbst Ersatzkrafte einzustellen und die damit verbundenen Kosten zu tragen.

§13
Weisungsrecht, Haftung

(1) Die (iberlassenen Beschaftigten unterliegen bezlglich der Arbeitsausfiihrung den
Weisungen der GmbH. Diese ist befugt und beauftragt, die Arbeitsausfihrung zu Gberwa-
chen. Der Urlaub fiir die Uberlassenen Beschéftigten wird nach MalRgabe der fiir die Be-
schaftigten geltenden gesetzlichen und tariflichen Regelungen durch die Gesellschaft ge-
nehmigt. Der Umfang des jahrlichen Urlaubsanspruches wird der GmbH von der Stadt mit
Beginn des Jahres mitgeteilt.

(2) Die GmbH tragt dafiir Sorge, dass Krankmeldungen, Gesundmeldungen und samtli-
che sonstigen Meldungen der Beschéftigten, die Auswirkungen auf den Entgeltanspruch
haben kdnnen, ihr gegeniber erfolgen. Die GmbH hat diese Meldungen unverziglich der
Stadt weiterzuleiten.

3) Die Stadt haftet nicht fiir Schaden, welche durch die Gberlassenen Beschéftigten ver-
ursacht werden.

(4) Die GmbH stellt die Stadt von etwaigen Anspruchen dritter Personen im Zusammen-
hang mit der Tatigkeit der Uberlassenen Beschéftigten frei.

§ 14
Rechte und Pflichten der tiberlassenen Mitarbeiter

(1) Die Stadt und die GmbH sind sich dariiber einig, dass den Uberlassenen Beschaftig-
ten durch die Uberlassung insgesamt keine Rechtsnachteile entstehen sollen.

(2) Das Arbeitsverhaltnis der (berlassenen Beschaftigten richtet sich nach Tarifvertrag
(TV8D) in der jeweils geltenden Fassung und diesen ggf. ergdnzende bzw. dndernde Tarif-
vertrage (z. B. Haustarifvertrag zur Herabsetzung Arbeitszeit) sowie nach den geltenden und
kiinftigen Dienstvereinbarungen. Die Versicherung bei der Zusatzversorgungskasse wird
fortgesetzt.

(3) Soweit es erforderlich ist und der bisherigen Ubung entspricht, wird Berufs- und Ar-
beitskieidung durch die Gesellschaft gestellt.
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(4) Die Uberlassenen Beschaftigten sind von der Stadt zu verpflichten, bei der Ausfiih-
rung der ihnen Ubertragenen Arbeiten die jeweils glltigen gesetzlichen und behdrdlichen
Vorschriften, insbesondere die Unfallverhiitungsbestimmungen, die allgemeinen und beson-
deren Dienstanweisungen der Gesellschaft, Betriebsvorschriften, die Arbeitszeitordnung und
die Anordnungen der Vorgesetzten zu beachten. Die notwendigen Belehrungen Uber die
jeweils glltigen gesetzlichen und behérdlichen Vorschriften, insbesondere die Unfallverhii-
tungsvorschriften und die allgemeinen und besonderen Dienstanweisungen erfolgen durch
die Gesellschaft.

(5) Die Stadt wird die Uberlassenen Beschéftigten zur Verschwiegenheit auch Uber alle
Geschéftsvorfélle bei der Gesellschaft verpflichten, soweit nicht berechtigte Interessen der
Stadt dieser Verschwiegenheitsverpflichtung entgegenstehen.

§ 15
Zahlung der Vergiitung, Mehrkosten, Mitteilungspflichten, Personalrat

(1) Die Stadt zahlt an die liberlassenen Beschéftigten die vertraglichen Vergiitungen. Sie
erbringt alle weiteren vertraglichen Leistungen, die auf Grund des weiterhin glltigen Tarifver-
trages und der Dienstvereinbarungen (vgl. § 6 Abs. 2) zu erbringen sind. Alle mit der Tétig-
keit der Uberlassenen Beschéftigten verbundenen Nebenkosten fir Reisen, Fortbildungen
etc. werden durch die GmbH getragen.

(2) Die Anordnung von Mehrarbeit und Uberstunden bediirfen der vorherigen Zustim-
mung der Stadt.

(3) Die GmbH hat der Stadt etwaige Arbeitsunfalle unverziglich anzuzeigen und dabei
alle fur die Unfalimeldung notwendigen Angaben mitzuteilen. Gleiches gilt fiir arbeitsvertrag-
liche Verstolhe.

(4) Zustandig fir die Beschaftigten ist der Personalrat der Stadt. Die GmbH wird die
Stadt rechtzeitig vorab von MaRnahmen informieren, welche der Mitbestimmung des Perso-
nalrates bedurfen. Die Maltnahme darf erst nach Abschluss des Mitbestimmungsverfahrens
endgultig durchgefiihrt werden.
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Abschnitt 5. Zuschiisse und Einnahmen

§16
Zuschuss der Stadt

(1) Die Stadt fordert die Tatigkeit der GmbH durch Zahlung eines jahrlichen Zuschuss in
Hohe von insgesamt 210.300 Euro. Die Zuschusspflicht endet mit Ablauf des Jahres 2017.

(2) Diese Zuschuss darf ausschlieBlich im Rahmen des Gegenstandes der GmbH ver-
wendet werden.

(3) Die Zahlung des Zuschusses ist nicht abhdngig von einer Gegenleistung. Die allge-
meinen Pflichten gemaf § 1 bleiben unberihrt.

(4) Der Zuschuss der Stadt wird jeweils zu 25 v. H. des jahrlich zu leistenden Gesamtzu-
schusses zum 01.01., 01.04., 01.07. und 01.10. fallig.

§ 16a
Weiterleitung des Sachkostenzuschuss des Landkreises Anhait-Bitterfeld

(n Die Stadt leitet einen weiteren Zuschuss des Landkreises Anhalt-Bitterfeld an die
GmbH weiter'. Mit dem Ende der Zuschusspflicht des Landkreises Anhalt-Bitterfeld entfzllt
dieser Zuschuss ersatzlos.

(2) Dieser Zuschuss darf ausschlie8lich im Rahmen des Gegenstandes der GmbH und
nur fur die Bewirtschaftungskosten der Museen und des Veranstaltungszentrums im Schloss
verwendet werden.

(3) Die Weiterleitung des Sachkostenzuschusses des Landkreises Anhalt-Bitterfeld ist
nicht abhangig von einer Gegenleistung. Die allgemeinen Pflichten gemaf § 1 bleiben unbe-
rihrt.

(4) Der Zuschuss des Landkreises Anhalt-Bitterfeld dient zunachst der Deckung der bei
der Stadt entstehenden Sachkosten (z. B. Versicherungen). Anschlieend wird der verblei-
bende Zuschuss zeitnah nach Eingang der Gelder auf dem Konto der Stadt auf ein von der
GmbH zu benennendes Konto (iberwiesen.

Die Hohe des Sachkostenzuschusses gemaft § 24 Abs. 3 des Kultustittenvertrages betragt
350.560 Euro pro Kalenderjahr. Diese Mitteilung erfolgt lediglich nachrichtlich. Ein Anspruch gegen
die Stadt erwachst der GmbH hierdurch nicht.

!
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§17
Personalkostenzuschuss

(1) Die GmbH hat den Zuschuss des Landkreises Anhalt-Bitterfeld zu den Personalkos-
ten von Ersatzarbeitnehmern geman § 22 Abs. 2 des Kulturstattenvertrages unmittelbar beim
Landkreis Anhalt-Bitterfeld geltend zu machen. Dies gilt auch fir den Aufschlag geman § 22
Abs. 3 des Kulturstattenvertrages.

(2) Die GmbH hat den Zuschuss des Landkreises Anhalt-Bitterfeld zu den Kosten des
Geschaftsflihrers gemaR § 29 Abs. 1 des Kulturstattenvertrages unmittelbar beim Landkreis
Anhalt-Bitterfeld geltend zu machen.

§ 18
Einnahmen

Die aus der Betreibung der kulturellen Einrichtungen der GmbH zuflieBenden Einnahmen
(Eintrittsgelder, Mietzinsen etc.) verbleiben bei der GmbH.

Abschnitt 6. Verwendungsnachweis

§19
Dokumentationspflicht

(1) Bis zum 15. Oktober des der Auszahlung des jahrlichen Zuschusses folgenden Jah-
res weist die GmbH die Verwendung des Zuschusses nach. Zu diesem Zweck ist in einem
Sachbericht darzustellen, wie und in welchem Umfang die Gelder verwendet wurden.

(2) Die Stadt und der Landkreis Anhalt-Bitterfeld sind berechtigt, im Zusammenhang mit
der Prifung des Verwendungsnachweises Blicher, Belege und sonstige Geschéftsunterla-

gen der GmbH anzufordern und einzusehen, soweit dies fir die Nachprifung des Verwen-
dungsnachweises erforderlich ist.

Abschnitt 7. Kiindigung und Riickabwicklung

§ 20
Kiindigung des Vertrages

(1) Eine fristlose Kiindigung durch die Stadt ist insbesondere maglich
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- wenn die GmbH ihre Verpflichtungen nach diesem Vertrag nicht nur unerheblich und
nicht nur voriibergehend verletzt, obwohl die Stadt sie zur Erfillung ihrer Verpflich-
tungen unter Setzung einer Frist von drei Wochen aufgefordert hat und die Nachfrist
ergebnislos verstrichen ist,

- bei nicht zweckentsprechender Mittelverwendung,
- bei Kindigung des Kulturstattenvertrages.

(3) Die Vertragsparteien kénnen diesen Vertrag ohne Angabe von Grlinden mit einer
Frist von 3 Monaten zum Ende des laufenden Kalenderjahres kindigen.

(4) Die Kiindigung bedarf der Schriftform. Auf dieses Schriftformerfordernis kann auch
nicht mundlich verzichtet werden.

§ 21
Riickabwicklung

1) Die Ruckabwicklung dieses Vertragsverhaltnisses erfolgt analog § 33 des Kulturstat-
tenvertrages. § 33 Abs. 4 des Kulturstattenvertrages gilt nicht. Im Falle der Bildung von Mit-
eigentum an Leihgaben geht das Miteigentum der GmbH ersatzlos auf die Stadt lber.

(2) Soll eine zeitgleiche Riickabwicklung dieses Vertragsverhaltnisses und des Kultur-
stattenvertrages erfolgen, wird die Stadt hierbei durch die GmbH unterstiitzt. Maf3geblich
sind insoweit die Vorschriften des Kulturstattenvertrages. Zahlungsanspriche aus der Ausei-
nandersetzung von Miteigentum stehen allein der Stadt zu.

§ 22
Riickgabe der Leihgaben

(1) Sind die Leihgaben - egal aus welchem Grunde - an die Stadt zurtickzugeben, so
erfolgt die Riickgabe im ordnungsgeméfen Zustand am von der Stadt zu bestimmenden
Rlckgabeort. Ein Zurlickbehaltungsrecht an den Leihgaben ist ausgeschlossen.

(2) Erfolgt die Riickgabe nicht im ordnungsgemafien Zustand, so hat die Stadt der GmbH
schriftlich eine angemessene Frist zur Herstellung eines ordnungsgemaéfien Zustandes unter
Androhung der Ersatzvornahme zu setzen. Nach fruchtlosem Fristablauf kann die Stadt die
zur Herstellung eines ordnungsgemaiien Zustandes erforderlichen Aufwendungen durch
eigenes Personal oder beauftragte Dritte vornehmen lassen und die Kosten der GmbH in
Rechnung stellen.
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(3) Bis zur Herstellung des ordnungsgeméfen Zustandes der Leihgabe gilt diese als
nicht zurlickgegeben. Gibt die GmbH die Leihgabe nicht oder nicht volistdndig zum verein-
barten Termin zurlick, hat sie den dadurch entstehenden Schaden zu ersetzen.

(4) Bei Riickgabe werden die Leihgaben von der Stadt in Anwesenheit eines Vertreters
der GmbH auf Vollstandigkeit gepriift und untersucht. Das Ergebnis der Prifung und Unter-
suchung ist von den Vertragsparteien schriftlich festzuhalten und zu unterzeichnen. Erzielen
die Vertragsparteien hinsichtlich der Erstellung des ordnungsgeméfien Zustandes der Leih-
gabe keine Einigung, ist die Leihgabe auf Verlangen einer Partei durch einen Sachversténdi-
gen zu untersuchen. Die Parteien werden sich auf einen Sachverstandigen einigen. Die Par-
teien werden sich auf der Grundlage des Ergebnisses des Sachverstandigengutachtens um
eine Einigung bemiihen. Die Kosten des Sachverstandigen tragen die Vertragsparteien je-
weils zur Halfte.

(5) Ist der GmbH die Riickgabe der Leihgabe aus von ihr zu vertretenden Grinden un-
mdglich, so ist sie der Stadt fiir den hieraus entstehenden Schaden zum Ersatz verpflichtet.

Abschnitt 8. Schlussbestimmungen
§23
Vertragslaufzeit

(1 Der Vertrag beginnt mit der Unterzeichnung durch die Vertragsparteien.?
(2) Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Kiindigungsrechte bleiben unbe-
rihrt.

§24

Schriftform

Jede Anderung, Ergdnzung oder Aufhebung dieses Vertrages bedarf der Schriftform. Auf

dieses Formerfordernis kann auch nicht mundlich verzichtet werden. Miindliche Nebenabre-
den bestehen nicht.

* Diese Bestimmung bezieht sich auf das Inkrafttreten des Ursprungsvertrages und nicht auf das (n-
krafttreten dieses Anderungsvertrages (siehe hierzu § 26)
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§25
Salvatorische Klausel

(1) Sollten gegenwértige oder zukinftige Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder
teilweise nicht rechtswirksam oder nicht durchfiihrbar sein oder ihre Rechtswirksamkeit oder
Durchfihrbarkeit spater verlieren, wird hierdurch die Giiltigkeit der Ubrigen Bestimmungen
dieses Vertrages nicht berthrt. Das Gleiche gilt, soweit sich herausstellen sollte, dass dieser
Vertrag eine Licke enthélt. Anstelle der unwirksamen oder undurchfiihrbaren Bestimmungen
oder zur Ausflllung der Liicke soll eine angemessene Regelung vereinbart werden, die, so-
weit rechtlich méglich, dem am nédchsten kommt, was die vertragschlieRenden Parteien ge-
wollt haben oder nach dem Sinn und Zweck des Vertrages gewollt haben wiirden, sofern sie
bei Abschluss dieses Vertrages den Punkt bedacht hatten. Dies gilt auch dann, wenn die
Unwirksamkeit einer Bestimmung etwa auf einem in diesem Vertrag normierten Maf der
Leistung oder Zeit (Frist, Termin) beruht; es ist in solchen Fallen ein dem Gewollten még-
lichst nahe kommendes, rechtlich zuldssiges Mal} der Leistung oder Zeit (Frist, Termin) statt
dessen zu vereinbaren.

(2) Die Vertragschlieenden sind verpflichtet, dasjenige, was nach Absatz 1 Geltung ha-

ben soll, durch eine Anderung oder Ergdnzung des Wortlauts des Vertrages in der vereinbar-
ten Schriftform festzuhalten.

§ 26
Inkrafttreten
@) Dieser Anderungsvertrag tritt am 01.01.2015 in Kraft.

(2) Zugleich treten die Personalgestellungsvertrage zwischen der Stadt und der GmbH
aulder Kraft.

Stadt Kéthen (Anhalt) Kothen Kultur und Marketing GmbH
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Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 4 - Änderungsvertrag zum Kulturvertrag vom 28.11.2014.pdf


Stadt Kéthen (Anhalt)

Der Oberblrgermeister

Niederschrift

Uber die 3. Sondersitzung des Sozial- und
Kulturausschusses

offentlicher Teil

Kothen (Anhalt), 10.02.2017

Die Sitzung fand statt:

Datum : 09.02.2017 Ort:
Beginn : 18:30 Stral3e :
Ende : 20:47 Raum :

06366 Kéthen(Anhalt)

Wallstra3e 1 - 5, R. 217, beginnend,
Umverlegung in den Ratssaal des Rathauses
wegen Uberfiillung des Raumes

Anwesende Mitglieder
It. Teilnehmerliste :

Von der Verwaltung
waren anwesend :

(siehe Anhang)

OB Bernd Hauschild
Alexander Frolow (Dezernent D 3)

Birgit Schlendorn (Amtsleiterin Amt 40)
Diana Vogel (Sachbearbeiterin Amt 40)

AuR3erdem waren
anwesend (Gaste) :

Tagungsleitung :

Schriftftihrer :

llona Hackel (Leiterin RB)
Birgit Leps (Leiterin RPA)
Caroline Hebestreit (Pressereferentin)

StR Gahler

StRn Lange

StR Miiller

Mitteldeutsche Zeitung

Herr Schuster, Herr Ratzel und Frau Kusmirek
von der Kéthen Kultur und Marketing GmbH
zahlreiche Eltern und weitere Gaste

Herr Dr. Rudiger Buchheim

Silke Casar

Ausschussvorsitz
Stellvertretend

Dezernent

Protokollfuhrer



Dr. Rudiger Buchheim Alexander Frolow Silke César




Tagesordnung

TOP Thema Vorl.-Nr.
1 Eroffnung
1.1 Feststellung der Beschlussfahigkeit und der Ordnungsmafigkeit der -
Ladung
2 Behandlung der o&ffentlichen TOPs
2.1 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (6ffentlicher Teil) -
2.2 Informationen der Verwaltung (6ffentlicher Teil) -
2.3 Bestatigung der Tagesordnung (6ffentlicher Teil) -
2.4 Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Uber die Aufnahme und
Betreuung von Kindern in kommunalen Tageseinrichtungen 2017011/1
25 Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Uber die Erhebung von 2017010/1

Kostenbeitragen fir die Inanspruchnahme von Angeboten der
Forderung und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen
und in Tagespflege(Elternbeitragssatzung)

2.6 Gesellschaftsvertrag der Kéthen Kultur und Marketing GmbH (KKM) 2017024/1
2.7 Anfragen und Anregungen (6ffentlicher Teil) -
3 Behandlung der nichtoffentlichen TOPs
3.1 Bestétigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtoffentlicher -
Teil)
3.2 Informationen der Verwaltung (nichtéffentlicher Teil) -
3.3 Bestatigung der Tagesordnung (nichtoffentlicher Teil) -

3.4 Anfragen und Anregungen (nichtoffentlicher Teil) -



Protokolltext

Offentlicher Teil

TOP 1 — Eroffnung

Nach § 5 Abs. 2 der Geschéftsordnung eréffnet der an Jahren Alteste, StR Dr. Buchheim,
die Sitzung und legt den Leitenden des Ausschusses fest, da die Vorsitzende und die
Stellvertretende des Ausschusses an der Sitzung nicht teilnehmen kénnen.

Da sehr viele Gaste an der Sitzung teilnehmen mdéchten und die Raumkapazitat in der
Wallstral3e nicht ausreicht, wird die Fortfiihrung der Sitzung in den Ratssaal des Rathauses
verlegt.

StR Dr. Buchheim eréffnet die Wahl um den Ausschussvorsitz. StR Heeg schlagt vor, dass
StR Dr. Buchheim die Sitzung selbst leitet, was einstimmig angenommen wird.

TOP 1.1 — Feststellung Beschlussfahigkeit und OrdnungsmaéafRigkeit der Ladung
Die Beschlussfahigkeit und die OrdnungsmaéaRigkeit der Ladung werden festgestellt.

TOP 2.1 — Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung

StR Heeg bemangelt die Anwesenheitsliste der letzten Sitzung, wo nicht konkret ausgefuhrt
wurde, zu welchem TOP die spater kommenden Ausschussmitglieder hinzugekommen sind,
was eine Nachvollziehbarkeit der Abstimmungen nach sich ziehe. Auch fehle der OB in der
Anwesenheitsliste.

Zur Niederschrift der letzten Sitzung ist anzumerken, dass der sachkundige Einwohner Herr
Lehmann irrtmlich als Stadtrat bezeichnet wurde.

Die Niederschrift des offentlichen Teils der Sitzung vom 26.01.2017 wird bei 3 Enthaltungen
bestétigt.

TOP 2.2 — Informationen der Verwaltung
keine

TOP 2.3. — Bestétigung der Tagesordnung 6ffentlicher Teil
Herr Meier spricht sich dafir aus, dass Gaste ein Rederecht von 3 Minuten bekommen.

Die Tagesordnung offentlicher Teil wird einstimmig angenommen.

TOP 2.4 — Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Uber die Aufnahme und Betreuung von
Kindern in den kommunalen Tageseinrichtungen

und

TOP 2.5 - Satzung der Stadt Kéthen (Anhalt) Gber die Erhebung von
Kostenbeitragen fur die Inanspruchnahme von Angeboten der Forderung
und Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen und in Tagespflege
(Elternbeitragssatzung)

StR Maal stellt den Antrag der gemeinsamen Diskussion und Abstimmung der TOPs
2.4 und 2.5, was einstimmig angenommen wird.

Er bittet darum, dass alle offenen Fragen bis zum Ende ausdiskutiert werden.
Es ist zu prifen, inwieweit eine Kostenunverhaltnismagigkeit besteht. Die Veranstaltung soll
Vertrauen schaffen. Es gab noch nie eine so hohe Beteiligung von Blrgern an einer Sitzung.



Die Stadtrate haben eine hohe Verantwortung fiir die Themen. Ein 3 x 3-minitiges
Rederecht fur Gaste ware prinzipiell auch machbar.

StR Heeg spricht sich im Namen der CDU-Fraktion gegen die Verwaltungsmeinung aus.
Die soziale Vertraglichkeit ist nicht gegeben. Er rechnet prozentual die Kosten auf, die mit
dem Zuschuss vom Land aber nicht aufgefangen werden. Man kdnne als Malinahme dann
Gebiuhren erhdéhen oder Schulden machen. Das Letztere ist jedoch unzuléssig. Also muss
nach Lésungen gesucht werden. Die Stadt Minchen hat daftir eine Loésung gefunden. Dort
zahlen nur die Eltern, wenn sie mehr als 60.000 Euro im Jahr verdienen. Die anderen Eltern
erhalten Rabatte bis zu 100 %. Dies ist sicher in Sachsen-Anhalt nicht machbar. Wenn fur
ein Kind jedoch zu hohe Kosten im Jahr durch Kitabetreuung entstehen, kénnen sich das
viele nicht leisten. Die Verwaltung wird aufgefordert, heute keinen Beschluss zu fassen,
auch nicht im Hauptausschuss. Es ist nach einer sozial vertraglicheren Losung zu suchen,
dass nur Mehrverdiener mehr bezahlen missen. Die sozial Schwécheren mussen den
Betrag zwar erst zahlen, kdnnen aber beim Jugendamt einen Ermafigungsantrag stellen.

StR Reisbach spricht sich im Namen der Freien Wahler ebenfalls gegen die
Verwaltungsvorlagen aus. Der Haushalt kann sich nicht zu Lasten der Blrger konsolidiert
werden.

StR Lange schlief3t sich im Namen der SPD-Fraktion den Meinungen der Vorredner an.
Es gibt schon andere Zahlen von der Verwaltung, die jedoch der Offentlichkeit vorenthalten
wurden. Die Zahlen sind von der Verwaltung schon nach unten korrigiert worden.

Herr Meier gibt im Namen der FDP-Fraktion/Bundnis 90/Die Griinen ebenso keine
Zustimmung. Es wurden 5 Anderungsantrage eingebracht, die dem Ausschuss ausgereicht
wurden. Man kénne sich eine Gebihrenerh6hung von max. 10 % vorstellen.

Herr Meier zitiert die Vorschlage aus den Antragen. Auf den Antrag Kiichen- und
Wascheleistungen geht er nicht naher ein.

Herr Frolow legt dar, dass die Verwaltung die Kosten transparent machen wollte mit dieser
Vorlage. Die Kosten bei den freien Tragern seien ebenfalls gestiegen. Ob Gebihren-
steigerungen erfolgen, lage in der Zustandigkeit der Kommunen. Dies solle heute diskutiert
werden. Der Gesamthaushalt misse im Auge behalten werden. Eine GeblUhrenprifung in
Hinsicht auf Sozialvertraglichkeit wird gemacht. Beim Jugendamt kénnen
Kostentbernahmeantrage gestellt werden. Ein Verwaltungsverfahren ist aufwéandig. Das
erhéhe auch die Kosten zusétzlich. Dieses mache nur in kreisfreien Stadten Sinn. Sicher
ware auch fur Steuererh6hungen noch nach oben Luft.

OB Hauschild argumentiert, dass die Verwaltung die entstehenden Kosten glasern
offenlegen wollte, um zu zeigen, was eine 50 %-ige Erh6hung bedeuten wirde. Fur 1 Kind
bei einer 10-stlindigen Betreuung sind 365 Euro herausgekommen. Als ersten Schritt ist
man auf 40 % zurlickgegangen. Eine Erhéhung ist in Abhangigkeit von der Gestaltung des
Gesamthaushaltes zu sehen. Es gibt noch Spielraum nach unten, was aber zu Lasten der
Ausfuhrung wesentlicher Aufgaben der Stadt geht. Im Hauptausschuss werden die Kosten
fur eine 10 %-ige Erhéhung vorgelegt. Der Meinung der Ausschussmitglieder, die Vorlagen
nicht zu beschliel3en, kénne er nicht folgen. Im Stadtrat muss der Haushalt beschlossen
werden. Im Vorfeld dessen miissen aber alle Ein- und Ausgaben klar sein. Wenn der
Haushalt nicht beschlossen werden kann, hat dies Folgen. So kann z. B. die Kita
Erlebnisbaum nicht saniert werden. Die Adresse flr die Birger, die mit der Kostenerhéhung
nicht einverstanden sind, ist der Landtag. Er ist gern bereit, dorthin mitzukommen, wo das
Anliegen vorgetragen werden kann, um gemeinsam dafiir zu kdmpfen.

StR Reisbach ist nicht klar, warum die Blrger mit Planzahlen verunsichert werden, wenn



noch Spielraum nach unten ist. Warum legt die Verwaltung nicht gleich den Plan B mit
anderen Zahlen vor, um die Lage zu entspannen?

OB Hauschild entgegnet, dass bisher der Plan B noch nicht vorliegt. Durch den Spielraum
werden Aufgaben zurtickgefahren werden missen. Es kénnen dann z. B. keine Stral3en
repariert werden. Gibt es keine Reparaturen, misse man irgendwann damit rechnen, dass
eine generelle Erneuerung notig ist, was eine Folge wére.

StR Maal fuhrt aus, dass die Elternvertretungen sich mit den Zahlen auseinandergesetzt
haben. An einigen Zahlen wird gezweifelt. Diese Zweifel sollten ausgemerzt werden.

Die Sitzung soll dazu dienen, dass diese durch die Verwaltung erlautert werden. An den
Haushaltsbedingungen ist nicht die Stadt schuld. Es ist klar, dass der Haushalt zu einem
frhen Zeitpunkt beschlossen werden soll. Dies kann aber nicht zu Lasten der Blrger
gehen.

Der OB solle vor dem Stadtrat noch einmal die Fraktionsvorsitzenden zusammenrufen, um
im Vorfeld der Sitzung noch zu einem gemeinsamen Beratungsstand zu kommen. Eine
andere Mdglichkeit gibt es nicht, sonst sind am Ende Papiere auf dem Tisch, wo Zahlen
angezweifelt werden.

OB Hauschild hat heute noch mit einer Dame vom Elternrat und Herrn Frolow und der
Sachbearbeiterin fir die Kalkulation ein Gesprach zu offenen Fragen gefuhrt. Der Landkreis
hat schon griines Licht fir die Zahlen gegeben. Jederzeit kann aber die Méglichkeit fur ein
Gesprach gesucht werden, um letzte Zweifel auszuschlieBen. Montag, 15 Uhr kann der
Fraktionstermin stattfinden. Wenn der Haushalt nicht beschlossen wird, ist die Beantragung
von Fordermitteln in Gefahr. Hiermit soll kein Druck bei den Stadtraten aufgebaut werden.
Es solle nur klargestellt werden, dass dann die verschiedensten Aufgaben nicht
durchfuhrbar sind.

StR Lossack bemangelt, dass das von der Verwaltung zur Verflgung gestellte
Tabellenmaterial nicht sehr Gbersichtlich war. Dies solle nachvollziehbarer sein.

StR Dr. Buchheim restimiert, dass die Kostenerh6hungen den Mittelstand stark treffen. Er
hat Vorschlage fir anderweitige Einsparmdéglichkeiten gemacht. Er denkt an das Amt, was
von der Struktur her nicht in die Stadtverwaltung passt. Leider wurde der Antrag abgelehnt.

StR Heeg empfindet die bisherige Art der Beitragskalkulation als geeigneter als die neue
nun vorgelegte Art. Die alte Kalkulationsart legte einen Sockelbetrag von 110 Euro
zugrunde. Davon ist man nun abgegangen. Man solle zur alten Kalkulationsart zurtickgehen.

StR Dr. Buchheim erteilt das Rederecht an die Géaste.

Frau Hoppner, Stadtelternratsvorsitzende, dankt allen fiir das zahlreiche Erscheinen, um fur
die Sache zu kdmpfen. Die Stadtrate haben erkannt, was die Eltern schmerzt. Die Eltern
mdchten selbst bestimmen, wieviel Stunden sie ihre Kinder in die Betreuung geben. Einen
10-Stunden-Platz kann sich nicht jeder leisten. Dies betrifft insbesondere Arbeitspendler, fur
die diese Flexibilitat wichtig ist. Das neue KifoG brachte keine Verbesserung. Die
Personalschliissel wurden heruntergesetzt. Somit bekommt man fir mehr Geld eine
schlechtere Qualitat. Sie hatte heute das perstnliche Gesprach mit dem Oberburgermeister
zum vorliegenden Zahlenmaterial. Dies ist in der momentanen Darstellung nicht ersichtlich.
Heute mussten die Kinder zu Hause bleiben, weil das Erzieherpersonal erkrankt war. Das
muss mit einkalkuliert werden. Der Elternrat solle mit einbezogen werden bei der Findung
einer Losung. Es bestehen z. B. auch Vorschlage fur den Hortbereich von Seiten der
Elternratsvertretung. Ebenso sollte es Gastkinder geben, auf die bisher nicht eingegangen
wird, sowie eine flexible Betreuung im Hort auch wéahrend der Ferienzeiten. Viele wirden es



bei niedrigeren Gebihren nutzen, die bisher diese Mdglichkeit nicht ins Auge gefasst hatten.

Patrick Mett spricht auch die Pendlerproblematik an. Wie sieht es mit Zahlungen an den
KuKaKo oder Uberhaupt fiir die Kultur aus? Hier werden einfach mal so 10.000 Euro
Uberwiesen, woflr andere lange arbeiten missen. Bei einem niedrigeren Einkommen sind
solche Zahlungen fur Eltern nicht zu leisten. Unsere Kinder sind die Steuerzahler von
morgen. Dies solle auch berticksichtigt werden.

Andrea Kamp kénne dann nur noch 6 Stunden arbeiten gehen, weil sie ihr Kind dann aus
dem Kindergarten abholen muss, weil sie sich eine 10-Stunden-Betreuung nicht leisten
kénne. Man miusse sich Uberlegen, ob man noch in Kéthen bleiben kann und noch Kinder
hier in die Welt setzen kénne.

Marco Friedrich spricht die Umlage der Kiichennebenleistungen an. Dies erhthe die
Kosten noch einmal. Die Gesamtkosten fiir ein Kind bei einer 10-Stunden-Betreuung mit
Vollverpflegung betragen dann 530 Euro. Das entsprache einer 54 %-igen Erhéhung.

OB Hauschild erlautert, dass die Anderungen im Hortbereich in der Sitzung des
Hauptausschusses vorgelegt werden. KuKaKé bekommt die 10.000 Euro vom Landkreis
und nicht von der Stadt. Was Kultur anbelangt, vollzieht diese Aufgaben die Kéthen Kultur
und Marketing GmbH. Hierzu wird heute der Kulturstattenvertrag in der Sitzung behandelt,
wozu die Eltern gern mit anwesend sein kénnen.

Herr Frolow fiihrte bereits Verhandlungen mit dem Landkreis zu den
Kiichennebenleistungen. Diese gehdren nicht mit zu den notwendigen Aufgaben und
missen separat umgelegt werden, wie es auch bei freien Tragern der Fall ist. Im nachsten
Jahr werden die Vertrage neu verhandelt mit dem Kichenbetreiber. Die Stadt unterliegt der
Vergabeverordnung. Die Preise werden aber kulanter ausfallen als bisher angenommen.

Steffi Peters fragt nach, warum es nur Rabatte fir Kindergartenkinder gibt und warum keine
Hochstgrenze festgesetzt ist.

StR Buchheim er6ffnet die Abstimmung zum Antrag, beide Vorlagen an die
Verwaltung zurtickzuweisen, was einstimmig angenommen wird.

Die Sitzung tritt von 19.55 Uhr bis 20 Uhr in eine Pause ein.
TOP 2.6 - Gesellschaftsvertrag der Kéthen Kultur und Marketing GmbH (KKM)

StR Reisbach stellt einen Anderungsantrag zum Antrag der Stadt, die KKM an den
Landkreis zu Gbertragen und die Stadt von allen Pflichten zu entbinden.

Die Bachgesellschaft wurde nicht in die KKM Ubertragen. Man war der Meinung, dass diese
eigenstandig bleiben misse. StR Reisbach Ubergibt an die Verwaltung 10 Fragen zur
Klarung, welche bis zum Stadtrat beantwortet werden sollen.

StR Maal ist der Auffassung, dass dies das Aus fur die KKM und die Kultur im Schloss
bedeuten wiirde. Jegliche Arbeitsgrundlagen waren entzogen. Die Vertragsverhandlungen
waren auch beim letzten Mal schwierig. Das neue Konstrukt gibt dem Landkreis eine
Stimmenmehrheit. Mit der Anhalt-Info hatte die Stadt ein Alleinstellungsmerkmal. Es sollten
mindestens 4 Aufsichtsratssitzungen im Jahr stattfinden und nicht nur eine. Bei
Entscheidungen sollten sich Stadtrat und Kreistag im Vorfeld abstimmen. StR Maal3 spricht
sich dafiir aus, dass zum Antrag beschlossen werden solle.

StR Lossack ist der Meinung, dass der Landkreis sich nicht fir die Kultur in Kéthen



einsetzt. 7 Stimmen hat der Landkreis jedoch und der OB 2 Stimmen im Aufsichtsrat,
welche das Zinglein an der Waage sein sollten. Warum haben die Gesellschafter kein
Mitspracherecht, nur der Aufsichtsrat? Die Aufgabenstellung der KKM ist nicht ersichtlich.
Die KKM legte zuletzt einen Wirtschaftsplan vor, wo die Zahlen nach unten gingen. Das ist
Kdthen nicht wirdig.

StR Reisbach hat mit dem Kreistag gesprochen. Das damalige Theater gehérte auch zum
Landkreis. Was sagt die Kommunalaufsicht Uberhaupt zu einem 10-Jahres-Vertrag?

StR Dr. Buchheim ist froh, dass auch Zahlungen vom Landkreis kommen. Dies solle man
nicht gefahrden.

StR Muller ist der Ansicht, dass alles durchgepriigelt wird, was wichtige Themen anbelangt,
obwohl im Vorfeld genligend Zeit ware fur eine Diskussion. Ein 10-Jahres-Vertrag setze die
Stadt unter Druck. Ist es richtig, dass der Landkreis die Personalkosten flir 8 Mitarbeiter voll
Ubernimmt? Man dirfe keine Entscheidung Uber das Knie brechen, sondern alles erst
einmal durchsprechen. Was ist mit den 168.000 Euro monatlich?

Herr Schuster merkt an, dass alle Anwesenden die Mdglichkeit gehabt hatten, ihn
anzurufen und ein Gesprach mit ihm zu fihren. Die 8 Mitarbeiter sind in den Museen tétig
und werden nattirlich durch den Landkreis bezahlt.

Herr Frolow erlautert, dass man eine Aufsichtsratserweiterung machen kénne oder auch
nicht. Man kénne jedoch nicht mit lauter Kleinigkeiten in Sachen Vertrag noch einmal zum
Landkreis gehen. Man bekomme keine Mehrheit in den Aufsichtsrat rein. Wenn
Entscheidungen anstehen, wirden sich jedoch der OB und der Landrat vorbereitend in ihren
Gremien abstimmen. Die bestehenden vertraglichen Regelungen reichen aus. Mindestens 4
Aufsichtsratssitzungen anzusetzen, ist unproblematisch. Wegen der
umsatzsteuerrechtlichen Prifung kénne man keine konkreten Aufgabenstellungen in den
Vertrag aufnehmen. Es dirfe nicht so aussehen, dass die KKM Dienstleistungen gegen
Geld erbringt. Die Stadt bedient sich der Gesellschaft. Die genannten 168.000 Euro gibt es
jahrlich, nicht wie falschlich erwahnt, monatlich. Dies wird noch geéndert. Bisher wurde das
Landkreispersonal Uber Personalgestellungsvertrage geregelt. Nun geht es wieder zum
Landkreis zurlck.

StR Heeg erklart, dass der Stadtrat jederzeit in der Lage ist, Weisungen an den Vertreter
der Gesellschafterversammlung zu geben. Die Aufgaben kénnen nicht tiber die Rechte des
Aufsichtsrates gehen.

StR Miller fehlen genaue Aussagen zu den Personalkosten im Vertrag.

Herr Frolow flhrt aus, dass der Landkreis komplett das von ihm gestellte Personal bezahlt.
Die Personalkosten werden im Vertrag nicht konkret beziffert. Die Stadt gibt einen
Gesamtzuschuss, der Rest kommt vom Landkreis.

StR Maald merkt an, dass es ein ungeschriebenes Gesetz beim Landkreis ist, dass in
regionalen Gremien auch nur regionale Leute sitzen. Man sieht nicht die Gefahr, dass die
Interessen von Koéthen untergehen.

StR Lange fragt nach, warum man 10 Jahre nimmt.

OB Hauschild bemerkt, dass es ein Wunsch des Landkreises war.

Abstimmung zum Antrag von StR Reisbach, die KKM an den Landkreis zu Gbertragen



und die Stadt von allen Pflichten zu entbinden.
Abstimmung: 1 Ja 10 Nein 0 Enthaltungen
Die Beratung tritt in von 20.40 Uhr bis 20.42 Uhr in eine Pause ein.
Gesamtabstimmung zum Kulturvertrag:
3Ja 1 Nein 7 Enthaltungen
TOP 2.7 - Anfragen und Anregungen o6ffentlicher Teil
StR Reisbach fragt nach, ob die Willkommensinitiative in Kéthen noch ein Biiro hat.
OB Hauschild berichtet, dass Pfarrer Olejnicki derzeit nach einem Bliro sucht.
StR Heeg spricht sich dafiir aus, dass wichtige Themen zuklnftig in mehreren Sitzungen
vor Ausschissen diskutiert werden, um besser zu einem Ergebnis kommen zu kénnen und

so mit gestarkten Argumenten in die Ausschiisse zu gehen.

Ende offentlicher Teil 20.44 Uhr
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2 Behandlung der 6ffentlichen TOPs
21 Bestatigung der Niederschrift der letzten Sitzung (6ffentlicher Teil) -
2.2 Informationen der Verwaltung (6ffentlicher Teil) -
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